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Vorwort. 


Die Anerkennung, die mein im vorigen Jahre unter dem 
Titel „Fürſt Bismarck 1890 — 1898“ im Verlage der Union 
Deutſche Verlagsgeſellſchaft in Stuttgart, Berlin, Leipzig er⸗ 
ſchienenes Werk in ſo reichem Maße gefunden hat, ſowie der 
Wunſch zahlreicher Leſer nach weiteren Mitteilungen aus meinem 
Verkehre mit dem großen Kanzler haben mich zur Abfaſſung 
dieſes dritten Bandes beſtimmt. Außerdem glaube ich, damit 
abermals eine Lücke in der Bismarckliteratur auszufüllen. 

In ſeiner erſten Hälfte enthält das Werk wichtige Aus⸗ 
laſſungen des Fürſten über die Grundlagen des Deutſchen 
Reiches, wie er ſie geſchaffen hat, ſowie eindringliche, beſorgte 
Mahnungen an Regierung und Parlament, die Verfaſſung zu 
wahren und jede Verſchiebung des ſorgfältig berechneten Gleich⸗ 
gewichts der konſtitutionellen Gewalten ſtreng zu vermeiden, 
vor allem aber den unheilvollen Zug von Zentralismus und 
Unitarismus zu bekämpfen, der bald nach ſeiner Entlaſſung im 
Deutſchen Reiche zutage trat. Ich halte dieſe Auslaſſungen des 


Fürſten — abgeſehen von den „Gedanken und Erinnerungen“ — 
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für die ſchwerwiegendſten und bedeutungsvollſten ſeiner nach— 
amtlichen Zeit, und es würde unrecht ſowohl gegen den Fürſten 
Bismarck ſelbſt, wie gegen das deutſche Volk ſein, wenn ich ſie 
nicht veröffentlichte, ſondern der Vergeſſenheit anheimfallen ließe. 

Einiges davon iſt aus den Reden, die der Fürſt bei Emp⸗ 
fängen und dergleichen gehalten hat, ſowie aus den Artikeln 
der „Hamburger Nachrichten“ bekannt, aber dieſe verſtreuten 
Bruchſtücke geben kein überſichtliches und vollſtänd iges Bild. 
Außerdem fehlen die Außerungen, die der Fürſt in feinen Ge- 
ſprächen mit mir über dieſe Fragen getan hat. Ich hoffe, daß 
mir die Zuſammenfaſſung, Ergänzung und Verſchmelzung des 
wichtigen Materials zu einem einheitlichen Ganzen gelungen iſt. 

Um den bezüglichen Auslaſſungen des großen Kanzlers ihre 
volle Wirkung zu ſichern, bin ich der Verſuchung aus dem 
Wege gegangen, ſie in die Form einer theoretiſch-wiſſenſchaft⸗ 
lichen Darſtellung der ſtaatsrechtlichen Anſichten des Schöpfers 
des Deutſchen Reiches zu kleiden und habe ihnen überall die 
friſche Realität, die unmittelbare, packende Anſchaulichkeit ge⸗ 
wahrt, die allen Außerungen des großen Kanzlers eigen war. 

Den zweiten Teil dieſes dritten Bandes eröffnet ein Stim⸗ 
mungsbild aus der Zeit nach der Entlaſſ ung, das, reichlich aus⸗ 
geſtattet mit intereſſanten Außerungen des Fürſten, vielen Leſern 
eine willkommene Ergänzung der Schilderungen bieten wird, die 
ich darüber im erſten Bande meines Werkes entworfen habe. Der 
folgende Abſchnitt enthält eine eingehende Widerlegung der Legende, 
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daß ſich Fürſt Bismarck am Schluſſe feiner Amtszeit mit Staats⸗ 
ſtreichgedanken getragen habe, an deren Ausführung er vom 
Kaiſer zum Glück verhindert worden ſei. Ich bin dieſem 
Gerede ſchon früher in den „Hamburger Nachrichten“ ent⸗ 
gegengetreten; aber Zeitungsartikel haben keinen Beſtand. 
Außerdem konnte ich meine damaligen Darlegungen nicht ſo 
ausführlich und aktenmäßig geſtalten, wie es mir in dieſem 
Werke möglich iſt. Ich glaube, daß ich damit den Ausſtreuern 
der falſchen Angaben das Konzept für alle Zeiten verdorben 
habe. Den Beifall der Leſer hoffe ich auch zu finden, wenn 
ich ſie in dem Kapitel „Parallelerzählungen des Fürſten Bis⸗ 
marck zu ſeinen „Gedanken und Erinnerungen“ auf Grund 
von Beiſpielen und perſönlichen Auslaſſungen des großen Staats⸗ 
mannes in die Lage verſetze, ſich ſelbſt ein Urteil darüber zu 
bilden, was von gewiſſen Bismarck⸗Erzählungen zu halten iſt, 
die jetzt noch als glaubwürdig umlaufen. Endlich gibt der 
zweite Teil dieſes Bandes Äußerungen des Fürſten wieder, die 
ſich auf verſchiedenartige Gegenſtände beziehen und bisher nicht, 
oder nicht vollſtändig, oder nicht in korrekter Faſſung bekannt 
geworden ſind. Sie dürften ohne Ausnahme das Intereſſe der 
Leſer feſſeln, namentlich ſoweit fie die Zeit des Deutſch⸗Fran⸗ 
zöſiſchen Krieges und das Verhältnis des großen Kanzlers zur 
Preſſe betreffen. | 

Allgemein ift dieſer dritte Band darauf berechnet, „in die 
Gedankenwelt des gewaltigen Mannes zurückzuverſetzen, deſſen 
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Ideen und Urteile niemals veralten können“, wie ſich Fürſt 
Bülow in dem Briefe glücklich ausgedrückt hat, den er anläß⸗ 
lich des Erſcheinens der erſten beiden Bände meines Werkes 
an mich richtete. Wegen dieſer Beſchaffenheit meines Buches 
darf ich hoffen, daß es ſeinen Zweck: eine Feſtgabe für das 
deutſche Volk zur Jahrhundertfeier unſeres Nationalheros zu 


ſein, erfüllen wird. 


Hamburg. 


Hermann Hofmann. 
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Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. III. 
1 


Einleitung. 


Fürſt Bismarck beſaß, wie jeder große und erfolgreiche 
Staatsmann, wenig Neigung, theoretiſchen Geſichtspunkten be⸗ 
ſtimmenden Einfluß auf ſeine Entſchließungen einzuräumen. 
Insbeſondere erſchien es ihm gleichgültig, ob ſeine weltgeſchicht⸗ 
lichen Taten in dieſe oder jene Kategorie ſtaatswiſſenſchaftlicher 
Begriffe hineinpaßten. Er war bekanntlich der Anſicht, daß 
politiſche Angelegenheiten in erſter Linie Macht-, keine Rechts⸗ 
fragen ſeien und nicht vom Standpunkte des Amtsrichters, 
ſondern von dem des Staatsmannes entſchieden werden müßten. 
Wenn es ſich darum handelte, ſchwere Nachteile vom Staate 
abzuwehren, jo hielt er es für ſeine Pflicht, nicht über „juriſtiſche 
Zwirnsfäden zu ſtolpern“, weil im Falle der Kolliſion die 
Sicherheit und die Wohlfahrt des Landes höher ſtänden als 
das formale Recht. 

Trotzdem kann keine Rede davon ſein, daß der große Kanzler 
Geſetz und Recht etwa gering eingeſchätzt und ihnen den Reſpekt 
verſagt habe, der ihnen in jedem geordneten Staatsweſen er⸗ 
wieſen werden muß, das vor Schaden und Untergang bewahrt 
bleiben ſoll. Bei den großen welthiſtoriſchen Taten, die er zur 
Herſtellung der deutſchen Einheit durchgeführt hat, legte er 
vielmehr das größte Gewicht darauf, daß das Recht auf ſeiten 
Preußens und Deutſchlands blieb. Die Annexionen widerſprechen 
dem ſelbſtverſtändlich nicht. Sie waren zur Erreichung des vater⸗ 
ländiſchen Zieles ebenſo unerläßlich und ebenſo gerechtfertigt wie 
die Kriege. Nur ein ſtarkes, in ſich ſelbſt konſolidiertes und in 
ſeinem Territorium feſt zuſammengefügtes Preußen konnte die 
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Vormachtſtellung in Deutſchland erlangen, deren es bedurfte, 
um unter Bismarcks Leitung kraftvoll und energiſch die Füh⸗ 
rung auf dem Wege zu Kaiſer und Reich zu übernehmen. Außer⸗ 
dem gilt jeder ſiegreiche Staat völkerrechtlich als legitimiert, 
diejenigen Maßnahmen zu treffen, die zu ſeiner Sicherung gegen 
künftige Angriffe, zur Abrundung ſeines Gebiets oder zu ähn⸗ 
lichen wichtigen Staatszwecken notwendig ſind. Von den näm⸗ 
lichen Auffaſſungen wären auch die Gegner Preußens aus— 
gegangen, wenn das Kriegsglück auf ihrer Seite geweſen; ganz 
davon zu ſchweigen, welche Amputationen das napoleonijche 
Frankreich an Preußen vollzogen haben würde, wenn ſich 1870 
der Sieg an ſeine Fahnen geheftet hätte. 

Auch bei den Kämpfen, die zur Feſtigung und zum Aus⸗ 
bau des Reiches im Sinne ſeines Schöpfers gegen die ver- 
ſchiedenartigen, einander widerſtrebenden Elemente notwendig 
waren, iſt von dem Fürſten niemals das Recht verletzt worden. 
Solange die politiſchen und parlamentariſchen Streitigkeiten 
dauerten, hat er ſelbſtverſtändlich ſeine volle Autorität eingeſetzt, 
um die ſchwebenden Fragen in ſeinem Sinne zur Löſung zu 
bringen; aber nachdem dies geſchehen und der Gegenſtand des 
politiſchen Haders auf dem Wege der Geſetzgebung zum gelten⸗ 
den Rechte geworden war, galt ihm dieſes als ebenſo unverletzlich 
wie jedem anderen Staatsbürger. | 

Den beiten Beleg für das ſtarke Rechtsgefühl des Fürſten 
bildet die Nachſuchung der Indemnität für die budgetloſe Re⸗ 
gierung während der Konfliktszeit. Allerdings war ſein Geſuch 
weit davon entfernt, dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe gegen⸗ 
über ein „pater peccavi“ der Regierung zu ſein; es enthielt 
lediglich den Antrag auf Anerkennung der Tatſache, daß im 
vorliegenden Falle von ſeiten der Regierung nach Lage der Um⸗ 
ſtände richtig verfahren worden ſei, ſo daß alſo die Bewilligung der 
Indemnität ein Zeugnis des Wohlverhaltens für die Regierung 
einſchloß. Gewiß haben auch politiſche Gründe die Stellung 
des Antrages mit veranlaßt; in der Hauptſache war es jedoch 
dem damaligen Miniſterpräſidenten v. Bismarck um die nach⸗ 
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trägliche Anerkennung der Maßnahmen der budgetlojen Regie— 
rung, das heißt um die Wiederherſtellung des gültigen Staats- 
rechts zu tun. Wie leicht wäre es ihm geweſen, nach den großen 
Erfolgen von 1866 die Geſchehniſſe der Konfliktszeit einfach auf ſich 
beruhen zu laſſen und über ſie zur Tagesordnung überzugehen! 
Er hat es aber nicht getan, ſondern dem Rechte gegeben, was 
des Rechtes war. Auch ſpäterhin, als er auf dem Gipfel der 
Macht ſtand, iſt es ihm nie in den Sinn gekommen, geſetzlich 
inkorrekt zu handeln. Wenn ihm eine Abänderung des be— 
ſtehenden Rechtszuſtandes im Staatsintereſſe notwendig erſchien, 
hat er ſich dazu ſtets des verfaſſungsmäßig vorgeſchriebenen 
Weges bedient. 

Allerdings war der Fürſt der Anſicht, daß es nützlich und 
ratſam ſei, bei parlamentariſchen Kämpfen den Rechtsſtandpunkt 
von vornherein nicht ſo ſtark herauszukehren, ihn vielmehr 
beiſeite zu laſſen, ſolange man ſich materiell verſtändigen könne. 
Das Verſteifen auf Artikel und Paragraphen vertiefe nur die 
Gegenſätze und erſchwere die Herbeiführung des Kompromiſſes, 
zu dem man im Landesintereſſe doch ſchließlich gelangen müſſe. 
Auch hier lag alſo in keiner Weiſe Zurückſetzung des Rechts 
gegenüber der Politik vor, ſondern nur eine rein opportu⸗ 
niſtiſche Erwägung darüber, wie dem Staatsintereſſe am beſten 
zu dienen ſei. 

Auf dem Rechtsgebiete aber, auf das ſich meine zunächſt 
folgenden Mitteilungen erſtrecken, dem des deutſchen Verfaſſungs⸗ 
rechtes, erwies ſich der Fürſt, mochte er ſonſt auch wenig ge⸗ 
neigt ſein, die Bedeutung beſtimmter Rechtsnormen für den 
Staat und deſſen Bedürfniſſe zu überſchätzen, vollſtändig un⸗ 
beugſam. Begreiflich genug! Als Schöpfer nicht nur des 
Deutſchen Reiches, ſondern auch ſeiner Verfaſſung war er der 
berufenſte und maßgebendſte Ausleger der letzteren. Beſſer als 
jeder andere kannte er ſein eigenes Werk. Es waren die Er⸗ 
gebniſſe ſeiner Politik, die in der Verfaſſung ihren bleibenden 
Ausdruck gefunden hatten. Auf Bismarcks politiſche Zwecke war 
ſtets zurückzugreifen, wenn man die ratio legis der einzelnen 
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Beſtimmungen der Verfaſſung mit voller Deutlichkeit erfaſſen 
wollte. Seine Politik ſtand zur Verfaſſung im Verhältnis von 
Urſache zur Wirkung. Mithin war es Fürſt Bismarck, der 
am ſicherſten darüber zu entſcheiden vermochte, ob die verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Anſchauungen, die nach ſeiner Entlaſſung Platz ge⸗ 
griffen hatten, den Abſichten noch entſprachen, die bei Herſtellung 
des Reichs obgewaltet hatten, oder nicht. 

Konnte der Fürſt ſo in Anſpruch nehmen, die höchſte Autorität 
in Sachen der Reichsverfaſſung zu ſein, dann war nichts natür⸗ 
licher, als daß Auffaſſungen, die mit den ſeinen in Widerſpruch 
ſtanden, verhältnismäßig wenig Eindruck auf ihn machten. Dem 
entſprach es auch, daß, wie bereits im erſten Bande mitgeteilt 
iſt, der Fürſt, als ich ihm einmal derartige Ausführungen einer 
ſtaatsrechtlichen Kapazität vorlegte, zu mir ſagte: 

„Ich werde mir doch von einem Profeſſor nicht dreinreden 
laſſen in Dingen, die ich ſelbſt geſchaffen habe und von denen 
ich am beſten weiß, wie ſie gemeint waren, auf welchen Grün⸗ 
den ſie beruhten und welchen Zwecken ſie dienen ſollten.“ 

Wer wollte das beſtreiten? 

Sehr viel ernſter als die irrtümlichen Auffaſſungen einzelner 
deutſcher Staatsrechtsprofeſſoren nahm der Fürſt die Tatſache, 
daß bald nach ſeiner Entlaſſung ſowohl auf ſeiten der Regie⸗ 
rung wie im Parlament und auch in anderen politiſchen Kreiſen 
Tendenzen zutage traten, die gegen den Geiſt wie den Text 
der Reichsverfaſſung verſtießen und die Grundlagen des Deut⸗ 
ſchen Reiches in Frage ſtellten. Mit Recht befürchtete er ernſten 
Schaden davon: Ebenſo wie jeder Staat nur durch eben die⸗ 
ſelben Kräfte erhalten werden könne, denen er ſeine Entſtehung 
verdanke, vermöge das Deutſche Reich nur auf der Grund⸗ 
lage des geſchichtlich Gewordenen, ſo wie dies rechtlich in der 
Verfaſſung verkörpert ſei, fortzubeſtehen, ſich ſeiner Beſtimmung 
gemäß weiter zu entwickeln und zu gedeihen. 

Maßvoll in der Form, aber feſt in der Sache trat er vor 
allem für die ſtrenge Aufrechterhaltung des föderativen Cha⸗ 
rakters des Deutſchen Reiches, für die Reſpektierung der Rechte 


6 


der Einzelſtaaten ein und wies nach, daß es eine „Reichs⸗ 
regierung“ in dem Sinne, wie es ſeine Nachfolger zu glauben 
ſchienen, verfaſſungsrechtlich überhaupt nicht gebe, ſondern daß 
der Bundesrat die eigentliche Zentralſtelle der Regierung des 
Deutſchen Reiches ſei. Dementſprechend führte er auch die 
Kompetenz des Reichskanzlers auf ihr tatſächlich beſtehendes 
verfaſſungsrechtliches Maß zurück und ließ keinen Zweifel daran, 
daß ſie in neuerer Zeit überſchritten worden ſei. 

Der Wiedergabe dieſer Auslaſſungen des großen Staats- 
mannes iſt der folgende Teil meines Werkes gewidmet. Sie 
haben nicht nur hiſtoriſches Intereſſe, ſondern auch heute 
noch ſehr aktuelles. Ich will die Frage nicht näher erörtern, 
ob und inwieweit die verfaſſungsrechtlichen Auffaſſungen auch 
der jetzigen leitenden Kreiſe von denen des Fürſten Bismarck 
abweichen; daß es der Fall iſt, liegt vor aller Augen. Jeden⸗ 
falls beſteht ein ſtarkes vaterländiſches Intereſſe daran, dahin 
zu wirken, daß der verloren gegangene Einklang zwiſchen 
den Anſichten des Fürſten und denen ſeiner Nachfolger über 
die grundlegenden Verfaſſungsfragen wieder hergeſtellt wird. 
Die Löſung dieſer Aufgabe zu erleichtern, iſt der Zweck meiner 
Darſtellung. 


Fürſt Bismarck gegen Zentralismus und Anitarismus. 


Solange Fürſt Bismarck Reichskanzler war, hatte er es der 
Reichspolitik zur höchſten Aufgabe geſtellt, das Maß von Auto⸗ 
nomie, das den Einzelſtaaten nach der Reichsverfaſſung ver⸗ 
blieben war, vor jeder Beſchränkung oder Antaſtung durch das 
Reich zu bewahren. Demgemäß verlangte er von allen Reichs⸗ 
organen die ſtrengſte Beachtung der Rechte der Einzelſtaaten, 
Schonung ihrer Eigentümlichkeiten und der Empfindlichkeit ihrer 
Höfe bis zur äußerſten Grenze, das heißt, ſoweit es mit der 
Erfüllung der großen nationalen Zwecke, die dem Reiche ob⸗ 
lagen, nur irgendwie zu vereinen war. Trat aber einmal der 
ſeltene Fall ein, daß wichtige Reichsintereſſen ein Opfer von 
ſeiten eines Bundesſtaates erheiſchten, wie zum Beiſpiel beim 
Hamburger Zollanſchluß, ſo war das Bemühen des Fürſten 
ſtets darauf gerichtet, die Sache ſo zu führen, daß ſchließlich 
der betreffende Bundesſtaat den größten Vorteil davon hatte. 
So wird heutzutage allſeitig anerkannt, daß Ham burg als erſte 
Handelsſtadt des Reiches nie den koloſſalen Aufſchwung ge⸗ 
nommen hätte, wie es tatſächlich der Fall geweſen iſt, wenn 
Fürſt Bismarck zu Anfang der achtziger Jahre den Zollanſchlu 
nicht trotz alles Widerſtrebens herbeigeführt hätte. Indes auch 
hierbei hat er ſtreng darauf gehalten, daß die Beſtimmungen 
der Verfaſſung, die in Frage kamen, genau erfüllt wurden. 
Weder hier noch jemals hat er die Zuſtimmung eines Bundes⸗ 
ſtaates zur Beſchränkung ſeiner Rechte mit anfechtbaren Mitteln 
erzwungen. Sein Beſtreben ging dahin, in den Bundesſtaaten 
die Freude am Reiche zu erhalten und die Überzeugung 
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bei ihnen zu ſtärken, daß ihre verfaſſungsmäßigen Rechte vom 
Reiche niemals angetaſtet, oder ohne ihre ausdrückliche Zuſtim⸗ 
mung abgeändert werden würden. | 

Der Fürſt war der Anſicht, daß, wenn dem Deutſchen Reiche 
ſeine Stärke, ſeine Wohlfahrt und die Zufriedenheit der Volks⸗ 
genoſſen erhalten bleiben ſollte, dies die ſorgfältige Pflege des 
föderativen Charakters des Reiches zur unerläßlichen Vor— 
ausſetzung habe, weil der Unitarismus nicht nur der germaniſchen 
Eigenart widerſtrebe, ſondern auch dem geſchichtlich Gewordenen, 
dieſer wichtigſten Grundlagen jeder geſunden Entwicklung. Dem⸗ 
entſprechend war er ſtets darauf bedacht, der Reichspolitik eine 
Entwicklung zu geben, die zur Folge hatte, daß alle Bundes⸗ 
genoſſen Preußens es nicht bloß als eine Vertragspflicht, 
ſondern auch als ein wertvolles Recht betrachteten, dem Bunde 
anzugehören. Sie ſollten dies Recht ſo hoch veranſchlagen, daß 
ſie gegebenenfalls aus eigenem Antrieb und im eigenen Inter⸗ 
eſſe für ſeine Erhaltung und Ausbildung eintraten. Dieſe Be⸗ 
deutung konnte der Bund nach Anſicht des Fürſten für ſeine 
Teilnehmer aber nur dann haben, wenn die Souveräne feſt 
davon überzeugt blieben, daß ſie durch die Zentraliſierung eines 
Teils ihrer Rechte in der Hand Eines unter ihnen, des Kaiſers, 
eine nach menſchlichen Begriffen unerſchütterliche Bürgſchaft für 
den Fortbeſtand und die Unverletzlichkeit ihrer geſamten übrigen 
Rechte erworben hätten, und daß letztere gegen unitariſche Be⸗ 
ſtrebungen ebenſo geſchützt ſeien, wie gegen äußere Gefahren. 

Der Fürſt war der Meinung, daß die deutſchen Staats⸗ 
oberhäupter, auch ſoweit ſie früher partikulariſtiſch geſinnt ge⸗ 
weſen ſeien, jetzt deutſch⸗ national dächten und zufrieden mit 
der verſtärkten Garantie ſeien, die ihnen ihre Zugehörigkeit zum 
Reiche, die Reichsgemeinſchaft, für die Sicherheit ihres Beſitzes, 
den Beſtand ihrer Herrſchaft und die Erhaltung ihrer Rechte 
biete. Das ſei auch ganz natürlich. Wenn ſich die Bundes⸗ 
fürſten in der Reichsverfaſſung und in den Verträgen, auf denen 
ſie beruhe, ihren Beſitzſtand gegenſeitig für ewige Zeiten ge⸗ 
währleiſteten, ſo habe damit jeder von ihnen ein Maß von 
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Sicherheit erlangt, das früher nicht vorhanden geweſen ſei und 
das ſie nicht hoch genug einſchätzen könnten. Wenn der Reichs⸗ 
ſchutz wieder wegfiele, würden die Einzelſtaaten viel exponierter 
daſtehen als jetzt und nicht ſo ruhig an ihrem eigenen Gedeihen 
arbeiten können, wie es ihnen im Reichsverbande möglich ſei. 
Schon dadurch ſeien die Einzelſtaaten und ihre Dynaſtien mit 
ihren eigenen Intereſſen an die nationalen des Reiches ge⸗ 
bunden. Dieſer Umſtand bilde eine ſtarke Bürgſchaft für ihre 
Reichstreue, und er ſei überzeugt, daß, was auch kommen möge, 
die deutſchen Einzelſtaaten, mit ihren Souveränen an der Spitze, 
jederzeit gern bereit wären, gemeinſam mit den übrigen Bundes⸗ 
gliedern, Rücken an Rücken mit ihnen, gegen jede auswärtige 
Gefahr auf dem Reichsboden feſt zuſammenzuſtehen. 

Dieſe für den Beſtand des Reiches unſchätzbare Geſinnung der 
Einzelſtaaten zu befeſtigen, zu ſtärken und zu pflegen, war das 
leitende Prinzip der Reichspolitik unter dem Fürſten Bismarck. 
Aufs ſorgfältigſte war er bemüht, in den Bundesſtaaten das Auf⸗ 
kommen jedes Verdachtes zu verhüten, daß an der Zentralſtelle 
des Reiches jemals Tendenzen Platz greifen könnten, die für die 
Erhaltung der Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten und ihrer Rechte 
bedrohlich ſein würden. Von ſolchen Wahrnehmungen der Einzel⸗ 
ſtaaten befürchtete der große Staatsmann eine nachteilige Ab⸗ 
ſchwächung der Reichsfreudigkeit der Bundesgenoſſen Preußens 
und damit eine Bedrohung der inneren Feſtigkeit des Reiches, 
die deſſen Gegnern eine nur zu willkommene Handhabe für die 
Anſetzung von Hebeln böte, deren Wirkung ſich unter Umſtänden 
verhängnisvoll genug erweiſen könne. Deshalb vermied Fürſt 
Bismarck als Kanzler aufs ſtrengſte alles, was in den Einzel⸗ 
ſtaaten auch nur den Anſchein erregen konnte, als ob die Reichs⸗ 
politik auf Herſtellung einer unitariſchen Zentralmacht gerichtet 
ſei und in Berlin die Abſicht beſtehe, mit der Zeit an die 
Stelle der verbündeten Regierungen eine kaiſerliche Regierung 
zu ſetzen. Dadurch würde nach ſeiner Anſicht alles wieder ge⸗ 
fährdet werden, was zur Zeit der Reichsgründung mit ſo vieler 
Mühe und ſo großen Opfern erreicht worden ſei. 
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Mit dieſen Auffaſſungen des Fürsten ſteht im Einklang, daß 
er, nach ſeinem bekannten Ausſpruche, die Zentraliſation mehr 
oder weniger als eine „Gewalttat“ am Reiche betrachtete, als 
einen Bruch mit der verfaſſungsmäßigen Grundlage des Reiches, 
der, möge er auch in der Form gedeckt oder gerechtfertigt er— 
ſcheinen, Stellen hinterlaſſe, die innerlich bluteten, und wie lange 
ſie nachbluteten, das wiſſe kein Menſch und könne niemand 
kontrollieren. 

Waren aber die Auffaſſungen, von denen Fürſt Bismarck 
als Reichskanzler bei der Behandlung der deutſchen Einzel⸗ 
ſtaaten und ihrer Dynaſtien ſich ſtets hat leiten laſſen, von 
dieſer Beſchaffenheit, ſo kann man ſich leicht vorſtellen, wie es 
auf ihn wirken mußte, als bald nach ſeiner Entlaſſung wahr⸗ 
nehmbar wurde, daß die zentraliſierenden Beſtrebungen, die er 
ſeinerſeits immer niedergehalten hatte, ſich allmählich und mehr 
oder minder unverhüllt ans Tageslicht wagten, weil ihre Ver⸗ 
treter glaubten, nunmehr Oberwaſſer erlangt zu haben. Dieſe 
Beobachtung flößte dem Fürſten ſchwere Beſorgnis ein und hat 
ihm, wie ich aus ſeinem eigenen Munde weiß, manche jchlaf- 
loſe Nacht verurſacht. Als aber eine weitere Zunahme dieſer 
Tendenzen immer unverkennbarer wurde, fühlte er ſich vor 
ſeinem Gewiſſen verpflichtet, vor einem Weiterſchreiten auf dieſen 
Bahnen unter anderem zu warnen. 

Zum erſtenmal geſchah es meines Erinnerns in der An⸗ 
ſprache, mit der er für die Huldigung der deutſchen Studenten 
auf der oberen Saline in Kiſſingen im Sommer 1891 dankte. 
Er richtete dabei an dieſe „Repräſentanten der Zukunft Deutſch⸗ 
lands“ unter anderem folgende Mahnung: 

„Als nächſten Gegenſtand Ihrer künftigen Fürſorge im Er⸗ 
halten möchte ich Ihnen die Reichs verfaſſung ans Herz legen. 
Sie iſt unvollkommen, aber ſie war das Außerſte, was wir 
erreichen konnten. Pflegen Sie die Verfaſſung, wachen Sie 
eiferſüchtig darüber, daß die Rechte nicht angetaſtet werden, die 
ſie ſchützt. Ich bin kein Freund der Zentraliſation, wie ſie in 
Frankreich in bezug auf Paris beſteht; ich ſehe den Segen der 
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Dezentralifation in dem Hervorbringen zahlreicher Kulturzentren, 
und ich halte die Egaliſierung für ſo wenig nützlich, wie mich 
etwa das Verſchwinden der verſchiedenen Landestrachten erfreut. 
Noch einmal: Wachen Sie über die Reichsverfaſſung, ſelbſt wenn 
ſie Ihnen hier und da ſpäter nicht gefallen ſollte. Raten Sie 
zu keiner Anderung, mit der nicht alle Beteiligten einver⸗ 
ſtanden ſind.“ 

Im Sommer 1893 kam der Fürſt wiederholt und in ein⸗ 
dringlicher Weiſe auf die Gefahren des Unitarismus und die 
Notwendigkeit zurück, dem Deutſchen Reiche ſeine föderative 
Grundlage zu erhalten. Gelegentlich des Empfanges der Thü- 
ringer ſprach er ſich wie folgt aus: 

„Wir dürfen im Unitarismus nicht über die Verfaſſung hin⸗ 
ausgehen. Die Verfaſſung hat nicht nur Opfer an Blut und 
Leben genug gekoſtet und iſt deren wert geweſen, ſondern es 
war auch eine außerordentlich ſchwere Arbeit, die ſeit Jahr⸗ 
hunderten kämpfenden divergierenden Intereſſen unter einen Hut 
zu bringen, und zwar in der Weiſe, daß ſchließlich alle zwar 
nicht zufrieden waren, aber doch zuſtimmten. Wenn daran ge⸗ 
rüttelt wird, ſo macht mir das für mein Alter ſchwere Sorgen.“ 

Ein entſchiedener Gegner jedes Unitarismus im Deutſchen 
Reiche war der Fürſt aber nicht nur aus den oben angeführten 
Gründen, ſondern auch deshalb, weil er in den deutſchen Einzel⸗ 
ſtaaten und ihrer Reichstreue die ſtarken Wurzeln der Kraft 
des Deutſchen Reiches ſah und ſchätzte. In dieſem Sinne hatte 
er ſich mir gegenüber ſchon im Herbſt 1891 folgendermaßen 
ausgeſprochen: 

„Die Einzelſtaaten ſind nicht nur, wie ich in Kiſſingen zu 
den Studenten geſagt habe, wertvolle Kulturzentren, ſondern 
auch das unverſiegliche Reſervoir, aus dem das Reich die Kraft, 
die es verbraucht, immer wieder ergänzen kann. Die Exiſtenz 
der Einzelſtaaten, die Verſchiedenartigkeit ihrer Stämme und 
Dynaſtien kann in dieſer Beziehung nicht hoch genug eingeſchätzt 
werden. Wenn ſie vertrauensvoll und mit dem Gefühl abſo⸗ 
luter Sicherheit zum Reiche ſtehen, ſo ergibt ſich aus ihrem 
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konzentriſchen Zuſammenwirken ein hohes Maß von innerer 
Stärke für das Reich, das nur unter den in Deutſchland be— 
ſtehenden beſonderen Verhältniſſen erreichbar iſt. Die Hingabe 
der verſchiedenen deutſchen Stämme an die engere Heimat, 
an ihre Staaten und ihre Dynaſtien, alſo das, was man ge- 
wöhnlich Partikularismus nennt, iſt weit davon entfernt, dem 
Reich zu ſchaden, ſondern kommt dieſem letzten Endes nur zu⸗ 
ſtatten. Der Bayer will als ſolcher ein ebenſo guter Deutſcher 
ſein wie der Preuße, und der Württemberger will dem Sachſen 
als Reichsbürger ebenſowenig nachſtehen. Die Rivalität der 
deutſchen Staaten und Stämme hat eine Erhöhung des deut⸗ 
ſchen Nationalgefühls zur Folge und führt dazu, daß wir in 
Deutſchland ebenſoviele ſtarke Stützpunkte des Reiches haben, 
wie es verſchiedene Bundesſtaaten, Reſidenzen und Höfe gibt. 
Das iſt ein Vorteil, den wir vor allen anderen Völkern und 
Staaten von unitariſcher Beſchaffenheit voraus haben und den 
ſie uns nicht nehmen können. Ja, ich gehe noch weiter und 
behaupte, daß ſelbſt der gelegentliche Hader, wie er unter 
unſeren deutſchen Landsleuten üblich iſt, und der hauptſächlich 
auf der Verſchiedenheit der Staats⸗ und Stammesangehörigkeit 
beruht, dem Reiche ebenfalls zuſtatten kommt. Er verhütet 
Stagnation, belebt das politiſche Empfinden und ſtärkt, wie jeder 
Kampf, die Kräfte, die ſchließlich wieder im Reiche zur Zu⸗ 
ſammenfaſſung gelangen.“ 

Dem Sinne nach völlig übereinſtimmend mit dieſen Auße⸗ 
rungen des Fürſten ſind diejenigen Ausführungen ſeiner nach⸗ 
amtlichen Reden, die ſich auf den gleichen Gegenſtand beziehen. 
Ich zitiere daraus das Folgende: 

Zu einer Deputation des bayeriſchen Volksſchullehrervereins 
ſagte er im Sommer 1891: 

„Der Partikularismus iſt infolge ſeiner Vervielfältigung 
höfiſcher, wie parlamentariſcher und ſonſtiger Bildungs ſtätten 
im nationalen Konto ein wertvoller Saldo, der keine Gefahr, 
ſondern eher eine Stütze für unſer Zuſammenhalten iſt. Mit 
dem Partikularismus verbindet ſich Treue und Anhänglichkeit 
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an die eigene Dynaſtie. Das ift auch dem Reiche äußerſt 
nützlich.“ i 

Weiteren Anſprachen des Fürſten entnehme ich noch folgende 
hierher gehörige Stellen: 

„In den germaniſchen Staaten ſoll man, wenn man es der 
Bevölkerung recht machen will, nicht fragen: was kann ge- 
gemeinſam ſein?, ſondern: was muß abſolut gemeinſam ſein? 
und dasjenige, was nicht gemeinſam zu ſein braucht, das ſoll 
man der ſpäteren Entwicklung überlaſſen. Das entſpricht der 
deutſchen Eigenart, die jeder Überſtürzung und jedem Zuviel 
widerſtrebt ...“ 

„Es wird unſere Aufgabe im Reiche nicht erſchweren, wenn 
wir gute Preußen, gute Bayern und gute Sachſen bleiben. 
Wir ſollen, wo es notwendig iſt, zuſammengehen, ſonſt aber 
nachſichtig gegen die Eigentümlichkeiten der einzelnen Staaten 
ſein, in denen dieſe groß geworden ſind und ſich wohl befinden.“ 

„Die Mecklenburger ſollen Mecklenburger und der Groß⸗ 
herzog ſoll in ſeinem Lande der Herr bleiben und in ſeiner 
ſelbſtändigen Exiſtenz nicht erſchüttert werden. Darunter braucht 
das Reich nicht zu leiden. Im Gegenteil, es kommt ihm ledig⸗ 
lich zuſtatten, wenn das Gefühl, zur deutſchen Nationalität zu 
gehören, ſich im Lokalpatriotismus lebendig erhält.“ — 

Vielfach kam der Fürſt bei Empfängen und dergleichen An⸗ 
läſſen auch auf die Nützlichkeit der deutſchen Einzelreſidenzen für 
das Reich zu ſprechen, von denen er ſchon früher gerühmt hatte, 
daß dieſe kleinen Zentren ein Gemeingut von Bildung und Wohl⸗ 
ſtand in allen Teilen Deutſchlands verbreitet hätten, wie man es 
in zentraliſtiſch organiſierten großen Ländern kaum finde. Dort 
blieben die Provinzen gegen die Hauptſtadt oft um Jahrzehnte 
zurück. Bei Empfang der Oldenburger im Sommer 1893 
führte er in dieſem Sinne aus: 

IIch halte es für ein Glück, daß wir viele Zentren und 
mehr wie eine Reſidenz, mehr wie eine Dynaſtie bekommen 
haben; es iſt ein von Gott vorgeſehenes Kulturmittel. Wer je 
in einer franzöſiſchen mittleren Provinzialhauptſtadt — mag ſie 
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auch zweihunderttauſend Einwohner haben — gelebt hat, der 
wird finden, daß dort mehr Kleinſtädterei herrſcht als in viel 
kleineren deutſchen Reſidenzen.“ 

Ein andermal ſagte er zu mecklenburgiſchen Beſuchern: 

„Sehen Sie doch nach Rußland, Frankreich oder England, 
wo die Unitarität herrſcht; — iſt das Land dadurch glücklicher 
geworden? Wären dieſe großen Länder nicht viel zufriedener 
in ſich, wenn ſie mehr als ein Zentrum hätten?“ 

Aus allen dieſen Anführungen geht hervor, daß die deut⸗ 
ſchen Einzelſtaaten keinen aufrichtigeren Freund der Erhaltung 
ihrer Selbſtändigkeit und ihrer Rechte beſaßen als den Fürſten 
Bismarck. Ich kann hinzufügen, daß er bis zu ſeinem Tode 
nicht aufgehört hat, davor zu warnen, den föderativen Charakter 
des Reiches, die Rechte und Eigentümlichkeiten der Einzelſtaaten 
und ihrer Bevölkerung zugunſten irgendwelcher unitariſcher Be⸗ 
ſtrebungen irgendwie anzutaſten. 


Fürſt Bismarck über die „Reichsregierung“. 


Wie bereits in der Einleitung hervorgehoben, hat ſich Fürſt 
Bismarck wiederholt und mit Entſchiedenheit gegen die Auslegung 
gewendet, als ob es bei uns eine „Reichsregierung“ gebe, die 
ſich auf alle Gebiete der ſtaatlichen Betätigung des Reiches, 
alſo auch auf das der Geſetzgebung, erſtrecke und im Namen des 
Kaiſers vom Reichskanzler verantwortlich geführt werde. Schon 
in ſeiner amtlichen Zeit als Reichskanzler hat der Fürſt wieder⸗ 
holt Einſpruch gegen dieſe verfaſſungswidrige Unterſtellung er⸗ 
hoben und erklärt, daß, wenn er ſeinerſeits den Ausdruck 
„Reichsregierung“ nicht immer beanſtande, dies nicht etwa wegen 
der juriſtiſchen oder logiſchen Berechtigung desſelben geſchehe, die 
auf Grund der Verfaſſung nicht vorhanden ſei, ſondern, daß er 
das Wort lediglich ſeiner Kürze halber annehme und es auch 
in Fragen der Reichsgeſetzgebung durchgehen laſſe. Nach ſeiner 
Entlaſſung aber hat ſich der Fürſt nicht nur ſtets enthalten, den 
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Ausdruck „Reichsregierung“ in geſetzgeberiſchen Fragen zu ges 
brauchen, ſondern dieſe Bezeichnung bei jeder Gelegenheit direkt 
beanſtandet, weil ihre Anwendung zu falſchen Auffaſſungen und 
Vorſtellungen führe, ſowie der unitariſch-zentraliſtiſchen Pro- 
paganda im Reiche die Wege ebne. Sowohl in ſeinen öffent⸗ 
lichen Reden wie in zahlreichen Artikeln der „Hamburger Nach⸗ 
richten“ hat er die mißbräuchliche und irreleitende Anwendung 
der Bezeichnung bekämpft, und auch meine Aufzeichnungen ent⸗ 
halten manche bisher noch nicht bekannte intereſſante Außerungen 
des großen Staatsmannes in dieſer Beziehung. 

Die Grundanſchauungen, von denen der Fürſt bei ſeiner 
Stellungnahme zu Fragen der Reichsregierung ausging, waren 
danach folgende: 

„Eine Reichsregierung, mit anderen Worten eine ‚kaiſer⸗ 
liche Regierung“, beſteht lediglich in denjenigen Zweigen der 
Verwaltung, die ſich in den Händen des Reiches befinden, aber 
nicht auf dem wichtigen Gebiete der Geſetzgebung. Soweit es 
ſich um geſetzgeberiſche Maßregeln handelt, iſt der Begriff Reichs⸗ 
regierung unberechtigt. Für die Akte der Geſetzgebung kommen 
nur die verbündeten Regierungen einerſeits und der Reichstag 
anderſeits in Betracht. Aufgabe der Präſidialpolitik iſt es 
lediglich, die Übereinſtimmung zwiſchen dieſen beiden Faktoren 
herzuſtellen, ſobald das Bedürfnis dazu eintritt. Zuläſſig auf 
dieſem Gebiete iſt der Ausdruck ‚Reichsregierung“ nur, ſofern 
darunter die verbündeten Regierungen verſtanden werden; zu 
bekämpfen aber — nach dem Grundſatze principiis obsta! — das 
Platzgreifen der verfaſſungswidrigen Auffaſſung, daß es eine 
„Reichsregierung“ gebe, die auf die zwei Augen des jedesmaligen 
Reichskanzlers, des kaiſerlichen Verwaltungsbeamten, und, wenn 
derſelbe gerade Soldat iſt, auf deſſen militäriſchen Gehorſam 
geſtellt ſei.“ 

Seine erſte Stellungnahme gegen die mißbräuchliche An⸗ 
wendung des Begriffes Reichsregierung erfolgte im Herbſt 1893. 
Damals hatte die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ in einem 
offiziöſen Artikel über die Militärvorlage den Ausdruck „Re⸗ 
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gierung“ in dem Sinne angewandt, als ob auch in der Geſetz— 
gebung des Reiches eine deutſche „Regierung“ vorhanden wäre, 
deren verantwortlicher Vertreter der Reichskanzler ſei; gleich 
zeitig hatte der Abgeordnete v. Bennigſen in einer Sitzung der 
Militärkommiſſion im Reichstage unter anderem geſagt: im 
Reiche gebe es nur einen verantwortlichen Leiter, den Reichs— 
kanzler. Das bezog ſich ebenfalls auf die Reichsgeſetzgebung. 

Als ich den Fürſten auf dieſe Auslaſſung aufmerkſam machte, 
meinte er: 

„Das beweiſt das fortſchreitende Umſichgreifen der unzu⸗ 
treffenden Auffaſſung von dem Vorhandenſein einer „Reichsregie⸗ 
rung“, die auch in Fragen der Geſetzgebung neben oder über dem 
Bundesrat ſtehe und in der Perſon des jeweiligen Reichskanzlers 
verkörpert ſei, obwohl dieſer doch nur der Ausführungsbeamte 
für die kaiſerliche Verwaltung iſt. Ich kann nur immer wieder 
dringend vor der Fälſchung der Verfaſſung warnen, die damit 
angebahnt wird, daß man in der Reichsgeſetzgebung die Ver⸗ 
antwortlichkeit des Bundesrates, oder richtiger die der Miniſterien 
der Bundesſtaaten, die in ihm über die Vorlagen abſtimmen, auf 
die Perſon des Reichskanzlers überträgt, obwohl dieſem in 
ſolchen Fragen irgendwelche Verantwortlichkeit durch die Ver⸗ 
faſſung nicht beigelegt iſt. Seine Verantwortlichkeit erſtreckt 
ſich lediglich auf die Anordnungen des Kaiſers auf dem Ver⸗ 
waltungsgebiete, die er nach Art. 17 der Verfaſſung verant⸗ 
wortlich gegenzuzeichnen hat. Hier könnte man allenfalls von 
einer Kanzler⸗ oder „Reichsregierung“ ſprechen; aber im ge⸗ 
wöhnlichen Sprachgebrauche verſteht man unter dem Worte 
„Regierung“ doch diejenige Zuſammenfaſſung der Staatsgewalt, 
die in dem Recht zur Leitung der Geſetzgebung zum Ausdruck 
gelangt. Auf dem Verwaltungsgebiete wird außerdem die Kom⸗ 
petenz des Reichskanzlers im Vergleich mit der bei jeder wirk⸗ 
lichen Regierung vorhandenen dadurch beſchränkt, daß ihr die 
Exekutive fehlt. Wenn der Reichskanzler in den Reſſorts, deren 
Verwaltung ihm unterſteht, exekutiver Ausführungen ſeiner An⸗ 


ordnungen bedarf, ſo muß er ſich dazu an die betreffenden 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. III. 
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Landesregierungen wenden; feiner ‚NReichsregierung‘ fehlt dann 
auch auf dieſem Gebiete die mit der Regierungsgewalt verbundene 
Kraft und Bedeutung.“ 

Die verfaſſungsmäßige Tragweite des Ausdrucks „Reichs⸗ 
regierung“ drängte ſich dem Fürſten dann bei Gelegenheit des 
bekannten Thüngenſchen Prozeſſes wieder auf, und zwar in 
der Frage, ob der Reichskanzler einſeitig legitimiert ſei, Straf⸗ 
anträge wegen Beleidigung der „Reichsregierung“ zu ſtellen. 
Er beantwortete ſie in folgender Weiſe: 

„Zur Stellung ſolcher Anträge iſt Graf Caprivi nicht be- 
rechtigt. In der Polemik des Freiherrn v. Thüngen handelt 
es ſich weſentlich um Beſchwerden und Begriffe auf dem Ge⸗ 
biete der Geſetzgebung. Auf dieſem Gebiete aber kann unter 
dem Worte „Reichsregierung“ niemals ohne unhaltbare Aus⸗ 
legung der Reichsverfaſſung der Reichskanzler perſönlich ver⸗ 
ſtanden werden. Beleidigungen der Reichsregierungen treffen 
nach verfaſſungsmäßiger Logik die Geſamtheit der deutſchen 
Regierungen, vielleicht auch den Bundesrat, in dem ihre Ge- 
ſamtheit ihre Vertretung findet. Aber ich glaube nicht, daß 
man ſie auf den Reichskanzler, auch wenn er formell den Vor⸗ 
ſitz im Bundesrate führt, beziehen kann, ohne die Stellung 
und die Verantwortlichkeit des Kanzlers auf eine Höhe hinauf⸗ 
zuſchrauben, auf welche ſie durch die Verfaſſung nicht geſtellt 
worden iſt. Es erſcheint daher immerhin fraglich, ob man 
juriſtiſch anzunehmen berechtigt iſt, daß Freiherr v. Thüngen da, 
wo er die „Reichsregierung“ kritiſiert oder verletzt, unter dieſer 
Bezeichnung den Reichskanzler, als oberſten Exekutivbeamten 
des Reichspräſidiums, überhaupt hat beleidigen können, und 
es würde erwünſcht geweſen ſein, zu erfahren, welche Stellung 
unſere deutſchen Gerichte, beſonders das Reichsgericht, in 
dieſer Verfaſſungsfrage eingenommen hätten, ſobald von ſeiten 
des Angeklagten der Einwand erhoben worden wäre, daß der 
Reichskanzler als ſolcher nicht legitimiert geweſen ſei, Straf⸗ 
anträge zu ſtellen, die Beleidigungen der ‚ Reichsregierung“ zum 
Gegenſtande haben.“ 
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Man wird zugeben müſſen, daß dieſe Auffaſſungen des 
Fürſten ſowohl dem Wortlaute wie dem Geiſte der Verfaſſung 
entſprechen. Iſt dies aber der Fall, dann läßt ſich nicht das 
ſelbe von den Anſichten ſagen, gegen die ſich der große Staats— 
mann in ſeinen vorſtehenden Ausführungen gewendet hat. 

Ob und inwieweit verfaſſungswidrige Tendenzen bezüglich des 
Vorhandenſeins einer „Reichsregierung“ in den leitenden Kreiſen, 
im Parlament oder ſonſtwo noch heute als Untergrund zentra- 
liſierender oder unitariſierender Abſichten fortbeſtehen, das zu 
unterſuchen, liegt hier außerhalb meines Zweckes. Es dürfte 
aber kaum an Leuten fehlen, die der Meinung find, daß ſolche 
Anwandlungen ſich nach dem Tode des Fürſten eher verſtärkt 
als abgeſchwächt haben, und vor allem, daß der Bundesrat der 
„kaiſerlichen Regierung“ gegenüber nicht mehr das Rückgrat 
beſitzt, das ihm verfaſſungsmäßig inne wohnen ſoll und das be= 
kundet werden muß, wenn der Reichskanzler nicht als Vollſtrecker 
des kaiſerlichen Willens mehr oder weniger an die Stelle der 
verbündeten Regierungen treten ſoll. Der bloße Hinweis auf 
den Umfall des Bundesrates in der braunſchweigiſchen Welfen⸗ 
frage wird genügen, um mit voller Deutlichkeit erkennen zu 
laſſen, welcher Entwicklung wir im Deutſchen Reiche zutreiben, 
wenn es nicht gelingt, der Reichsverfaſſung wieder im Sinne 
des Fürſten Bismarck zu ihrem Rechte zu verhelfen. 

Ich glaube hier noch erwähnen zu ſollen, daß es der Fürſt 
mit Genugtuung begrüßte, als er ſeinerzeit erfuhr, königlich 
ſächſiſche Schulen hätten die Kenntnis der Reichsverfaſſung in 
den Unterricht der oberſten Gymnaſialklaſſen aufgenommen. Es 
wäre — ſo meinte er — dringend zu wünſchen, daß dies Bei⸗ 
ſpiel in anderen Staaten Nachahmung fände, damit es nicht 
mehr vorkommen könne, daß unſere verfaſſungsmäßige Zukunft 
durch Legenden und Verſchiebungen beeinträchtigt werde, wie 
ſie in den Worten „Reichsregierung“, „Kanzlerpolitik“ und der⸗ 
gleichen lägen. Es ſeien dies dem Anſcheine nach nur Außerlich⸗ 
keiten, aber wenn ihnen nicht Einhalt geſchehe, müßten und 
würden ſie ſchließlich doch Schaden ſtiften. 
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Fürſt Bismarck über das Recht der Einzellandtage 
gegenüber der Reichspolitik. 


Die ſchwere Sorge, die der Fürſt nach ſeiner Entlaſſung 
über den Gang der Reichspolitik empfand, mußte ihn natur⸗ 
gemäß dazu bewegen, auf Mittel und Wege zu ſinnen, wie der 
weiteren ſchädlichen Entwicklung der Dinge nach Möglichkeit vor- 
gebeugt werden könne. Unter den damals obwaltenden Um⸗ 
ſtänden erſchien es nur zu begreiflich, daß die Warnungen und 
Ratſchläge, die er der Regierung in den „Hamburger Nach⸗ 
richten“ erteilen ließ, ohne Wirkung blieben. Im Gegenteil war 
oft zu beobachten, daß man in Berlin genau das Gegenteil von 
dem tat, was der verabſchiedete große Staatsmann in ſeinem 
Blatte als notwendig oder zweckmäßig hatte bezeichnen laſſen. 
Der Fürſt ließ ſich aber dadurch nicht beirren, ſondern ſchritt, 
da Regierung und Reichstag nicht auf ihn hörten, dazu, die 
Landtage der Einzelſtaaten zu veranlaſſen, die Reichspolitik mehr 
als bisher vor ihr Forum zu ziehen, und zwar in der Form, 
daß ſie das Verhalten der eigenen Regierung im Bundesrate 
zum Gegenſtand der Erörterung machten. 

Nach der Auffaſſung des Fürſten war im Intereſſe der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Entwicklung des Deutſchen Reiches eine leb⸗ 
haftere Kritik der Einzellandtage an dem Verhalten ihrer 
Regierungen im Bundesrate und an ihren Abſtimmungen ein 
Bedürfnis. Ein Gegeneinanderwirken verſchiedener Einzelland⸗ 
tage und Eingriffe derſelben in die Tätigkeit des Reichstages 
befürchte er davon nicht, weil es ſich lediglich um Einwirkung 
jedes Landtages auf die eigene Regierung, nicht auf Bundesrat 
und Reichstag handle. Die Abſtimmungen im Bundesrate ſeien 
zwar nicht öffentlich, aber wenn die Landtage ſich ihres Rechts 
bedienten und von ihrer Regierung Auskunft über deren Ab⸗ 
ſtimmung im Bundesrate erbäten, ſo könne das nicht verweigert 
werden, und darin liege ein Antrieb für die Einzelregierungen, 
ſich bei ihrer Stellungnahme zu Fragen der Reichspolitik 
im Einklang mit ihren Landes vertretungen zu halten. Das ſei 
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immerhin ein Vorteil, gerade weil die Bundesratsabſtimmungen 
nicht öffentlich ſeien und nicht kontrolliert werden könnten. Wenn 
die Fragen der Reichsgeſetzgebung vorher in den Einzelland— 
tagen hinſichtlich der Stellung der eigenen Regierung zu ihnen 
erörtert würden, dürfte es ſo leicht nicht vorkommen, daß die 
bundesrätlichen Vorlagen für den Reichstag unliebſame Über— 
raſchungen oder Zwangslagen herbeiführten, und nicht nur die 
Landtage, ſondern alle Teile der Nation würden in der Lage ſein, 
die bundesrätlichen Beſchlüſſe zur Vorlage an den Reichstag zu 
begleiten und zu kontrollieren. Eine ſolche Belebung der Be— 
teiligung an der allgemeinen Reichspolitik in den öffentlichen 
Verhandlungen der Einzellandtage hielt der Fürſt nicht nur für 
kein zerſetzendes Element, ſondern im Gegenteil für eine Förde⸗ 
rung der nationalen Intereſſenahme an den gemeinſamen An- 
gelegenheiten in allen Kreiſen der Bevölkerung. 

Mir gegenüber hat ſich der Fürſt in dieſer Sache wie folgt 
ausgeſprochen: 

„Die Einzellandtage ſollen es ihren Regierungen erſchweren, 
im Bundesrate ſolchen Vorlagen ihre Zuſtimmung zu geben, 
von denen ſie bezweifeln müſſen, daß ſie die Zuſtimmung der 
eigenen Volksvertretung finden würden. Derartige Abſtim⸗ 
mungen erfolgen leider häufiger als man meinen ſollte, weil die 
betreffenden Einzelregierungen auf die Dauer nicht die Kraft 
haben, ihren etwaigen anfänglichen Widerſtand aufrechtzuer⸗ 
halten. Sie mögen es mit dem Reichskanzler und dem hinter 
dieſem ſtehenden Kreiſen nicht verderben, und beruhigen ſich 
dabei, daß die Abſtimmungen im Bundesrate nicht öffentlich 
ſind, alſo nicht kontrolliert werden können, auch nicht vom eigenen 
Landtage. Das alles würde ſich ändern und zwar zum Vorteil 
des Reiches, wenn ſich die Einzelregierungen im Bundesrate für 
die Verweigerung ihrer Zuſtimmung zu beabſichtigten Vorlagen 
von fragwürdiger Beſchaffenheit auf den Willen ihres Landtages 
berufen könnten, wenn die Landtage ihnen das Rückgrat gegen⸗ 
über der „Reichsregierung“ ſtärkten. Das wäre natürlich nur 
möglich, wenn die wichtigeren Fragen der Reichsgeſetzgebung — 
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nur ſolche habe ich hier im Auge — vor der Abſtimmung im 
Bundesrate und vor Einbringung im Reichstage ſo rechtzeitig 
in ihren Grundzügen veröffentlicht würden, daß die Landtage 
genügend Zeit und Gelegenheit fänden, ihre Regierung wegen 
deren Stellungnahme zu der betreffenden Angelegenheit zu be- 
fragen und ihr gegenüber die Auffaſſung des Landtages zur 
Geltung zu bringen. Die Einzelregierung würde dann nicht 
umhin können, den Auffaſſungen des Landtages bei ihrer Ab⸗ 
ſtimmung im Bundesrate mehr Rechnung zu tragen, als es jetzt 
der Fall iſt. Ich könnte mir von einem ſolchen Modus nur 
Nutzen für das Reich verſprechen, keinen Schaden, und er würde 
auch weit beſſer als der jetzige mit dem Charakter des Reiches 
als Bundesſtaat harmonieren. 

Natürlich finden dieſe meine Anſchauungen bei unſeren 
Unitariern, die am liebſten die Einzelſtaaten in Reichsange⸗ 
legenheiten ganz ausſchalten und aus dem Bundesrate ein Reichs⸗ 
miniſterium machen möchten, keinen Anklang, und deshalb ziehen 
ſie gegen mich mit der Beſchuldigung zu Felde, daß ich angeb⸗ 
lich die Einzelſtaaten gegen das Reich aufhetze, während ich in 
Wahrheit mit meinem Rate doch nur dem Reiche nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen dienen will.“ 

Hiernach ſind alle Darlegungen zu beurteilen, die der Fürſt 
in der Frage der Befaſſung der Einzellandtage mit Reichs⸗ 
angelegenheiten nicht nur in den „Hamburger Nachrichten“, ſon⸗ 
dern auch bei Empfängen in aller Offentlichkeit gemacht hat 
und die ich nachſtehend in dem Texte folgen laſſe, wie er vom 
Fürſten ſelbſt redigiert worden iſt. 

Die erſte dieſer Kundgebungen erfolgte gelegentlich der 
Huldigung der Lipper am 8. Juli 1893. In der Rede, mit 
der er auf die ihm dargebrachten Ovationen dankte, ſagte er 
unter anderem: 

„Als die Verfaſſung in ihren Grundzügen angelegt wurde, 
hatte ich mir gedacht, daß die Landtage der einzelnen Staaten 
ſich an der Reichspolitik lebhafter, als bisher geſchehen, be⸗ 
teiligen würden, daß die Reichspolitik auch der Kritik der parti⸗ 
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kularen Landtage unterzogen werden würde. Dafür weiß ich 
bisher kein Beiſpiel; nichtseſtoweniger bin ich mit dieſer Mei⸗ 
nung im verfaſſungsmäßigen Rechte. Ich hatte mir bei der 
Aufſtellung der Verfaſſung ein reicheres Orcheſter der Mit— 
wirkung in den nationalen Dingen gedacht, als es ſich bisher 
betätigt hat, weil die Neigung zur Mitwirkung in den einzelnen 
Staaten nicht in dem Maße, wie vorausgeſetzt worden, vor— 
handen war. 

Denken Sie, daß die nationalen Intereſſen nicht nur in 
unſerem Bundesrate und im Reichstage diskutiert, ſondern auch 
in den einzelnen Landtagen vertreten und beſprochen würden: 
würde die Teilnahme dafür nicht lebhafter werden? Ich fürchte, 
es zeigt nicht einen Fortſchritt, ſondern eine Rückentwicklung, 
wenn die große Zahl der Landtage, die zur Mitarbeit berufen 
waren, von dieſen ihren Mitteln keinen Gebrauch macht und 
ſich keine Geltung verſchafft; infolgedeſſen durchdringt das natio⸗ 
nale Gefühl nicht alle Poren, alle Adern in dem Maße, wie 
ich gehofft hatte und wie es wünſchenswert wäre und in Zu⸗ 
kunft der Fall ſein möge. 

Ich hoffe auf andere Zeiten, wo das nationale Gefühl 
wieder ſtärker ſein und man zum Nachdenken darüber kommen 
wird, welche Mittel wir haben, es lebendig zu erhalten. 

Ich hoffe, daß meine Erörterungen Ihnen nicht ohne Inter⸗ 
eſſe waren und dazu beitragen mögen, daß, wenn Sie nach 
Hauſe kommen, Sie dafür wirken werden, daß die Beteiligung 
an der Reichspolitik auch in der Diaſpora der Landtage leb⸗ 
hafter werden wird. 

Es iſt ein Irrtum, wenn Staatsrechtslehrer behaupten, die 
Landtage ſeien dazu nicht berechtigt; ſie ſind immer befugt, 
das Auftreten ihrer Miniſter in bezug auf die Reichspolitik 
vor ihr Forum zu ziehen und ihre Wünſche den Miniſtern 
kundzugeben.“ 

Daraufhin wurde der Fürſt von gegneriſchen Zeitungen als 
„Partikulariſt“ verſchrieen, ein Vorwurf, der ihn durchaus un⸗ 
gekränkt ließ und nur heiter ſtimmte. Bei der nächſten Anſprache 
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äußerte er: das ſei doch im Hinblick auf feine ganze Vergangen⸗ 
heit eine ziemlich komiſche Anklage. 

„Man beſchuldigt mich, ich hetze die Partikulariſten gegen 
das Reich. Umgekehrt: wer das, was ich geſagt habe, ich will 
nicht ſagen mit Wohlwollen, aber mit Aufmerkſamkeit betrachtet, 
der wird wiſſen, daß ich nur wünſche, daß die Einzelſtaaten 
ihre Kräfte im Intereſſe unſerer nationalen Einrichtungen und 
für unſere Reichspolitik betätigen. Ich habe bei anderer Ge⸗ 
legenheit — ich glaube, als die Herren aus Lippe bei mir 
waren — geſagt, daß die Landtage ſich mehr mit der Reichs⸗ 
politik beſchäftigen ſollten. Ich kann ja damit nicht gemeint 
haben, daß die Landtage dem Reichstage vorgreifen, auch nicht, 
daß ſie dem Bundesrate das Konzept korrigieren ſollten, ſon⸗ 
dern ich meine damit nur, daß in den Landtagen das Schweigen 
über das Reich zu tot iſt. Ich habe nie den Gedanken gehabt, 
daß in den Landtagen die deutſche Politik gemacht werden ſollte, 
aber die Landtage ſollten meines Erachtens doch ihre Miniſter 
fragen: ‚Wie habt Ihr fie gemacht, und warum habt Ihr ſie jo 
gemacht?‘ (Bravo), damit das Intereſſe an den gemeinſamen 
Dingen erhalten bleibe. Die Landtage ſollten, wenn ihre Re⸗ 
gierungen im Bundesrate eine nicht ganz durchſichtige Haltung 
zeigen, ſich doch ſo viel für die deutſche Hälfte ihres Wohlergehens 
intereſſieren, daß fie die Miniſter fragen: „Was habt Ihr dabei 
gedacht, was für Gründe führt Ihr an, daß Ihr ſo gehandelt 
habt?“ Es iſt ja dies die einzige Art von Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit, die wir überhaupt beſitzen. Wir haben keine geſetzliche, 
keine juriſtiſche. Die einzige, die wir haben, iſt, daß einem 
Miniſter, der etwas getan hat, von ſeinen Landsleuten geſagt 
werden kann: ‚Da haft Du Dich ungeſchickt, um nicht zu jagen 
recht dumm benommen“ (Heiterkeit). Die Auffaſſung im Lande 
von dem, was ein Miniſter tut, ſein guter Ruf und ſeine Ehr⸗ 
lichkeit ſind die einzigen Faktoren, welche einen Miniſter in 
ſeiner Verantwortlichkeit beſtimmen; etwas anderes haben wir 
nicht. Wie ſteht es denn mit unſeren Miniſtern im Bundes⸗ 
rate in dieſer Hinſicht? Wer kritiſiert denn das, wer weiß denn, 
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was dort bei verſchloſſenen Türen verhandelt iſt? Der Einzige, 
der danach zu fragen hat, iſt der Landtag. Alſo, wenn das 
Partikularismus iſt, dann verdreht man die Worte. Im Gegen— 
teil, ich wünſche die partikularen Landtage mehr, als bisher der 
Fall geweſen iſt, von den großen nationalen Intereſſen durch— 
ſetzt, belebt, begeiſtert zu ſehen. 

Vor dreißig Jahren war die deutſche Frage in allen Land— 
tagen die erſte. Jetzt iſt es anders, jetzt jagt man dort: Dieſe 
Sache geht uns nichts mehr an.“ Ja, darauf iſt unſere ganze 
Einrichtung, unſere deutſche Verfaſſung nicht berechnet, ſondern 
auf das Ineinandergreifen aller amtlich berechtigten Faktoren 
im nationalen und einheitlichen Sinne. Und wenn wir das 
nicht erreichen, ſo fürchte ich, geht es rückwärts mit unſerem 
Nationalgefühl, und das kann unter Umſtänden bei wechſelnder 
europäiſcher Konſtellation eine betrübte Sache ſein.“ 

Hiernach ließ der Fürſt eine Pauſe in der Erörterung der 
Angelegenheit eintreten und kam erſt darauf zurück beim Emp⸗ 
fange der etwa vierhundert Abgeordneten beider Häuſer des 
preußiſchen Landtages und des deutſchen Reichstages, die im 
März 1895 zur Vorfeier ſeines achtzigſten Geburtstages in 
Friedrichsruh erſchienen waren, um ihre Glückwünſche dar⸗ 
zubringen. In der Rede, mit welcher der Fürſt ihnen dankte, 
hieß es unter anderem: 

„Wir können in Deutſchland nicht wie zwei geſchiedene Reiche, 
wie [damals] Schweden und Norwegen, die unter einer Dynaſtie 
zuſammenleben, exiſtieren. Wir Preußen, wir Bayern, wir 
Sachſen, wir ſind Deutſchland, wir bilden es, und wir müſſen 
uns in unſeren Landtagen dafür intereſſieren, welche Politik in 
unſerem Geſamtreiche getrieben wird. 

Wir dürfen das ja nicht ignorieren. Wir müſſen unſere 
auswärtigen Miniſter kontrollieren über die Haltung, die ſie im 
Bundesrate beobachten, über die Reichspolitik, die ſie treiben, und 
der ganze nationale Gedanke wird ſich ganz anders beleben, 
wenn es gelingt, den Lokalpatriotismus für die Beteiligung an 
der nationalen Entwicklung ſo zu intereſſieren, daß wir auch im 
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preußiſchen Landtage über die deutſche Politik und über die 
Frage debattieren: ‚Wie ſoll der auswärtige Miniſter im Bundes⸗ 
rate inſtruiert werden? Sind wir damit einverſtanden?“ 

Das alles ſchiebt ſich ja bei der Budgetfrage und Gehalts⸗ 
diskuſſion mit Leichtigkeit unter. Ich freue mich, wenn die 
Reichspolitik in den Landtagen — und das ſage ich nicht bloß 
für Preußen, ich ſage dasſelbe für Sachſen, Bayern und ſo 
weiter — kritiſiert wird. Das iſt ein Beweis, daß man ſich für 
ſie intereſſiert, daß man mit ihr lebt, daß man von ihr etwas 
erwartet oder befürchtet, daß man bereit iſt, mit ihr zu gehen. 

Dieſes Intereſſe iſt bisher nicht in ſolchem Maße erlebt 
worden, wie ich es gewünſcht hätte, unter dem Druck einer 
eigentümlichen Fiktion von zwei verſchiedenen Regierungen, die 
nebeneinander laufen. Die deutſche und die preußiſche Regierung, 
die deutſche und bayriſche Regierung, die deutſche und ſächſiſche 
Regierung ſind gar nicht zu trennen und getrennt zu betrachten. 
Der ſächſiſche Vertreter muß doch immer unter dem Geſichts⸗ 
punkte der ſächſiſchen Intereſſen dem Reichstage und dem Bundes⸗ 
rate gegenüber inſtruiert ſein, und ſo geht es mit den preußi⸗ 
ſchen, mit den bayriſchen. 

Und umgekehrt: kein bayriſcher oder ſächſiſcher oder preußiſcher 
Miniſter kann ſich ſeinem Landtage gegenüber losſagen von ſeiner 
Beziehung zum Deutſchen Reiche. Das Einheitliche, was im 
urſprünglichen Verfaſſungsentwurfe beabſichtigt war, iſt ganz 
geſchwunden durch die theoretiſch⸗bureaukratiſche Fiktion, als ob 
zwei Regierungen nebeneinander liefen. Eine Reichsregierung 
ohne Stütze und Beziehung zu den Partikularregie rungen ſteht 
vollſtändig in der Luft, hat gar keine Möglichkeit, ſich zu be⸗ 
tätigen, wenigſtens verfaſſungsmäßig nicht. Faktiſch kann es ja 
eine Zeitlang geſchehen, aber in der Verfaſſung iſt ein Grund 
und Boden dafür nicht vorhanden.“ 

Auch beim Empfang der bürgerlichen Kollegien der Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Stuttgart am 20. April des nämlichen Jahres 
ſchnitt der Fürſt wiederum die Frage an und ſagte unter an⸗ 
derem: 
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„Ich möchte, daß die Landtage an der Tätigkeit ihrer Bundes- 
ratsbevollmächtigten Kritik üben und fie für ihre Abſtimmung ver⸗ 
antwortlich machen.“ 

Endlich laſſe ich hier noch Ausführungen folgen, die der 
Fürſt mir gegenüber mit ſpezieller Bezugnahme auf den preußi- 
ſchen Landtag gemacht hat: 

„Ich bedaure, daß die preußiſche Volksvertretung die Ab— 
ſtimmung ihrer Regierungen im Bundesrate ebenſowenig zu kon— 
trollieren pflegt, wie es die Volksvertreter der übrigen Bundes⸗ 
ſtaaten in ihrem Bereiche tun. Dem preußiſchen Staate und dem 
preußiſchen Volke iſt mit einer derartigen Enthaltſamkeit ſeines 
Landtages nicht gedient, und letzteres kann ſich auch nicht damit 
zufrieden geben, daß das dem Landtage verantwortliche preußiſche 
Staatsminiſterium ſeine verantwortliche Mitwirkung an der 
Reichspolitik unterläßt und darauf verzichtet, gegen eine Reichs⸗ 
politik, die nicht den Intereſſen Preußens entſpricht, Widerſpruch 
zu erheben. Die Preußen haben als Deutſche die Fehler am 
eigenen Leibe mitzubüßen, die von der Reichspolitik unter Dul⸗ 
dung des preußiſchen Staatsminiſteriums begangen werden; und 
deshalb müſſen ſie ihre Miniſter verantwortlich machen, zur Ver⸗ 
antwortung ziehen, wenn dergleichen geſchieht. Daß während 
des fortdauernden Mangels eines Miniſterverantwortlichkeits⸗ 
geſetzes dabei nur von einer moraliſchen Verantwortung die 
Rede ſein kann, ändert an der Sache ſelbſt nicht das mindeſte. 
Wenn die preußiſchen Intereſſen im Bundesrate unzweckmäßig 
vertreten werden, ſo hat der preußiſche Landtag das Recht, die 
Anweſenheit des preußiſchen auswärtigen Miniſters zu ver⸗ 
langen, damit er ihm ſeine Beſchwerden direkt zu Gehör bringen 
kann. So ordnet es die preußiſche Verfaſſung in ihrem Art. 60 
an, und ſolange der Reichskanzler preußiſcher Miniſter des Aus⸗ 
wärtigen iſt, wird er durch ſeinen preußiſchen Verfaſſungseid 
verpflichtet, einer ſolchen Aufforderung des preußiſchen Land⸗ 
tages, ſich vor ihm zu verantworten, Folge zu leiſten. Seine 
Verpflichtung hierzu wird dadurch nicht aufgehoben, daß er 
neben den preußiſchen auswärtigen Angelegenheiten die Geſchäfte 
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des Reichskanzlers verwaltet. Ohne Zweifel ſtimmen im Bundes- 
rate die Geſamtregierungen der Bundesſtaaten und nicht die 
einzelnen Miniſter ab, aber der Kanal, vermöge deſſen das 
preußiſche Geſamtminiſterium ſeine Abſtimmung in den Bundes⸗ 
rat leitet, iſt ſtaatsrechtlich der preußiſche Miniſter des Aus⸗ 
wärtigen, und dieſer iſt daher auch in erſter Linie vor ſeinen 
Kollegen berufen, als Reſſortminiſter dem preußiſchen Landtage 
gegenüber das preußiſche Bundesratsvotum verantwortlich zu 
vertreten.“ 

Ein weiterer Anlaß zur Befaſſung des Fürſten mit dem 
Rechte der Einzelſtaaten dem Reiche gegenüber bot ſich ihm in 
einem Geſpräche mit mir über folgenden Fall: 

Der anhaltiſche Miniſter v. Koſeritz hatte ſich damals (An⸗ 
fang 1893) bei Eröffnung des Landtages des Herzogtums ab⸗ 
fällig über die Handelsvertragspolitik des Reiches geäußert. 
Anknüpfend daran wurde in der Preſſe berichtet, ein Geheimer 
Regierungsrat aus der Reichskanzlei hätte ſich im beſonderen 
Auftrage nach Deſſau begeben, und man werde nicht fehlgehen, 
wenn man annehme, daß der anhaltiſche Miniſter mit ſeinen 
Angriffen gegen die Reichspolitik den Anlaß zu dieſer Reiſe 
gegeben habe. Als ich dem Fürſten Bismarck dieſe Auslaſſungen 
in der Preſſe vorlegte, ſagte er: 

„Ich hoffe, daß ſich die Blätter irren und dem entſandten 
Geheimrat aus der Reichskanzlei die Aufgabe fernliegt, ein⸗ 
ſchüchternd auf die Selbſtändigkeit der anhaltiſchen Regierung 
einzuwirken. Ich würde es für einen politiſchen Fehler halten, 
wenn das Gegenteil der Fall wäre. Ein Angriff auf die Reichs⸗ 
politik iſt noch kein Angriff auf die Reichsverfaſſung, wohl aber 
würde es ein Angriff auf die Reichsverfaſſung ſein, wenn man 
den Einzelregierungen ihre Kritik der Reichspolitik unterſagen, 
oder ſie durch Einſchüchterungen beſchränken wollte. 

Es beruht auf einer Verſchiebung unſerer verfaſſungsmäßigen 
Begriffe, wie ſie ſich in der Bezeichnung „Reichsregierung“ aus⸗ 
ſpricht, die Miniſter der Einzelſtaaten bezüglich ihrer Kritik von 
legislativen Vorgängen im Reiche mundtot zu machen, ihnen 
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namentlich retroſpektive Kritik über bereits erlaſſene Geſetze zu 
verbieten und ſolche als Attentat auf die Reichseinheit dar⸗ 
zuſtellen. Gerade in der retroſpektiven Kritik und in der Be⸗ 
rechtigung dazu macht ſich die Verantwortlichkeit der Landes⸗ 
miniſter für die Abſtimmungen ihrer Regierungen im Bundesrate 
geltend. 

Man ſpricht von Eingriffen der Landesvertretungen in die 
Politik des Reiches und regt damit unwillkürlich die Frage an, 
wo das Reich liegt, das man ſich losgelöſt denkt von der Ge- 
ſamtheit der Bundesſtaaten? Wenn im Namen des Reiches 
Fehler begangen werden, jo haben Preußen, Sachſen und Süd- 
deutſchland die Folgen davon zu tragen, und bei wem ſollte man 
hier Verantwortlichkeit für eine ſchädliche Reichspolitik ſuchen? 
Bei dem Reichskanzler liegt ſie nicht; der iſt nur der oberſte 
Exekutivbeamte des Kaiſers, und ſeine ſtaatsrechtliche Verant⸗ 
wortlichkeit beſchränkt ſich lediglich auf dieſe ſeine Tätigkeit. Ge⸗ 
rade der Mangel an einer Stelle, die für alles verantwortlich 
iſt, was man Reichspolitik zu nennen beliebt, macht es vom 
miniſteriellen Standpunkte aus ſehr bequem, auf einem Gebiete, 
das der öffentlichen Kritik entzogen iſt, Maßregeln und Geſetz⸗ 
entwürfe vorzubereiten, für die eine Verantwortlichkeit nur bei 
der anonymen Majorität des Bundesrates bisher geſucht werden 
kann. Im Bundesrate iſt die politiſche Taktik für den Vor⸗ 
ſitzenden leichter als vor der Offentlichkeit und der letzteren 
gegenüber wiederum leichter, wenn ſie ſich auf einen Beſchluß der 
Mehrheit der Regierungen ſtützen kann. Aber die Wünſche und 
Bedürfniſſe der Einwohner aller Bundesſtaaten kommen in der 
Politik des Reiches, die ſich ohne ihre Mitwirkung entwickelt und 
die nur durch eine ſichtbare Perſönlichkeit, nur in Geſtalt des Reichs⸗ 
kanzlers gedeckt und vertreten wird, nicht ſo leicht zur Hebung. 

Der Gedanke, daß eine partikulare Regierung und ihr Land⸗ 
tag auf die Politik der verbündeten Regierungen Einfluß zu üben 
unberechtigt fein ſollten, iſt vollſtändig verfaſſungswidrig, wenn 
man auch die Neigung begreift, politiſche Beſtrebungen, ſoweit 
es möglich iſt, mit dem Mantel einer fingierten Reichspolitik zu 
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decken und den Verſuch der vierzig Millionen Preußen, ihrer- 
ſeits einen gewichtigen und praktiſchen Einfluß auf die Geſamt⸗ 
heit der Politik auszuüben, a limine zurückweiſt. Es liegt im 
Intereſſe der Nation, ſich gegen die Phantasmagorie einer 
‚NReichspolitif‘, die über dem Horizonte der Einzelſtaaten in 
den Wolken ſchwebt, ablehnend zu verhalten. 

In Fragen, die ihren Hintergrund in der auswärtigen 
Politik haben, erachte ich natürlich die Zurückhaltung aller Parla⸗ 
mente für geboten, ſobald die Regierung ſie fordern zu müſſen 
glaubt. Aber in rein inneren Fragen, namentlich in wirtſchaft⸗ 
lichen, kann ich es nicht als nützlich gelten laſſen, die Landtage 
mundtot machen zu wollen. Ich finde es auch ſehr begreiflich, 
wenn die Bevölkerung der Einzelſtaaten nicht wünſcht, daß der 
Reichstag, wie es zum Beiſpiel bei den Handelsverträgen ge⸗ 
ſchehen iſt, in eine Zwangslage verſetzt wird, in der ihm, ohne 
daß er weiß, wie die Auffaſſung im Lande, alſo in den einzelnen 
Bundesſtaaten iſt, ein zuſtimmendes Votum umfänglicher und 
wichtiger Natur innerhalb acht Tagen kategoriſch abgedrückt 
werden kann. Es muß darauf gedrungen werden, daß die Ab⸗ 
ſichten der Reichspolitik in ſolchen wichtigen Fragen rechtzeitig 
kundgegeben werden, ſo daß ſich die Landtage der Einzelſtaaten 
ebenſo wie die verſchiedenen berufenen Korporationen und die 
Preſſe dazu äußern können.“ 

Die „Voſſiſche Zeitung“ hatte damals geſchrieben, ſo lange 
Fürſt Bismarck am Ruder geweſen ſei, habe er über das Recht 
der Landtage zum Mitreden in Reichsangelegenheiten wahr⸗ 
ſcheinlich ſehr viel anders geurteilt, als er es jetzt tue. Dazu 
bemerkte der Fürſt: 

„Dem widerſpricht der tatſächliche Hergang der letzten dreißig 
Jahre. Innerhalb derſelben iſt mir kein Vorkommnis erinnerlich, 
bei dem ich als Reichskanzler abweichende Meinungen der Einzel⸗ 
regierungen meiner Kritik öffentlich und amtlich unterzogen hätte. 
Jeder deutſche Miniſter hat dem Landtage ſeines Staates gegen⸗ 
über die Verpflichtung, ſich über die Politik, welche er im Bundes⸗ 
rate vertritt oder vertreten will, verantwortlich auszusprechen, 
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und kann in dieſer Aufgabe nicht durch kaiſerliche oder, praktiſch 
richtiger geſagt, preußiſche Kontrolle beſchränkt werden. Man 
ſollte doch auch niemals vergeſſen und gerade im Intereſſe der 
deutſchen Einheit nicht vergeſſen, daß der Kaiſertitel keine obrig⸗ 
keitlichen oder ſuzeränen Rechte den übrigen Bundesgenoſſen 
gegenüber verleiht. Die Verfaſſung ſagt, daß das Präſidium 
mit allen ſeinen Rechten dem Könige von Preußen zuſtehe und 
daß dieſer in Ausübung derſelben den kaiſerlichen Titel führe; aber 
faktiſch iſt es doch immer der König von Preußen, der das Prä⸗ 
ſidium mit der Achtung vor den Rechten ſeiner Verbündeten aus⸗ 
übt, wie ſie in der Reichsverfaſſung ihren Ausdruck gefunden haben. 

Geradezu wie eine Vergewaltigung der einzelſtaatlichen Rechte 
klingt es, wenn mit bezug auf den anhaltiſchen Fall von offi⸗ 
ziöſen Artikelſchreibern geſagt wird, die Sache dürfte mit dem 
Proteſte der nationalen Preſſe nicht abgetan ſein. Ich frage 
Sie, was ſoll denn weiter geſchehen? Soll etwa ein Antrag 
auf Reichsexekution gegen Anhalt geſtellt werden, um dort einen 
Miniſterwechſel herbeizuführen? Ich finde in der Reichs⸗ 
verfaſſung keinen Anhalt, nach welchem es zu den verfaſſungs⸗ 
mäßigen Bundespflichten laut Art. 19 gehört, ſich der Kritik der 
Reichsgeſetzgebung zu enthalten, die jeder Angehörige des 
Deutſchen Reiches durch Wort und Schrift auszuſprechen be⸗ 
rechtigt iſt. Oder will man etwa dem Bundesgliede Anhalt 
das Recht abſprechen, im Bundesrate einen Antrag zu ſtellen 
auf Abänderung beſtimmter reichsgeſetzlicher Einrichtungen, auch 
ſolcher, die erſt neuerdings getroffen ſind und von deren Un⸗ 
zweckmäßigkeit die anhaltiſche Regierung ſich inzwiſchen über⸗ 
zeugt haben könnte? Wenn die offiziöſen Artikelſchreiber weiter 
ſagen, ſchwerlich ſeien ſchon einmal Maßregeln, die in der Zu⸗ 
ſtändigkeit des Reiches lägen, vom Miniſtertiſche eines Einzel⸗ 
ſtaates aus öffentlich kritiſiert worden, ſo kann ich dazu nur 
jagen: ‚Leider! Denn in der Möglichkeit einer ſolchen öffent⸗ 
lichen Ausſprache der Landesminiſter über einzelne Maßregeln 
der Reichspolitik liegt allein das Mittel, um wenigſtens in⸗ 
direkt eine Miniſterverantwortlichkeit auf dem Gebiete der Reichs⸗ 
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politik herzustellen und die Fälſchung unſeres Verfaſſungsrechtes 
zu beſeitigen, die heutzutage vielſeitig Anklang findet und dahin 
geht, daß dieſe Verantwortlichkeit auf der Perſon des Reichs⸗ 
kanzlers, des kaiſerlichen Exekutivbeamten für die kaiſerliche Ver⸗ 
waltung, beruhe. | 

Wenn die Träger der legislativen Politik im Reiche nach 
Außerungen der offiziöſen Preſſen für Meinungsverſchieden⸗ 
heiten vom Miniſtertiſche eines Einzelſtaates aus ‚nicht un⸗ 
empfindlich find‘, jo bemerke ich dazu, daß perſönliche Empfind⸗ 
lichkeit über Meinungsverſchiedenheiten niemals ein maßgebendes 
Argument bei Erörterung von verfaſſungsrechtlichen Fragen ſein 
kann, und wenn über berechtigten Widerſpruch eine Empfind⸗ 
lichkeit obwaltet, jo tut man wohl, fie zu unterdrücken und dieſer 
keinen Ausdruck auf Koſten des Glaubens an die Feſtigkeit 
derjenigen Bürgſchaften zu gewähren, welche die verbündeten 
Regierungen bisher in dem Wortlaute unſerer Verfaſſung ge⸗ 
funden haben. Es wäre bedauerlich, wenn eine derſelben ver⸗ 
anlaßt würde, an die Geltung der gräflich ſchwerinſchen Redens⸗ 
art zu glauben: ‚Macht geht vor Recht!“; denn das Recht aller 
deutſchen Regierungen, auch derer, die ſtärker ſind als das 
Herzogtum Anhalt, ruhen auf demſelben Fundamente der 
Bundesverträge und der Reichsverfaſſung und können nicht ge⸗ 
ſchädigt werden, ohne die Haltbarkeit der letzteren überhaupt 
zu lockern. 

Das Recht der Einzelregierungen, ihre von den Majoritäts⸗ 
beſchlüſſen des Bundesrates abweichende Meinung vor ihrem 
Landtage öffentlich zur Geltung zu bringen, ſteht verfaſſungs⸗ 
mäßig ſo zweifellos feſt, daß es ſogar nach Art. 9 der Ver⸗ 
faſſung vor verſammeltem Reichstage ausgeübt werden kann. 
Dieſe Zulaſſung iſt nicht nur im Intereſſe der Reichseinheit als 
bedenklich nicht zu bezeichnen, ſondern im Gegenteil, die Reichs⸗ 
einheit beruht vorzugsweiſe auf der Freiheit, welche den einzelnen 
Regierungen verfaſſungsmäßig zur Wahrung ihrer Spezial⸗ 
intereſſen gelaſſen iſt. Zwang und Einſchüchterung, Abſendung 
von Reichskommiſſarien und dergleichen können auf die freudige 
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Freiwilligkeit, mit der die Einzelregierungen ihre Aufgabe im 
geeinigten Reiche erfüllen, nur nachteilig einwirken. Die Zu⸗ 
friedenheit der Einzelſtaaten und ihrer Regierungen, das Be- 
wußtſein, abweichende Meinungen auch mächtigeren Bundes- 
genoſſen gegenüber furchtlos ausſprechen zu können, iſt die 
weſentlichſte Grundbedingung unſerer Reichseinheit. Sie iſt 
früher immer ſorgfältig und vorſichtig gepflegt worden, und ich 
hoffe, daß dies auch in Zukunft geſchieht, ſelbſt wenn das Be⸗ 
dürfnis zum Widerſpruch in den Einzelſtaaten während der 
nächſten Jahre lebhafter hervortreten ſollte als früher.“ 

Dieſe Auslaſſungen des Fürſten bilden in ihrer Schlichtheit 
und Wahrhaftigkeit einen ergreifenden Beleg dafür, wie ſehr 
dem großen Staatsmann die Aufrechterhaltung des verfaſſungs⸗ 
mäßigen Vertrauens der Bundesſtaaten zum Reiche am Herzen 
lag und wie ſchwer ihn die Sorge bedrückte, daß dies Ver⸗ 
trauen, die Grundlage aller Reichsfreudigkeit, durch zentrali⸗ 
ſierende Beſtrebungen verkümmert werden könnte. 

Noch Eins: Gegenüber einer vom Fürſten herrührenden 
analogen Bemerkung der „Hamburger Nachrichten“ über den 
Fall Koſeritz hat ſich die Berliner offiziöſe Preſſe zur Recht⸗ 
fertigung des Verfahrens gegen den anhaltiſchen Miniſter dar⸗ 
auf berufen, daß ſich in einem ſolchen Falle auch Fürſt Bis⸗ 
marck zu Beſchwerden berechtigt gehalten habe, wie das Beiſpiel 
des Herrn v. Rudhardt zeige, dem gewiſſe Äußerungen, die er 
ſeinerzeit über die Zolleinverleibungen im Bundesrat getan habe, 
ſchließlich ſeine Stellung gekoſtet hätten. Fürſt Bismarck wies 
dieſen Vergleich wie folgt ab: 

„Die Sache lag im Rudhardtſchen Falle ganz anders wie 
im Koſeritzſchen. Der anhaltiſche Miniſter hatte die Anſicht 
ſeiner Regierung vertreten, während Herr v. Rudhardt An⸗ 
ſichten kundgegeben hatte, die nicht die der bayeriſchen Regie⸗ 
rung waren, wenigſtens nicht in dieſer Form. Das Vorgehen 
gegen ihn erfolgte alſo nicht, obwohl er die Anſichten ſeiner 
Regierung zur Geltung brachte, ſondern weil er ſie nicht oder 
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für die Delbrückſchen Auffaſſungen weiter nachgab, als in feiner 
Inſtruktion lag.“ 

Darauf wußten die Offiziöſen nichts zu erwidern. Tatſache 
iſt und bleibt, daß Fürſt Bismarck während ſeiner geſamten 
Amtszeit ſtets und bei jeder Gelegenheit peinlichſt darauf be⸗ 
dacht war, ſelbſt den bloßen Anſchein einer unberechtigten 
Einflußnahme auf die inneren Angelegenheiten der deutſchen 
Einzelſtaaten zu vermeiden, einerlei, ob es ſich dabei um die 
Ernennung, beziehungsweiſe Entlaſſung hoher Beamter oder um 
andere Dinge handelte. Zu Vorſtellungen irgendwelcher Art 
hat er ſich nur dann wie berechtigt ſo verpflichtet geglaubt, 
wenn wichtige Intereſſen des Reiches auf dem Spiele ſtanden. 
Es geſchah alſo in völlig legitimer Weiſe. Aber ſelbſt dann 
erfolgten die Vorſtellungen in loyaler Form unter Appell 
an das eigene Urteil des betreffenden Bundesſtaates. Von 
der Ausübung eines unzuläſſigen Drucks war dabei niemals 
die Rede, auch nicht im Falle Rudhardt. 


Fürſt Bismarck über die Stellung des Reichskanzlers. 


Über dieſes Thema hat ſich Fürſt Bismarck nach ſeiner Ent⸗ 
laſſung ſo häufig und ſo ausführlich geäußert, wie kaum über 
ein anderes auf dem Gebiete des deutſchen Verfaſſungsrechtes. 
Meiſt geſchah es im Zuſammenhang mit ſeiner Bekämpfung 
der zentraliſierenden und unitariſierenden Beſtrebungen, von 
denen im vorigen Abſchnitt die Rede war. Ein anderer Grund, 
immer wieder auf dieſe Frage zurückzukommen, lag darin, daß 
es ſich um das von ihm ſelbſt ſo lange und ſo ruhmreich be⸗ 
kleidete höchſte Reichsamt handelte. In der Hauptſache ver⸗ 
anlaßte ihn zu ſeiner Stellungnahme aber die Wahrnehmung, 
daß ſowohl in der Regierung wie im Parlamente und in der 
Preſſe Auffaſſungen über die Kompetenz des Reichskanzlers 
immer ſtärker zutage traten, die er für unzutreffend hielt und 
denen im Intereſſe der Bewahrung unſeres Verfaſſungslebens 


34 


vor Irrtümern und Fälſchungen entgegenzutreten er ſich vor 
ſeinem Gewiſſen verpflichtet fühlte. 

In ſeinen Reden hat er Widerſpruch gegen die verfaſſungs⸗ 
widrigen Tendenzen, die ſich hier zeigten, weniger zum Aus⸗ 
druck gebracht, weil er bei ſolchen Gelegenheiten es im Staats⸗ 
intereſſe vermeiden zu müſſen glaubte, ſeine Nachfolger öffentlich 
und perſönlich ins Unrecht zu ſetzen und dadurch die Autorität 
der neuen Regierung noch mehr zu ſchwächen, als ſie es ohne⸗ 
hin ſchon durch eigenes Verſchulden war. Dagegen hat er ſich 
in zahlreichen Artikeln der „Hamburger Nachrichten“ mit der 
Kompetenz des Reichskanzlers ſowie mit den Fragen beſchäftigt, 
die damit im Zuſammenhang ſtehen, und auch in meinen Auf⸗ 
zeichnungen über die Geſpräche, die der Fürſt mit mir geführt 
hat, nehmen diesbezügliche Ausführungen des großen Staats⸗ 
mannes einen beträchtlichen Raum ein. Ich entnehme daraus 
folgende Darlegungen des Fürſten. 

„In Fragen der Kompetenz des Reichskanzlers iſt die Doppel⸗ 
ſtellung ſorgfältig im Auge zu behalten, die er als höchſter Ver⸗ 
waltungs⸗ und Exekutivbeamter des Kaiſers, als deſſen alleiniger, 
verantwortlicher Reichsminiſter einerſeits und als Bevollmächtigter 
des Königs von Preußen im Bundesrate anderſeits inne hat. 

Sein Amt als Reichsminiſter des Kaiſers und oberſter Chef 
der Reichsverwaltung verleiht ihm eine einflußreichere Wirkungs⸗ 
ſphäre als ſie irgend ein anderer Miniſter in Deutſchland hat. 
Seine Tätigkeit und Verantwortlichkeit reicht genau ſo weit, wie 
die Kompetenz des Präſidiums, das vom Könige von Preußen 
mit dem Kaiſertitel geführt wird. Seiner Leitung unterſteht 
nicht nur die geſamte Adminiſtration des Reiches, ſondern auch 
die vollziehende Gewalt. Er hat alle erforderlichen Anweiſungen 
an die Reichsbehörden zu erteilen und die nötigen Requiſitionen 
an die anderen Regierungen zu richten, ferner die Ausführung 
der Reichsgeſetze zu überwachen und die Reichsmaſchine im 
Gange zu halten, ſowie das Reich dritten Staaten gegenüber 
namens des Kaiſers zu vertreten. Bei Ausübung dieſer Funk⸗ 
tionen iſt er an die Mitwirkung oder Zuſtimmung des preußi⸗ 
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ſchen Miniſteriums überall nicht gebunden, ſondern vollſtändig 
unabhängig von ihm. Eine Ausnahme bilden die Heeres⸗ 
angelegenheiten. Nach Art. 4, Nr. 14 der Reichsverfaſſung iſt 
der Reichskanzler zugleich der für das Heerweſen verantwort⸗ 
liche Kriegsminiſter des Reiches; faktiſch aber liegt die Heeres⸗ 
verwaltung in den Händen der einzelſtaatlichen Kriegsmini⸗ 
ſterien, vor allem in denen des preußiſchen. Die Schwierigkeit, 
hier eine ſtrenge Scheidung der Reichs- und Landeskompetenz 
durchzuführen, iſt zu meiner Zeit niemals auf theoretiſchem 
Wege zu löſen verſucht worden, weil der allſeitige gute Wille 
in jedem konkreten Falle zur Verſtändigung führte. Erleichtert 
wird dieſe Einigung zwiſchen dem Reiche und Preußen auf 
militäriſchem Gebiete durch die Einheit in der Perſon des 
Kriegsherrn; erſchwert kann ſie in Zukunft werden, wenn der 
Reichskanzler ein Militär iſt, der ſeine eigene autoritative Sach⸗ 
kunde in Fragen des Heerweſens höher anſchlägt als die des 
jeweiligen preußiſchen Kriegsminiſters. Doch ſteht zu hoffen, 
daß für Differenzen auf dieſem Gebiete die kriegsherrliche 
Autorität des Kaiſers und Königs ſtets ohne Appell und Wider⸗ 
ſpruch entſcheidend ſein wird. 

Im Bundesrate dagegen iſt der Reichskanzler ſtaatsrechtlich 
nur Bevollmächtigter des Königs von Preußen als Inhaber 
des Bundespräſidiums. Es ſteht ihm nach Art. 15 der Ver⸗ 
faſſung der Vorſitz und die Leitung der Geſchäfte zu, aber neben 
der preußiſchen Vertretung hat er kein von dieſer unabhängiges 
Recht, iſt vielmehr verpflichtet, ſich bei ſeinen amtlichen Auße⸗ 
rungen im Rahmen deſſen zu halten, wozu er im preußiſchen 
Staatsminiſterium die Vollmacht erhalten hat, oder wovon er 
mit Sicherheit vorausſetzen darf, daß fie ihm erteilt wird. Als 
Kanzler hat er in Fragen der Geſetzgebung im Bundesrate über⸗ 
haupt keinen locus standi und auch keinerlei Stimme außer der 
preußiſchen. Auf dem Gebiete Geſetzgebung wird ihm im Bundes⸗ 
rate der Mund erſt geöffnet, ſobald er als preußiſcher Bevoll⸗ 
mächtigter auftritt. Wenn er als Kanzler irgendwelche Wünſche 
hat, die ſich auf die Reichsgeſetzgebung beziehen, und er ſie im 
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Bundesrate durchſetzen möchte, bleibt ihm kein anderer Ausweg, 
als den Einfluß, den er im preußiſchen Staatsminiſterium als 
Miniſterpräſident und preußiſcher Miniſter der auswärtigen, 
alſo auch der deutſchen Angelegenheiten auszuüben vermag, dazu 
zu benutzen, um die Vollmacht zur Inſtruierung der preußiſchen 
Stimmen in ſeinem Sinne zu erlangen. Im Bundesrate ſelbſt 
muß er ſich in bezug auf das von ihm abzugebende Votum dem 
Mehrheitsbeſchluſſe ſeiner preußiſchen Miniſterkollegen fügen, ſo 
wie er vorliegt, ohne einen präſidialen Einfluß gegen dasſelbe 
zur Verfügung zu haben. Wenn er aber auch in Fragen der 
Geſetzgebung keinen verfaſſungsmäßigen Einfluß hat, ſo kann 
er trotzdem tatſächlich einen ſolchen auch im Bundesrate ausüben, 
und zwar je nach dem Maße von Vertrauen und Anſehen, das 
er im Bundesrate wie im Reichstage perſönlich genießt. 

Der Reichskanzler hat ferner nicht das Recht, eine Be⸗ 
ſchlußnahme des Bundesrates, die ſeiner Überzeugung nicht ent⸗ 
ſprechen würde, amtlich zu verhindern. Es liegt ihm eine Ver⸗ 
antwortlichkeit als Vorſitzender des Bundesrates überhaupt nicht 
ob, ſondern nur eine Mitverantwortlichkeit für die Beſchlüſſe 
dieſer Körperſchaft, und zwar inſoweit, als er die preußiſchen 
Stimmen und deren Inſtruierung als preußiſcher Miniſter zur 
Verfügung hat. Namentlich kann er keine eigenen Anträge ein⸗ 
bringen. Die offiziös vertretene Fiktion der Zuläſſigkeit ſolcher 
ſogenannten ‚Präfidialanträge‘ behufs Herbeiführung legislativer 
Akte findet in der Verfaſſung keine Unterlage. Es gibt neben 
den ſiebzehn preußiſchen Stimmen im Bundesrate keine Prä⸗ 
ſidialſtimme, der das Recht zu legislativen Anträgen beigelegt 
wäre. Keinesfalls ſind Präſidialanträge zuläſſig, die der Reichs⸗ 
kanzler als ſolcher ohne Rückſicht auf ſeine Eigenſchaft als 
preußiſcher Bevollmächtigter ſtellen könnte. Höchſtens ſind ſeiner⸗ 
ſeits ſolche Anträge möglich, die ſich ausſchließlich auf die Fort⸗ 
entwicklung und auf zweifelloſe Konſequenzen der beſtehenden 
Einrichtungen und Geſetze beziehen, in welchem Falle ſie als eine 
natürliche Konſequenz der ‚Geſchäftsleitung“ angeſehen werden 
können, die dem Reichskanzler als Vorſitzendem des Bundes⸗ 
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rates zuſteht. Eingreifende neue Geſetzvorlagen aber können 
durch Präſidialvorlagen nicht eingebracht werden und wurden 
es auch zu meiner Zeit nicht. Nach Art. 7 der Verfaſſung iſt 
jedes Bundesglied befugt, Vorſchläge zu machen und in Vor⸗ 
trag zu bringen‘. Bundesglied iſt aber nicht der Kaiſer, ſon⸗ 
dern der König von Preußen, und bei den durch mich als 
preußiſchen Bevollmächtigten zum Bundesrate früher ein⸗ 
gebrachten Geſetzvorlagen glaube ich nicht, daß ſie jemals als 
„Präſidialvorlagen“ bezeichnet worden find. Wenn es doch ein- 
mal der Fall geweſen ſein ſollte, ſo läge darin nur eine ſtiliſtiſche 
Vorliebe, die ohne jeden Einfluß auf verfaſſungsmäßige Ein⸗ 
richtungen bleibt. 

Ich reſümiere: Die Vorlagen, die vom Bundesrat an den 
Reichstag gelangen, ſind keine Vorlagen des Reichskanzlers, ſon⸗ 
dern Vorlagen der verbündeten Regierungen, wie ſie ihren 
Willen durch ihre Organe im Bundesrate kundgeben. Keines⸗ 
falls kann hier von einer Verantwortlichkeit des Kanzlers die 
Rede ſein. Nach der Verfaſſung iſt er, wie geſagt, nur ver⸗ 
antwortlich für die „Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers“; 
das ‚Necht des Präſidiums zu Anordnungen und Verfügungen“ 
— wie es urſprünglich hieß — gewährt aber nach der Ver⸗ 
faſſung keinen Anteil an der Reichsgeſetzgebung; dieſer Anteil 
tritt erſt bei Publikation der Geſetze ein. In den vorbereitenden 
Stadien bis zur Verabſchiedung der Geſetze iſt das Präſidium 
an ihnen nicht anders als durch die Leitung der Geſchäfte im 
Bundesrate beteiligt und ebenſowenig verantwortlich für die Be⸗ 
ſchlüſſe desſelben wie der Präſident des Reichstages für die Be⸗ 
ſchlüſſe des letzteren. 

Von einer Verantwortlichkeit des Kanzlers könnte man hier 
wiederum höchſtens inſofern ſprechen, als er verfaſſungsmäßig 
dazu berufen iſt, das kaiſerliche Transmiſſoriale verantwortlich 
gegenzuzeichnen, durch das die Vorlagen des Bundesrats an den 
Reichstag gebracht werden. Allerdings liegt dabei die Sache ſo, 
daß, wenn man die Gegenzeichnung dieſes kaiſerlichen Trans⸗ 
miſſoriales als eine ſtaatsrechtliche Handlung, und zwar als eine 
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der Verantwortlichkeit des Reichskanzlers unterſtehende betrachtet, 
man dadurch dem Kanzler und indirekt dem Kaiſer ein Veto bei⸗ 
mißt, das bei der Abfaſſung der Verfaſſungsbeſtimmungen über 
das Zuſtandekommen der Reichsgeſetze nicht vorgeſchwebt hat. 
Aber die Übermittlung eines Bundesratsbeſchluſſes an den Reichs⸗ 
tag bleibt immerhin eine ‚Anordnung des Kaiſers“ im Sinne des 
Art. 17 der Verfaſſung, die zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeich⸗ 
nung des Kanzlers bedarf. Mithin liegt hier tatſächlich ein 
ſtaatsrechtlicher Akt vor, bei welchem der Kanzler unter Um⸗ 
ſtänden ſagen könnte, daß er für die Einbringung des betreffen⸗ 
den Beſchluſſes des Bundesrates im Reichstage die Verantwort⸗ 
lichkeit nicht tragen könne, die er durch ſeine Gegenzeichnung des 
kaiſerlichen Transmiſſoriales übernehmen würde. Meiner Anſicht 
nach iſt verfaſſungsrechtlich dagegen kaum etwas einzuwenden.“ 

Der Fürſt war eben der Anſicht, daß die verfaſſungsmäßige 
Verantwortlichkeit des höchſten Reichsbeamten — möge ſie prak⸗ 
tiſch noch ſo wenig zu bedeuten haben — als Gegenſtück zu dem 
Bewilligungsrechte des Reichstages, über das volle Klarheit 
herrſche, einer Klarſtellung bedürfe, nachdem ſie ſo verdunkelt 
worden ſei. 

In der Tat überſtieg die Verwirrung der verfaſſungsrecht⸗ 
lichen Vorſtellungen, die damals hinſichtlich der Stellung und 
der Kompetenz des Kanzlers eingeriſſen war, alle Begriffe 
und drückte ſich unter anderem in der bereits erwähnten Tat⸗ 
ſache aus, daß der Kanzler ohne vorgängige Ermächtigung durch 
das preußiſche Staatsminiſterium im Reichstage die Bierſteuer 
von legislativer Inbetrachtnahme nach ſeinem perſönlichen Er⸗ 
meſſen ausgeſchloſſen hatte, ohne daß dieſer Vorgang, deſſen Un⸗ 
verfaſſungsmäßigkeit auf der Hand lag, vom Bundesratstiſche 
oder aus der Mitte des Hauſes gerügt worden wäre. Ich trage 
hier nach, was Fürſt Bismarck ſeinerzeit dazu geſagt hat: 

„Sollen unſere verfaſſungsmäßigen Einrichtungen ſich kon⸗ 
ſolidieren, ſo iſt dazu die erſte Vorbedingung, daß ſie denen, 
die ſie handhaben, bekannt ſind. Das ſcheint aber nicht genügend 
der Fall zu ſein. Sonſt wäre es doch nicht möglich, daß die 
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geſamte geſetzgebende Welt Deutſchlands wie ein eingeſchüchtertes 
Huhn durch den Kreideſtrich gebändigt wird, der in den Worten 
liegt: „Der Reichskanzler hat die Bierſteuer von der Beratung 
ausgeſchloſſen.. In der ganzen deutſchen Verfaſſung und den 
Verträgen, die ihr zugrunde liegen, befindet ſich kein Satz, durch 
den dem Reichskanzler eine ſolche Machtvollkommenheit verliehen 
wird, und ich kann deshalb das Studium der Reichsverfaſſung 
nur allen denen wiederholt empfehlen, denen an der Erhaltung 
derſelben gelegen iſt. Wenn die Nation erſt den Eindruck er⸗ 
hält, daß der ganze große Verſuch, den wir ſeit dem Jahre 1848 
gemacht haben, um gewiſſe konſtitutionelle Garantien gegen obrig⸗ 
keitliche Irrtümer zu ſchaffen, tatſächlich mißlungen iſt, das heißt, 
daß wir Garantien der Art heute zwar rechtlich, aber nicht tat⸗ 
ſächlich beſitzen, ſo wird die Gleichgültigkeit gegen die Wahlen 
und gegen unſer öffentliches Leben größer, das Nationalgefühl 
aber, das ſich an unſeren gemeinſamen Inſtitutionen belebt hatte, 
geringer werden.“ 

Noch ein anderes Beiſpiel der Verſchiebung der Begriffe 
über die ſtaatsrechtlichen Befugniſſe des Kanzlers mag Nes an⸗ 
geführt ſein: 

Im Herbſt 1893 war in den Blättern davon die Rede, daß 
der damalige Reichskanzler „Graf Caprivi, von ſeinem Poſten 
zurücktreten müſſe, wenn die Militärvorlage im Reichstage ab⸗ 
gelehnt werde, weil er ſich für dieſe zu ſtark engagiert habe 
und deren Verwerfung mithin nicht ruhig hinnehmen könne. 

Als ich den Fürſten auf dieſe Preßmeinung aufmerkſam ge⸗ 
macht und er ſie geleſen hatte, meinte er: 

„Dieſe Auffaſſung iſt ſchon deshalb unzutreffend, weil wir in 
Deutſchland nicht das parlamentariſche Regierungsſyſtem haben, 
alſo kein Kanzler einer Niederlage im Reichstage wegen zu 
gehen braucht, ſondern der Kaiſer allein darüber zu entſcheiden 
hat, ob er den Kanzler im Amte belaſſen will oder nicht. Wenn 
jemand infolge der Ablehnung der Militärvorlage zurückzutreten 
hätte, ſo wären es in erſter Linie die preußiſchen Staatsminiſter 
und demnächſt die Miniſter der übrigen Staaten, welche die 
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Vorlage im Bundesrate angenommen haben, aber nicht der 
Reichskanzler, der für die Vorlage als ſolche nicht verant- 
wortlich iſt.“ 

Ein anderes Mal bezeichnete der Fürſt die Überſchätzung der 
Beteiligung des Reichskanzlers an der Reichsgeſetzgebung als 
eine „Tradition aus der Vergangenheit“, die heute nicht mehr 
aufrecht zu erhalten ſei. Die Überſchreitungen der Kompetenz 
aber, die dieſem verfaſſungsmäßig beigelegt iſt, oder — wie er 
es einmal ausgedrückt hat — „die Annektierung erheblicher Teile 
des Gebietes der preußiſchen Miniſterkompetenz durch das Reichs⸗ 
kanzleramt“ führte der Fürſt nicht nur auf zentraliſierende 
Tendenzen zurück, ſondern auch auf die Bequemlichkeit und 
Nachgiebigkeit des preußiſchen Staatsminiſteriums. In dieſer 
Beziehung verzeichne ich nachſtehende Außerungen: 

„Die Ausſchreitungen des Reichskanzleramtes haben viel⸗ 
leicht auf ſeiten einiger preußiſcher Miniſterialreſſorts, die davon 
betroffen wurden, ſtillſchweigend Konnivenz gefunden, deren 
Wurzeln in der heutigen Scheu vor eigener Verantwortlichkeit 
liegen. Man kann ſich denken, daß ein Miniſter, der ſeinen 
Frieden liebt und auf ſeinem Poſten bleiben möchte, die Rolle 
des abwartenden Zuſchauers einem Kompetenzkonflikte mit dem 
Reichskanzler vorzieht und in ſeiner Beſcheidenheit nicht darüber 
verſtimmt iſt, wenn der Reichskanzler in heiklen Fragen die 
Verantwortung perſönlich übernimmt, das heißt ſeine vorwiegend 
zuſtändigen preußiſchen Miniſterkollegen davon tatſächlich, wenn 
auch nicht rechtlich befreit. Dergleichen Zuſtände führen jedoch 
zur Trübung des deutſchen Verfaſſungsrechtes.“ 

Die vorſtehenden Ausführungen des Fürſten bieten ein voll⸗ 
ſtändiges und außerordentlich lehrreiches Bild der eigenartigen 
Stellung, die der Reichskanzler bei uns einnimmt, während 
die Tatſache, daß es kein Geringerer als Fürſt Bismarck ſelbſt 
iſt, der es entrollt, der Darſtellung einen unvergleichlichen Reiz 
verleiht. Beſonderes Intereſſe werden ſeine Ausführungen über 
die Präſidialanträge und die Bedeutung des kaiſerlichen Trans⸗ 
miſſoriales in Sachverſtändigenkreiſen erregen. 
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In meinen Aufzeichnungen über die Außerungen des Fürſten, 
betreffend das deutſche Verfaſſungsrecht, findet ſich noch eine 
ganze Reihe von Darlegungen über die Kanzlerfrage, die aber 
mehr Einzelheiten ohne prinzipielle Bedeutung zum Gegenſtand 
haben, ſo daß ſie hier zu übergehen ſein dürften. Dagegen 
glaube ich, noch folgende Ausführungen des Fürſten wiedergeben 
zu ſollen, die ſich auf die Frage der Gegenzeichnung von Kanzler⸗ 
entlaſſungen beziehen und die theoretiſch ſehr intereſſant ſind. 
Sie ſtammen aus dem September 1892. Damals fand in der 
Preſſe — ich kann nicht mehr feſtſtellen, aus welchem Anlaß — 
eine ernſtliche Diskuſſion darüber ſtatt, ob nach der Verfaſſung 
der Reichskanzler vom Kaiſer „entlaſſen“ werden könne oder 
nicht. Das zu bezweifeln, iſt ſelbſtverſtändlich unſinnig, ſchon 
weil der Kanzler Reichsbeamter, der Kaiſer alſo nach Art. 18 
der Verfaſſung berechtigt iſt, ihn ebenſogut wie jeden anderen 
Reichsbeamten ſeines Dienſtes zu entheben. Aber der Satz von 
der Ungültigkeit nicht gegengezeichneter kaiſerlicher Anordnung, 
wenn er theoretiſch mit haarſpaltender Genauigkeit ausgelegt 
wird, kann im Falle der Kanzlerentlaſſung allerdings zur Stel⸗ 
lung der ſchwierigſten Doktorfragen Anlaß geben. In dieſem 
Sinne äußerte ſich Fürſt Bismarck wie folgt: 

„Schon meine Ernennung zum Kanzler war mit buch⸗ 
ſtäblicher Beachtung der Gegenzeichnungstheorie ſtreng ge⸗ 
nommen nicht möglich, weil ein Kanzler, der die betreffende 
kaiſerliche Anordnung durch ſeine Gegenzeichnung hätte ver⸗ 
faſſungsrechtlich zur Gültigkeit bringen können, damals nicht 
exiſtierte. Auch für jeden Kanzlerwechſel kann man gegen die 
Kontraſignatur der Neuernennung allerhand Einwendungen er⸗ 
heben. Wenn der abgehende Vorgänger die eigene Entlaſſung 
gegenzeichnet, ſo erſcheint das anſtändig und auch buchſtäblich 
einwandfrei; in der Gegenzeichnung der Stellvertreter iſt da⸗ 
gegen kein Erſatz für die etwa fehlende Kontraſignatur des ab⸗ 
gehenden Kanzlers zu finden, denn deren Vollmacht erliſcht 
juriſtiſch mit dem Ausſcheiden ihres Vollmachtgebers. Außer⸗ 
dem könnte ein widerſpenſtiger Kanzler nach 8 3 des Stellver⸗ 
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tretungsgeſetzes ſich vorbehalten, dieſe Amtshandlung ſelbſt vor- 
zunehmen. Die andere, wichtigere Frage aber iſt die: wer 
kontraſigniert die Ernennung des neuen Kanzlers, wenn der alte 
vor deſſen Ernennung in gültiger Weiſe ausgeſchieden iſt? Es 
gibt dann keinen Reichsbeamten, der verfaſſungsmäßig die 
Gültigkeit der kaiſerlichen Verfügung, durch die ein Kanzler er- 
nannt wird, durch Gegenzeichnung herſtellen könnte. Das übliche 
Auskunftsmittel, Entlaſſung und Neuernennung in einer Order 
zuſammenzufaſſen, iſt theoretiſch ebenfalls anfechtbar. Wenn 
ſie der bisher im Amte befindliche Kanzler noch gegenzeichnet, 
ſo übernimmt er damit die Verantwortlichkeit für die Wahl 
ſeines Nachfolgers, und dagegen kann er berechtigte Bedenken 
haben. Kontraſigniert ſie aber der neue Kanzler, ſo iſt das 
inſofern anfechtbar, als dieſer in dem Augenblicke, wo er die 
Feder zur Gegenzeichnung ergreift, noch nicht Reichskanzler 
iſt, folglich auch nicht mit der Wirkung, die in Art. 17 der 
Reichsverfaſſung vorgeſehen iſt, die Gegenzeichnung vollziehen 
kann.“ 

Scharfſinnig veranlagten und juriſtiſch geſchulten Köpfen 
wird dieſe Auslaſſung des Fürſten gewiß Anlaß bieten, über das 
ſtaatsrechtliche Problem, das hier vorliegt, weiter nachzudenken. 


Fürſt Bismarck über die Reichsämter und über 
verantwortliche Reichsminiſterien. 


Im Sommer 1892 wurde in der Preſſe wieder einmal die 
Frage der Ausgeſtaltung des jetzigen Reichskanzleramtes zu 
einer Anzahl verantwortlicher Reichsminiſterien erörtert. Ein 
Blatt führte dabei aus: nach dem Stellvertretungsgeſetze ſei die 
miniſterielle Verantwortlichkeit des Kanzlers ſchon jetzt den ein⸗ 
zelnen Reſſortchefs übertragen; das Recht des Kanzlers, in jedes 
Reichsreſſort durch eigene Verfügung einzugreifen und die Ver⸗ 
antwortlichkeit ſebſt zu übernehmen, bedeute tatſächlich nur die 
Macht des Kanzlers, jeden Reſſortchef durch ſolche Bekundung 
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von Unzufriedenheit zum Rücktritt zu nötigen. Darauf ließ der 
Fürſt erwidern: 

„Die Reſſortchefs ſind dem Kanzler dienſtlich untergeben und 
haben ihm gegenüber, wenn er die Geſchäfte ſelbſt in die Hand 
nimmt, keinerlei Rechte; ſie ſtehen im Verhältnis eines vor⸗ 
nehmſten vortragenden Rates zu ihm. Der Reichskanzler kann 
ihnen ihr Verhalten jederzeit vorſchreiben, ohne daß ſie ihre 
Entlaſſung nehmen müßten, da ſie eine eigene Verantwortlichkeit 
für die Ausführungen der Anordnungen des Reichskanzlers nicht 
haben, ſobald letzterer dieſelben perſönlich übernimmt.“ 

Darauf war in der Preſſe entgegnet worden, wenn dieſe 
Auffaſſung des Fürſten richtig wäre, ſo brauchte man keine vom 
Kaiſer ernannten Staatsſekretäre, dann würden „Pagoden“ ge⸗ 
nügen. 

Als ich dem Fürſten dieſe Gloſſe vorlegte, ſagte er: 

„Es ſcheint dem Blatte und ſeinen Auftraggebern nicht be⸗ 
kannt zu fein, daß nicht bloß die Staatsſekretäre, ſondern der 
größte Teil der Beamten, beſonders aller höheren, vom Mon⸗ 
archen ernannt werden. Nach der Theorie des Blattes würden 
nicht nur dieſe, ſondern auch zum Beiſpiel ſämtliche Offiziere 
durch die königliche Ernennung zur Emanzipation von dem Ein⸗ 
fluſſe ihrer Vorgeſetzten berechtigt ſein, und das königliche Patent 
würde damit zum Privilegium, die Diſziplin gegen ihre Vor⸗ 
geſetzten ſtraflos zu ignorieren. 

Daß die Staatsſekretäre Untergebene des Reichskanzlers 
ſind, iſt ein unanfechtbarer Grundſatz unſerer Reichsverfaſſung 
und eine berechtigte Forderung der Bundesgenoſſen Preußens. 
Tatſache iſt auch, daß die Emanzipation der Staatsſekretäre von 
der reichskanzleriſchen Politik und Diſziplin zu meiner Zeit nicht 
beſtand. Erſt in der letzten Zeit hat Herr v. Boetticher ſie ver⸗ 
ſucht, aber unter dem neuen Kurſe hat fie Fortſchritte gemacht 
und auch den Beifall der Preſſe gefunden. Sie iſt aber ver⸗ 
faſſungswidrig. Die Staatsſekretäre ſind weder unabhängige 
Miniſter noch ſonſtwie mit dem Reichskanzler gleichberechtigt; 
auch nicht im Immediatvortrage. Letzteren können ſie immer 
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nur ‚in Vertretung“ des Reichskanzlers halten und dürfen ſich 
mithin dabei nicht gegen die Anſichten deſſen wenden, den ſie 
vertreten. Wo es geſchieht, wie im Falle Boetticher, verſtößt 
es gegen die Verfaſſung.“ 

Als ſpäter wieder einmal von den Reichsſtaatsſekretären 
und ihrem Verhältnis zum Reichskanzler die Rede war, wandte 
ſich das Geſpräch der im Reichstage mehrfach empfohlenen und 
geforderten Errichtung verantwortlicher Reichsminiſterien zu. 
Das veranlaßte den Fürſten zu Ausführungen über dieſe Frage, 
die für die Zukunft aufbewahrt zu werden verdienen. Er ſagte: 

„Wenn die Forderung erhoben wird, die bisher dem ver⸗ 
antwortlichen Reichskanzler untergeordneten Chefs der einzelnen 
Reichsämter zu vollen Miniſtern zu erheben, die für ihr Reſſort 
die Gegenzeichnung zu übernehmen hätten, ſo gründet ſich das 
in der Hauptſache auf die Anſicht, daß die beſtehende Kanzler⸗ 
verfaſſung erſprießlich und notwendig geweſen ſei, ſolange ich 
im Amte war, weil ſie mir ſozuſagen auf dem Leib zugeſchnitten 
geweſen ſei, daß aber jetzt, wo ſich das Reich in ſeiner Ver⸗ 
waltung auf Kräfte von weniger ausnahmsweiſer Beſchaffenheit 
und Autorität einzurichten habe, die Sachlage eine andere ge⸗ 
worden ſei; die Kanzlerverfaſſung dürfe man allerdings wegen 
ihrer unleugbaren praktiſchen Nützlichkeit für die beſonderen 
Verhältniſſe des Deutſchen Reiches nicht aufgeben, aber inner⸗ 
halb derſelben bleibe Raum für eine ſelbſtändigere, reichere und 
intenſivere Arbeit von Reſſortminiſtern mit eigener Verantwort⸗ 
lichkeit. Das heißt aber doch nichts anderes, als das in Preußen 
neu belebte Syſtem von kollegialiſcher Miniſterverwaltung auch 
im Reiche einführen. Das jetzige preußiſche Syſtem unter⸗ 
ſcheidet ſich von dem alten dadurch, daß, während früher der 
Miniſterpräſident als verantwortlicher Chef des Konſeils nach 
Anhörung der Reſſortminiſter die Entſcheidung nach eigenem 
Ermeſſen traf, heute unter Vorſitz des Miniſterpräſidenten ein⸗ 
fach Beſchlüſſe per majora gefaßt werden. Ob dieſe Einrichtung 
den Vorzug vor der Miniſterpräſidentenregierung verdient, wird 
ſelbſt dann zweifelhaft ſein können, wenn an der Spitze der 
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Regierung eine Perſönlichkeit von nicht ganz hervorragenden 
Eigenſchaften ſteht. Die Einheitlichkeit und Energie des leiten- 
den Willens erfährt jedenfalls eine Abſchwächung, und das Er⸗ 
gebnis der zufälligen Abſtimmung tritt an deren Stelle. Daß 
dieſer Nachteil durch Erhöhung der Güte der zu faſſenden Be⸗ 
ſchlüſſe oder durch geſteigerte Verantwortlichkeit der einzelnen 
Miniſter ausgeglichen werde, läßt ſich nicht behaupten. Dieſe 
Sachlage würde aber im Reiche in ganz analoger Weiſe ein⸗ 
treten, ſobald man die jetzigen Chefs der Reichsämter zu jelb- 
ſtändigen verantwortlichen Miniſtern machte und ſie zu einem 
Konſeil vereinigte, dem der Kanzler präſidierte. Die erſtrebte 
Steigerung der Selbſtändigkeit und Verantwortlichkeit der Chefs 
der Reichsämter würde nur da eintreten, wo es ſich um ſpezielle 
Reſſortfragen handelte, etwa um Angelegenheiten der Poſt, der 
Telegraphie, der Eiſenbahnen und dergleichen. Bei größeren 
Fragen, ſchon bei ſolchen, die über ein Reſſort hinausreichen 
und ein anderes auch nur ſtreifen, wäre ſofort die Notwendig⸗ 
keit der kollegialen Beſchlußfaſſung gegeben. Dabei würde aber 
die Verantwortung im ganzen eine geringere ſein, als die jetzt 
dem Kanzler zufällt. Wenn eine Maßregel ex concluso col- 
legii hervorgeht und ſie ſich hernach als unzweckmäßig oder gar 
ſchädlich erweiſt, iſt überhaupt niemand da, dem die Verant⸗ 
wortlichkeit in dem Maße wie bisher aufzuerlegen wäre. Der 
Kanzler hätte in dieſem Falle als Vorſitzender nur die Beſchlüſſe 
der zu einer Sitzung vereinigten ſelbſtändigen Chefs der Reichs⸗ 
ämter ausgeführt, wäre alſo perſönlich nicht verantwortlich. 
Was aber die Teilnehmer am Konſeil betrifft, ſo käme in Be⸗ 
tracht, daß die Verhandlungen und Abſtimmungen nicht öffentlich 
ſind, ſondern unter dem Schutze des Amtsgeheimniſſes erfolgen. 
Niemand außerhalb des Kollegiums erfährt, wer für oder gegen 
die betreffende Maßregel geſtimmt hat. Der Beſchluß wirkt 
wie der einer anonymen Geſellſchaft. Jeder Teilnehmer kann 
im Falle des Mißlingens einer beſchloſſenen Aktion geltend 
machen, daß er mit ſeiner abweichenden Anſicht oder ſeinen 
Modifikationsvorſchlägen nicht durchgedrungen ſei, oder daß er 
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jeine Meinung dem Bedürfnis eines einſtimmigen conclusi col- 
legii habe opfern müſſen. Mag man über den Wert der 
Miniſter⸗ und Kanzlerverantwortlichkeit, ſolange fie nicht recht⸗ 
lich ausgeſtaltet iſt, denken, wie man will, Tatſache bleibt, daß 
die jetzige alleinige Kanzlerverantwortlichkeit eine ſtärkere politiſche 
Bürgſchaft für das Reich und für das Volk bietet, als es die 
Konſeilverfaſſung tun würde. Wenn eine ſolche übrigens ein⸗ 
gerichtet werden ſollte, ſo würde nicht bloß die verfaſſungs⸗ 
mäßige Kanzlerverantwortung zuſammenſchrumpfen und inhalts⸗ 
los werden, ſondern außerdem auch der Bundesrat ſeine jetzige 
Stellung einbüßen, was eine Erſchütterung der föderativen 
Grundlage des Reiches zur unabwendbaren Folge haben müßte. 
Ich glaube alſo, daß es nicht im Intereſſe des Reiches und der 
Erhaltung ſeiner verfaſſungsmäßigen Zuſtände liegt, dem Ver⸗ 
langen nach Errichtung verantwortlicher Reichsminiſterien ſtatt⸗ 
zugeben.“ (Vgl. den Artikel in der Morgenausgabe der „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ vom 17. Mai 1890.) 

Mir hat der Fürſt in dieſer Sache noch das Folgende 
geſagt: ä 

„Ich bin der Anſicht, daß, wenn es bei den bisherigen 
Reichsämtern und deren Tätigkeit unter der alleinigen Verant⸗ 
wortlichkeit des Reichskanzlers auch ferner ſein Bewenden findet, 
ſich nicht nur das Reich, ſondern auch die Chefs der Reichs⸗ 
ämter am beſten dabei ſtehen werden. Der verantwortliche 
Reichskanzler iſt ſchließlich eine Perſönlichkeit, mit der ſich reden 
läßt, die Staatsſekretäre des Reichs ſind in der Möglichkeit, 
jeden Augenblick auf ſeine Entſcheidung einzuwirken, während 
ihre ſelbſtändigen preußiſchen Reſſortkollegen dem gänzlich un⸗ 
perſönlichen Beſchluß des Miniſterkollegiums gegenüberſtehen 
und durch ihn gebunden ſind. Dieſer Beſchluß beruht auf der 
erfolgten Abzählung der Stimmen, kein beteiligter Miniſter 
trägt eine perſönliche Verantwortung dafür, auch der Miniſter⸗ 
präſident nicht. Das iſt zweifellos ein Nachteil gegenüber der 
Kanzlerverfaſſung im Reiche, den ich oft genug empfunden habe. 
Meiner Anſicht nach bietet die perſönliche Verantwortlichkeit des 
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Reichskanzlers für alle Handlungen des Kaiſers und der Reichs⸗ 
verwaltung eine größere Garantie als die unperſönliche des 
preußiſchen Miniſterkonſeils. Wenn ſie auch beide mangels 
rechtlicher Ausgeſtaltung mit Regreßnahme an den Kanzler und 
die Miniſter praktiſch keinen großen Wert haben mögen, der 
politiſche und moraliſche iſt immerhin vorhanden, beim Kanzler 
aber größer als beim preußiſchen Miniſterkollegium. 

Auch ſonſt verdient die Kanzlerverfaſſung den Vorzug. Die 
Regierung wird einheitlicher gehandhabt; der Kanzler iſt der 
alleinige Chef, er allein beſitzt das Entſcheidungsrecht, und die 
Staatsſekretäre ſind verpflichtet, ſeinen Anweiſungen zu folgen. 
Wenn der preußiſche Miniſterpräſident dagegen mit einem Reſ⸗ 
ſortminiſter in Konflikt gerät und ſich keine Verſtändigung er⸗ 
zielen läßt, ſo entſteht leicht eine ſchwierige Lage. Zuweilen 
kommt es dazu, daß dem Miniſterpräſidenten kein anderer Aus⸗ 
weg bleibt, als der, zu jagen: ‚Einer von uns beiden muß gehen!‘ 
Auch wenn dieſer Fall nicht eintritt, können ſich die Auseinander⸗ 
ſetzungen lange hinziehen und ſelbſt im Falle der ſchließlichen 
Beilegung der Meinungsverſchiedenheit einen Gegenſatz latent 
fortbeſtehen laſſen, was nicht im Intereſſe des Staates liegt.“ 


Fürſt Bismarck gegen die Trennung der Neichepolik 
von der preußiſchen. 


In ſeinen Geſprächen über die Kanzlerſchaft im Reiche be⸗ 
tonte der Fürſt regelmäßig die Notwendigkeit, die beiden höchſten 
Reichs⸗ und Staatsämter, den Reichskanzlerpoſten und den des 
preußiſchen Miniſterpräſidenten, beziehungsweiſe den des preußi⸗ 
ſchen Miniſters des Auswärtigen in einer Perſon vereinigt zu 
belaſſen. Ich beſchränke mich auf die Wiedergabe folgender be⸗ 
ſonders eindrucksvoller Darlegungen: 

„Die Einheit der preußiſchen und der Reichspolitik iſt trotz 
aller offiziöſen Preßartikel, die gegen ſie geſchrieben werden, 
die notwendige Vorbedingung unſeres verfaſſungsmäßigen Lebens 
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im Deutſchen Reiche. Wie weit man bei Herſtellung der Ver— 
faſſung des Norddeutſchen Bundes, die nachher auf das Deutſche 
Reich übergegangen iſt, von der Möglichkeit einer Scheidung 
zwiſchen preußiſcher und Reichspolitik entfernt war, geht ſchon 
aus der Tatſache hervor, daß nach dem urſprünglichen Ver⸗ 
faſſungsentwurfe der Reichskanzler, in formeller Anknüpfung an 
die Präſidialverhältniſſe im Frankfurter Bundestage, ſtatt wie 
früher ein öſterreichiſcher, für die Zukunft ein preußiſcher, dem 
Reſſort des preußiſchen Miniſters der auswärtigen Angelegen- 
heiten angehöriger Beamter ſein ſollte, alſo etwa ein preußiſcher 
Präſidialgeſandter, deſſen Befugniſſe durch das Direktorium 
einer deutſchen Abteilung im preußiſchen Miniſterium der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten erweitert waren. Dieſer Gedanke des 
erſten Entwurfes wurde unausführbar dadurch, daß der revi- 
dierende Reichstag des Norddeutſchen Bundes mir als Bundes⸗ 
kanzler die miniſterielle Verantwortlichkeit für alle Verordnungen 
des Präſidiums, alſo des Königs von Preußen beilegte. Die 
Folge davon war, daß ich glaubte, unter ſolchen Umſtänden 
als preußiſcher Miniſterpräſident das Kanzleramt ſelbſt über⸗ 
nehmen zu müſſen, da ich mit einem Unterſtaatsſekretär, der 
die Präſidialanordnungen des Königs in deutſchen Angelegen⸗ 
heiten ſelbſtändig kontraſignieren konnte, die Verantwortlichkeit 
für die preußiſche Politik nicht dauernd zu tragen vermochte. 
Seitdem blieb die Verantwortlichkeit für die preußiſchen An⸗ 
ordnungen des Bundespräſidiums und ſpäter des Kaiſers mit 
der des preußiſchen Miniſters des geſamten Auswärtigen in 
einer Hand vereinigt. Der vorübergehende Verſuch, der im 
Jahre 1872 gemacht wurde, die Verantwortlichkeit für Preußen 
dem Kriegsminiſter Grafen Roon als Miniſterpräſidenten zu 
übertragen, die für das Reich aber mir zu belaſſen, bewährte 
ſich nach Eindruck aller Beteiligten nicht, und ſowohl Graf Roon 
wie ſeine preußiſchen Miniſterkollegen verlangten einſtimmig die 
Rückkehr zu der Perſonalunion beider Verantwortlichkeiten. Der 
Verſuch der Trennung iſt erſt 1892 erneuert worden, alſo nach 


20 Jahren. Aber unter ſchwierigeren Umſtänden, als ſie 1872 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. III. 
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vorlagen, weil damals die Fühlung, die ich nach Nieder⸗ 
legung des preußiſchen Präſidiums dennoch mit den preußiſchen 
Staatsminiſtern behielt, zweifellos enger und intimer war, als 
ſie es heute unter analogen Verhältniſſen ſein wird, weil dieſen 
nicht eine ſo langjährige und erfolgreiche gemeinſame Arbeit 
vorhergegangen iſt, wie es 1872 der Fall war. Damals blieb 
ich tatſächlich der leitende Miniſter für die preußiſche Politik, ſo⸗ 
weit ſie ein Gewicht in den Reichsangelegenheiten auszuüben 
in die Lage kam, und hatte nur die Erleichterung, mich von der 
Beteiligung an inneren Angelegenheiten Preußens ſoweit zurück⸗ 
halten zu können, wie ich es nach der politiſchen Situation für 
tunlich hielt. 

Der Gedanke, daß über der preußiſchen eine Reichsregierung 
ſtehen könnte, galt zu meiner Zeit zweifellos für verfaſſungs⸗ 
widrig und iſt es noch heute. Das findet ſeine Beſtätigung 
auch in der Tatſache, daß die bei den deutſchen Regierungen 
akkreditierten Geſandten der Präſidialmacht keine kaiſerlichen oder 
Reichsgeſandte, ſondern preußiſche Geſandte ſind, deren Be⸗ 
ſoldung im preußiſchen Budget ſteht und die ihre Inſtruktionen 
nicht vom Reiche, ſondern vom preußiſchen Miniſter der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten erhalten, ebenſo wie die Vertreter 
Preußens im Bundesrate. Im Intereſſe des Reiches liegt es 
unter allen Umſtänden, daß die Beziehungen der beiden Verant⸗ 
wortlichkeiten: des Reichskanzlers und des preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidenten, möglichſt eng bleiben. Wenn durch Anderung der 
früheren Gepflogenheiten die Verſchiedenheit zwiſchen der kaiſer⸗ 
lichen und der königlichen miniſte riellen Verantwortlichkeit ver⸗ 
ſchärft und vertieft wird, entſteht ein Schaden für das Reich. 
Wir hätten dann ein von Preußen losgelöſtes, mit dem preußi⸗ 
ſchen Staate unter Umſtänden in Konkurrenz und Konflikt ge⸗ 
dachtes theoretiſches Kaiſertum.“ 

In Übereinſtimmung hiermit äußerte ſich Fürſt Bismarck 
bei einer Gelegenheit wie folgt: 

„Es liegt eine Tendenz zum unitariſchen Abſolutismus in 
der Betonung einer angeblichen Möglichkeit, einen deutſchen 
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Kaiſerſtaat unabhängig von Preußen konſtruieren zu können, 
und in der zwiſchen dem Kanzler und dem preußiſchen Mini⸗ 
ſterium erſtrebten Trennung würde eine Abſchwächung der 
Autorität beider liegen. Nur in zweifelloſer Einigkeit und in 
perſönlicher Vereinigung ſind ſie imſtande, das Gewicht in Deutſch— 
land dauernd auszuüben, das die Verfaſſung dem preußiſchen 
Präſidium im Reiche hat beilegen wollen, indem ſie dasſelbe 
mit dem Gewichte des Staates identifizierte, der zwei Dritt⸗ 
teile aller Reichsangehörigen umfaßt. Ein iſolierter Kanzler, 
beſonders ein vom preußiſchen Staatsminiſterium getrennter, 
würde ſeiner verfaſſungsmäßigen Aufgabe nicht genügen können, 
und die theoretiſche Herſtellung zweier nur durch Perſonalunion 
an allerhöchſter Stelle geeinigter Staaten, eines kaiſerlichen und 
eines königlichen, enthält eine Lockerung unſerer verfaſſungs⸗ 
mäßigen Einrichtungen, eine Tendenz, gegen die jeder ehr- 
liche Reichsfreund Verwahrung einlegen ſollte, jo oft fie auf- 
taucht.“ 

Tatſächlich traten in der politiſchen Diskuſſion jener Zeit 
Geſichtspunkte zutage, die die Warnungen des Fürſten nur zu 
berechtigt erſcheinen ließen. Einmal hieß es, es ſei bei Ge⸗ 
legenheit des ruſſiſchen Handelsvertrages zu Differenzen zwiſchen 
dem Reichskanzler und dem preußiſchen Staatsminiſterium ge⸗ 
kommen. Das eine Blatt ließ durchblicken, das preußiſche 
Staatsminiſterium ſei wegen dieſes Vertrages überhaupt nicht 
gefragt worden; ein anderes meldete, der Vertrag drohe infolge 
der gegenſätzlichen Haltung des preußiſchen Staatsminiſteriums 
dem Reichskanzler gegenüber zu ſcheitern, und ſchließlich ſchrieb 
ein drittes, es ſei Tatſache, daß ein Riß zwiſchen der Reichs⸗ 
politik und der preußiſchen Politik beſtehe. 

Dazu ließ ſich der Fürſt wie folgt aus: 

„Eine ſolche gegenſätzliche Haltung des preußiſchen Staats⸗ 
miniſteriums zum Reichskanzler und umgekehrt iſt eine ver⸗ 
faſſungsmäßige Unmöglichkeit, weil damit gegen Art. 11 der 
Reichsverfaſſung verſtoßen würde, der in ſeinem Eingange be⸗ 
ſagt: das Präſidium des Deutſchen Bundes ſteht dem Könige 
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von Preußen zu, welcher den Namen Deutſcher Kaiſer führt. 
Damit iſt nach den Abſichten, die bei Herſtellung der Ver⸗ 
faſſung maßgebend waren, dem Könige von Preußen die füh⸗ 
rende Stellung im Reiche und der preußiſchen Politik maß⸗ 
gebender Einfluß auf die deutſche angewieſen. Dieſer ver- 
faſſungsmäßigen Lage der Dinge kann nur dadurch entſprochen 
werden, daß der Kanzler zugleich preußiſcher Miniſterpräſident 
iſt und im Reiche eine Politik treibt, die die volle Billigung 
des preußiſchen Staatsminiſteriums hat. 

Wenn ein Gegenſatz zwiſchen Reichskanzler und dem preußi⸗ 
ſchen Miniſterium wirklich exiſtierte, wie es von den Blättern 
behauptet wird, ſo wäre es ein Beweis dafür, daß bereits etwas 
faul im Staate Deutſchland iſt. Mir würde es auch unbegreif- 
lich ſein, wie preußiſche Miniſter glauben könnten, mit Ehren 
auf ihren Poſten zu bleiben, wenn ihr Kollege als Kanzler im 
Reiche eine Politik triebe, die der preußiſchen zuwiderliefe. Des⸗ 
halb halte ich die von den Blättern berichteten Vorgänge für ſo 
unmöglich, daß ich nicht an ſie glauben kann. Sie würden 
auf eine Verleumdung der preußiſchen Staatsmänner hinaus⸗ 
laufen in der Richtung, daß ſich dieſe, um auf ihrem Poſten 
zu bleiben, verfaſſungswidrig vergewaltigen ließen, und ſich in 
den Dienſt einer Reichspolitik ſtellten, die der Kanzler losgelöſt 
von der preußiſchen weder führen kann noch darf.“ 

Wie dem aber auch ſei, jedenfalls erfüllte es den Fürſten 
mit Beſorgnis, wenn die Inſpirationen der offiziöſen Preſſe, 
die doch mit maßgebenden Kreiſen Berührung habe, tatſächlich 
dahin ausfielen, daß das preußiſch-deutſche Gemeinweſen als 
zweiſpältig angeſehen werden ſolle, lediglich verbunden durch 
eine Perſonalunion, wie etwa Oſterreich und Ungarn oder 
[damals]! Schweden und Norwegen, aber mit der Möglichkeit 
divergierender Verantwortlichkeiten verſchiedener miniſterieller 
Potenzen für denſelben gemeinſamen Monarchen. Wolle man 
das Reich ſchädigen, ſo könne es durch Verſtärkung der Preußen 
und das Reich voneinander trennenden Elemente und Begriffe 
leider wirkſam genug geſchehen. 
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Fürſt Bismarck über den Bundesrat. 


Was ich aus meinen Aufzeichnungen über den Bundesrat 
betreffende Ausſprüche des Fürſten mitteilen kann, iſt verhältnis⸗ 
mäßig wenig. Einige Darlegungen, die der große Staatsmann 
mir gegenüber über die hohe Körperſchaft gemacht hat, ſind 
ihrem Inhalte nach bereits anderweitig an die Offentlichkeit 
gelangt; anderſeits habe ich mich genötigt geſehen, bezügliche 
Stellen aus meinem Material an anderer Stelle dieſes Werkes 
(in den Abſchnitten über Reichskanzler, über Reichsregierung uſw.) 
des Zuſammenhanges wegen einzuſchalten. 

Im allgemeinen kann ich nur beſtätigen, daß der Fürſt den 
Bundesrat ſowohl ſeiner Stellung wie ſeiner Aufgabe nach 
außerordentlich hoch einſchätzte und bei jeder Gelegenheit be— 
ſtrebt war, eine Abſchwächung ſeiner Autorität und ſeiner Rechte 
zugunſten einer Reichskanzlerregierung zu verhüten. Er er⸗ 
blickte im Bundesrate nicht nur die verfaſſungsmäßige Ver⸗ 
tretung der verbündeten Regierungen, ſondern auch ein Staaten⸗ 
haus, eine Art Senat der deutſchen Nation, dem ein erheb- 
licheres Schwergewicht und eine höhere Beſtimmung beiwohne, 
als etwa einer erſten Kammer. Auch nach ſeiner Entlaſſung 
hielt der große Kanzler an der klaſſiſchen Definition feſt, die 
er über das Weſen und die Bedeutung des Bundesrates bald 
nach der Gründung des Reiches im Reichstage gegeben hat, als 
er ſagte: 

Wenn der Reichstag in Anſpruch nehme, Vertreter des ge⸗ 
ſamten Volkes zu ſein, dann ſei wegen des anderen Wahl⸗ 
rechts ein ſchwereres Gegengewicht nötig, als es in Preußen das 
Herrenhaus ſei. Das beſäßen wir im Bundesrate, weil er zu⸗ 
gleich ein Staatenhaus im vollſten Sinne des Wortes ſei. Im 
Bundesrate ſtimme nicht der Freiherr v. Frieſen, ſondern das 
Königreich Sachſen ſtimme durch ihn; nach ſeiner Inſtruktion 
gebe er ein Votum ab, das ſorgfältig deſtilliert ſei aus allen 
den Kräften, die am öffentlichen Leben in Sachſen mitwirkten; 
in dem Votum ſei die Diagonale aller der Kräfte enthalten, die 
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in Sachſen tätig ſeien, um das Staatsweſen zu bilden; es ſei das 
Votum der ſächſiſchen Krone, modifiziert durch die Einflüſſe der 
ſächſiſchen Landesvertretung, der das ſächſiſche Miniſterium für 
die Vota, die es im Bundesrate abgeben laſſe, verantwortlich ſei. 
Die Bundesratſtimme Sachſens ſei wie die jedes anderen deut⸗ 
ſchen Bundesgliedes recht eigentlich das Votum eines Staates, 
ein Votum in einem Staatenhauſe. Die Abſtimmungen im 
Bundesrate nähmen daher für ſich die Achtung in Anſpruch, 
die man dem geſamten Staatsweſen eines der Bundesglieder 
ſchuldig ſei. 

Von dieſer Auffaſſung des Bundesrates iſt der Fürſt nie⸗ 
mals abgewichen. Am wenigſten in der Zeit nach ſeiner Ent⸗ 
laſſung. In jenen Jahren hat ſich ſein Bedürfnis, das Anſehen 
des Bundesrates zu erhalten, eher geſteigert als abgeſchwächt. 
Nach wie vor erblickte er in ihm eine Art von Palladium für 
unſere Zukunft und warnte bei jeder Gelegenheit ſowohl den 
Reichskanzler wie den Reichstag vor einer Unterſchätzung dieſer 
Vertretung der geſamten deutſchen Regierungen. Beiden riet er, 
ji) möglichſt in Übereinſtimmung mit der Mehrheit des Bundes⸗ 
rates zu halten, oder dies wenigſtens anzuſtreben. Wenn einer 
von ihnen dem Bundesrat ſeinen Willen als Geſetz aufoktroyieren 
und deſſen Rechte beeinträchtigen wollte, ſo würde die Geſetzgebung 
des Deutſchen Reiches lahmgelegt werden oder verkümmern. 

Der Fürſt hielt den Bundesrat für eine außerordentlich 
zweckmäßige Einrichtung in einem Staate von der Eigenart des 
Deutſchen Reiches. Er erleichtere deſſen Geſetzgebung und ſei 
ſchon deshalb beſſer als ein Miniſterium, weil in ihm, vermöge 
der Teilnahme von fünfundzwanzig verſchiedenen Regierungen, 
die alle ihre beſonderen politiſchen Erfahrungen beſäßen, eine 
Mannigfaltigkeit von Anſchauungen vorhanden ſei, die in einem 
Einzelſtaate niemals zu erreichen wäre. 

Ferner hielt der Fürſt an der Auffaſſung feſt, die er ſchon 
früher als Kanzler vertreten hatte: daß der Bundesrat ſchon 
deshalb für Deutſchland die gegebene Einrichtung ſei, weil er, 
ohne den Einzelſtaaten auf den ihnen verbliebenen Gebieten 
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ihrer Staatshoheit, oder gar der Souveränität ihrer Oberhäupter 
(in den Hanſeſtädten: der hergebrachten republikaniſchen Ober⸗ 
gewalt) irgendwie Abbruch zu tun, dennoch ein föderatives 
Kollegium bilde, bei dem die Souveränität des Reiches als 
ſolche ruhe, an der alle Bundesſtaaten beteiligt ſeien. Nicht der 
Kaiſer ſei der Träger der Reichsſouveränität, ſondern die Ge⸗ 
ſamtheit der verbündeten Regierungen. Dieſer Umſtand ſei 
wichtig und müſſe ſtets im Auge behalten werden. 

Auch die Bezeichnung Bundesrat ſah der Fürſt als glück⸗ 
lich und zutreffend an; ſie bringe zum Bewußtſein, daß in dieſer 
Körperſchaft die einzelnen Staaten zur Vertretung gelangten. 
Hätte man ſtatt „Bundesrat“ die Bezeichnung „Reichsrat“ ge⸗ 
wählt, jo würde dies die ſtaatsrechtliche Stellung des Bundes- 
rates verdunkelt haben. 

Beſonderen Wert legte der Fürſt ferner auf die Aufrecht⸗ 
erhaltung des Stimmverhältniſſes im Bundesrate. Nach ſeiner 
Anſicht dürfe die Zahl der Stimmen im Bundesrate nicht ver⸗ 
ringert werden. Würde ſie das, ſo kämen wir wieder in die 
Gefahr, die er von Anfang an zu bekämpfen gehabt habe, nämlich 
die, an Stelle des deutſchen nationalen Reiches ein Groß-Preußen 
zu bekommen. Auf dieſe Weiſe könnte man in kurzer Zeit 
dahin gelangen, daß Preußen über eine geborene Majorität im 
Bundesrat verfüge. Damit ſei ein wirkliches Bundesverhältnis 
und jede Abſtimmung, an der die übrigen Staaten als gleich⸗ 
berechtigte Teilnehmer mitzuwirken hätten, unverträglich. 

Immer wieder warnte der Fürſt davor, auf ein Groß⸗ 
Preußentum loszumarſchieren. Namentlich der Bundesrat müſſe 
und könne das verhindern, auch handle er damit lediglich im 
Intereſſe des Reiches. Es gebe viele, die gerne deutſche Reichs⸗ 
angehörige ſein wollten, aber nicht Preußen. Oft genug hat 
ſich der Fürſt auch bei Empfängen und in Privatgeſprächen dahin 
geäußert: wenn das Reich ſich nach der groß-preußiſchen Seite 
hin entwickle, gerate es mit ſeiner geſchichtlichen Vergangenheit, 
dem Bedürfnis ſeiner Staaten und Völker in Widerſpruch und 
verliere den Boden unter den Füßen. 
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Ganz beſonders endlich war der große Kanzler von der 
Wichtigkeit der Aufgabe durchdrungen, die den Kleinſtaaten im 
Bundesrate geſtellt ſei. Im Jahre 1893 ſagte er zu den Lippern 
in dieſer Beziehung, die kleineren Staaten bildeten gewiſſer⸗ 
maßen den Mörtel zwiſchen den Quadern des Reiches. Hätten 
wir nur Staaten von der Größe wie Bayern und Sachſen, ſo 
würde die heutige Verfaſſung vielleicht weniger feſt gefügt ſein. 
Er wies auch darauf hin, daß der Bundesrat gewiſſermaßen 
in drei Kategorien eingeteilt ſei: erſtens in die kleinen Staaten 
mit je einer Stimme, Preußen mit 17 und die Mittelſtaaten mit 
24 Stimmen. Es liege alſo ein großes Gewicht in den kleinen 
Staaten, ihre Stimme entſcheide ſehr häufig, und es ſei zu ver⸗ 
wundern, daß ſie ſich dieſen Vorteil ſo wenig zunutze zu machen 
verſtänden. Außerdem bedauerte der Fürſt auch, daß im Bundes⸗ 
rate nicht noch mehr Staatsweſen von der ſelbſtändigen Stellung 
der Seehandelsſtädte, beſonders Hamburgs, vertreten ſeien. 
Daran ſei ſehr viel gelegen. Sechs ſolcher freien Städte und 
ihre Vertretung im Bundesrate würden ein wahrer Segen ſein. 
Wenn, im Gegenſatz hierzu, ſogar noch eine Verminderung der 
gegenwärtig im Bundesrate vertretenen Staaten ſtattfände, ſo 
bliebe nicht viel mehr übrig als die größeren Staaten, wie 
Preußen, Bayern, und dann würden die Bundesratsverhand⸗ 
lungen ſchwierig genug werden. 

Zuweilen kam der Fürſt darauf zu ſprechen, daß es nützlich 
ſein werde, wenn für die Bundesratsverhandlungen ein gewiſſes 
Maß von Offentlichkeit zugelaſſen werde. Dadurch erführe nicht 
nur die Verantwortlichkeit der einzelnen Regierungen für ihre 
Abſtimmung im Bundesrate eine Steigerung — was immerhin 
ſehr wünſchenswert ſei —, ſondern es entſtehe auch der weitere 
Nutzen, daß die einzelnen Bundesratsbevollmächtigten Gelegen⸗ 
heit erhielten, ſich eventuell im Reichstage zur Vertretung ihres 
Votums zu äußern. Das ſei an ſich ſchon ein Vorteil, bringe 
aber auch noch den anderen mit ſich, daß die Bevollmäch⸗ 
tigten zum Bundesrate dann mit Rückſicht auf die Möglichkeit 
ihres Auftretens im Reichstage ausgewählt würden. Als die 
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Verfaſſung in ihren Grundzügen angelegt worden jei, habe er 
(Bismarck) ſich ohnehin gedacht, daß die Bundesratsbevoll- 
mächtigten im Reichstage mehr ſprechen würden und daß jeder 
Staat von den Intelligenzen, die er zur Verfügung habe, auch 
im Reichstage Gebrauch machen werde, und zwar nicht nur um 
die Stellungnahme der Bundes ratsmehrheit zu unterſtützen, ſon— 
dern auch um ſeine eigenen Auffaſſungen zur Geltung zu bringen, 
wenn ſie amtlich keine Berückſichtigung gefunden hätten. Dieſe 
Ausſprache läge lediglich im Nutzen des Reiches. 

Mit welcher Sorgfalt der Fürſt auch nach ſeiner Ent⸗ 
laſſung bemüht war, ſeinerſeits dazu beizutragen, das ver- 
faſſungsmäßige Recht der Einzelſtaaten im Bundesrate vor jeder 
Verdunkelung zu bewahren, mag der folgende Fall bezeugen: 
Im Jahre 1894 hatten die „Münchner Neueſten Nachrichten“ 
mit Bezug auf die reichsgeſetzliche Regelung des Vereins- und 
Verſammlungsweſens geſchrieben, die bayeriſche Regierung habe 
bisher keinen „Anlaß“ erhalten, nach der einen oder anderen 
Seite hin Stellung zu nehmen. Dazu ließ Fürſt Bismarck be⸗ 
merken: 

„Die bayeriſche Regierung bedarf einer Anregung, ihre 
Überzeugung im Bundesrate zu vertreten, in keinem Falle. In 
der Angabe des Münchener Blattes liegt ein Appell an irgend⸗ 
welche Bevormundung oder Beeinfluſſung der bayeriſchen Re⸗ 
gierung von anderer Seite her, was mit der Unabhängigkeit 
und Würde eines Bundesſtaates von der Macht und dem An⸗ 
ſehen des bayeriſchen nicht verträglich iſt. Das Königreich 
Bayern hat das Recht, feine Überzeugung im Bundesrate ſelb⸗ 
ſtändig geltend zu machen, ohne darauf zu warten, daß ihm von 
anderer Seite „Anlaß“ dazu gegeben wird.“ 

Nach ſeiner Entlaſſung hat es den Fürſten mit großer Be⸗ 
trübnis erfüllt, daß ſich in der Stellungnahme des Bundesrates 
dem Reichskanzler gegenüber eine Anderung vollzog, die offenbar 
Schwäche bekundete und im Widerſpruch zu den eigenen ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechten und Pflichten ſtand. Er befürchtete, 
daß der Bundesrat dadurch an Bedeutung für die öffentliche 
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Meinung einbüßen werde. Außerdem könne es ihm auf dieſe 
Weiſe ergehen wie dem preußiſchen Herrenhauſe, das infolge 
Mangels an entſchiedenem Auftreten, an energiſcher Wahrung 
ſeiner Rechte und an bemerkbarer initiativer Tätigkeit nicht mehr 
die Autorität habe, die ein Oberhaus beſitzen ſollte. Gott möge 
verhüten, daß der andere Faktor unſerer Geſetzgebung, der 
Bundesrat, in der öffentlichen Meinung Deutſchlands die Gleich⸗ 
berechtigung mit dem Reichstage verliere. | 

Es läßt fih im Intereſſe des Deutſchen Reiches nur 
wünſchen, daß der Bundesrat ſtets die Stellung einnimmt, 
die ihm verfaſſungsrechtlich und politiſch nach dem Zeugnis des 
Fürſten Bismarck gebührt. 


Fürſt Bismarck über den Reichstag. 


In bezug auf den Reichstag ging die Anſicht des Fürſten 
nach ſeiner Entlaſſung dahin, daß die deutſche Volksvertretung 
der Regierung gegenüber nicht mehr das Maß von Wider⸗ 
ſtandskraft beſitze, das ihr innewohnen und von ihr geltend ge- 
macht werden müſſe, wenn das verfaſſungsmäßige Gleichgewicht 
zwiſchen Krone und Parlament nicht zum Schaden des Reiches 
geſtört werden ſolle. Das ſteht nicht im Widerſpruche zu der 
Stellung, die der Fürſt ſelbſt als Kanzler der deutſchen Volks⸗ 
vertretung gegenüber eingenommen hat. Natürlich hat es 
Zeiten gegeben, wo er dem Reichstage entgegentreten mußte, 
wenn dieſer ſeine Zuſtändigkeit zu überſchreiten, den verbündeten 
Regierungen ſeinen Willen aufzudrängen und die Stellung des 
Bundesrates als gleichberechtigten Faktors der Geſetzgebung zu 
ignorieren ſuchte, oder wenn eine Mehrheit, wie die Windthorſt⸗ 
Richter⸗Grillenbergerſche, die Lebensadern des Reiches durch 
Nichtbewilligungen, durch Obſtruktion oder dergleichen zu unter⸗ 
binden ſuchte. Darin lag jedoch nur ein Kampf gegen die miß⸗ 
bräuchliche Anwendung des zweifelloſen Rechtes des Reichs⸗ 
tages. Niemals iſt es dem Fürſten eingefallen, den legitimen 


58 


* .ä .“ 


Einfluß des Reichstages auf die Politik und Geſetzgebung des 
Reiches irgendwie beſchränken zu wollen. 

Das Verhältnis zwiſchen Regierung und Reichstag wurde 
ſehr bald nach der Entlaſſung des Fürſten ein anderes als 
früher. Mit Rückſicht darauf, daß es den Männern des neuen 
Kurſes ſo gänzlich an Autorität und Erfahrung mangelte und 
daß nach menſchlicher Vorausſicht keiner von ihnen mit Erfolg 
vor den Riß treten konnte, wenn einmal ein ſolcher durch irgend— 
welche Kraftproben am Reichskörper entſtand, getraute ſich der 
Reichstag nicht, der Regierung auch nur annähernd das Maß 
von Oppoſition zu machen, das er ſich früher dem Fürſten 
Bismarck gegenüber ohne Schaden für das Reich leiſten zu 
können geglaubt hatte. Das war an ſich begreiflich, bald aber 
ging die Nachgiebigkeit und die Schwäche des Reichstages viel 
zu weit. Die Regierung wurde von den Parteien des Hauſes 
umworben, wie Penelope von den Freiern, es begann ein all⸗ 
gemeiner Wettlauf um ihre Gunſt, unter dem das Anſehen 
des Reichstages und ſeiner verfaſſungsmäßigen Stellung zu 
leiden hatte. In dieſer Zeit war es, als der Fürſt zu mir 
ſagte: 

„Die Regierung ſollte doch dieſes Treiben nicht länger zu⸗ 
laſſen, wenn es auch zunächſt ihre Stellung erleichtert, ſetzt es 
doch das Anſehen des Reichstages in der öffentlichen Meinung 
herab. Das iſt ein Nachteil, der ſchwerer wiegt als der Vorteil, 
der ihm gegenüberſteht. Die Regierung ſollte eine Haltung ein⸗ 
nehmen, die den Reichstag und ſeine Parteien nötigte, ihre 
allzugroße Gefügigkeit und Nachgiebigkeit aufzugeben. Wir ſind 
jetzt ſchon zu Zuſtänden gelangt, die eine direkte Umkehrung 
derer bilden, die zu meiner Zeit beſtanden. Wenn damals die 
Fraktionen ſchwankten, ſo reichte nicht ſelten der Vorwurf, daß 
ſie miniſteriell ſeien, hin, um ſie zu einem oppoſitionellen Votum 
zu beſtimmen, das lediglich zeigen ſollte, daß ſie eben nicht mini⸗ 
ſteriell, ſondern ſelbſtändig ſeien. Jetzt kann man umgekehrt 
ſagen, daß die Verdächtigung, nicht miniſteriell zu ſein, voll⸗ 
ſtändig genügt, um unabhängige Parlamentarier zum Umfall zu 
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bringen. Man fühlt ſich geängſtigt, eine Meinung oder eine 
Stellung zu haben, die nicht in der Anlehnung an das Mini⸗ 
ſterium Deckung findet. Wenn dieſe Stimmung dauernd wird, 
dann muß man ſich in der Tat fragen: wozu der Luxus der 
Volksvertretung, der Wahlen und der öffentlichen Diskuſſion, 
wenn die Androhung einer Auflöſung oder gar eines Konfliktes 
genügt, um jede Vorlage durchzudrücken?“ 

Einige Zeit ſpäter kam der Fürſt auf dieſe Sachlage zurück 
und äußerte weiter: 

„Es ſind ja in der Hauptſache noch dieſelben Fraktionen 
und dieſelben Perſönlichkeiten im Reichstage vorhanden wie zu 
meiner Zeit, aber ſie ſind nicht mehr in demſelben Maße wider⸗ 
ſtandsfähig wie früher. Ein Teil dieſer Erſcheinung mag in 
dem Strebertum ſeine Erklärung finden, das nach meinem Aus⸗ 
ſcheiden aus dem Amte in der Hoffnung der Parteien lebendig 
geworden iſt, die Gunſt der Regierung zu gewinnen und ſelbſt 
mit der Zeit Regierung zu werden. Ein noch größerer Teil 
der Verminderung der parlamentariſchen Tapferkeit hat die Be⸗ 
fürchtung der einzelnen Fraktionen zur Urſache, daß eine andere 
als die eigene zur leitenden werden könnte. Der früheren 
Standhaftigkeit der Parlamente gegen die Regierung lag wohl 
auch die überzeugung zugrunde, daß man auf einem feſten 
Boden ſtand, auf dem man ſich Kämpfe, Exzeſſe und Kraft⸗ 
proben erlauben könne. Wenn heute in den Parlamenten dieſe 
Überzeugung nicht mehr in demſelben Maße vorhanden iſt, ſo 
begreift es ſich, daß ſie in ihren Bewegungen vorſichtiger und 
ängſtlicher werden. Aber dabei darf man ſich doch nicht be⸗ 
ruhigen, denn eine ſolche Fortentwicklung der Dinge im deut⸗ 
ſchen Reichstage gefährdet die Intereſſen des Deutſchen Reiches 
und Volkes aufs ſtärkſte. 

Ich bin der Anſicht, daß, wenn irgend etwas im Bedürfnis des 
Deutſchen Reiches liegt, es die Aufrechterhaltung der Autorität 
ſeiner Volksvertretung iſt. Sie wurde ſchon ſchwer geſchädigt 
durch die Zumutung, die Handelsverträge in kurzer Friſt ohne 
eingehende Prüfung anzunehmen, und der Reichstag hat das 
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bedauerliche Beiſpiel gegeben, daß in jeinen Fraktionen und 
namentlich bei ſeinen Fraktionsführern das Streben nach der 
miniſteriellen Gunſt des Grafen Caprivi mächtiger war als das 
Pflichtgefühl, im Intereſſe des Volkes die Verträge einer ge— 
nauen Prüfung zu unterziehen. Ich halte jede derartige Herab- 
drückung der Bedeutung des Reichstages durch gouvernementale 
Zumutungen für eine ungeſchickte und ſchädliche Politik. Wir 
bedürfen eines angeſehenen Reichstages zur Erhaltung und Fort— 
bildung unſerer nationalen Einheit. Wird das Anſehen des 
Reichstages in beklagenswerter Weiſe durch die Streberei und 
den unlauteren Wettbewerb ſeiner Fraktionen und ihrer Führer 
herabgeſetzt, ſo ſollte die Regierung, wenn ihr nicht jeder weitere 
Blick und alles Verſtändnis für die Bedingungen der Wohlfahrt 
des Landes abgeht, es als ihre Aufgabe betrachten, die ſinkende 
Bewegung des Reichstages nach Möglichkeit aufzuhalten, nicht 
aber ſie durch gouvernementale Zumutungen zu fördern.“ 

Bei einer anderen Gelegenheit führte der Fürſt in einem 
Geſpräche mit mir weiter aus: 

„Das wichtigſte Organ für die öffentliche Pflege unſeres 
nationalen Bewußtſeins iſt der Reichstag. Um dieſer ſeiner 
Aufgabe entſprechen zu können, bedarf er die Autorität, die auf 
dem Glauben an die unabhängige Vertretung der Intereſſen 
der Wähler durch die Mitglieder des Hauſes beruht. Wie ich 
ſchon neulich ſagte, kann ich mich des Eindrucks nicht erwehren, 
daß die Autorität des aufgelöſten Reichstages [1893] nicht mehr 
dieſelbe war, wie in früherer Zeit, in den achtziger Jahren, 
wo ihm dem miniſteriellen Einfluſſe gegenüber eine Unabhängig⸗ 
keit zu Gebote ſtand, die ſich oft über die Grenzen des Be⸗ 
dürfniſſes hinaus geltend machte. Ich teile natürlich die Auf⸗ 
faſſungen der damaligen Reichstagsmajorität nicht, kann ihr 
aber das Zeugnis nicht verſagen, daß ſie ihre Überzeugung mit 
dem vollen Maße derjenigen Selbſtändigkeit vertrat, welche die 
Wähler von ihren Abgeordneten erwarten können. Die Zu⸗ 
mutung, eine Vorlage von der Tragweite der Handelsverträge, 
deren Prüfung Wochen und Monate erfordert hätte, in 8 Tagen 
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zu votieren, würde man dem Reichstage unter dem alten Kurſe 
nicht haben machen können, ohne die Vorlage ſchon durch den 
angeſonnenen Zwang zu Falle zu bringen. Die Situation hat 
ſich eben ſeitdem in der Richtung geändert, daß, während zu 
meiner Zeit Hoffnungen und Bewerbungen bezüglich mini⸗ 
ſterieller Stellungen bei den leitenden Männern der Fraktionen 
nicht beſtanden, nach dem eingetretenen Wechſel keine politiſche 
Partei an der Möglichkeit verzweifelt, ſelbſt mit der mini⸗ 
ſteriellen Staatsleitung betraut zu werden. Die Folge davon 
iſt der Wettlauf um die Ehre, dazu würdig befunden zu werden.“ 

Der Fürſt ging dann auf die nahe bevorſtehenden Neu⸗ 
wahlen ein und fuhr fort: 

„Für dieſe empfehle ich dringend, daß die Wähler ſich über 
die Unabhängigkeit ihrer Kandidaten und über die Feſtigkeit 
ihres Charakters durch einen Rückblick auf ihre politiſche und 
ſonſtige Vergangenheit vergewiſſern; ſonſt laufen wir Gefahr, 
eine noch ſchwächlichere Volksvertretung im Reiche zu erhalten 
als ſie bisher ſchon beſtand. Das muß dringend vermieden 
werden. Ein Reichstag, deſſen Mehrheit von miniſteriellen Ein⸗ 
flüſſen direkt oder indirekt abhängig iſt, wird die Aufgabe, das 
veſtaliſche Feuer der nationalen Gewinnung in ſeinem Tempel 
zu unterhalten, nicht dauernd und nicht wirkſam erfüllen können. 
Unſere Verfaſſungen im Reiche wie in den Bundesſtaaten ſind 
auf die unabhängige Mitwirkung der Volksvertretungen an der 
Geſetzgebung zugeſchnitten und berechnet; wenn dieſe Mitwirkung 
ausbleibt oder aufhört, unabhängig zu ſein, ſo wird damit unſer 
Verfaſſungsleben abgeſchwächt und verfällt chroniſchen Krank⸗ 
heiten.“ 

Hierher gehört noch eine Auslaſſung des Fürſten, die er 
mir gegenüber im Januar 1894 tat. Damals hatte die Ber⸗ 
liner freikonſervative „Poſt“ einen Artikel über die Autorität 
im Staate gebracht, worin unter anderem geſagt war, man 
müſſe ſich vom konſervativen Standpunkte aus bei jeder Oppo⸗ 
ſition gewärtig halten, daß es die Regierung des Kaiſers und 
Königs ſei, der man gegenüberſtehe, und daß dieſe mit der 
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kaiſerlichen und königlichen Autorität gedeckt ſei. Als ich dem 
Fürſten Bismarck dieſe merkwürdige Auslaſſung des Berliner 
Blattes vorlegte, äußerte er ſich wie folgt: 

„Die Darlegung der ‚Pojt‘ läuft auf die petitio principii 
hinaus, daß man Caprivi nicht angreifen könne, ohne den Kaiſer 
oder König ſelbſt anzutaſten. Das iſt ſo ziemlich die ſtärkſte 
Verdrehung des Sachverhaltes, wie er wirklich vorliegt. Ge— 
rade das Umgekehrte iſt richtig: die Regierung deckt den Mon⸗ 
archen durch ihre Verantwortlichkeit gegen jeden Angriff. Das 
Staatsoberhaupt iſt unverletzlich. Bei Konflikten muß die Re⸗ 
gierung mit ihrer Verantwortlichkeit ſelbſt vor die Breſche 
treten, ohne ſich in den Mantel der kaiſerlichen oder königlichen 
Autorität zu hüllen und damit dieſe den Angriffen preis- 
zugeben. In der Auffaſſung der ‚Bojt‘ liegt eine Verſchiebung 
der Begriffe, die uns ſchließlich einen ‚König Caprivi“ auf der 
Baſis der ungeheuerlichen Theorie gegenüberſtellt, daß es 
eine Schwächung der Autorität des Deutſchen Reiches bedeute, 
wenn eine Vorlage des Grafen Caprivi vom deutſchen Reichs⸗ 
tage abgelehnt wird. Kaiſer Wilhelm I. in aller ſeiner Macht⸗ 
vollkommenheit und ich mit allen Erfolgen, die ich hinter mir 
hatte, haben in viel berechtigterer Stellung, als die der jetzigen 
Regierung zum Beiſpiel bei den Handelsverträgen war, die 
ſchwerſten Niederlagen erlitten, ohne daß uns auch nur entfernt 
der Gedanke gekommen wäre, es läge darin eine Schwächung 
der Autorität des Deutſchen Reiches. Wenn das zuträfe und 
der Reichstag ſich deshalb jedes ernſtlichen Widerſtandes aus 
ſolchen Gründen enthalten müßte, ſo verdiente der ganze kon⸗ 
ſtitutionelle Apparat zum alten Eiſen geworfen zu werden. Es 
beſtände keinerlei Bedürfnis, ihn beizubehalten. Dann könnte 
man ebenſogut gleich zum Abſolutismus zurückkehren. Zu dem⸗ 
ſelben Ergebnis gelangt man auch, wenn man wahrnimmt, wie 
ſich umgekehrt die Herren vom neuen Kurſe immer wieder 
darauf berufen, daß der Reichstag ‚mit erdrückender Majorität‘ 
ihre Vorlagen angenommen habe, das heißt mit anderen Worten 
(zum Beiſpiel in Sachen der Handelsverträge): „Die Majorität 
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deckt den Mangel an fachlicher Begründung.“ Selbſt die ſchärfſte 
Autokratie, die durch keinen Parlamentarismus bemäntelt iſt, 
wird immer noch das Bedürfnis haben, daß die öffentliche 
Meinung das gouvernementale Vorgehen der Vernunft und den 
Landesintereſſen entſprechend finde. Darauf aber verzichtet die 
konſtitutionelle Regierung, die ſich ſtatt mit guten Gründen und 
mit der ſachlichen Prüfung des Reichstages mit der erdrückenden 
Majorität deckt, mit der ihre Vorlagen angenommen worden 
ſeien.“ 

In ähnlicher Weiſe führte der Fürſt das „Konſervative 
Wochenblatt“ ad absurdum, das zu Anfang des Jahres 1893 
den Satz verkündet hatte: wenn eine Reichstagsmajorität eine 
Vorlage ablehne, erhebe ſie damit den Anſpruch, daß ihr Wille 
als suprema lex im Lande reſpektiert werden ſolle. Der Fürſt 
bemerkte dazu: 

„Das Organ des Herrn v. Helldorf ignoriert dabei die Ver⸗ 
faſſung vollſtändig, die dem Reichstage die unbefangene Annahme 
oder Ablehnung der bundesrätlichen Vorlagen zubilligt. Die 
Verfaſſung iſt vom Kaiſer beſchworen und wird von ihm ſicher 
gehalten werden. Damit iſt die Auffaſſung des Herrn v. Hell⸗ 
dorf nicht in Übereinſtimmung zu bringen, daß der Reichstag 
nicht in der Lage ſei, Vorlagen der verbündeten Regierungen 
abzulehnen, ohne ſich eines Übergriffs in deren Rechte ſchuldig 
zu machen. Die Reichsgeſetze bedürfen, um zuſtande zu kommen, 
verfaſſungsmäßig der Zuſtimmung beider geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften, des Reichstages und des Bundesrates. Läßt ſich 
Übereinſtimmung in irgendeiner Vorlage nicht erreichen, weil 
der Reichstag ſie ablehnt, ſo erfolgt das auf durchaus ver⸗ 
faſſungsmäßigem Boden. Es iſt ein betrübendes Zeichen der 
Zeit und beweiſt wiederum die eingetretene Verdunklung und 
Verſchiebung der Beſtimmungen der Verfaſſung, wenn ein 
konſervatives Organ die Verwerfung einer Regierungsvorlage 
durch den Reichstag als einen Verſuch hinſtellt, den parlamentari⸗ 
ſchen Willen als den im Reiche allein maßgebenden durch⸗ 
zuſetzen. Derartige Kundgebungen von konſervativer Seite er⸗ 
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ſcheinen um jo bedauerlicher, je jtärfer die Mißgriffe find, die 
die Regierung heutzutage leider auf dem Gebiete der Geſetz⸗ 
gebung begeht.“ 

Als ein beſonderes Zeichen von Schwäche und unverfaſſungs⸗ 
mäßiger Unterordnung des Reichstages unter den Willen und 
die Wünſche der Regierung ſah es der Fürſt, wie oben bereits 
erwähnt, an, daß bei jo wichtigen Dingen, wie die Handelöver- 
träge es waren, der Reichstag dem Drängen der Regierung 
gefolgt und ihre Vorlagen binnen weniger Tage durchgepeitſcht 
hatte. Ahnlich lag die Sache im Jahre 1896 bei der Beratung 
des Bürgerlichen Geſetzbuches. Auch dieſe gab dem Fürſten 
Anlaß, den Reichstag auf ſeine Pflicht hinzuweiſen. Er ſagte 
folgendes: 

„Ich habe den Eindruck, daß tatſächlich verſucht werden ſoll, 
den Reichstag zu beſtimmen, von einer gründlichen Prüfung 
der Vorlage abzuſehen und ſie mehr oder weniger en bloc an⸗ 
zunehmen. Die Gründe, die dafür angeführt werden, entbehren 
meiner Anſicht nach ſamt und ſonders der Begründung. Es 
mag ſein, daß, wie behauptet wird, der nach langjähriger, ſorg⸗ 
fältiger Beratung zuſtande gekommene zweite Entwurf nach In⸗ 
halt und Form geeignet iſt, dem Wunſche nach einer einheit⸗ 
lichen bürgerlichen Geſetzgebung Befriedigung zu gewähren; 
aber das muß doch erſt durch ordnungsmäßige Prüfung der 
Vorlage erwieſen werden; das kann und darf der Reichstag 
doch nicht ohne weiteres gutgläubig als feſtſtehend annehmen 
und daraufhin ſeine Zuſtimmung erteilen. Wenn er dies täte, 
ſo handelte er wider Pflicht und Gewiſſen. Die erforderliche 
Prüfung durch den Reichstag kann ſelbſtverſtändlich auch nicht 
dadurch erſetzt werden, daß irgendein Profeſſor des römiſchen 
Rechts irgendwo außerhalb des Reichstages Vorträge über das 
Geſetzbuch hält und daß dazu Reichstagsabgeordnete eingeladen 
werden. Außerdem iſt bekannt, daß der Entwurf ſo, wie er 
vorliegt, doch auch zahlreiche Gegner hat, nicht nur unter den 
Germaniſten, ſondern auch in weiten Kreiſen der Bevölkerung, 
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ſpräche eine En-bloc-Annahme des Entwurfs oder etwas Ähn- 
liches in keiner Weiſe der Wichtigkeit, die das Bürgerliche Ge⸗ 
ſetzbuch für das deutſche Volk hat. Überdies ſehe ich nicht ein, 
weshalb die parlamentariſche Beratung des Entwurfes über⸗ 
haupt ſo beeilt werden ſoll. Wo iſt ein Grund, der dazu nötigt? 
Es iſt mir unverſtändlich, was darauf ankommen ſoll, ob der 
Entwurf ein Jahr früher oder ſpäter Geſetzeskraft erlangt. 
Vor allen Dingen muß doch auch vermieden werden, daß in- 
folge der überhaſteten Annahme der Vorlage ſpäter, wenn das 
Geſetz in Kraft ſteht, Beſchwerden darüber laut werden und 
daß dann dem Reichstage der Vorwurf gemacht werden kann, 
er habe das Geſetzbuch keiner genügend gründlichen Prüfung 
unterworfen. Das Bürgerliche Geſetzbuch greift tief in alle 
unſere Lebensverhältniſſe ein, und wenn eine Verſpätung ſeiner 
Einführung durch eine gründliche Behandlung und Prüfung 
des Entwurfs im Reichstage herbeigeführt werden ſollte, ſo kann 
ich den Nachteil davon, nachdem wir uns bisher mit dem Be⸗ 
ſtehenden beholfen haben, ſo hoch nicht veranſchlagen wie den 
Schaden, den das Reich durch Entwertung der Mitwirkung des 
Reichstages in der öffentlichen Meinung erleiden würde, wenn 
dieſe das Gefühl hätte, daß der Reichstag entweder nicht die 
Zeit oder die Arbeitskraft oder den Miniſtern gegenüber nicht 
den Mut beſäße, ſeiner Verpflichtung zu einer gründlichen Mit⸗ 
arbeit an der Geſetzgebung bei einer ſo wichtigen Angelegenheit 
zu genügen.“ 

Weiter verwarf es der Fürſt als ungerechtfertigt, daß dem 
Reichstage, um ihn zur Annahme von Regierungsvorlagen zu 
bewegen, in offiziöſen Organen mit „Rücktritt des Kanzlers“ 
und mit Kriſen gedroht werde. Derartiges kam nach der Ent⸗ 
laſſung des Fürſten vor. Ich greife aus der Reihe von Bei⸗ 
ſpielen ſolcher Einſchüchterungsverſuche, die von der Regierungs⸗ 
preſſe gegen den Reichstag unternommen wurden, um ihn 
gefügig zu machen, nur einige beſonders charakteriſtiſche hier 
heraus: 

Als im Jahre 1893 die Militärvorlage zur Beratung ſtand, 
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erſchienen offiziöſe Artikel, welche die Abgeordneten und Wähler 
mit der Androhung zu beunruhigen ſuchten, daß es im Falle 
der Ablehnung der Militärvorlage zu „ſchweren Konflikten“ 
und zu „ſcharfen Kämpfen zwiſchen den verbündeten Regierungen 
und dem Reichstage kommen müjje, die zu einer gewaltigen 
Schädigung unſerer wirtſchaftlichen Kräfte, unſeres geſamten 
Handels und Wandels führen würden“. In dieſem Sinne 
äußerte ſich beſonders ein Artikel der „Kölniſchen Zeitung“, die 
damals in intimen Beziehungen zur Berliner Wilhelmſtraße 
ſtand. Darin wurde es jedem Abgeordneten „im Namen ſeiner 
Vaterlandsliebe und ſeiner Vaterlandstreue“ zur Pflicht ge- 
macht, den „ſchweren Konflikt“, die „ſcharfen Kämpfe“ durch 
Bewilligung der Vorlage zu hindern; ferner wurde ihm ſeine 
eigene Verantwortlichkeit für den Eintritt einer Kriſis in ein⸗ 
dringlichſter Form zu Gemüte geführt. 

Dieſer Artikel bot dem Fürſten Anlaß zu folgenden Aus⸗ 
führungen: 

„Müſſen denn ‚ſchwere Konflikte“ durchaus entſtehen, wenn 
die Militärvorlage abgelehnt wird? In der Behauptung, daß 
dem ſo ſei, liegt ein Hinweis auf die Möglichkeit eines Staats⸗ 
ſtreiches, was ſchon bedenklich genug iſt. Die Ungewöhnlichkeit 
und die Ungehörigkeit ſolcher Preſſionen wird jedem einleuchten, 
der ſich den Eindruck vergegenwärtigt, den eine ähnliche Sprache 
der Offiziöſen in anderen konſtitutionellen Ländern, zum Bei⸗ 
ſpiel in Oſterreich⸗-Ungarn hervorriefe, wenn fie von der Re⸗ 
gierung oder ihren Preßorganen der Landesvertretung gegen- 
über für den Fall geführt würde, daß die Parlamentsmitglieder 
von ihrer zweifelloſen verfaſſungsmäßigen Berechtigung, nach 
ihrer Überzeugung zu ſtimmen, per majora Gebrauch machten 
und gegen die Regierung votierten. In Deutſchland iſt die 
Empfindlichkeit gegenüber einer ſolchen Sprache in den letzten 
Jahren bereits einigermaßen abgeſtumpft; aber deshalb bleibt 
die Androhung von ‚ſchweren Konflikten“, ‚harten Kämpfen“ oder 
dergleichen ebenſo tadelnswert wie die Außerung eines Zentrums⸗ 
redners: ‚Lieber bayeriſch ſterben, als kaiſerlich verderben!‘ Es 
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liegt in beiden die Erklärung: ‚Wenn es nicht nach unſerem 
Willen geht, tun wir nicht mehr mit.“ 

Derartige Kundgebungen haben gegenüber der Reichsver⸗ 
ſaſſung keinen Raum. Wenn eine Vereinbarung über irgend- 
eine Vorlage, wie wichtig ſie auch ſei, nicht ſtattfindet, ſo liegt 
darin nach den Auffaſſungen und Abſichten, die bei Gründung 
des Reiches, beziehungsweiſe bei der Herſtellung ſeiner Ver⸗ 
faſſung maßgebend waren, keinerlei Zwang zur Herbeiführung 
eines Konfliktes. Die verbündeten Regierungen haben ſich in 
dieſem Falle vielmehr zunächſt darüber zu entſcheiden, ob ſie 
die vom Reichstage abgelehnte Vorlage einem neu zu wählenden 
Parlamente unterbreiten oder ſich mit der vorhandenen Volks⸗ 
vertretung über diejenigen Modifikationen ihrer Vorlage ver⸗ 
ſtändigen wollen, nach deren Annahme der Weg des verfaſſungs⸗ 
mäßigen Kompromiſſes gangbar ſein würde. Es iſt in dem 
Vierteljahrhundert des Verfaſſungslebens unter meiner Kanzler⸗ 
ſchaft mehrfach vorgekommen, daß Vorlagen, welche die ver- 
bündeten Regierungen mit Entſchiedenheit vertraten, nicht durch⸗ 
gingen, ohne daß jemand auf die Idee gekommen wäre, entweder 
müſſe der Reichstag aufgelöſt werden oder der Kanzler zurück⸗ 
treten. Die politiſche Aufgabe iſt in ſolchen Fällen immer 
zunächſt die, eine Übereinftimmung zwiſchen den beiden geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaften herbeizuführen, und wenn dies auf dem 
einen Wege nicht gelingt, es auf einem anderen zu verſuchen. 
Das verfaſſungsmäßige Mittel der Auflöſung des Reichstages 
darf nur im Falle einer wirklichen Notlage, wenn kein anderer 
Ausweg übrig bleibt, zur Anwendung gebracht werden. Eine 
ſolche Situation liegt gegenwärtig nicht vor. In keinem Falle 
aber ſollte mit Rücktritt des Kanzlers und ſchweren Konflikten 
gedroht werden, die ſich dann ergeben könnten. Das iſt von 
offiziöſer Seite um ſo ſinnloſer, als wir bekanntlich keine parla⸗ 
mentariſche Regierungsform haben, nach der die Miniſter, wenn 
eine wichtige Regierungsvorlage von der Volksvertretung ver⸗ 
worfen wird, zurücktreten müßten. Wenn ein Rücktritt bei ſolchen 
Gelegenheiten bei uns überhaupt in Übung wäre, jo würde er 
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als Anſtandspflicht nur für die beteiligten Miniſter der Einzel— 
ſtaaten, in erſter Linie für die preußiſchen, in Frage kommen; 
niemals aber für den Reichskanzler, weil dieſer verfaſſungs— 
mäßig nur für kaiſerliche Anordnungen, nicht aber für bundes- 
rätliche Vorlagen die Verantwortung trägt. 

Wenn es der Regierung darum zu tun iſt, die Zuſtimmung 
des Reichstages zu der Militärvorlage zu erlangen, ſo darf ſie 
in dieſem an ſich berechtigten Beſtreben nicht ſo weit gehen, daß 
ſie der Volksvertretung jagt: ‚Vogel, friß oder ſtirb!“ Und wenn 
die Politik der verbündeten Regierungen die Zuſtimmung des 
Reichstages nicht auf den erſten Anlauf findet, ſo liegt es nicht 
in der Richtung der deutſchen Reichsverfaſſung, daß der Reichs⸗ 
tag weichen müſſe; das Verhältnis iſt vielmehr ein analoges, 
wie in Preußen zwiſchen Herrenhaus und Abgeordnetenhaus. 
Der Bundesrat hat die doppelte Eigenſchaft eines Miniſterrates 
und einer parlamentariſchen Körperſchaft. Daraus folgt, daß, 
wenn er für ſeine Beſchlüſſe die Zuſtimmung des Reichstages 
nicht findet, er nicht auf Ausführung derſelben um jeden Preis 
beſtehen, ſondern ſich auf ein Kompromißverfahren einlaſſen und 
die Annahme ſeiner Vorlage dadurch zu erreichen ſuchen ſoll, 
daß er ſie ſo abändert, wie ſie Ausſicht hat, vom Reichstage 
angenommen zu werden. Die Drohung mit der Auflöſung iſt 
vielleicht nach der Beſchaffenheit der Beteiligten ein wirkſames 
Mittel, um eine Majorität für die Regierungsvorlage her⸗ 
zuſtellen, aber die Auflöſung ſelbſt ſollte ſich eine beſonnene 
Regierung doch erſt doppelt und dreifach überlegen, bevor ſie 
dazu ſchreitet. Die Abgeordneten, die ſich vor einer Auflöſung 
fürchten, müſſen ihren Wählern gegenüber kein ganz gutes Ge⸗ 
wiſſen haben, ſonſt brauchten ſie nicht an ihrer Wiederwahl zu 
zweifeln und deshalb ihre Überzeugung preiszugeben, nur um 
der Auflöſung auszuweichen.“ 

Als im weiteren Verlaufe der Dinge die Frage einer Wieder⸗ 
holung der Auflöſung des Reichstages erörtert wurde und der 
Fürſt vor Beſchreitung dieſes Weges in den „Hamburger Nach⸗ 
richten“ hatte warnen laſſen, brachte die „Norddeutſche All⸗ 
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gemeine Zeitung“ eine Erwiderung, die dem großen Staats⸗ 
mann zu weiteren höchſt bemerkenswerten Darlegungen Anlaß 
bot. Er ſagte: 

„Ich kann nicht auf die Anſicht verzichten, daß eine neue 
Auflöſung einen ſehr ungünſtigen und nachteiligen Eindruck nicht 
nur in Deutſchland, ſondern auch im Auslande machen würde. 
Eine üble Wirkung auf die Börſe und die deutſchen Wertpapiere 
könnte nicht ausbleiben. Dagegen würde es den Eindruck von 
Stärke und Beſonnenheit machen, wenn ſich die Regierung der 
zweiten Auflöſung enthielte und ihre Aufgabe darin erblickte, 
ſich mit dem Reichstage auf annehmbarer Baſis zu verſtändigen. 
In demſelben Maße, wie eine neue Auflöſung allgemeine Be⸗ 
unruhigung über die inneren Zuſtände im Deutſchen Reiche zur 
Folge haben müßte, würde ein Zurückziehen der Vorlage nach 
wiederholter Ablehnung und die Einbringung einer neuen, leichter 
annehmbaren nicht nur den finanziellen, ſondern auch den politi⸗ 
ſchen Kredit des Deutſchen Reiches und ſeiner Einrichtungen 
weſentlich ſtärken. Im Inlande wie im Auslande hätte man 
dann den Eindruck, daß unſere Regierungspolitik das Maß von 
ſtaatsmänniſcher Ruhe wiedererlangt habe, das ihr in der 
Agitation für die Annahme der jetzigen Vorlage verloren ge⸗ 
gangen iſt. Die Welt würde ſich überzeugen, daß die deutſche 
Regierung fern davon iſt, einem rechthaberiſchen Feſthalten an 
dem einmal Ausgeſprochenen und Vorgelegten den inneren 
Frieden des Landes zu opfern. Im anderen Falle, das heißt, 
wenn man es auf eine Kraftprobe ankommen laſſen will, leidet 
das deutſche Verfaſſungsrecht not, oder mindeſtens wird ſeine 
Haltbarkeit auf eine ebenſo überflüſſige als ſchädliche Probe ge⸗ 
ſtellt. Jedenfalls räumt man dadurch den in ihrer Mitwirkung 
verkürzten Faktoren der Geſetzgebung einen gewiſſen Anſpruch 
ein, auch ihrerſeits in der Verfaſſung nach Mitteln zu ſuchen, 
durch die ſie zur Durchführung der eigenen Wünſche einen Zwang 
auf die zur Mitwirkung berechtigten Faktoren der Geſetzgebung 
ausüben könnten, einen Zwang, bei dem nicht mehr die Inter⸗ 
eſſen des Landes, ſondern das Machtbedürfnis der einzelnen 
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Faktoren der Geſetzgebung die leitende Rolle ſpielte. Jede direkte 
oder indirekte Vergewaltigung beider berechtigten Organe wirkt 
auf das Verfaſſungsleben lockernd und ſtörend, ſie fordert eine 
Reaktion heraus, die ebenſogut wie von unten von oben verſucht 
werden kann. Ihr vorzubeugen, iſt die Aufgabe parlamentariſcher 
Kompromiſſe, und ſelbſt berechtigte Wünſche einer Regierung 
ſollten in Verfaſſungsſtaaten lieber in der Ausführung vertagt 
werden, als daß man ihre Durchſetzung zu erzwingen ſucht.“ 


Aus den vorſtehenden Ausführungen des Fürſten geht her- 
vor, daß die damaligen Verſuche des großen Staatsmannes, 
auf die Haltung der Regierung im Sinne ſeiner eigenen An- 
ſchauungen einzuwirken, von der lauterſten Sorge um Erhaltung 
des verfaſſungsmäßigen Gleichgewichtes und des guten Einver— 
nehmens zwiſchen den beiden Faktoren der Geſetzgebung ſowie von 
dem Wunſche eingegeben waren, das Deutſche Reich vor ſchweren 
Erſchütterungen ſeines inneren Lebens und vor der Erweckung 
von Vorſtellungen im Auslande zu bewahren, die möglicherweiſe 
der Erhaltung des Friedens nicht günſtig geweſen wären. 


* 


Im Anſchluß an die vorſtehenden Ausführungen des Fürſten 
über den Reichstag und die Pflichten der Regierung ihm gegen⸗ 
über laſſe ich noch einige andere Auslaſſungen des großen Staats⸗ 
mannes folgen, die ſich auf verſchiedene Einzelfragen in Reichs⸗ 
tagsangelegenheiten beziehen. 


1. Sozialdemokratie und Präſidium. 


Mit Rückſicht auf die Vorgänge bei der erſten Präſidenten⸗ 
wahl des gegenwärtigen Reichstages, die ſich wiederholen können, 
halte ich es für zweckmäßig, hier einige Ausführungen des 
Fürſten Bismarck über die Beteiligung von Sozialiſten am 
Reichstagspräſidium wiederzugeben: 

Im Mai 1895 wurde anknüpfend an die damalige Prä⸗ 
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ſidentenwahl in den Blättern ausgeführt, es ſei eigentlich ſchade, 
daß nicht Herr Singer oder Herr Bebel erſter Vizepräſident 
des deutſchen Reichstages geworden ſei; allerdings werde eine 
Viſitenkarte mit der Aufſchrift „Paul Singer, I. Vizepräſident 
des deutſchen Reichstages“ im Berliner Hofmarſchallamte wohl 
ſchwerlich in Empfang genommen werden, aber man begreife 
doch nicht recht, warum die Sozialdemokratie, die unter den 
Mehrheitsparteien, nächſt dem Zentrum, die bei weitem ſtärkſte 
Fraktion ſei, freiwillig auf ihren Anſpruch, im Präſidium ver⸗ 
treten zu ſein, verzichtet hätte. Anknüpfend daran äußerte ſich 
der Fürſt wie folgt: 

„Mir erſcheint dieſer Verzicht ſehr begreiflich. Viel weniger 
verſtändlich iſt, weshalb die nichtſozialiſtiſchen Parteien auf den 
Wunſch der Sozialdemokratie, nicht im Präſidium vertreten zu 
ſein, ſo bereitwilligſt eingegangen ſind. Ich halte es für einen 
taktiſchen Fehler der übrigen Fraktionen, nicht darauf beſtanden 
zu haben, daß die Sozialdemokratie als nächſtſtärkſte Partei 
neben dem Zentrum eine Präſidentenſtelle zu übernehmen habe. 
Es liegt meiner Auffaſſung nach in der Aufgabe der übrigen 
parlamentariſchen Fraktionen, die ſozialdemokratiſche Partei 
durch alle parlamentariſchen Mittel zur Entwicklung ihrer Zu⸗ 
kunftspläne zu nötigen. Wenn die Sozialdemokratie gezwungen 
wird, das Bild der ſozialdemokratiſchen Zukunft des Volkes in 
klareren Umriſſen als bisher der öffentlichen Kritik preiszugeben, 
ſo wird ihre Gefährlichkeit erheblich vermindert und der Glaube 
an ihre Regierungsfähigkeit überhaupt vernichtet werden. Es 
iſt die Aufgabe der anderen Parteien, die Führer der Sozial⸗ 
demokratie auf dieſem Wege ad absurdum zu führen. Die Haupt⸗ 
erfolge der Sozialdemokratie beruhen auf ihrer Taktik, alles zu 
kritiſieren, was im Staate geſchieht, aber ſtets zu verſchweigen, 
wie ſie ſelbſt den Staat einrichten würde, ſowohl im Ganzen 
wie im wirtſchaftlichen Leben. Die Kritik iſt leicht, die Kunſt 
iſt ſchwer, auch die des Regierens. Das wiſſen die Führer der 
Sozialdemokratie; aber wie dieſe ſelbſt regieren würden, wenn 
ſie ans Ruder kämen, das wiſſen wir nicht, und wenn ſie ge⸗ 
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nötigt wären, ſich darüber auszuſprechen, jo würden fie ihren 
Zulauf verlieren. Auf dem Wege aber, die Sozialdemokratie 
zur Klarlegung ihres Zukunftsprogrammes und ihrer Regie- 
rungsabſichten zu nötigen, würde es immerhin ein nützlicher 
Fortſchritt geweſen ſein, wenn die ſozialdemokratiſche Partei an- 
gehalten worden wäre, einen der Ihrigen zum Präſidenten des 
Reichstages herzugeben. Daß ſie ſich deſſen weigert, ſolange 
wie ſie kann, iſt erklärlich, denn in der Präſidialſtellung können 
manche Situationen eintreten, durch die ein ſozialiſtiſcher Prä— 
ſident gezwungen wird, die Maske, mit der er ſeine Zukunfts⸗ 
politik deckt, einigermaßen zu lüften. Ob eine Viſitenkarte mit 
der Aufſchrift ‚Paul Singer, I. Vizepräſident des deutſchen 
Reichstages irgendwo in Empfang genommen wird oder nicht, 
iſt gleichgültig. Die Hauptſache iſt die Aufklärung der öffent⸗ 
lichen Meinung über die Ziele, welche von der Sozialdemokratie 
erſtrebt werden.“ (Vgl. hierzu den Artikel in der Morgen⸗ 
ausgabe der „Hamburger Nachrichten“ vom 7. Mai 1895, ſiehe 
auch Bd. II. S. 427.) 


2. Zur Diätenfrage. 


Bekanntlich war der Fürſt ein entſchiedener Gegner der 
Einführung von ſtaatlichen Diäten für die Reichstagsmitglieder. 
Nach ſeiner Auffaſſung war die Abſicht der Geſetzgeber bei Her- 
ſtellung des Art. 32 der Verfaſſung darauf gerichtet, durch die 
Diätenloſigkeit für die Reichstagsmitglieder dem gewerbsmäßigen 
Parlamentarismus eine Schranke zu bauen. Er machte immer 
wieder geltend, daß die Verfaſſung in dieſem Punkte kom⸗ 
promißmäßig zuſtande gekommen ſei und daß die Diätenloſigkeit 
ein Aquivalent für das demokratiſche Wahlgeſetz habe bilden 
ſollen. Deshalb hat er ſich der Einführung von Diäten ohne 
Kompenſation auf dem Gebiete des Wahlrechtes ſtets widerſetzt 
und ſie als verfaſſungswidrig bezeichnet. 

Selbſtverſtändlich war der Fürſt auch ein Gegner der 
Parteidiäten. Schon als Kanzler iſt er dieſer Umgehung der 
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Verfaſſungsbeſtimmungen mit größter Entſchiedenheit und ſelbſt 
auf gerichtlichem Wege entgegengetreten. Im Reichstage hatte 
er die Parteidiäten als eine glatte Beſtechung bezeichnet, die 
darin liege, daß jemand eine beſtimmte Zahlung zugeſagt erhalte 
unter der ſtillſchweigenden Bedingung, daß er mit der Partei, 
die ihn bezahle, auch weiter ſtimme und es mit ihr halte. Das 
ſei ein verfaſſungswidriger Zuſtand. Der große Staatsmann 
hielt es für eine verfaſſungsmäßige Pflicht des Reichstages, daß 
er dergleichen Verfaſſungsbrüche feſtſtelle und das Mandat ſolcher 
Abgeordneten, die die Verfaſſung ihrerſeits verletzten, einfach 
kaſſiere, nötigenfalls auf dem Wege einer entſprechenden Ande⸗ 
rung der beſtehenden Geſetzgebung. Der Fürſt glaubte beſtimmt, 
daß der Abgeordnete, der Diäten aus irgend einer Quelle be- 
zieht, die Eigenſchaft als Abgeordneter dadurch ipso jure auf 
Grund der Verfaſſung verliere, und ergriff jede Gelegenheit, um 
in dieſem Sinne Stellung zu nehmen. Das hat er noch, und 
zwar in ſehr nachdrücklicher Weiſe, in ſeinem letzten Lebensjahre 
getan. Als Anfang 1898 die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten 
im Reichstage eine beſonders provozierende Haltung einnahmen, 
riet er dazu, die Prüfung ihrer Legitimation als Reichstags⸗ 
mitglieder in ſtrengerer Form als bisher vorzunehmen. Art. 32 
der Reichsverfaſſung beſtimme: „Die Mitglieder des Reichstages 
dürfen als ſolche keine Beſoldung oder Entſchädigung beziehen.“ 
Da der Reichstag nach Art. 27 der Verfaſſung die Legitimation 
ſeiner Mitglieder ſelbſt prüfe, ſei es für ihn eine Ehren⸗ und 
eine Rechtspflicht, dafür zu ſorgen, daß Mitglieder, die in dieſer 
ihrer Eigenſchaft Entſchädigung bezögen, nicht zur Erfüllung 
ihrer Funktionen zugelaſſen würden. Die Diätenloſigkeit ſei 
bei Herſtellung der Verfaſſung das Aquivalent für das all⸗ 
gemeine und geheime Wahlrecht. Wenn dieſes Aquivalent reichs⸗ 
tagsſeitig nicht gegeben werde, ſo würde eben auf die Unter⸗ 
lagen des damaligen Kompromiſſes wieder zurückgegriffen werden 
müſſen. Es ſei auch die Frage, ob ein Reichstag, der ſich der 
Verfaſſung nicht füge (wie es durch Geſtattung der Teilnahme 
der Empfänger von Parteidiäten an den Verhandlungen des 
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Hauſes geſchehe), berechtigt jei, die Reichstagsfunktion überhaupt 
auszuüben, und ob nicht die verbündeten Regierungen in der Lage 
wären, den geſchäftlichen Verkehr mit einem Reichstage, der ſich 
ſeinerſeits der verfaſſungsmäßigen Verpflichtung nicht füge, ab⸗ 
zulehnen. Da die Ausführung des Art. 32 nach der Verfaſſung 
dem Reichstage und ſeinem Präſidium obliege, die Verfaſſung 
aber zu den Reichsgeſetzen gehöre, über deren Ausführung nach 
Art. 17 der Verfaſſung dem Kaiſer die Überwachung zuſtehe, ſo 
könne man ſich fragen, ob es nicht angezeigt wäre, daß der Kaiſer 
unter Bezugnahme auf Art. 17 der Verfaſſung eine Botſchaft an 
den Reichstag richte, in der dieſer zu ſtrikter Ausführung des 
Art. 32 der Verfaſſung an ſeinem Teile aufgefordert würde. 
(Vgl. dazu den Artikel in der Abendausgabe der „Hamburger 
Nachrichten“ vom 23. Februar 1898. Bd. II, S. 417.) 


3. Imperative Mandate. 


Während der parlamentariſchen Kämpfe um die Handels⸗ 
verträge hatte die „Kreuzzeitung“, um den konſervativen Ver⸗ 
tretern der Landwirtſchaft das Gewiſſen zu ſchärfen, von im⸗ 
perativen Mandaten in dem Sinne geſprochen, daß es erlaubt 
ſei, trotz der Beſtimmung des Art. 29 der Reichsverfaſſung, 
wonach die Reichstagsabgeordneten an Aufträge und In⸗ 
ſtruktionen nicht gebunden ſind, die Abgeordneten an die Ver⸗ 
ſprechungen zu erinnern, die ſie vor ihrer Wahl ihren Wählern 
gemacht hätten, und auf die Erfüllung erteilter Zuſagen ernſt⸗ 
lich zu dringen. Das konſervative Blatt war dafür von der 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ gerüffelt und ſeitens der 
letzteren war dabei unter dem Vorwande der Verfaſſungsmäßig⸗ 
keit verſucht worden, die konſervativen Abgeordneten, die ſich 
auf das landwirtſchaftliche Programm hatten wählen laſſen, 
dazu zu bewegen, die moraliſchen Verpflichtungen zu ignorieren, 
die ſie ihren Wählern gegenüber übernommen hatten. Das bot 
dem Fürſten Anlaß zur Veröffentlichung eines von mir im 
Schlußverzeichnis von Band IL erwähnten Artikels in der Morgen⸗ 
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ausgabe der „Hamburger Nachrichten“ vom 7. Januar 1894, dem 
ich folgende Stelle entnehme: 

„Imperative Mandate gibt es allerdings nicht und kann es 
verfaſſungsmäßig nicht geben. Dies hindert aber nicht, daß 
es eine imperative Ehrlichkeit gibt, die dem Abgeordneten die 
Pflicht auferlegt, die politiſchen Zuſagen, die er freiwillig und 
aus eigener Initiative gemacht hat, mit der Wirkung und au.) 
wohl in der Abſicht, dadurch die Wähler zu ſeiner Wahl zu be- 
ſtimmen, zu halten, wenn er auf politiſchem Gebiete als ehrlicher 
Mann beſtehen will. Wohl iſt es nicht zuläſſig, daß die Wähler⸗ 
ſchaft ihrerſeits dem Abgeordneten Vorſchriften macht und Ver⸗ 
pflichtungen auferlegt, nach denen er ſich zu richten hat, aber wenn 
der Abgeordnete ſeinerſeits Geſinnungen kundgegeben hat, deren 
Vorhandenſein die Vorbedingung ſeiner Wahl bildet, und wenn 
er ſich demnächſt im Parlamente im entgegengeſetzten Sinne aus⸗ 
ſpricht, ſo unterliegt er doch dem Verdachte, daß er entweder 
ſeine Wähler belogen und fälſchlich Geſinnungen vorgeſchützt hat, 
die ihm zu ſeiner Wahl verholfen haben, oder daß er in der Zeit 
zwiſchen der Wahl und ſeinem parlamentariſchen Auftreten ſeine 
Überzeugung geändert hat. Ob es, wenn letzterer Fall, den wir 
als den milderen anſehen, eintritt, nicht ſeine Pflicht als Ehren⸗ 
mann ſein würde, ſich einer Neuwahl zu unterziehen und zu dieſem 
Behufe ſein Mandat niederzulegen, iſt eine Frage, deren Beant⸗ 
wortung wir dem Ehrgefühle eines jeden überlaſſen müſſen. Unſer⸗ 
ſeits halten wir das Ehrgefühl für imperativer als das Mandat.“ 


4. Schutz der Reichstagsmitglieder. 


Als im Jahre 1893 aus gegebenem Anlaß die Frage des 
Schutzes der Parlamentsmitglieder gegen gerichtliche Verfolgung 
während der Seſſion diskutiert wurde, äußerte ſich der Fürſt 
mir gegenüber zur Sache wie folgt: 

„Es handelt ſich bei Auslegung der Verfaſſungsbeſtimmungen 
über den Schutz der Parlamentsmitglieder weſentlich um die Be⸗ 
deutung einzelner Worte, zum Beiſpiel darum, ob eine zwangs⸗ 
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weile Siſtierung des Abgeordneten den Charakter einer wenn 
auch vorübergehenden Verhaftung hat. Abſicht der Verfaſſungs⸗ 
geber iſt ohne Zweifel geweſen, die Beteiligung der gewählten 
Mitglieder an den Verhandlungen der Volksvertretung vor ge— 
richtlicher Störung zu ſichern. Wenn aber die zwangsweiſe 
Vorführung eines Abgeordneten jederzeit zuläſſig iſt, ſo wird 
auch gegen eine Wiederholung derſelben dem Hauſe kein Ein- 
ſpruchsrecht zuſtehen, und auch dann nicht, wenn es in einem 
Falle darauf ankommen ſollte, einen hervorragenden Redner bei 
einer wichtigen Debatte vorübergehend an der Beteiligung zu 
hindern. In der gerichtlichen Terminologie wird gewiß zwiſchen 
Verhaftung und zwangsweiſer Vorführung unterſchieden, aber 
im Effekt kommt es auf dasſelbe hinaus: auf eine Beſchränkung 
der perſönlichen Freiheit und auf die Behinderung des Ab⸗ 
geordneten zur Teilnahme an den Verhandlungen.“ 

Auch hierin zeigt ſich wieder das Beſtreben des Fürſten, 
die Rechte ſowohl des Reichstages wie ſeiner einzelnen Mit⸗ 
glieder zu wahren. 

Ein anderes Mal äußerte er ſich aus Anlaß des Falles des 
Abgeordneten v. Münch über die Frage, ob die Strafvollſtreckung 
im Sinne des Art. 31, Abſ. 3 der Verfaſſung unter den Be⸗ 
griff der Strafverfolgung falle. Die angezogene Beſtimmung 
lautet bekanntlich dahin, daß auf Verlangen des Reichstages 
während der Dauer der Sitzungsperiode jedes Strafverfahren 
und jede Unterſuchungs⸗ oder Zivilhaft gegen ein Mitglied des 
Hauſes aufgehoben werden müſſe. Die juriſtiſche Auffaſſung 
dieſer Verfaſſungsvorſchrift geht bekanntlich dahin, daß die Straf⸗ 
vollſtreckung nicht unter den Begriff des Strafverfahrens falle, 
weil die Strafverfolgung erſt nach Beendigung des Straf⸗ 
verfahrens eintrete, nicht mehr zu dieſem ſelbſt gehöre und weil 
die ausdrückliche Hervorhebung „jeder Unterſuchungs⸗ oder Zivil⸗ 
haft“ es unzweifelhaft mache, daß die „Strafhaft“ dieſer Regel 
nicht mit unterworfen werden ſolle. Dieſe Auffaſſung iſt auch 
durch die konſtante Praxis des Reichstages als zutreffend an⸗ 
erkannt. Sie lehnt ſich an die feſtſtehende Auslegung an, die 
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der mit Art. 31, Abſ. 3 übereinſtimmende Art. 84, Abj. 4 der 
preußiſchen Verfaſſungsurkunde im preußiſchen Landtage immer 
gefunden hat. Auch ſonſt beſteht in der ſtaatsrechtlichen Literatur 
hierüber keine Meinungsverſchiedenheit. Der Fürſt teilte dieſe 
Auffaſſung ebenfalls, hielt es aber — und es iſt ſehr charak— 
teriſtiſch für ſein Beſtreben, die Rechte des Reichstags ſo weit 
als möglich auszudehnen — für zweckmäßig, einmal die Frage 
aufzuwerfen, ob dieſe feſtſtehende Auslegung des Art. 31, Abſ. 3 
unanfechtbar ſei? Entſcheidend wäre ſchließlich nur, ob es wirklich 
zutreffe, daß die Strafhaft nicht mit zum Strafverfahren gehöre. 
Man könne ſie — wenn man ſich nicht ausſchließlich an die 
juriſtiſche Terminologie anklammere — doch auch als Fortſetzung 
des Strafverfahrens betrachten, da das Verfahren gegen den 
Straftäter mit der Fällung des Urteils nicht vollendet ſei, jon- 
dern in der Strafvollſtreckung fortdauere. Jedenfalls ſei dar⸗ 
über eine Meinungsverſchiedenheit nicht völlig ausgeſchloſſen. 
Dieſe Anſicht ließ er auch in einem Aufſatz der „Hamburger 
Nachrichten“ vertreten, aber nur hypothetiſch. Als ich wenige 
Tage ſpäter an der Frühſtückstafel in Friedrichsruh teilnahm 
und einige namhafte Juriſten mit anweſend waren, kam aus 
Anlaß dieſer Veröffentlichung des Fürſten das Geſpräch auf die 
Streitfrage zurück, und die rechtsgelehrten Gäſte des Fürſten 
beſtritten, daß eine andere Auslegung des Art. 31, Abſ. 3 als 
die durch den Reichstag und die ſtaatsrechtliche Literatur ge⸗ 
billigte, überhaupt möglich ſei. Der Fürſt nahm den Wider⸗ 
ſpruch nicht weiter tragiſch, gab bereitwillig zu, daß man in 
dieſer Sache verſchiedener Anſicht ſein und vom Standpunkte 
des juriſtiſchen Formalismus aus kaum zu einer anderen Auf⸗ 
faſſung als der herkömmlichen gelangen könne, mit der ja auch 
die Praxis übereinſtimme, fügte aber hinzu, daß, wenn es der 
Zweck aller Verfaſſungen und Beſtimmungen über Schutz der 
Reichstagsmitglieder ſei, nicht dieſen eine Rechtswohltat zu er⸗ 
weiſen, ſondern die ungeſtörte Tätigkeit eines für das Ver⸗ 
faſſungsleben des Reiches ſo wichtigen Organes, wie es der 
Reichstag ſei, zu ſichern, man doch dann jede dieſer Beſtim⸗ 
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mungen genau darauf unterſuchen müſſe, ob ſie nicht doch noch 
einer Auslegung fähig ſei, die über die landläufige hinausgehe. 
Lediglich dazu habe er anregen wollen. Weiteres Gewicht lege 
er der Sache nicht bei. 

In bezug auf die ebenfalls ſtrittige Frage der Anwendung 
des gerichtlichen Zeugniszwanges gegen Reichstagsabgeordnete 
wegen Außerungen, die ſie in Ausübung ihres Mandats getan 
haben, teilte der Fürſt die Anſicht, daß ſie ſtatthaft ſei, weil 
die Vernehmung als Zeuge nicht unter die Beſtimmung des 
Art. 30 der Verfaſſung falle, wonach kein Mitglied des Reichs- 
tags zu irgend einer Zeit wegen Außerungen gerichtlich oder 
diſziplinariſch verfolgt oder ſonſt außerhalb der Verſammlung 
zur Verantwortung gezogen werden dürfe. In dem Zwang 
zur Erfüllung der Zeugnispflicht wäre kein „Ziehen zur Ver⸗ 
antwortung“ zu erblicken; außerdem ſei der Zeugniszwang gegen 
Abgeordnete im Staatsintereſſe dann durchaus geboten, wenn 
es ſich um die Ermittlung der Quelle von Außerungen handle, 
die der betreffende Abgeordnete nur auf Grund des Bruches 
des Dienſtgeheimniſſes eines Beamten, alſo auf Grund einer 
ſtrafbaren und ſtaatsgefährlichen Handlung, getan haben könne. 


5. Das Recht der Tribünen. 


Im Jahre 1896 war im preußiſchen Abgeordnetenhauſe der 
Fall vorgekommen, daß der Präſident des Hauſes auf der 
Journaliſtentribüne nach denjenigen Mitgliedern derſelben hatte 
recherchieren laſſen, die bei dem Hoch auf den König ſitzen ge⸗ 
blieben waren. Dieſer Vorgang veranlaßte den Fürſten zu 
folgenden Ausführungen, die auch für den Reichstag Geltung 
haben: f 

„Der Vorgang erinnert mich an den Freiherrn v. Vincke, 
der einmal einen ruſſiſchen Legationsſekretär, der in der Loge 
anweſend war, vor verſammeltem Landtage angriff, weil er bei 
Beeidigung eines neuen Mitgliedes des Hauſes nicht mit auf⸗ 
geſtanden war. Meiner Auffaſſung nach ſollte es den in den 
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Logen und auf den Tribünen anweſenden Perſonen überhaupt 
nicht geſtattet ſein, bei Kundgebungen des Hauſes mit aufzuſtehen, 
denn ſie gehören nicht mit zum Hauſe. Wenn man aber die 
Zuhörer auf den Tribünen als einen Beſtandteil des Hauſes 
anſieht, dann muß man ſich auch ihre jetzt als unerlaubt geltenden 
Ausbrüche der Zuſtimmung oder der Mißbilligung gefallen 
laſſen. Die Tribüne ſteht vollſtändig ex nexu mit dem Hauſe. 
Sie darf hören und ſehen, was geſchieht, aber daran in keiner 
Weiſe mitwirken. Ob ſie bei Hochs oder Vereidigungen auf⸗ 
ſteht, iſt eine ganz gleichgültige Sache für das Parlament, und 
ob ein paar Herren auf der Tribüne ſich erheben oder nicht, das 
zu bemerken, iſt gar nicht Sache des Hauſes oder ſeines Präſi⸗ 
denten. Es iſt zu wünſchen, daß wir allmählich zu dieſer Auf⸗ 
faſſung gelangen; die entgegengeſetzte betrachte ich als einen 
Ausfluß von Herrſchſucht, die ſich auf die Tribüne ausdehnt 
und der ſie ihre Unabhängigkeit nicht gönnt. Wenn die Tri⸗ 
bünen mit lärmenden Demonſtrationen an den Verhandlungen 
teilzunehmen ſuchen, ſo müſſen ſie geräumt werden, da ſie zur 
Mitwirkung kein Recht haben; aber aus dieſer Rechtloſigkeit 
geht auch ihre Unabhängigkeit in bezug auf Aufſtehen oder 
Sitzenbleiben hervor.“ 
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Zweites Buch. 


Stimmungsbilder, Widerlegungen 
und ſonſtige Außerungen des 
Fürſten Bismarck. 


Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. III. 
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Nach der Entlaſſung. 


Das Verhältnis, wie es ſich nach der Entlaſſung des Fürſten 
zwiſchen ihm und dem Kaiſer, beziehungsweiſe der Berliner Re⸗ 
gierung geſtaltete, habe ich in Band I dieſes Werkes eingehend 
geſchildert. Ging daraus hervor, daß die Berliner maßgebenden 
Kreiſe zuweilen nicht davor zurückſchreckten, den großen Staats⸗ 
mann und Gründer des Deutſchen Reiches öffentlich zu kränken 
und herabzuſetzen, ſo iſt es nicht zu verwundern, daß ſich auch 
Lokalbehörden verpflichtet fanden, in ihrer Weiſe dem Beiſpiel 
zu folgen, das von oben her gegeben war. 

Zum Belege führe ich an, daß im Jahre 1893 der alljähr⸗ 
liche Fackelzug zum Geburtstage des Fürſten aus einem Grunde 
unterbleiben mußte, der bis dahin niemals geltend gemacht 
worden war, nämlich: weil die Lauenburgiſche Sabbatordnung 
dergleichen feſtliche Veranſtaltungen in der Karwoche, überhaupt 
in den drei letzten Faſtenwochen nicht geſtatte. Der Fürſt nahm 
die Sache natürlich nicht tragiſch, ſondern begnügte ſich damit, 
in den „Hamburger Nachrichten“ ſchreiben zu laſſen: 

„Die Sabbatordnung, um die es ſich handelt, iſt die kur⸗ 
braunſchweigiſche vom Jahre 1803. Man ſcheint ſich derſelben 
erſt in neuerer Zeit erinnert zu haben. Wenigſtens fanden im 
Jahre 1890 in der Karwoche nicht nur zwei Fackelzüge mit 
Muſik zu Ehren des Fürſten Bismarck ſtatt, ſondern es 
herrſchte auch während des ganzen 1. April laute Feſtesfreude 
vieler Tauſende, ohne daß jemand daran gedacht hätte, dies mit 
der Sabbatordnung unverträglich zu finden.“ 

Ich könnte noch andere ähnliche Fälle anführen, wo be- 
hördlicherſeits verſucht wurde, den Fürſten durch kleine Nadel⸗ 
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ſtiche zu reizen, glaube aber, daß vorſtehender Fall zur Charak⸗ 
teriſierung genügt. 

Beſchämend war die Haltung, die gewiſſe Schichten des 
deutſchen Volkes nach der Entlaſſung des Fürſten Bismarck 
dieſem gegenüber annahmen. Der noch vor kurzer Zeit ſo ge⸗ 
prieſene und bewunderte Schöpfer von Kaiſer und Reich mußte 
die Erfahrung machen, daß viele ſeiner früheren Freunde den 
„in Ungnade Gefallenen wie einen Peſtkranken mieden“. Auch 
ſonſt fehlte es nicht an ähnlichen Wahrnehmungen, wenn ſie 
zum Glück auch vereinzelt blieben und das deutſche Volk in 
ſeiner Geſamtheit dem alten Kanzler gegenüber nicht kom⸗ 
promittierten. 

So erinnere ich mich des folgenden Geſchehniſſes aus dem 
Sommer 1890, wo der Fürſt, wie gewöhnlich, auf der oberen 
Saline in Kiſſingen zur Kur weilte. Eines Tages wurde an 
der Table d'hoͤte eines Kiſſinger Hotels von begeiſterten Ver⸗ 
ehrern des großen Kanzlers ein enthuſiaſtiſches Hoch auf den 
Entlaſſenen ausgebracht. Alles erhob ſich und ſtimmte jubelnd 
in die Hochrufe ein. Nur einer der Teilnehmer an der Tafel — 
wenn ich mich recht erinnere, ein Berliner Bankier — blieb ſitzen 
und ſtimmte nicht mit in das Hoch ein. Das erregte begreif⸗ 
licherweiſe lebhafte Entrüſtung an der Tafelrunde. Der Be⸗ 
treffende wurde energiſch zur Rede geſtellt, hatte aber die 
Dreiſtigkeit, in ziemlich ſchnoddrigem Tone zu erwidern: „Ach 
was, Bismarck iſt eine ‚jefallene Jröße!““ Doch kaum war ihm 
das Wort entfahren, möcht' er's im Buſen gern bewahren! Das 
nun folgende Verfahren gegen ihn geſtaltete ſich höchſt ſum⸗ 
mariſch, und der Zeitraum, der zwiſchen ſeiner Außerung und 
ſeiner Beförderung an die freie Luft lag, betrug nur wenige 
Sekunden. Ein anweſender Württemberger aber rief in ſeiner 
ſchwäbiſchen Mundart ingrimmig aus: „So muß es älle gehe, 
die unſern liewe Bismarck kränke.“ 

Auch die deutſche Preſſe, zunächſt nur mit Ausnahme 
der „Hamburger Nachrichten“ (ſ. Bd. I, S. 5 dieſes Werkes), 
wandte ſich damals von dem Geſtürzten ab, oder wagte es 
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wenigſtens nicht, ſeine Partei zu ergreifen und ihn gegen die 
Inſulten und Verdächtigungen der Organe derjenigen Parteien in 
Schutz zu nehmen, die zur Zeit des großen Kanzlers der Kürze 
halber als „reichsfeindlich“ bezeichnet worden waren. Die kleri⸗ 
kalen, demokratiſchen, ſozialiſtiſchen, polniſchen, welfiſchen und 
däniſchen Preßorgane ſowie die franzoſenfreundlichen Blätter in 
den Reichslanden überboten ſich in Verunglimpfungen des Her— 
ſtellers der deutſchen Einheit; ſie feierten wahre Orgien ihres 
wüſten Haſſes gegen ihn, und ihre triumphierende Schadenfreude 
über den Sturz des Gefürchteten war mit Angriffen und Ver⸗ 
leumdungen niedrigſter Art gepaart. Leider muß geſagt werden, 
daß es um jene Zeit auch konſervativ gerichtete Blätter nicht ver⸗ 
ſchmähten, ihrerſeits alte Feindſeligkeiten gegen den Fürſten in 
wenig ſchöner Weiſe zur Hebung zu bringen, und daß ſelbſt die 
Regierungsorgane, obwohl von ihnen aus naheliegenden Gründen 
Zurückhaltung zu erwarten geweſen wäre, ſich an dem Keſſel⸗ 
treiben der Preſſe gegen den alten Kanzler beteiligten. Ebenſo 
ließen ſie es ſich angelegen ſein, alle gehäſſigen Kundgebungen, 
die in der inländiſchen wie in der fremden Preſſe gegen den 
entlaſſenen Kanzler gerichtet wurden, in ihren Spalten kritik⸗ und 
einſpruchslos weiterzuverbreiten, was ſie natürlich nicht getan 
haben würden, wenn ſie nicht ſicher geweſen wären, dafür die 
ſtillſchweigende Duldung, ja die Zuſtimmung der Nachfolger 
des Fürſten zu finden. Damals vollzog ſich ſchon das Prä— 
ludium zu der offenen Verfemung des Fürſten, die ſpäter 
in den bekannten Zirkularerlaſſen des Grafen Caprivi an die 
deutſchen Miſſionen im Auslande ſowie in den berüchtigten 
Uriasbriefen nach Wien erfolgte. 

Allen dieſen Verunglimpfungen gegenüber bewahrte der Fürſt 
eine bewundernswerte, wahrhaft olympiſche Ruhe; höchſtens, 
daß er hier und da eine ſarkaſtiſche Bemerkung machte, wenn 
notoriſch offiziöſe Organe giftige Pfeile gegen ihn abſchoſſen. 
Ich möchte dafür einige Beiſpiele anführen: 

Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ hatte im Sommer 
1892 aus einem anderen Preßorgane einen Artikel abgedruckt, 
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worin dem Fürſten der Vorwurf gemacht wurde, er ſchüre die 
im Deutſchen Reiche herrſchende Unzufriedenheit und Verwirrung 
ſyſtematiſch und ſei mit hervorragendem Erfolge bemüht, daran 
mitzuwirken, daß die beſten „preußiſchen Traditionen“ über den 
Haufen geworfen würden. Als der Fürſt das las, lächelte er 
und ließ mich in den „Hamburger Nachrichten“ die Frage an 
die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ richten, was ſie ihrer⸗ 
ſeits unter den „beſten preußiſchen Traditionen“ verſtehe, und 
ob ſie dazu auch ihre Artikel über das Erſcheinen des Fürſten 
in Wien ſowie die darauf bezüglichen amtlichen Erlaſſe der 
Berliner Regierung und deren Veröffentlichung im „Reichs⸗ 
anzeiger“ rechne? 

Ein anderes Mal hatten die „Berliner Offiziöſen“ folgende 
Außerung eines Wiener Blattes weiterverbreitet: 

„Tief bedauerlich iſt die ſchwere Schädigung, die das Anſehen der 
deutſchen Reichsregierung im In⸗ und Auslande durch die fortgeſetzte, 
immer rückſichtsloſer werdende Kritik ſeitens des größten deutſchen 
Staatsmannes erleiden muß.“ 

Demgegenüber ließ der Fürſt mit bitterer Ironie darauf 
hinweiſen, daß nach amtlicher Veröffentlichung der höchſten 
Stellen der Reichsregierung „den Außerungen der Preſſe in 
bezug auf die Anſchauungen des Fürſten Bismarck ein aktueller 
Wert nicht beigelegt werden kann“. 

Als ſpäter ein offiziöſes Blatt bei Beſprechung einer Rede, 
die der Abgeordnete Graf Limburg⸗Stirum damals im preußi⸗ 
ſchen Abgeordnetenhauſe gehalten hatte, gefliſſentlich diejenige 
Stelle der Rede ignorierte, die ſich auf die Publikation im 
„Reichsanzeiger“ über die Bedeutung des Fürſten Bismarck 
und auf deſſen Behandlung in a. bezog, bot das dem Fürſten 
Anlaß, zu bemerken: 

„Es ſcheint danach, daß die damaligen Leiſtungen der amt⸗ 
lichen Politik jetzt von der offiziöſen Preſſe ſelbſt als ein 
Pudendum angeſehen werden, über das man aus Höflichkeit 
ſchweigt, wenn auch nicht aus Höflichkeit gegen den früheren 
Reichskanzler.“ 
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Als ferneren Beweis dafür, welche Tonart ſich die Nach⸗ 
folger des Fürſten Bismarck in jenen Tagen dem Schöpfer von 
Kaiſer und Reich gegenüber herausnehmen zu dürfen geglaubt 
haben, führe ich weiter an, daß die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“ im April 1892 folgenden unglaublichen Artikel der 
ultramontanen „Weſtfäliſchen Volkszeitung“ einſpruchslos weiter⸗ 
verbreitet hat: 

„Daß Fürſt Bismarck ſich in der Affäre Baare-Fußangel) auf die 
Seite des erſteren ſtellen würde, war vorauszuſehen; denn Herr Baare 
gehörte zu den Geſippten Bismarcks, und ſeine Moral iſt diejenige des 
geſamten Bismarckſchen Regiments. Daß Fürſt Bismarck ſyſtematiſch 
betriebene Urkundenfälſchungen und Betrügereien als ‚Unregelmäßig- 
keiten und Nachläſſigkeiten“ zu beſchönigen verſucht, iſt für den geſtürzten 
Machthaber ebenſo bezeichnend wie der Umſtand, daß er ſich die Schimpf⸗ 
worte nationalliberaler Winkelblätter aneignet, um den Gegner Baares 
zu treffen. Die in den Schlußworten (der Antwort des Fürſten auf eine 
Bochumer Anſprache) liegende Inſinuation iſt ſo gemein, daß wir es 
verſchmähen, darauf irgend etwas zu entgegnen. Fürſt Bismarck kann 
ſich gratulieren, wenn er in dieſer Beziehung ſo makellos daſteht, wie 
der Redakteur Fußangel. Letzterer nimmt von niemand Trinkgelder, 
vom Auslande ſo wenig wie vom Inlande.“ 


Durch die widerſpruchsloſe Wiedergabe dieſes unerhörten 
Ausfalls gegen den Fürſten eignete ſich das Regierungsblatt 
die Auffaſſungen desſelben an. Fürſt Bismarck ließ in den 
„Hamburger Nachrichten“ erwidern: 

„Uns hat die Billigung des weſtfäliſchen Textes, die in dieſem 
Abdruck liegt, nicht überraſcht. Wir beſchränken uns darauf, 
dieſe Leiſtung des Regierungsblattes gebührend niedriger zu 
hängen.“ 

Eine empfindliche Zurechtweiſung zog ſich die „Norddeutſche 
Allgemeine Zeitung“ dem Fürſten Bismarck gegenüber zu, als 
Caprivi gegangen und Fürſt Hohenlohe an ſeine Stelle getreten 
war. Um jene Zeit ſtarb die Fürſtin Bismarck. Im all⸗ 
gemeinen konnte man nur ſagen, daß die fremde Preſſe, dar⸗ 
unter auch die franzöſiſche und die engliſche, angemeſſene Teil⸗ 


) Er betraf die bekannte Schienenlieferungs angelegenheit. 
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nahme an dem Todesfall bekundet hatte. Eine Ausnahme von 
der wohlwollenden Haltung der weſtmächtlichen Preſſe machte 
allein der Londoner „Standard“. Der Fürſt glaubte in deſſen 
Außerungen noch die Tonart der offiziöſen Preſſe aus der eben 
beendeten Capriviſchen Epoche wieder zu erkennen. Es war 
ihm bekannt, daß unter ſeinem erſten Nachfolger die Aus⸗ 
dehnung der offiziöfen Preſſe erhebliche Fortſchritte gemacht 
hatte und daß ſich dieſe unter anderem in Filialen kennzeich⸗ 
neten, die in London, Wien und Peſt errichtet worden waren. 
Der Fürſt war der Anſicht, daß namentlich der „Standard“ 
noch immer unter dem Einfluß ſeines Berliner offiziöſen Korre⸗ 
ſpondenten ſtehe und meinte, es ſei zu wünſchen, daß die 
deutſchen Offiziöſen bei ihrer Tätigkeit nach außerhalb ſich 
gegenwärtig hielten, daß das Auswärtige Amt, von dem ſie 
ihre Informationen bezögen, im allgemeinen die Aufgabe habe, 
die Intereſſen und den Ruf der Reichsangehörigen und auch 
der früheren Regierung im Auslande zu vertreten und zu 
ſchützen, daß es alſo auch nicht ihres Dienſtes ſein könne, den erſten 
Reichskanzler zu verleumden und anzugreifen, wie es allerdings 
zur Zeit der Wiener Uriasbriefe geſchehen ſei. Deshalb ſollten 
die deutſchen Offiziöſen das Erſcheinen derartiger Artikel wie 
der des „Standard“ zu verhindern, nicht aber zu fördern 
ſuchen. Mit anderen Worten: der Fürſt war der Anſicht, 
daß die offiziöſen Beziehungen, wie ſie zu Caprivis Zeiten zur 
engliſchen und öſterreichiſchen Preſſe beſtanden hatten, noch fort⸗ 
dauerten, und hielt es für ratſam, den Fall des „Standard“ 
dazu zu benutzen, um die amtliche Aufmerkſamkeit auf den 
Widerſpruch hinzulenken, der zwiſchen dem Erſcheinen von 
Artikeln wie die des „Standard“ und den Obliegenheiten der 
Preßſtelle des Auswärtigen Amtes beſtehe. Er hoffte damit 
ein übles Reſiduum aus der Capriviſchen Zeit beſeitigen zu 
helfen. 

Merkwürdigerweiſe hatte die „Norddeutſche Allgemeine Zei⸗ 
tung“, obwohl bereits Fürſt Hohenlohe am Ruder war, in 
einer dem Vorſtehenden entſprechenden Veröffentlichung des 


88 


Fürſten in den „Hamburger Nachrichten“ eine „Herabwürdigung 
des Auswärtigen Amtes“ erblickt. Das veranlaßte den Fürſten 
zu folgender von mir im Schlußverzeichnis zu Band II er- 
wähnten Erwiderung in der Morgenausgabe der „Hamburger 
Nachrichten“ vom 13. Dezember 1894: 

„Wir weiſen dieſen Vorwurf als unehrlich und ungerecht— 
fertigt zurück. Wir haben niemand das Recht gegeben, zu 
glauben, daß wir das Auswärtige Amt für den „Standard“ 
Artikel verantwortlich machen. Kein vernünftiger Menſch wird 
auf den abgeſchmackten Gedanken kommen, dieſe amtliche Stelle 
könnte unfreundliche Artikel über die verſtorbene Fürſtin Bis⸗ 
marck in der auswärtigen Preſſe erſcheinen laſſen; am wenigſten 
wird man uns ſolche abſurde Annahme zutrauen dürfen. Unſere 
neulichen Bemerkungen hatten, wie wir den Verdrehungsverſuchen 
der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung‘ gegenüber nochmals 
feſtſtellen zu ſollen glauben, lediglich den Zweck, die amtliche 
Aufmerkſamkeit auf den wahrſcheinlichen Fortbeſtand einer offi⸗ 
ziöſen Preßtätigkeit zu lenken, die in den Wiener Erlaſſen von 
1892 ihr Vorbild hatte und von der wir glauben, daß ihre 
Fortſetzung den Wünſchen der jetzigen Regierung nicht ent⸗ 
ſpricht. Es iſt natürlich, daß das weitverzweigte Syſtem aus⸗ 
ländiſcher Preßbeziehungen, wie es zur Förderung der in den 
Wiener Erlaſſen enthaltenen Tendenzen unter dem vorigen 
Reichskanzler ſorgſam ausgebildet worden war, durch den 
Miniſterwechſel nicht mit einem Schlage beſeitigt iſt, ſondern 
daß es von den Intereſſenten aufrecht zu erhalten verſucht 
wird, ſolange dagegen nicht amtlich eingeſchritten wird. Daß 
die ‚Norddeutſche Allgemeine Zeitung‘ unſerem Artikel die Ab⸗ 
ſicht einer „Herabwürdigung des Auswärtigen Amtes‘ unter⸗ 
geſchoben hat, iſt ein Beweis, wie ſehr ihr die Gewohnheiten 
der Capriviſchen Offizioſität in Fleiſch und Blut übergegangen 
ſind und daß es auch hier des amtlichen Eingreifens bedarf, 
um alte üble Sitten auszurotten.“ 

Darauf ſchwieg die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“, 
und es wurde in Friedrichsruh bekannt, daß Fürſt Hohen⸗ 
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lohe im Sinne feines großen Vorgängers gegen das Blatt ein- 
geſchritten ſei. 

Nach dieſer Abſchweifung wende ich mich der Zeit kurz nach 
der Entlaſſung des Fürſten wieder zu und fahre fort, die da⸗ 
malige Preßfehde gegen ihn zu ſchildern. Dabei darf ich als 
wahrheitsgetreuer Chroniſt die Tatſache nicht übergehen, daß 
auch ein Teil der nationalen Preſſe, die ſich früher in Unter⸗ 
ſtützung und Bewunderung des großen Kanzlers nicht hatte genug 
tun können, gegen den Entlaſſenen und in Ungnade Gefallenen 
einen wenig angemeſſenen ſchulmeiſternden Ton anſchlug und 
vielfach gegen den Fürſten Bismarck für den Grafen Caprivi 
Partei ergriff. Der Fürſt hat ſich darüber gewundert, aber 
geſchwiegen. 

Die maßloſen Angriffe der von Haus aus gegneriſchen Preſſe, 
obwohl ſie ſogar die groben Verunglimpfungen weit überboten, 
die während der Konfliktszeit und des kirchenpolitiſchen Kampfes 
gegen ihn gerichtet worden waren, ließen den großen Kanzler 
nicht nur vollſtändig kalt, ſondern bereiteten ihm ſogar Genug⸗ 
tuung. Einmal ſagte er: 

„Es gewährt mir Beruhigung, daß meine alten politiſchen 
Gegner mich auch jetzt noch als Privatmann, und wo ſie nichts 
mehr von mir zu fürchten haben, mit ihrem geifernden Haſſe 
beehren. Ich erblicke darin eine Quittung darüber, daß ich 
mit der Politik, die ich ihren Parteien gegenüber getrieben habe, 
erfolgreich war und dem Deutſchen Reiche einen Dienſt er⸗ 
wieſen habe.“ 

Allen zuvor tat es in der Herabſetzung des Fürſten damals 
die klerikale Preſſe. Ein bayriſches ultramontanes Blatt charakte⸗ 
riſierte den Fürſten um jene Zeit als den „unſeligen Mann, 
der die Blut⸗ und Eiſentheorie aufgeſtellt und in dem fluch⸗ 
würdigen Bruderkriege von 1866 praktiſch gegen unſer liebes 
teures Oſterreich, gegen Bayern, Württemberg, Hannover, 
Sachſen verwertet, als den Gewaltmenſchen, der das edle Königs⸗ 
haus Hannover und andere Potentaten entthront habe“. Dann 
hieß es weiter: | 
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„Der Erfinder der Blut- und Eiſentheorie ift Gott ſei Dank ab⸗ 
geſetzt, abgetan, für alle Zeiten beſeitigt und kalt geſtellt, aber ſein un- 
ruhiger Geiſt, ſein intrigenvoller, verfolgungsſüchtiger Charakter können 
nicht zur Ruhe kommen. Er grollt und ſchmollt, er knurrt und brummt 
über ſchnöden Undank, über erfahrene Unbilden und Mißhandlungen. 
Er, der alle Gegner bis aufs Blut bekämpft, mißhandelt, die Kerker 
gefüllt, Tauſende verbannt, das Familienglück Unzähliger zerſtört, ſelbſt 
die Beſten und Edelſten, ſelbſt den Heiligen des Herrn verfolgt hat, er 
ſcheint nun ſelbſt dem Verfolgungswahne verfallen zu ſein, falls nicht 
Alkohol oder Morphium noch Schlimmeres ahnen laſſen! Sehen wir 
ſo das unglückſelige und unrühmliche Ende des neueſten Kirchenverfolgers, 
müſſen wir dann nicht bewundernd ausrufen: „Hic est digitus Dei!“ 


Hierzu erging ſeitens des Fürſten lediglich folgende An⸗ 
merkung: 

„Es wird der chriſtlichen Geſinnung des Verfaſſers wohl⸗ 
tun, zu erfahren, daß der nach ſeiner Meinung dem digitus dei 
Verfallene ſich im beſten Wohlſein und in heiterer Stimmung 
befindet.“ 

Auf einer Generalverſammlung der pfälziſchen Zentrums⸗ 
partei waren zwei klerikale Führer in bekannter Weiſe über 
den Gründer des Reiches hergefallen und hatten ihm neben an⸗ 
deren beſchimpfenden Bezeichnungen den Namen eines „Buſch⸗ 
kleppers im Sachſenwalde“ gegeben. Humoriſtiſcherweiſe ließ 
der Fürſt ſeine Beſchimpfer darauf aufmerkſam machen, „daß 
der ‚Buſchklepper“ durch den höchſten päpſtlichen Orden, den 
Chriſtusorden, ausgezeichnet worden iſt und daß das Großkreuz 
dieſes Ordens in Brillanten auch noch ‚Buſch' trägt“. 

Die „Germania“ hatte in gegebener Veranlaſſung einmal 
geſchrieben: 

„Geſandte, die heute noch im Bismarckſchen Ideenkreiſe ſich bewegen, 


dürften in der Tat abſolut ungeeignet ſein, die Intereſſen des Deutſchen 
Reiches im Auslande zu vertreten.“ 


Der Fürſt erwiderte darauf: 

„Im Munde der ‚Germania‘ deckt ſich dieſe Außerung mit 
dem bekannten Diktum eines Moskauer Blattes: das Haupt⸗ 
unglück für Deutſchland ſei ſeine Einigung geweſen.“ 
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Ein andermal hatte die „Germania“ behauptet, Fürſt Bis⸗ 
marck habe die größten Anſtrengungen gemacht, ſich im Amte 
zu erhalten, und die Wut, die ſich nach ſeiner Entlaſſung kund⸗ 
gegeben habe, zeige klar, wie groß ſein Arger über den Verluſt 
ſeiner verſchiedenen ſo einträglichen Poſten geweſen ſei. Dazu 
ließ der Fürſt bemerken: 

„Die Lüge zeigt, wie dreiſt die ‚Germania‘ ihren Leſern 
gegenüber ſein darf. Jeder leidlich unterrichtete Menſch weiß, 
daß Fürſt Bismarck nur einen einzigen bezahlten Poſten hatte, 
den des Reichskanzlers mit 54000 Mark, derſelben Einnahme, 
die er als preußiſcher Miniſterpräſident ſchon früher beſaß, 
4000 Mark mehr als ſein Staatsſekretär des Innern.“ 

Hierzu ſei noch bemerkt, daß der Fürſt während ſeiner 
Amtszeit mit allen ihren Repräſentationspflichten etwa das Drei⸗ 
fache ſeines Gehaltes noch aus eigenen Mitteln in Berlin ver⸗ 
braucht hat, um ſeiner Weltſtellung gemäß auftreten zu können. 
Nach ſeiner Entlaſſung wurde bekanntlich das Reichskanzler⸗ 
gehalt auf 100000 Mark erhöht. 

Abſolut eindruckslos auf den Fürſten blieben dagegen die 
Roheiten, die die ſozialiſtiſche Preſſe Tag für Tag gegen ihn 
beging. Ich erinnere mich kaum, daß er ihr jemals die Ehre 
angetan hätte, ſich mit ihren Ausbrüchen irgendwie eingehender 
zu befaſſen. Nur eine Außerung von ihm möchte ich hier er⸗ 
wähnen: 

Im Jahre 1896 wurde in den Blättern die Frage erörtert, 
ob der Fürſt nicht gegen den „Vorwärts“ wegen deſſen maß⸗ 
loſer Beleidigungen und Verleumdungen des früheren Kanzlers 
eine Injurienklage erheben müſſe. Darauf ließ der Fürſt die 
„Hamburger Nachrichten“ erwidern: | 

„Wie wir erfahren, hat der Fürſt, als in diefem Sinne an⸗ 
gefragt wurde, geantwortet: Nein, wenn er öffentlich ſagen 
wolle, was er über die Hintermänner des ‚Vorwärts‘ denke, 
ſo würde er ſich auch ſeinerſeits einer Beleidigungsklage aus⸗ 
ſetzen. Dazu fühle er kein Bedürfnis. Der Schmutz des ‚Vor- 
wärts“ reiche nicht an ihn heran.“ 
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Natürlich änderte ſich die Tonart der Preſſe gegen den Fürſten 
— und zwar nicht nur der offiziöſen und ihrer Affiliierten, ſon⸗ 
dern auch der meiſten übrigen Blätter — ebenſo regelmäßig wie 
ſtreberiſch dann, wenn der Anſchein beſtand, als ob eine „Ver- 
ſöhnung“ zwiſchen Berlin und Friedrichsruh bevorſtehe oder be⸗ 
reits erfolgt ſei. Mit welchen Empfindungen der alte Fürſt 
dies wechſelvolle Spiel wahrnahm, möchte ich lieber verſchweigen. 
Er ließ ſich dadurch aber ebenſowenig anfechten, wie durch die 
vorausgegangene gegneriſche Haltung der Preſſe und fuhr fort, 
ſeine Meinung ſachlich zu äußern, ſoweit es ihm im vaterländi⸗ 
ſchen Intereſſe notwendig erſchien. 

Aber nicht nur, daß Angriffe mit Verſuchen abwechſelten, 
den eiſernen Kanzler zu kaptivieren; hie und da unternahm 
man es auch, den öffentlichen Außerungen des Fürſten dadurch 
ihre Wirkung zu nehmen, daß man ſie als Produkte einer 
„pſychiſchen Depreſſion“ hinſtellte. Einmal traf es ſich dabei, 
daß bald nach Verbreitung der Behauptung von der „piychiichen 
Depreſſion“ einige Artikel in den „Hamburger Nachrichten“ 
erſchienen, die auf alles andere eher ſchließen ließen als auf 
einen ſolchen Gemütszuſtand. Nun war es erheiternd, zu be⸗ 
obachten, wie die Offiziöſen ihre Stellung wechſelten: ſie de⸗ 
mentierten ſich flottweg ſelbſt und ſchrieben, das Wort von der 
„pſychiſchen Depreſſion“ müſſe zurückgenommen und durch „Ge⸗ 
reiztheit“ erſetzt werden. Prompt erfolgte in den „Hamburger 
Nachrichten“ von Friedrichsruh aus die Erwiderung: 

„Wir möchten ein drittes Wort vorſchlagen: ‚Betrübnis über 
unſere politiſche Entwicklung“.“ 

Ein fortſchrittliches Berliner Blatt hatte behauptet, der Fürſt 
habe ſich mit einem heftigen Gefühle des Unmutes die Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand aufdrängen laſſen, weil ſie ihn der 
ſüßen Gewohnheit des Befehlens entriſſen hätte, aber ein aber⸗ 
maliger Wechſel (das heißt eine Rückkehr ins Amt) würde ihm 
noch mehr zuwider ſein. 

Dazu ließ der Fürſt ſchreiben: 

„So richtig der letzte Teil des Satzes iſt, und gerade weil 


93 


er richtig iſt, möchten wir uns gegen die Vorausſetzung eines 
heftigen Gefühles des Unmutes verwahren, mit dem ſich der 
Fürſt die Verſetzung in den Ruheſtand hätte aufdrängen laſſen. 
Die Gewohnheit des Befehlens dürfte kaum für einen Miniſter, 
der ſeine Aufgabe ernſt und gewiſſenhaft auffaßt, jemals eine 
‚füße‘ geweſen fein. Wer an Rang, Orden und Dienſtwohnung 
hängt, für den mag es zutreffen; wir glauben aber nicht, daß 
dies bei dem Fürſten Bismarck der Fall geweſen iſt. Wir er⸗ 
innern uns einer früheren Außerung von ihm, die dahin ging, 
ſein Wunſch ſei weniger der, anderen zu befehlen, als der, nie⸗ 
mandem zu gehorchen, ein, wenn man will, in einer Monarchie, 
wie die preußiſche, jedenfalls unerfüllbarer Wunſch.“ 

Als der Ausdruck „Bismarckfronde“ aufkam, wurde er vom 
Fürſten Bismarck ſofort mit ſehr markanten Außerungen be⸗ 
anſtandet. Er ließ in der Abendausgabe der „Hamburger Nach⸗ 
richten“ vom 1. Juli 1897 (vgl. Schlußverzeichnis zu Band II) 
ausführen: 

„Es iſt ein Beweis hiſtoriſcher Unwiſſenheit, wenn man den 
erſten Reichskanzler oder ſeine Freunde einer „Fronde“ be⸗ 
zichtigt. Die „Fronde“ um die Mitte des ſiebzehnten Jahr⸗ 
hunderts, woher ja der Name ſtammt, bekämpfte ihren König, 
demſelben zum Teil blutsverwandt verpflichtet, mit dem Degen 
in der Fauſt und in blutigen Schlachten. Wie kann man ſo 
verlogen ſein und ſo ſtark auf die geſchichtliche Unwiſſenheit der 
Leſer rechnen, daß man es als „Fronde“ bezeichnet, wenn Fürſt 
Bismarck perſönlich und, was ja ſeltener Fall iſt, die Freunde 
ſeiner früheren Politik von dem ſtaatsbürgerlichen Rechte der 
freien Meinungsäußerung dahin Gebrauch machen, mittels höf⸗ 
licher Druckerſchwärze Regierungsmaßregeln zu kritiſieren, mit 
denen ſie nicht einverſtanden ſind und für die doch bei uns nicht 
der Monarch, ſondern die jedesmaligen Miniſter, einſchließlich 
des Reichskanzlers, allein verantwortlich ſind? Nach der ab⸗ 
ſolutiſtiſchen Auffaſſung unſerer liberalen, klerikalen, demokrati⸗ 
ſchen und ſozialiſtiſchen Blätter — und wie ſie alle heißen, deren 
Parteien die Majorität für das Capriviſche Syſtem bilden — 
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grenzt es ſchon an Hochverrat, wenn ein preußiſcher Staats⸗ 
bürger heutzutage offen in der Preſſe bekennt, daß er mit irgend⸗ 
welchen Maßregeln der regierenden Miniſter nicht einverſtanden 
iſt. Dann ſind die liberalen Politiker und die klerikalen ſofort 
bereit, das ‚beleidigte Königtum“ als Prellſtein vor die Angriffe 
auf die miniſterielle Weisheit zu ſchieben. Und dieſe Leute 
nennen ſich verfaſſungstreu, reichsfreundlich; fie ſchreien laut auf 
vor Entrüſtung, wenn man ſie als Reichsfeinde bezeichnet, ob- 
ſchon ſie alles zu fordern und zu dulden bereit ſind, was dem 
Deutſchen Reiche ſchaden kann.“ 

Mit ganz beſonderer Energie trat der Fürſt allen Verſuchen 
entgegen, die darauf abzielten, ihn zum Schweigen zu bringen, 
ihn zur Einſtellung ſeiner öffentlichen Anſprachen und ſeiner 
Preßinſpirationen zu nötigen, ihn alſo mundtot zu machen und 
ihm die Rolle des „ſtummen Hundes“ aufzudrängen. Wenn 
„Entrüſtung“ ihm überhaupt gelegen hätte, würde er ſie dieſer 
unglaublichen Zumutung gegenüber bekundet haben. Der Wahr⸗ 
heit gemäß muß ich übrigens konſtatieren, daß dieſe Zumutung 
im weiten Kreiſe des deutſchen Volkes auf lebhaften Wider⸗ 
ſpruch ſtieß, ja daß ſelbſt vom Auslande her Einſpruch erfolgte 
und Befremden darüber geäußert wurde. So ſchrieb der Neu⸗ 
horker „Sun“ im Juni 1890: 


„Es hieße die Inſolenz auf den Gipfel der Unſinnigkeit treiben, 
wenn man dem größten Wohltäter, den Deutſchland jemals gehabt hat, 
die Freiheit der Rede verweigern wollte, deren ſich ultramontane und 
fortſchrittliche Politiker erfreuen und die demnächſt auch den Sozialiſten 
durch Verfall desjenigen Geſetzes gewährt werden ſoll, durch das ſie bis 
dahin geknebelt worden ſind.“ 


Dieſe Außerung des amerikaniſchen Blattes gab dem 
Fürſten Anlaß, ſich wie folgt in den „Hamburger Nachrichten“ 
zu äußern (vgl. Verzeichnis am Schluß von Band II): 

„Die Auffaſſung des Neuyorker Blattes wird der Zuſtim⸗ 
mung aller ehrlichen Leute nicht entbehren. Fürſt Bismarck 
hat es ſelbſt mehrfach bei öffentlichen Empfängen ausgeſprochen, 
daß er ſich das Recht jedes Privatmannes auf freie Meinungs⸗ 
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äußerung nicht ſchmälern und ſich hierin auch nicht durch die 
guten Ratſchläge ihm früher wohlgeſinnter Blätter beirren laſſen 
werde. Man ſollte meinen, daß es der weiteren Erklärung des 
Fürſten: er glaube nicht, daß er nach dem 20. März 1890 
weniger in der Lage ſei, ein richtiges Urteil zu fällen und richtig 
zu handeln, als vorher, und er fühle ſich durchaus imſtande, 
die volle Verantwortung für ſein Auftreten zu übernehmen — 
daß es dieſer Erklärung nicht erſt bedurft hätte, um urteils⸗ 
fähige Zeitungen davon zu überzeugen, daß die Erteilung von 
guten Lehren dem Fürſten gegenüber ebenſo unpaſſend wie un⸗ 
nötig ſei. Man geht aber wohl nicht fehl mit der Annahme, daß 
die deutſchen Preßorgane, die dem Fürſten das Reden verbieten 
wollen, keinen anderen Zweck haben, als an höchſten Stellen 
Verſtimmung gegen den früheren Kanzler hervorzurufen. 
Selbſt der königstreueſte Miniſter oder Staatsbürger kann unter 
Umſtänden anderer Anſicht als ſein Monarch ſein. Iſt es nach 
der Meinung der fortſchrittlichen Preſſe dann die Pflicht eines 
ſolchen Mannes, ſeine Meinung zu ändern, zu verſchweigen, 
oder ſie auszuſprechen, ſoweit es ohne Verletzung der Ehr⸗ 
erbietung gegen den Monarchen geſchehen kann? Miniſter, die 
in Preußen mit den königlichen Auffaſſungen nicht übereinſtimmen, 
ſind nicht von der Pflicht entbunden, ihre Überzeugung von dem, 
was im Landesintereſſe zu empfehlen ſei, dem Monarchen gegen⸗ 
über zu vertreten; ihre Pflicht iſt, das zu raten, was ſie für 
recht und nützlich halten, und eventuell, wenn ihr Rat kein Ge⸗ 
hör findet, in ihrem Gewiſſen zu erwägen, ob ſie beſſer tun, 
ſich zu fügen oder zu gehen. Ein Privatmann iſt aber kein 
Miniſter, und wenn er es früher geweſen iſt, ſo nimmt ihm 
das nicht das Recht zur offenen Ausſprache ſeiner Gedanken. 
Wenn man aus den Außerungen des Fürſten den Schluß ziehen 
kann, daß er als Privatmann über manche Dinge Anſichten hat, 
denen die allerhöchſte Zuſtimmung fehlt, ſo wird darin noch 
kein genügender Grund gefunden werden können, ſolche An⸗ 
ſichten überhaupt nicht und auch nicht in der Preſſe zum Aus⸗ 
druck zu bringen, ſolange die Form und die Ehrerbietung ge⸗ 
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wahrt werden, auf die die Krone in monarchiſchen Ländern ein 
Recht hat.“ 

Bei einer anderen Gelegenheit ließ der große Staatsmann 
folgendes ausführen: 

„Fürſt Bismarck und ſeine Freunde fordern nichts weiter 
als in Ruhe gelaſſen zu werden. Wenn man aber verlangen 
ſollte, daß ſie allen Verdrehungen und Verdächtigungen gegen— 
über ſchüchtern in der Ecke zu ſtehen hätten, als hätten ſie ſich 
der Vergangenheit Deutſchlands während der letzten dreißig 
Jahre zu ſchämen und ſich Injurien gefallen zu laſſen, ſo wird 
man finden, daß man einer lebhafteren und zäheren Energie 
gegenüberſteht, als man glaubt... Ein Byzantinismus, wie 
er in Preußen früher nie beſtanden hat, und vor allen Dingen 
ein ſchlechtes Gewiſſen ſpricht aus dem Verlangen, dem er- 
fahrenſten Politiker, den wir augenblicklich haben, dem Fürſten 
Bismarck, über unſere Politik den Mund verbieten zu wollen.“ 
(Vgl. ebenda.) 

Als in Zeiten beſonders heftiger Auseinanderſetzungen zwi⸗ 
ſchen dem Fürſten und ſeinen Nachfolgern in der deutſchen Preſſe 
hie und da der Ruf nach dem Staatsanwalt erhoben wurde, 
der gegen den Fürſten einſchreiten ſollte, empfahl dieſer den 
betreffenden Blättern, doch einmal in den Zeitungen aus der 
Konfliktszeit von 1862—66 nachzuleſen, was dort gegen die da⸗ 
maligen Miniſter geſagt worden ſei, ohne daß der Staatsanwalt 
eingeſchritten wäre. So zum Beiſpiel wurde dem Herrn v. Bis⸗ 
marck gegenüber in den öffentlichen Blättern die Hoffnung aus⸗ 
geſprochen, ihn, „zum Vorteil des Staates Wolle ſpinnen zu 
ſehen“; Drohungen mit Zuchthaus, Vermögenskonfiskation, An⸗ 
ſpielungen auf Strafford, Polignac und anderes waren an der 
Tagesordnung, und wer weiß, was geſchehen wäre, hätte König 
Wilhelm damals das Zeitliche geſegnet. In der Morgen⸗ 
ausgabe der „Hamburger Nachrichten“ vom 14. Februar 1891 
(ogl. Verzeichnis am Schluß von Band II) hieß es damals: 

„Übrigens glauben wir nach der Art, wie wir den Charakter 


des Fürſten aus der Vergangenheit beurteilen, nicht, daß er 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. III. 
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eventuell davor zurückſcheuen würde, feine Überzeugungen bei 
gerichtlichem Einſchreiten gegen ihn voll zu vertreten, da bei 
ihm nicht von perſönlichen Motiven und Intereſſen die Rede 
ſein kann, ſondern nur von ſeiner objektiven Anſicht darüber, 
wie dem Kaiſer, dem Reiche in der gegenwärtigen Situation 
gedient werde. | 

Wenn von anderer Seite dem Fürſten Bismarck empfohlen 
wird, ſeine gravamina für feine Memoiren aufzuſparen, jo wird 
der Fürſt dieſem freundlichen Rate wahrſcheinlich die Erwägung 
entgegenſetzen, daß die Sache post festum erſchiene. Der frühere 
Reichskanzler wird, falls ihm dieſes oder jenes an der heutigen 
Politik nicht gefallen ſollte, immer nur von Geſichtspunkten der 
salus publica geleitet; alles übrige iſt ihm gleichgültig. Er hat 
an Ruhm und Ehren wie an Jahren genug, um in perſönlicher 
Hinſicht ohne Wunſch zu ſein; er würde ſich aber in ſeinem 
Gewiſſen beunruhigt fühlen, wenn er da ſchwiege, wo ſein ge⸗ 
wiſſenhafter Patriotismus ihm zu reden gebietet.“ 

Ich muß nun noch auf die Kandidatur des Fürſten zum 
Reichstage und die Stellung eines Teils der Preſſe ihr gegen⸗ 
über eingehen, weil ſie dem Fürſten Anlaß zu bemerkenswerten 
Auslaſſungen bot, die hier für alle Zeiten aufbewahrt zu werden 
verdienen. Sie zeigen, wie turmhoch der große Staatsmann 
in jeder Beziehung über ſeinen Gegnern jtand. 

Als die Kandidatur in der Offentlichkeit bekannt wurde, er⸗ 
ſchienen in den Blättern derjenigen Richtungen, denen die Aus⸗ 
ſicht auf ein perſönliches Eingreifen des Fürſten in die Reichs⸗ 
tagsverhandlungen unangenehm war, allerhand Artikel, die 
darauf abzielten, den Fürſten von der Ausführung ſeines Vor⸗ 
habens abzubringen. Es wurde darin unter anderem behauptet, 
daß Fürſt Bismarck im Parlamente entweder gar nichts tun 
könne, oder der jetzigen Regierung Oppoſition machen müſſe. 
Darauf ließ der Fürſt wie folgt erwidern: 

„Das iſt doch eine Behauptung, zu der nur jemand gelangen 
kann, der den Fürſten mit dem Maßſtabe mißt, den gewiſſe 
Fraktionsanſchauungen gewähren. Nach freiſinnigen zum Bei⸗ 
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ſpiel find die politiſchen Angelegenheiten in der Hauptſache nichts 
anderes als Objekte eines Kampfes, den die Führer der ein- 
zelnen Parteien miteinander oder gegen die Regierung ausfechten 
und in dem nicht das Wohl des Landes entſcheidet, ſondern das 
Rechtbehalten, der Triumph der Parteiauffaſſungen. Es iſt be— 
greiflich, daß in derartigen Fraktionsvorſtellungen befangene 
Publiziſten nicht imſtande ſind, ſich in den Gedankengang eines 
Staatsmannes zu verſetzen, dem die Parteien als ſolche und 
ihre ſpeziellen Intereſſen niemals etwas bedeutet haben, der 
ſich ohne Rückſicht auf fie ſtets nur gefragt hat: ‚Was kann ich 
tun, um dem Lande zu nützen?“ Die ſpezifiſche Fraktionspreſſe 
iſt nicht mehr imſtande, Patrioten zu würdigen und ſie zu be= 
greifen; nur noch Parteimenſchen ſind ihr verſtändlich. Ein 
Parteimenſch iſt Fürſt Bismarck freilich niemals geweſen. Jede 
Unterſtützung war ihm recht, wenn ſie ihm half, die Pläne aus⸗ 
zuführen, die nach ſeinem Ermeſſen dem öffentlichen Wohle 
dienten. Ein anderes war bei ihm auch unmöglich, denn nicht 
nur verhinderte ihn ſeine eigene ſtaatsmänniſche Stellung daran, 
ein Parteimann zu ſein, ſondern auch der Umſtand, daß jeder 
Miniſter, der bei uns anders verfahren, das heißt Parteipolitik 
treiben, ſich mit irgendeiner Partei ſolidariſch machen wollte, 
das Staatsintereſſe notwendig verletzen müßte. 

Ebenſowenig wie Fürſt Bismarck Parteipolitik getrieben hat, 
die ſein zukünftiges Verhalten im Reichstage präjudizieren könnte, 
hat er perſönliche Politik getrieben, deren Verteidigung ihn jetzt 
zur Oppoſition bewegen könnte. Er hat ſtets nur vaterländiſche 
Politik gemacht, und da dieſe von der jetzigen Regierung, wie 
ſie wiederholt erklärt hat, fortgeſetzt werden ſoll, ſo beſteht für 
den Fürſten kein Anlaß, der Regierung Widerſtand zu leiſten. 
Es ſind ja auch in der Hauptſache noch dieſelben Miniſter am 
Ruder, die unter ihm nach ſeinen Direktiven die Geſchäfte ge⸗ 
führt haben; ſie müßten ihre Überzeugung gänzlich geändert 
haben, wenn ihre Politik den Fürſten im Reichstage zur Oppo⸗ 
ſition nötigen ſollte. Kein ernſthafter Politiker, der dem Wirken 
und Schaffen des Fürſten mit Einſicht und Unbefangenheit ge⸗ 
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folgt iſt, der ihre Motive erkannt und gewürdigt hat, wird auf 
den abgeſchmackten und unhaltbaren Gedanken kommen, der 
Fürſt werde ſich mit ſich ſelbſt dadurch in Widerſpruch ſetzen, 
daß er ſeine eigene Politik des Staatswohles, nun ſie durch 
andere Miniſter fortgeführt werde, bekämpfe. Kein verſtän⸗ 
diger Menſch kann erwarten, daß ein Mann wie Fürſt Bis⸗ 
marck, der ſo lange Jahre hindurch in der öffentlichen Beobachtung 
geſtanden hat, dieſelben Gedanken befehden werde, von denen 
alle Welt weiß, daß ſie die ſeinigen ſind, die er noch vor wenigen 
Monaten amtlich vertreten hat und die jetzt von den Männern 
des neuen Kurſes vertreten werden ſollen, wie das wenigſtens 
amtlich angekündigt worden iſt. Wer eine andere Auffaſſung 
hegt als dieſe, beweiſt, daß er den Fürſten überhaupt nicht kennt, 
und anſtatt von vaterländiſchen von fraktionellen Anſchauungen 
geleitet wird. 

Wenn Fürſt Bismarck in das parlamentariſche Leben ein⸗ 
treten ſollte, ſo wird das Gewicht ſeines Wortes der Regierung 
und ihren Anforderungen zugute kommen. Freilich wäre da⸗ 
durch nicht ausgeſchloſſen, daß der Fürſt mit derſelben Un⸗ 
befangenheit und Aufrichtigkeit, die ihm bei ſeiner Vertretung 
der Regierungsvorlagen vor den Parlamenten eigen war, ſeine 
Meinung offen äußern würde, falls irgendeine zur Beratung 
ſtehende Maßregel nach ſeiner Auffaſſung dem öffentlichen Inter⸗ 
eſſe nicht entſpräche. Wichen aber die Anſchauungen des Fürſten 
Bismarck in ſolchen Einzelfragen von denjenigen der jetzigen 
Regierung ab, ſo dürfte es einmal nur dem öffentlichen Wohle 
entſprechen, wenn die Anſichten des Fürſten gehört würden, 
und zweitens würde das Gebiet der Fragen, bezüglich deren 
die Auffaſſung des Fürſten von denen der jetzigen Regierung 
abwiche, doch erheblich kleiner ſein als das derjenigen An⸗ 
gelegenheiten, in denen der Fürſt der Regierung mit dem vollen 
Schwergewichte ſeiner perſönlichen Autorität zum Wohle des 
Vaterlandes zur Seite zu ſtehen vermöchte. In keinem Falle 
wird Fürſt Bismarck ſich als Oppoſitionsmann fühlen; ſeine 
abweichende Anſicht würde ſich als rein ſachlich immer nur 
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auf den vorliegenden Gegenſtand beſchränken. Für ihn ſind 
die parlamentariſchen Beratungen nichts als Ermittlungen des 
für Reich und Staat Nützlichen. Es gibt für ihn weder 
Sieger noch Beſiegte bei einer ſolchen Beratung, ſondern nur 
Meinungsverſchiedenheiten, die im Intereſſe des Staates ihre 
beſtmögliche Begleichung zu finden haben. Über dieſe Ver⸗ 
ſtändigung hinaus exiſtiert für den Fürſten kein Feſthalten an 
Gegenſätzen. 

Zum ‚Gegner‘ würde er nur bei perſönlichen Angriffen auf 
ihn werden. Der Fürſt iſt von Jugend auf gewöhnt, jeden 
Schlag, der ihn trifft, zurückzugeben; er hat ſein ganzes Leben 
lang ſozuſagen auf der Menſur geſtanden, und mag auch den 
Hieb für die beſte Parade halten. Daß ein ſolcher Mann nicht 
ſtillſchweigen würde, wenn parlamentariſche Angriffe gegen ihn 
ſtattfänden, iſt lediglich ſelbſtverſtändlich. Die Verantwortung 
für derartige Auseinanderſetzungen dürfte aber nicht den Fürſten 
treffen, der ſicherlich nicht die Abſicht hat, ſie herbeizuführen, ſon⸗ 
dern diejenigen, die den Fürſten angreifen.“ 

Dieſe Darlegungen des Fürſten ſtammen aus dem Juni 1890 
(vgl. Schlußverzeichnis zu Band II, 4. Juni, Morgenausgabe 
der „Hamburger Nachrichten“), wo die Loſung noch in Kraft 
ſtand: „Mit Volldampf voraus! Der Kurs bleibt der alte!“ 
Kurze Zeit darauf begann ſich der Kurs merklich zu ändern, 
ſowohl in der inneren wie in der auswärtigen Politik, und es 
wurde dem Fürſten unmöglich, es vor ſeinem vaterländiſchen 
Gewiſſen zu verantworten, die Politik der Regierung weiter mit 
ſeiner Autorität zu unterſtützen. Auch perſönlich ſchlug Graf 
Caprivi dem Fürſten gegenüber einen Ton an, der dieſen nötigte, 
ſeinen früheren Ausſpruch: er ſei mit Graf Caprivi befreundet 
und wünſche es zu bleiben, einer Reviſion zu unterziehen. Jeden⸗ 
falls bezeugen die obigen Darlegungen des Fürſten in wahr⸗ 
haft klaſſiſcher Weiſe, daß ihm in der erſten Zeit nach ſeiner 
Entlaſſung nichts ferner lag, als die „finſteren Pläne“ zu hegen, 
die ſeine Gegner ihm zuſchrieben. Er wollte ſeinen Nachfolger 
unterſtützen und war in dieſer Beziehung von dem beſten vater⸗ 
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ländiſchen Willen beſeelt. Daß er fih auf die Dauer nicht 
durchführen ließ, war nicht ſeine Schuld. 

Bei einer anderen Gelegenheit ſprach ſich der Fürſt über 
ſeine eventuelle Anteilnahme an den Reichstagsverhandlungen 
noch folgendermaßen aus: 

„Wenn ich es für gut finden ſollte, im Reichstage das Wort 
zu ergreifen, ſo wird die Welt das Schauſpiel nicht erleben, 
daß ich die Kritik der Regierungsvorlagen bis zu der Ausdrucks- 
weiſe ſteigere, wie ſie mir gegenüber in vergangenen Zeiten 
ſtattgefunden hat. Aber ich halte es doch für ungeſchickt, wenn 
offiziöſe Vertreter des neuen Kurſes die Möglichkeit einer der- 
artigen Oppoſition meinerſeits an die Wand malen, ſelbſt wenn 
ſie darauf rechnen ſollten, daß jede Verſuchung, eine Oppoſition 
im Vinckeſchen Sinne zu treiben, an meiner Beſonnenheit und an 
meinem vaterländiſchen Empfinden ein Korrektiv finden würde.“ 

Auf die Angriffe, die in der offiziöſen Preſſe gegen ihn 
wegen ſeiner Artikel in den „Hamburger Nachrichten“ erhoben 
wurden, ließ der Fürſt entgegnen: 

„Meine Haltung in den ‚Hamburger Nachrichten“ iſt rein 
defenſiv und abwehrend. Wenn ich es für angezeigt hielte, an⸗ 
griffsweiſe vorzugehen, ſo wüßte ich nicht, was mich von einer 
‚härferen Tonart' abhalten ſollte, ſolange fie in den geſetzlichen 
Schranken bleibt. Ich trete meinen Gegnern nach Maßgabe 
meiner Schätzung derſelben und nach Maßgabe ihrer Tonart 
entgegen, und glaube dabei immer noch höflicher zu ſein als 
meine Gegner, auch wenn ich einſtweilen nur diejenigen ins 
Auge faſſe, die der offiziöſen Preſſe angehören, und von denen 
abſehe, deren Gegnerſchaft in meiner Perſon zugleich das Deutſche 
Reich zu treffen glaubt. Den Offiziöſen werfe ich nichts vor 
als Mangel an Geſchick in der Behandlung politiſcher Situationen. 
Ungeſchick wirkt aber mitunter ſchädlicher als Bosheit.“ 

Der Fürſt verwahrte ſich ferner ſehr entſchieden und bei jeder 
Gelegenheit gegen die ihm zugeſchriebene Abſicht, eine Rückkehr 
ins Amt zu erſtreben. Was darüber aus ſeinen Außerungen 
anzuführen wäre, iſt bereits im erſten Bande dieſes Werkes mit⸗ 
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geteilt. Hier will ich nur noch nachtragen, daß er auch jede 
Möglichkeit einer Reaktivierung ſeines älteſten Sohnes weit ab— 
wies. Als es nach der Verlobung des Grafen Herbert und nach 
der Beglückwünſchung des Kaiſers dazu hieß, Graf Herbert 
habe vom Kaiſer einen Botſchafterpoſten „gefordert“, ließ der 
Fürſt erklären: 

„Wie Blätter, die mit den politiſchen Verhältniſſen vertraut 
ſind, dieſen Unſinn drucken können, iſt unbegreiflich. Schon die 
Angabe, Graf Herbert habe einen ſolchen Poſten ‚gefordert‘, 
hätte doch Zweifel darüber aufkommen laſſen ſollen, ob der Ur⸗ 
ſprung der Mitteilung dieſe der Ehre wert machte, in achtbare 
Blätter aufgenommen zu werden. Außerdem find allen Ein- 
geweihten die Gründe bekannt, welche den Grafen Herbert im 
März 1890 beſtimmten, zurückzutreten, und das Gleiche gilt von 
den Verſuchen, die ſtattfanden, um ihn zum Verbleiben im Amte 
zu bewegen. Es iſt auch von allen unterrichteten Leuten ver⸗ 
ſtanden worden, weshalb er dauernd ablehnte, zu bleiben. Daß 
Graf Herbert nachträglich von dem ſtreberhaften Ehrgeize er— 
faßt ſein ſollte, auf dem Poſten eines Agenten der heutigen 
Leitung des auswärtigen Amtes ein Vollſtrecker der Inſtruktionen 
desſelben zu werden, das können nur Leute glauben, die mit 
der Denkart unabhängiger und ehrliebender Männer nicht ge⸗ 
nügend vertraut ſind, um ein Urteil darüber zu haben.“ 

Hier mag gleich eine andere Bemerkung Platz finden, die 
der Fürſt über ſeinen Sohn Herbert mir gegenüber gemacht 
hat. Sie gehört zwar, ſtreng genommen, nicht hierher, iſt aber 
doch zu intereſſant, um übergangen zu werden. 

„Unter den Staatsmännern des alten Kurſes iſt keiner, der 
größere Abneigung hätte, jetzt Politik zu treiben, als mein älteſter 
Sohn. Soweit er ſich an der Politik des Reichstages aktiv be⸗ 
teiligt hat, betraf es faſt ausſchließlich landwirtſchaftliche Fragen. 
Es iſt merkwürdig, wie wenig der Menſch ſein Geſchick frei 
beſtimmen kann: Ich ſelbſt, den Neigung und Erziehung an 
die Landwirtſchaft feſſelten, fiel der Politik anheim, mein Sohn 
Herbert aber, der in politiſchen und amtlichen Verhältniſſen in 
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großen Städten aufgewachſen iſt, gehört nunmehr der Land» 
wirtſchaft an.“ 

Charakteriſtiſch für das Verhältnis zwiſchen dem Fürſten 
Bismarck und dem Grafen Caprivi iſt folgender Vorgang, in 
deſſen Mittelpunkt abermals Graf Herbert ſteht. Dieſer hatte 
im Sommer 1893 im Reichstage einmal eine längere Rede 
über die damals verhandelte Militärvorlage gehalten. Sie gab 
ſeinem Vater Anlaß zu folgenden Ausführungen: 

„Die Geduld, mit der mein Sohn den unqualifizierbaren 
Unterbrechungen von links begegnete, machte einen guten Ein⸗ 
druck. Es ging — darin ſtimmen alle Berichte überein — ein 
neuer friſcher Luftzug durch das Haus. Es ſcheint nach den 
letzten drei Jahren des verhaltenen Atmens und der Leiſetreterei 
als Labſal empfunden zu ſein, wieder einmal eine unabhängige, 
von Angſt und Streberei freie Rede zu hören, in dieſer Zeit 
des Servilismus. 

Was der Rede Herberts gegenüber doppelt unangenehm 
berührte, war die Gehäſſigkeit, mit der Graf Caprivi ſie zu 
entſtellen und anzufechten verſuchte. Mein Sohn hatte unter 
anderem geſagt, niemand könne garantieren, daß wir fünf Jahre 
Frieden behalten würden. Graf Caprivi drehte dieſe Worte 
in überhebendem Tone ſo um, als ob Graf Herbert auf Grund 
ſeiner politiſchen Erfahrungen den Krieg in einem Jahre er⸗ 
warte. Dieſe Verdrehung war ſo unangebracht wie möglich, 
denn daran wird kein ſachkundiger Urteiler zweifeln, daß Her⸗ 
bert nach ſeinem Vorleben mehr Erfahrung in auswärtiger 
Politik beſitzt, als der vor drei Jahren aus dem militäriſchen 
Frontdienſte in den auswärtigen verſetzte Graf Caprivi. Dieſer 
hat ſeine politiſche Vorſchule als Offizier vierzig Jahre hindurch 
tadellos gemacht und mag in bezug auf Truppenführung ſeine 
Autorität haben; die gibt ihm aber auf dem ihm abſolut fremden 
Gebiete der europäiſchen Politik kein Recht, meinem im Zentrum 
derſelben geſchulten Sohne gegenüber den hohen Ton überlegener 
Erfahrung anzuſchlagen. Die bisherigen Leiſtungen des heutigen 
Reichskanzlers auf dem Gebiete der auswärtigen Politik ſichern 
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ihm alles andere eher als Anerkennung feiner überlegeneren 
ſtaatsmänniſchen Autorität.“ 

Von Caprivi zu Boetticher iſt nur ein Schritt, und deshalb 
möchte ich hier noch folgenden Vorgang erwähnen, weil er zeigt, 
welche Auffaſſungen noch im Jahre 1895 in Friedrichsruh über 
Herrn v. Boetticher (Piccolomini) trotz aller Verſuche desſelben 
gehegt wurden, die ihm zugeſchriebene Beteiligung an den In⸗ 
trigen, die zur Beſchleunigung der Entlaſſung des Fürſten in 
der ſtattgehabten Form geführt hatten, als irrtümlich hin⸗ 
zuſtellen. 

In einem Zeitungsberichte über die Feier zur Grundſtein⸗ 
legung des Berliner Bismarckdenkmals hatte es geheißen, der 
betreffende Reporter habe geſehen, daß Graf Herbert Bismarck 
und Herr v. Boetticher einander die Hand gereicht hätten! Es 
gibt nichts Charakteriſtiſcheres, als daß ich daraufhin ſofort den 
Auftrag erhielt, dieſe Angabe zu dementieren mit der Be⸗ 
merkung, es müſſe hier eine Verwechſlung der Perſon zugrunde 
liegen. Auch in den folgenden Jahren habe ich in Friedrichsruh 
nie ein Wort gehört, das darauf ſchließen ließe, daß ſich in den 
Anſichten über Herrn v. Boetticher ein Wandel vollzogen habe. 


Fürſt Bismarck, das deutſche Wahlrecht 
und angebliche Staatsſtreichpläne. 


Nach ſeiner Entlaſſung und dann nach ſeinem Tode ſind 
über die Stellung des Fürſten Bismarck zum deutſchen Wahl⸗ 
recht ſowie über ſeine angebliche Abſicht, es auf dem Wege des 
Staatsſtreiches ganz oder teilweiſe zu ändern, Mitteilungen 
verbreitet worden, die ſamt und ſonders der Begründung ent⸗ 
behren. 

Den Anfang machte meines Erinnerns der Abgeordnete 
Bamberger, der im Sommer 1892, wohl in der Abſicht, der 
nationalen Begeiſterung für den Fürſten Abbruch zu tun, vor 
einer Wählerverſammlung ſeines Kreiſes von Staatsſtreich⸗ 
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plänen ſprach, mit denen ſich Fürſt Bismarck vor feiner Ent- 
laſſung getragen habe. Er erwähnte dabei zwar nicht ſpeziell das 
Wahlrecht als Objekt der angeblichen üblen Pläne des eiſernen 
Kanzlers, aber ſeine Außerungen bildeten immerhin die Grund- 
lage der ſpäteren Verdächtigung nach dieſer Seite hin. 

Herr Bamberger führte aus, Fürſt Bismarck habe vor ſeinem 
Abgange den Plan fertig gehabt, der Verfaſſung zur Not mit 
Gewalt beizukommen. Er „ſcheine“ daran gedacht zu haben, 
einen Konflikt heraufzubeſchwören, ihn mit Hilfe eines ſchneidigen 
Generals auf militäriſche Weiſe zu löſen und nach einem Siege 
über die Volksvertretung den Kaiſer durch alle dieſe Exzeſſe ſo 
weit mit dem Volke und der Volksvertretung zu verfeinden, 
daß er ſich um ſo willenloſer in die ſchützenden Arme ſeines 
Kanzlers retten müſſe. Unter Kaiſer Friedrich habe der Kartell⸗ 
reichstag gegen die Krone mobil gemacht werden ſollen, unter 
Kaiſer Wilhelm II. die Krone gegen den vom Kartell erlöſten 
Reichstag. Das alles ſei aber ganz anders gekommen, zum Glück 
Deutſchlands, zum Glück der Welt. 

Als ich dem Fürſten Bismarck die Zeitungsberichte über 
die Bambergerſchen Außerungen vorgelegt hatte, erwiderte er: 

„Damit wird Herr Bamberger wenig Glück haben. Das 
glaubt ihm kein Menſch. Mich wundert nur, daß ſich dieſer 
ſonſt ſo nüchterne und zerſetzende Kopf zur Verbreitung des 
Unſinns hergegeben hat. Es ſcheint doch beinahe, daß der Wille, 
mich zu ſchädigen, bei meinen Gegnern ſtärker geworden iſt als 
ihr Gewiſſen und ihr ſachliches Urteil. Wenn ſie glauben, daß 
das, was ſie mir bisher nachgeſagt haben, in der öffentlichen 
Meinung nicht mehr verfängt, ſo dichten ſie mir neue Schand⸗ 
taten an. Ich glaube auch die Quelle zu kennen, aus der 
Herrn Bamberger das Material zu ſeiner Verleumdung zu⸗ 
gefloſſen iſt. Er knüpft in wohlüberlegter Abſichtlichkeit an die 
bekannte Tatſache an, daß ich bei meinem Ausſcheiden aus 
dem Amte an die Möglichkeit gedacht habe, es könne über 
kurz oder lang zu ſozialiſtiſchen Erhebungen kommen, und ich 
war dazu im Hinblick auf die Streikerlebniſſe des vorauf⸗ 
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gegangenen Jahres vollkommen berechtigt. Ebenſo wird bei 
der Ausſtreuung der Gerüchte über meine angeblichen Staats- 
ſtreichpläne der Umstand mit verwendet, daß ich dem Kaiſer 
vorgeſchlagen habe, einem energiſchen General das Miniſter— 
präſidium in Preußen anzuvertrauen, damit für den Fall, daß 
es zu Unruhen kommen ſollte, rechtzeitiges und energiſches Ein- 
greifen der Regierung zur ſchnellen Niederwerfung der Revolte 
im Staatsintereſſe geſichert ſei. Aber zwiſchen Vorbeugen und 
Provozieren iſt doch ein großer Unterſchied. Zu erſterem fühlte 
ich mich verpflichtet, letzteres lag ganz außerhalb meiner Ab— 
ſichten, und es iſt unerhört, mir das verbrecheriſche Beſtreben 
anzudichten, ich hätte einen Konflikt heraufbeſchwören wollen, 
nur um mich am Ruder zu erhalten und meine Herrſchaft zu 
befeſtigen. Gegen eine derartige Verdächtigung ſollte mich doch 
mein Vorleben ſchützen. Solange ich Miniſter und Kanzler war, 
habe ich mir die Wahrung der Verfaſſung zur erſten Pflicht ge⸗ 
macht. Ich habe ſie gegen jedermann verteidigt, nicht bloß 
gegen parlamentariſche Übergriffe, ſondern auch gegen ſolche, 
die aus einer anderen Richtung kamen und auf Unitarismus hin⸗ 
drängten. Ich glaube auch nicht, daß unter meinen Landsleuten 
einer iſt, der es ehrlicher mit der Aufrechterhaltung der Ver⸗ 
faſſung meint, als ich, und je mehr Verſuche jetzt gemacht werden, 
ihre Beſtimmungen zu verdunkeln, um ſo mehr bin ich be— 
müht, das zu verhüten. Sie waren ja ſelbſt dabei, als ich 
im vorigen Jahre in Kiſſingen auf der oberen Saline ſogar 
den jungen Studenten, die bei mir waren, die noch gar nicht 
im politiſchen Leben ſtanden, ſchon die Aufrechterhaltung der 
Verfaſſung als oberſte Richtſchnur für ihr künftiges Leben an⸗ 
empfohlen habe.“ 

»Der Fürſt hielt es aber doch für zweckmäßig, den Bam⸗ 
bergerſchen Außerungen auch öffentlich in den „Hamburger Nach⸗ 
richten“ entgegentreten zu laſſen, und ich verweiſe auf den be⸗ 
treffenden Artikel, der in Band II, S. 76 dieſes Werkes mitgeteilt 
iſt. Trotzdem wurden die Ausſtreuungen des Herrn Bamberger 
in der gegneriſchen Preſſe weiterkolportiert, ſo daß ſich der Fürſt 
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genötigt ſah, die ihm zugeſchriebenen Pläne zum zweiten Male 
dementieren und ſie diesmal als „verleumderiſche Inſinuation“ 
bezeichnen zu laſſen. Das half. 

Solange der Fürſt lebte, hat ſich meines Wiſſens die Bam⸗ 
bergerſche Verleumdung nicht wieder ans Tageslicht gewagt. 
Aber nachdem nicht nur der große Kanzler, ſondern auch ſeine 
beiden Söhne aus dieſem Leben geſchieden waren, hat der 
Herausgeber der „Preußiſchen Jahrbücher“, Profeſſor Hans 
Delbrück, ſie neu erhoben und außerdem von einem von dem 
Fürſten angeblich geplant geweſenen Attentat auf das Wahl⸗ 
recht geſprochen. Das geſchah zunächſt in ſeiner Zeitſchrift, 
dann aber auch in Vorleſungen an der Univerſität. Später 
ſind ſeine Behauptungen auch ſeinem Buche „Regierung und 
Volkswille“, das Ende 1913 bei Georg Stilke in Berlin er⸗ 
ſchienen iſt, einverleibt worden und liegen ſomit in verbürgtem 


Wortlaute vor. 
In dem Abſchnitt des Buches S. 61 —62 heißt es: 


„Wir wiſſen es nunmehr mit Beſtimmtheit, daß er (Fürſt Bismarck) 
ſich mit dem Plan getragen hat, ſich von dieſem (dem damals neu⸗ 
gewählten) Reichstage zu befreien auf dem Wege der Gewalt. Er 
ſelbſt hatte den Reichstag geſchaffen, aber jetzt ſchien es ihm unmöglich, 
mit ſo viel Intranſigenten das Reich zu regieren. Ich ſelbſt bin im Be⸗ 
fie eines Briefes des damaligen Führers der Konſervativen im Reichs⸗ 
tage, v. Helldorf, worin es heißt, der Fürſt habe ihm im höchſten Ernſte 
geſagt, er wolle die letzten Jahre ſeines Lebens daran ſetzen, den 
größten Fehler ſeines Lebens, die Schaffung des allgemeinen 
gleichen Wahlrechtes, wieder gutzumachen. Es iſt keine Frage, daß 
das, was darüber in den Hoheloheſchen Memoiren ſteht, daß er dem 
Kaiſer bereits direkt Vortrag über zu erwartende blutige 
Kämpfe gehalten habe, richtig iſt. Wir können jetzt auch aus einer 
Reihe von Außerungen und Erſcheinungen mit Sicherheit entnehmen, 
was er gewollt hat. Schon am Schluſſe feiner ‚Gedanken und Er⸗ 
innerungen‘ ſtehen Andeutungen darüber, daß das deutſche Volk einmal, 
wenn es notwendig ſein ſollte, die Kraft und den Mut haben würde, 
ſich von dem allgemeinen gleichen geheimen Stimmrechte wieder zu be⸗ 
freien, Andeutungen, die klar darauf berechnet ſind, einmal wieder ge⸗ 
leſen zu werden, wenn ſeine damaligen Pläne an die Offentlichkeit 
kommen würden.“ 
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Ich habe ſchon früher Gelegenheit genommen, dieſe Be— 
hauptungen des Herrn Profeſſor Delbrück ins Gebiet der Er— 
findung zu verweiſen. Es iſt dies aber nur in Zeitungsartikeln 
geſchehen, die vergänglich ſind, und ich fühle mich daher ver— 
pflichtet, hier an minder vergänglicher Stelle und in genügender 
Ausführlichkeit die gänzliche Grundloſigkeit der Delbrückſchen 
Legende eingehender darzutun, damit in ſpäterer Zeit etwa 
wiederauftretende Staatsſtreichbeſchuldigungen gegen den Fürſten 
Bismarck leicht und gründlich ad absurdum geführt werden 
können. 

Niemals iſt es dem Fürſten Bismarck in den Sinn ge⸗ 
kommen, das gültige Wahlrecht auf dem Wege des Staats- 
ſtreiches abzuändern. Nichts lag ihm ferner. Er war überhaupt 
kein Gegner dieſes Wahlrechts in dem Sinne, wie es ihm nach⸗ 
geſagt worden iſt. Er hat die Einführung desſelben auch nicht, 
wie Profeſſor Delbrück nach Herrn v. Helldorf behauptet, als 
den „größten Fehler ſeines Lebens“ angeſehen, ſondern im 
Gegenteil, als eine Maßregel der politiſchen Klugheit. Wieder⸗ 
holt und nicht ohne Befriedigung über ſein damaliges Verhalten 
iſt er auf die Gründe eingegangen, die ihn zur Annahme des 
Wahlrechts, der „damals ſtärkſten der freien Künſte“, beſtimmt 
haben. Das iſt nicht nur in den „Gedanken und Erinnerungen“ 
geſchehen, ſondern auch in einigen hiſtoriſch wie politiſch ſehr 
bemerkenswerten Artikeln, die ich in ſeinem Auftrage in den 
„Hamburger Nachrichten“ veröffentlicht habe. Sie ſind ebenfalls 
im zweiten Bande meines Werkes S. 262 und 292 — 296 wörtlich 
mitgeteilt und können dort nachgeleſen werden. Aus ihnen geht 
unwiderleglich hervor, daß Fürſt Bismarck unmöglich die Ein⸗ 
führung des Reichstagswahlrechts als den ſchwerſten Fehler 
ſeines Lebens bezeichnet haben kann, wie Herr v. Helldorf be⸗ 
hauptet. 

Eine glänzendere und ſtaatsmänniſch überlegenere Recht⸗ 
fertigung der Einführung des Reichstagswahlrechtes iſt nicht 
denkbar, und es bleibt unverſtändlich, wie der Fürſt nach der 
Behauptung von Helldorf⸗Delbrück dazu gekommen ſein ſollte, 
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fie als „ſchwerſten Fehler“ ſeines Lebens zu bezeichnen. Er 
wollte lediglich die geheime Abſtimmung wieder abgeſchafft wiſſen, 
weil ſie zur Heuchelei und Schlimmerem verleite, gegen die 
politiſche Ehrlichkeit und das germaniſche Selbſtgefühl verſtoße. 
Bei ſeinem Rate, dieſen Abſtimmungsmodus wieder abzuſchaffen, 
ſtützte ſich der Fürſt außerdem auf die Tatſache, daß die geheime 
Abſtimmung in dem urſprünglichen Regierungsentwurfe des 
Reichstagswahlgeſetzes nicht enthalten geweſen, ſondern erſt durch 
den Antrag Fries hineingebracht worden ſei: 

„Wenn das Gegenteil der Fall geweſen wäre, ſo würde“ — 
dies ſind die eigenen Worte des Fürſten — „der Antrag Fries 
und die übrigen bezüglichen Anträge, die damals geſtellt worden 
ſind, doch ganz überflüſſig geweſen ſein und hätten offene Türen 
eingerannt. Die Zuſtimmung der Regierung zum Antrag Fries 
iſt aber nur erfolgt, weil ſie ſich in einer Zwangslage befand, 
indem die Verweigerung ihrer Zuſtimmung das Zuſtandekommen 
des ganzen Geſetzes gefährdet hätte. Ich habe aber nie daran 
gedacht, die geheime Abſtimmung auf illegale Weiſe zu beſeitigen, 
ſondern nur geraten, ſie auf dem Wege eines Beſchluſſes der 
geſetzgebenden Körperſchaften wieder abzuſchaffen, und zwar bei 
paſſender Gelegenheit, zum Beiſpiel als Äquivalent für eines 
der vielen Zugeſtändniſſe, die meine Nachfolger dem Reichstage 
auf faſt allen Gebieten zu machen pflegen.“ 

Alſo auch in der Beſchränkung auf das geheime Wahl⸗ 
recht entbehren die Delbrückſchen Beſchuldigungen jeder Be⸗ 
gründung. | 

Völlig verfehlt erweiſt ſich ferner der Hinweis Delbrücks 
auf die von ihm angezogene Stelle aus den „Gedanken und Er⸗ 
innerungen“. Wörtlich lautet ſie wie folgt: 

„Ich habe nie gezweifelt, daß das deutſche Volk, ſo— 
bald es einſieht, daß das beſtehende Wahlrecht eine ſchäd⸗ 
liche Inſtitution ſei, ſtark und klug genug ſein werde, ſich 
davon freizumachen.“ 

Wie man daraus Staatsſtreichabſichten des Fürſten Bismarck 
auch nur indirekt herleiten kann, erſcheint unbegreiflich. Denn 
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hier iſt nur vom deutſchen Volke die Rede, nicht aber von ein— 
zelnen Gewalthabern und der Abſchaffung des gültigen Wahl— 
rechts auf dem Wege des Staatsſtreiches. Nur völlige Ver— 
blendung kann dazu führen, der angezogenen Stelle aus den 
„Gedanken und Erinnerungen“ eine indirekte Beſtätigung übler 
Pläne zu entnehmen, mit denen ſich Fürſt Bismarck getragen 
haben ſoll. Zur äußeren Kennzeichnung, wie Profeſſor Delbrück 
bei ſeiner Beſchuldigung des Fürſten Bismarck zu Werke ge— 
gangen iſt, mag noch angeführt ſein, daß die zitierte Stelle der 
„Gedanken und Erinnerungen“ nicht, wie Profeſſor Delbrück 
angibt, am Schluſſe des Bismarckſchen Werkes ſteht, ſondern 
gleich zu Anfang des zweiten Bandes auf S. 38, erſte Ausgabe. 

Weiter hat Profeſſor Delbrück im Intereſſe ſeiner „Beweis— 
führung“ behauptet, Fürſt Bismarck habe das Sozialiſtengeſetz 
im Jahre 1890 nur deshalb ſcheitern laſſen, weil er die Er— 
wartung gehegt habe, die Nichtverlängerung des Geſetzes werde 
Folgen haben, die die Ausführung ſeiner Staatsſtreichpläne be— 
günſtigten. Delbrück ſchreibt darüber wörtlich: 

„Die große Mehrheit des Reichstages war bereit, das Geſetz noch 
weiter zu verlängern und ſogar dauernd zu machen unter Beſeitigung 
einiger Beſtimmungen, die ſich nach allgemeiner, auch von vielen Kon— 
ſervativen geteilter Meinung nicht bewährt hatten. Herr v. Helldorf 
fuhr nach Friedrichsruh und erbat ſich von dem Fürſten Bismarck In— 
ſtruktion, ob die Fraktion (die deutſchkonſervative) für dieſes neue So— 
zialiſtengeſetz ſtimmen ſolle oder nicht. Ein Wort, ein bloßer Wink des 
Fürſten hätte genügt, und das Geſetz war angenommen. Aber er ſprach 
dieſes Wort nicht; er gab überhaupt keine Antwort, woraus Herr v. Hell— 
dorf mit Recht ſchloß, der Fürſt möchte zwar die direkte Verantwortung 
für die Ablehnung nicht übernehmen, wünſche ſie aber. So kam es zu 
Fall durch die Stimmen der Konſervativen, das heißt mit anderen Worten, 
der Kanzler wünſchte, daß Konfliktſtoffgeſammelt werden 
ſolle. Er rechnete darauf, daß ohne ein Ausnahmegeſetz, wenn er den 
Reichstag auflöſe, die Sozialiſten Unruhen erregen würden, die mit 
Gewalt niederzuſchlagen ſeien. Wenn dann die Bürgerſchaft 
durch die Straßenkämpfe genügend in Schrecken geſetzt ſei, wollte er 
erklären oder durch den Kaiſer erklären laſſen: Unter dieſen Bedingungen 
laſſe ſich das Deutſche Reich nicht regieren; der König von Preußen 
lege hiermit die Kaiſerkrone nieder. Dieſer Akt war bereits 
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vorbereitet durch einen im Jahre 1884 vom Bundesrat gefaßten und 
feierlich verkündigten Beſchluß, daß das Deutſche Reich eine freie Föde⸗ 
ration der Fürſten ſei, die auch wieder aufgelöſt werden könne. 
Gleichzeitig mit der Niederlegung der Kaiſerkrone aber hätte der König 
von Preußen ſämtliche Bundesſtaaten aufgefordert, das Reich wieder 
aufzurichten unter all den alten Geſetzen und Beſtimmungen mit der einen 
Ausnahme des allgemeinen Stimmrechts, das auch nicht 
prinzipiell abgeſchafft, ſondern nur durch eine Ausnahmebeſtimmung 
eingeſchränkt werden ſollte.“ 


Was zunächſt die angeblich geplant geweſene Auflöſung und 
Wiedererrichtung des Reiches betrifft, ſo ergibt ſich die Unhalt⸗ 
barkeit dieſer Unterſtellung unter anderem ſchon daraus, daß 
die Verträge der deutſchen Fürſten, die zur Wiederaufrichtung 
des Deutſchen Reiches geführt haben, nach Erlaß der Verfaſſung 
überhaupt nicht mehr die Rechtsgrundlage des Deutſchen Reiches 
bilden, ſondern die Verfaſſung, zu denen jene Verträge die Unter⸗ 
lage geboten haben. Die Bundestreue der Fürſten iſt nicht 
mehr an ihre Verträge, mit denen die Vorſtellung zu verknüpfen 
wäre, daß ſie unter irgendwelchen Vorausſetzungen auch wieder 
aufgehoben werden könnten, gebunden, ſondern an die Ver⸗ 
faſſung. Von der Reichsverfaſſung aber können die deutſchen 
Fürſten nicht loskommen, da ſie Reichsgeſetz geworden iſt. Die 
Verſailler Verträge waren nur das Mittel zum Zweck der Her⸗ 
ſtellung des Reiches; nachdem dieſer erreicht worden iſt und die 
Verfaſſung beſteht, haben ſie neben ihr nur noch ergänzende 
und ſtützende Bedeutung. 

In dieſem Sinne hat ſich Fürſt Bismarck ſtets ausgeſprochen. 
Einmal ſagte er zu mir: 

„Die Reichsverfaſſung iſt ein rite bekanntgemachtes und 
gültiges Reichsgeſetz. Reichsgeſetze aber können nur auf dem 
Wege der Reichsgeſetzgebung, alſo unter Mitwirkung von Bundes⸗ 
rat und Reichstag, abgeändert werden. So ſchreibt es die Ver⸗ 
faſſung vor. Es beſteht mithin keine Möglichkeit, daß die Unter⸗ 
zeichner der Grundverträge, die deutſchen Fürſten, von ihren 
Unterſchriften zurücktreten und damit das Reich wieder auflöſen 
könnten. Eine ſolche einſeitige Erklärung der Bundesfürſten 
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würde keinen Akt der Reichsgeſetzgebung daritellen, wie er zur 
Auflöſung des Reiches erforderlich wäre. Sie hätte auch nicht 
die Kraft, die Landesgeſetzgebung der einzelnen Staaten zu 
durchbrechen, weil dieſe ohne Ausnahme die Reichsverfaſſung als 
Geſetz aufgenommen und publiziert haben. Die Reichsverfaſſung 
würde alſo in den Einzelſtaaten nach dem Grundſatze, daß 
Reichsrecht vor Landesrecht geht, trotz der Erklärung der 
Fürſten überall gültig bleiben, ſolange die Landesgeſetzgebung 
eben nicht durch einen Akt der Reichsgeſetzgebung abgeändert 
würde.“ 

Damit iſt der Delbrückſchen Darlegung, betreffend den an⸗ 
geblichen Plan, das Reich auflöſen und nach Abänderung des 
Wahlgeſetzes wiederherſtellen zu laſſen, jeder Boden entzogen. 

Nicht minder unzutreffend iſt, was Delbrück in den oben 
zitierten Sätzen über die Haltung des Fürſten Bismarck gegen⸗ 
über der Verlängerung des Sozialiſtengeſetzes vorbringt. Schon 
früher hatte man ſich vielfach darauf berufen, daß die Regie⸗ 
rung, oder richtiger Fürſt Bismarck, wenn die Annahme des 
abgeſchwächten Sozialiſtengeſetzes ernſtlich gewünſcht worden 
wäre, vor der dritten Leſung ja leicht eine entſprechende Er⸗ 
klärung hätte abgeben laſſen können. Gegen dieſe Annahme 
hat Fürſt Bismarck ſtets Einſpruch erhoben. Die Regierung 
ſei nicht in der Lage geweſen, eine ſolche Erklärung abzugeben. 
Sie konnte ſich über Annahme oder Ablehnung deſſen, was der 
Reichstag zu bieten hatte, erſt dann äußern, wenn der definitive 
Beſchluß des Hauſes darüber vorlag. Genau dieſelbe Sachlage 
beſtand für den Fürſten Bismarck, als ihn Herr v. Helldorf in 
Friedrichsruh aufſuchte, um einen Wink von ihm über die Wünſche 
der Regierung zu erhalten. Der Kanzler konnte einen ſolchen 
Wink vor der definitiven Beſchlußfaſſung des Reichstages über 
das Sozialiſtengeſetz ebenfalls nicht geben, weil er ſonſt der 
Regierung die Verantwortlichkeit für die Abſtimmung des Reichs⸗ 
tages aufgebürdet haben würde. 

Über die Situation, wie ſie in jener Zeit beſtand, laſſe ich 


nachſtehende Außerungen des Fürſten folgen: 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. III. 
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„Das Sozialiftengejeg lag damals in feinem letzten Stadium 
dem Reichstage vor. Es handelte ſich darum, ob der mit der 
Unterſchrift des Monarchen vorgelegte Geſetzentwurf, bevor der 
Reichstag endgültig darüber beſchloſſen hatte, aus eigener Ini⸗ 
tiative der verbündeten Regierungen noch modifiziert werden 
ſollte. Für dieſe Abänderung der Vorlage hatte kein Miniſter 
außer Herrn v. Boetticher geſtimmt. Die Schwierigkeit im 
Reichstage aber beſtand darin, daß die Mittelparteien eine Ab⸗ 
ſchwächung des Geſetzes wollten, die Konſervativen aber es ab⸗ 
lehnten, einem abgeſchwächten Geſetze ihrerſeits zuzuſtimmen, 
während regierungsſeitig die Auffaſſung vorherrſchte, daß ſchon 
das alte Geſetz für den Kampf der Zukunft ungenügend ſei, 
noch mehr alſo das abgeſchwächte, und daß die Regierung ſich 
die Möglichkeit vorbehalten müſſe, dem neuen Reichstage ein 
verſchärftes Sozialiſtengeſetz vorzulegen. 

Weit entfernt, dieſem Ziele näherzukommen, gelang es nicht 
einmal, das alte Sozialiſtengeſetz durchzubringen, weder in der 
urſprünglichen, noch in der abgeſchwächten Form. Die Kon⸗ 
ſervativen lehnten es ab, einem abgeſchwächten Geſetze ohne Aus⸗ 
weiſungsbefugnis zuzuſtimmen, wenn nicht die Regierung aus 
eigener Initiative vorher erklärte, daß ſie es wünſchte. Sie 
wollten das Odium der Zuſtimmung zu einem unvollkommenen 
Sozialiſtengeſetze ihrerſeits nicht übernehmen, ſondern der Re⸗ 
gierung zuſchieben. Letztere war notgedrungen in der Lage, 
auch jedes abgeſchwächte Sozialiſtengeſetz, wenn es votiert wurde 
und ſie ein beſſeres nicht erhalten konnte, einſtweilen anzunehmen 
mit dem Vorbehalte, in der Zukunft ſagen zu können: wir kommen 
damit nicht aus, wir brauchen mehr. In der Art ſpäter vor⸗ 
zugehen, wäre aber den verbündeten Regierungen unmöglich ge⸗ 
weſen, wenn ſie vor der Abſtimmung erklärt hätten, daß ſie 
auch mit dem abgeſchwächten Geſetze auszukommen ſich getrauten 
und es daher annehmen würden. Die Praxis, Regierungs⸗ 
vorlagen auf Kommiſſionsverhandlungen oder vorläufige Be⸗ 
ſprechungen hin freiwillig abzuſchwächen, bevor die Majorität 
des Reichstages durch ihre Beſchlüſſe dazu genötigt hat, iſt keine 
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zweckmäßige Regierungspolitik. Im vorliegenden Falle kam zu 
dieſer allgemeingültigen und politiſch richtigen Maxime die Er- 
wägung hinzu, daß man nicht dem neuen Reichstage gegenüber 
im Frühjahr 1890 ein majus der Ausrüſtungen gegen die Sozial⸗ 
demokratie werde verlangen können, wenn man einige Monate 
vorher ein minus freiwillig akzeptiert habe.“ 

Nach alledem iſt der Wert der Angaben v. Helldorfs über 
das Verſchulden des Fürſten Bismarck beim Scheitern des 
Sozialiſtengeſetzes leicht zu bemeſſen. 

Mit wie großer Vorſicht ſeine Mitteilungen überhaupt auf⸗ 
zunehmen find, geht aus einer Erklärung hervor, die der frei— 
konſervative Führer, der Abgeordnete v. Kardorf-Wabnitz, zu 
Anfang Oktober 1898 in bezug auf den Friedrichsruher Beſuch 
v. Helldorfs im Jahre 1890 veröffentlicht hat. Herr v. Kardorf 
teilte darin zunächſt mit, daß er ſich dem Wunſche des Herrn 
v. Helldorf, ihn nach Friedrichsruh zu begleiten, damals verſagt 
habe, und fuhr dann fort: 


„Herr v. Helldorf hatte die Güte, bei ſeiner Rückkehr von Friedrichs⸗ 
ruh mir mitzuteilen, daß er dem Fürſten Bismarck die Abſicht der 
deutſch⸗konſervativen Fraktion mitgeteilt habe, bei der Abſtimmung über 
das ganze Geſetz dieſes zum Scheitern zu bringen, falls die Abänderungen 
der Kommiſſion (Abſchwächung der Vorlage, Beſeitigung der Aus⸗ 
weiſungsbefugnis uſw.) Annahme gefunden hätten, und daß er den 
Fürſten dahin richtig verſtanden zu haben glaube, daß dieſer mit 
ſolcher Taktik der Fraktion einverſtanden ſei. 

Fürſt Bismarck hat ſich gegen mich (Kardorf) perſönlich ſpäter aufs 
ſchärfſte und nachdrücklichſte gegen die Unterſtellung verwahrt, daß das 
Scheitern des Geſetzes in ſeinen Wünſchen gelegen habe, und ich kann 
es im allgemeinen Intereſſe nur lebhaft bedauern, daß Herr v. Helldorf 
ihn in ſo verhängnisvoller Weiſe mißverſtanden hatte, woran bei mir 
niemals Zweifel beſtand. Aber Herr v. Helldorf war leider von der 
Richtigkeit ſeiner eigenen Anſchauungen ſo durchdrungen, daß es mir 
ſehr erklärlich iſt, wie er aus der Erwiderung des Fürſten deſſen Zu⸗ 
ſtimmung herauszuhören vermochte. Er verſtand eben das heraus, was 
er ſelbſt wünſchte.“ 


Einige Zeit nach dem Erſcheinen ſeines oben erwähnten 
Buches hat Herr Profeſſor Delbrück dann den Wortlaut des 
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Schreibens publiziert, das der Abgeordnete v. Helldorf an ihn 
gerichtet hatte. Es heißt darin unter anderem, Fürſt Bismarck 
habe ihm (Helldorf) in der Zeit vor Auflöſung des Reichstages 
wegen des Septennates in hoher Erregung und höchſtem Ernſte 
einmal geſagt: 

„Ich will die letzten Jahre meines Lebens daran ſetzen, den ſchwerſten 
Fehler wieder gut zu machen, den ich begangen habe.“ 


Dazu bemerkt der Abgeordnete v. Helldorf in ſeinem Briefe: 
„Das war eben die Einführung des allgemeinen Wahlrechtes.“ 


Letzterer Satz rührt alſo vom Abg. v. Helldorf, nicht vom 
Fürſten Bismarck her und gibt die Auffaſſung des konſervativen 
Führers, nicht die des erſten Kanzlers wieder. Man wird auch 
kaum fehl gehen in der Annahme, daß die Helldorfſche Angabe 
ebenfalls auf einem „Mißverſtändnis“ beruht, denn ſie ſteht in 
offenkundigem Widerſpruch zu den oben mitgeteilten Erklärungen, 
die Fürſt Bismarck über die ihm fälſchlich zugeſchriebenen Pläne 
einer Anderung des Wahlrechts oder der Verfaſſung abgegeben 
hat. Außerdem liegen die Ausſagen glaubwürdiger Zeugen vor, 
die übereinſtimmend bekunden, daß Fürſt Bismarck zu keiner 
Zeit daran gedacht hat, das Wahlrecht abzuſchaffen, ſondern 
nur der Anſicht war, daß die geheime Abſtimmung beſeitigt 
werden müſſe. Es iſt kein vernünftiger Grund denkbar, der 
den Fürſten Bismarck hätte veranlaſſen können, Herrn v. Hell⸗ 
dorf das Gegenteil zu verſichern. Ebenſo iſt es durchaus un⸗ 
wahrſcheinlich, daß ſich Fürſt Bismarck gerade Herrn v. Helldorf, 
der keineswegs ſein Vertrauen beſaß, ausgeſucht haben ſollte, 
um ſeine ſonſt verſchwiegenen geheimſten Abſichten zu enthüllen. 
Keinem urteilsfähigen und unterrichteten Politiker wird es auch 
nur in den Sinn kommen, ſich in einer Bismarckſache auf das 
Zeugnis des Herrn v. Helldorf zu berufen. Dieſes iſt ſo wenig 
einwandfrei, wie es etwa das der Herren v. Boetticher, Hintz⸗ 
peter, Windthorſt oder anderer Perſönlichkeiten ſein würde, die 
in dem Drama von 1890 eine fragwürdige Rolle geſpielt haben. 
Wenn ſich Profeſſor Delbrück zur Erhärtung der Beſchuldigung, 
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die er gegen den Fürſten Bismarck erhebt, auf die Ausſagen 
eines Mannes wie des Herrn v. Helldorf und auf bloße Kom— 
binationen ſtützt, ſo beweiſt das einfach, daß er außerſtande iſt, 
ſie mit einwandfreien Beweisſtücken zu belegen. 

Herr Delbrück behauptet endlich noch, 

„daß Fürſt Bismarck abgehen mußte, weil der Kaiſer es ablehnte, 
ſich auf den Staatsſtreichgedanken einzulaſſen.“ 

Nach dem, was geſchichtlich über die Gründe der Entlaſſung 
des Fürſten Bismarck unanfechtbar feſtſteht, erübrigt es ſich, 
auf dieſe Behauptung auch nur mit einem Worte einzugehen. 
Staatsſtreichpkäne haben, wie mir Fürſt Bismarck gejagt hat, 
allerdings einmal beſtanden und bezogen ſich auf die Abſchaffung 
des Reichstages überhaupt. Aber Fürſt Bismarck hatte nicht 
das Geringſte mit ihnen zu tun. Auf ſeine verwunderte Frage, 
wie man ſich die Ausführung des Gedankens vorſtelle, iſt ihm 
geantwortet worden, die Gelegenheit dazu werde ſich ergeben, 
wenn wieder einmal die deutſchen Truppen nach einem großen 
Kriege ſiegreich durch das Brandenburger Tor einzögen. Mög⸗ 
licherweiſe gibt Band III der „Gedanken und Erinnerungen“ 
auch hierüber nähere Auskunft. 

Endlich mag die Einſchaltung noch Platz finden, daß die 
Quelle, aus der ſeinerzeit der Abgeordnete Bamberger und 
nach ihm Profeſſor Delbrück ihre Mitteilungen betreffend die 
angeblichen Staatsſtreichabſichten des Fürſten Bismarck erhalten 
haben, nach meinen Informationen eine ähnliche geweſen ſein 
dürfte, wie die, der ſeinerzeit die ſchmachvollen Gerüchte über 
die angebliche Morphiumſucht des großen Kanzlers entſtammten. 

In ähnlicher Art, wie der Abgeordnete Bamberger und 
Profeſſor Delbrück, hat ſich auch ein Mitarbeiter der „Süd⸗ 
deutſchen Zeitung“ geäußert. In einem Artikel, der im De⸗ 
zember 1913 erſchienen iſt, kritiſierte ſie zwar die Angaben 
Delbrücks über die Staatsſtreichpläne des Fürſten Bismarck 
abfällig, fuhr jedoch fort: 

„Etwas Wahres iſt aber doch daran, und was das iſt, können wir 
nach beglaubigten Zeugniſſen aus jener Zeit, aus dem Jahre 
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1890, mitteilen, find auch ſicher, daß niemand dem widerſprechen kann. 
Was der Fürſt wünſchte, das war lediglich eine Verlängerung und 
womöglich eine Verſchärfung des Sozialiſtengeſetzes, da⸗ 
mit er die Möglichkeit habe, die Umſturzpreſſe zu knebeln, die Agitatoren 
zu verbannen und vor allem für den ruhigen Bürger, der bereits an- 
fing, „Mitläufer zu werden, die Sozialdemokratie mit dem Brandmale 
des geächteten Verbrechertums zu verſehen. Der Reichstag und wohl 
auch der Bundesrat waren dafür ſicher nicht zu haben. Beide mußten 
alſo durch den Gedanken an eine akute Gefahr für den Staat ein- 
geſchüchtert werden, mußten entſetzt an eine nahe bevorſtehende Re— 
volution glauben. Aus dieſem Grunde wünſchte Bismarck tatſächlich 
Straßenkämpfe mit einer Menge, die den Kopf verloren habe, um dann 
ſofort das verſchärfte Sozialiſtengeſetz einbringen zu können. 

Dieſe Pläne wurden von dem jungen Kaiſer, ohne daß er es 
zunächſt ſelber wußte, durchkreuzt. Die ‚joziale Botſchaft“ Wil⸗ 
helm II. wünſchte eine Löſung der Arbeiterfrage auf dem Wege der 
Reformen, und alle Mächte wurden zu einer allgemeinen Arbeiterſchutz⸗ 
konferenz eingeladen. Fürſt Bismarck mußte ſich beugen. Aber bis zum 
letzten Momente verſuchte er die Konferenz zu verhindern, deren milde 
Atmoſphäre ihm, der Sturm ſäen wollte, das Konzept verdarb. Er 
erſchien deshalb plötzlich — bei dem franzöſiſchen Botſchafter. 
Dort war man über den unerwarteten Beſuch auf das äußerſte be- 
troffen. Noch mehr über die Bitte, die der Kanzler vorbrachte, nämlich: 
die franzöſiſche Regierung möchte die Einladung zur Internationalen 
Konferenz ablehnen und ſie dadurch unmöglich machen. Dieſer Verſuch 
mißlang, ebenſo aber auch der letzte, nunmehr vor dem Kaiſer mit offenen 
Karten zu ſpielen und ihn für ſeinen (Bismarcks) Plan zu gewinnen. 

über dieſe hiſtoriſche Stunde hat der Kaiſer bisher ſtets ge- 
ſchwiegen, auch in jenen Zeiten, wo er von allen Seiten auf das 
heftigſte angegriffen wurde, weil er ſich von Bismarck getrennt habe. Der 
ritterlich empfindende Monarch wollte das Bild des Reichsſchöpfers, zu 
dem er aufſah ‚wie zu einem Vater“, nicht des Strahlenkranzes berauben, 
wollte nicht ſagen, daß im Alter der Kanzler zu einer ungeheuren Ge⸗ 
waltpolitik gegen das eigene Volk alle Kräfte zuſammenzuballen gedachte. 

Der Kanzler ſetzte dem jungen Herrn noch einmal auseinander, 
wie falſch die Politik ſei, durch fortgeſetzte Sozialreformen den vierten 
Stand gewinnen zu wollen. Er ſagte: ‚Man wird die Sozialdemokratie 
nicht totreformieren können, aber man wird eines Tages genötigt ſein, 
ſie totzuſchießen!“ Allen Ausführungen aber über die Möglichkeit einer 
Umwälzung gegenüber blieb Wilhelm II. feſt, blieb der unerſchütterliche 
Hüter der Verfaſſung, die er beſchworen habe. „Ich kann meine Re⸗ 
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gierung nicht mit einem Blutbade unter dem eigenen Volke beginnen!“ 
Das war das letzte Wort des Kaiſers in dieſer Sache. Nervös, ver⸗ 
ſtimmt, überreizt, verbrachte Bismarck die nächſten Wochen. Nun mußte 
er doch Anſchluß an Windthorſt ſuchen. Der Kaiſer witterte dahinter 
Dinge, die man ihm nicht verbergen dürfe. Er erſuchte um Aufklärung 
der Windthorſtbeſuche. 

Der Kanzler antwortete ſchroff und erbat ſeine Entlaſſung. Jetzt 
widerſtand der Kaiſer nicht mehr. In dem Moment, indem er erkennt, 
daß er ſich von einem Staatsmanne trennen muß, tut er es auch energiſch. 
Das hat zuletzt noch Bülow erleben müſſen, und ſo kann es auch noch 
manchem Nachfolger gehen. Es gibt eine Grenze, jenſeits deren der 
Kaiſer einfach nicht mehr mit ſich verhandeln läßt; die hatte Bismarck durch 
die Zumutung, man ſolle einen Aufſtand provozieren — überſchritten.“ 

Was zunächſt die „Schonung“ betrifft, die dem entlaſſenen 
Kanzler nach der Behauptung des Artikels erwieſen worden 
ſein ſoll, ſo ſteht ſie jedenfalls nicht im Einklang mit den be— 
kannten Einwirkungen in Wien, durch die Fürſt Bismarck im 
Sommer 1892 am kaiſerlichen Hofe diskreditiert werden ſollte, 
und mit anderen Kundgebungen, die alles eher bekundeten, als 
Rückſicht auf den Schöpfer von Kaiſer und Reich. Ich will 
auf dieſes leidige Thema aber hier nicht wieder eingehen. Es 
iſt im erſten Bande ausführlich behandelt. 

Auch ſonſt enthält die Darſtellung in dem zitierten Artikel 
Unrichtigkeiten. Sie ergeben ſich aus den oben mitgeteilten 
Ausführungen des Fürſten, die zur Genüge bekunden, daß er 
ſozialiſtiſche Erhebungen zu Anfang des Jahres 1890 wohl be- 
fürchtet, aber mit keinem Gedanken daran gedacht hat, ſie zu 
provozieren. 

Die gegenteilige Beſchuldigung aber, die das Blatt gegen 
den Fürſten Bismarck wegen ſeines angeblichen Blutdurſtes 
gegen das eigene Volk neu vorbringt, ruft mir übrigens einen 
Vorgang ins Gedächtnis zurück, der ſich im Sommer 1892 zu⸗ 
getragen hat. Er zeigt, wie Fürſt Bismarck ſelbſt über der⸗ 
gleichen Verleumdungen, die gegen ihn erhoben wurden, dachte. 
Damals veröffentlichte das „Berliner Tageblatt“ eine Zuſchrift, 
die ihm angeblich aus Hamburg zugegangen war und worin 
es unter anderem hieß: 
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„Es iſt in der Tat kaum glaublich, was der Fürſt unternommen 
hat, um den Beweis ſeiner Unentbehrlichkeit zu erbringen. Offen und 
im geheimen, in der Preſſe und in Privatkreiſen, in Berlin und an 
vielen anderen Stellen, auch im Auslande, ſind Ränke geſponnen worden. 
Sollten dieſelben einmal aufgedeckt werden, ſo wird man erſt würdigen, 
wie unerſchöpflich die Geduld der Regierung, wie groß die Dankbarkeit 
des Kaiſers gegen den Ratgeber ſeines Großvaters iſt.“ 


Als ich dem Fürſten die Zuſchrift des Berliner Blattes 
zur Kenntnis brachte, ſagte er: 

„Ich kann nur dringend wünſchen, daß das Berliner 
Tageblatt die Aufdeckung meiner ‚Machinationen“ möglichſt 
bald vornimmt. Warum denn mit dieſen Geſchichten hinter 
dem Berge halten? Es empfiehlt ſich doch, die Schändlich⸗ 
keiten, die ich begangen haben ſoll, ans Tageslicht zu bringen, 
anſtatt ſie nur dunkel anzudeuten. Mittels allgemeiner Um⸗ 
ſchreibung en bloc läßt ſich allerdings viel leichter lügen, als 
mit der Behauptung einzelner unwahrer Tatſachen.“ 

Mit voller Entſchiedenheit muß ich die Angabe des Artikel⸗ 
ſchreibers zurückweiſen, der Fürſt habe die Vermittlung der 
franzöſiſchen Botſchaft zur Verhinderung der Arbeiterſchutz⸗ 
konferenz nachgeſucht. Der Verfaſſer hätte ſich auf Grund des 
vorliegenden Aktenmaterials davon überzeugen können, daß es 
ganz und gar nicht in der Abſicht des Fürſten gelegen hat, die 
Konferenz zu verhindern, ſondern daß ſie, ganz im Gegenteil, 
gerade auf ſein Betreiben berufen worden iſt, weil er ſich von 
ihr eine heilſame Einſchränkung des Programms verſprach, das 
der Kaiſer in bezug auf die Arbeiterfrage befolgen wollte und 
gegen das er von ſchweren Bedenken erfüllt war. 

Zum Belege ſei folgendes angeführt: 

Dem Berichterſtatter des Pariſer „Matin“, Herrn Henri 
des Houx, gegenüber äußerte ſich Fürſt Bismarck im Dezember 
1892 über die Arbeiterkonferenz nach einem von mir ſeinerzeit 
in den „Hamburger Nachrichten“ im Auftrage des Fürſten re⸗ 
produzierten Berichte des genannten Pariſer Blattes wie folgt: 

„. . . Ich hoffte auch, daß die Berliner Konferenz die Wirkung 
haben würde, unter den Augen meines Kaiſers weiſe, erfahrene 
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Männer zuſammenzubringen, welche einen kalten Waſſerſtrahl 
auf gewiſſe großmütige Einbildungen richten könnten ... Das 
Ziel hat nicht vollſtändig erreicht werden können. Die Staaten 
haben uns ſehr feine Diplomaten geſandt, ſehr geſchickte Höf— 
linge, welche ſich mehr damit abgaben, der Liebenswürdigkeit 
des Herrſchers zu entſprechen und auf ſeine menſchlichen Ge— 
ſichtspunkte einzugehen, als eng umſchrieben die ſoziale Frage, 
wie fie ſein ſollte, zu erörtern. Alle Achtung vor dem Weih- 
rauch erſter Güte, der während der letzten Tage meiner Amts⸗ 
führung von gewiſſen alten Bevollmächtigten Ihrer Bekannt- 
ſchaft in Berlin verbrannt wurde.“ 

Ferner zitiere ich folgende Veröffentlichung eines Blattes, 
das über jeden Verdacht einſeitiger Vertretung Bismarckſcher 
Intereſſen erhaben iſt, nämlich der fortſchrittlichen Berliner 
„Voſſiſchen Zeitung“. Dieſe ſchrieb zu Anfang des Jahres 1895 
in gegebener Veranlaſſung: 

„Im Juli 1890 empfing Fürſt Bismarck einen national⸗ 
liberalen, Herrn Miquel bekannten Schriftſteller, der damals 
veröffentlichte, der frühere Reichskanzler habe ihm geſagt: 

„Ich war prinzipiell gegen die Arbeiterſchutzerlaſſe; ſollten fie aber 
durchaus erſcheinen — der Kaiſer beſtand darauf —, ſo wollte ich wenig⸗ 
ſtens meine Redaktion durchſetzen, damit die Erlaſſe gemildert würden. 
Die Redaktion rührt alſo von mir her. Ich fügte noch die inter⸗ 
nationale Konferenz einz; ich dachte, ſie ſollte gleichſam ein Sieb 
ſein, eine gewiſſe Hemmung des humanen, arbeiterfreundlichen Elans 
unſeres Herrn. Ich glaubte, dieſe Konferenz werde ſich gegen allzugroße 
Begehrlichkeit der Arbeiter ausſprechen, gleichſam Waſſer in den Wein 
gießen. Aber ſelbſt dieſe geringen Erwartungen ſind getäuſcht worden. 
Die Ergebniſſe der Konferenz waren gleich Null. Es hatte keiner den 
Mut, zu widerſprechen und auf die drohenden Gefahren aufmerkſam zu 
machen. Die ganze Konferenz iſt eine einzige Phraſeologie geweſen. 
Ich glaubte übrigens damals noch, daß der preußiſche Staatsrat dieſe 
Erlaſſung nicht billigen werde.“ 


Letztere Bemerkung war von dem voſſiſchen Blatte dahin aus⸗ 
gelegt worden, Fürſt Bismarck habe bei der Frage des Arbeiter⸗ 
ſchutzes im Jahre 1890 beabſichtigt, „den Staatsrat gegen die 
Politik des Herrſchers ins Feld zu führen“, und hatte ſich damit 


121 


der oben wiedergegebenen jpäteren Legende der „Süddeutſchen 
Zeitung“ etwas genähert. Als die Auslaſſung der „Voſſiſchen 
Zeitung“ dem Fürſten zur Kenntnis gelangte, ſagte er: 

„Dieſe Unterſtellung iſt vollſtändig unehrlich. Meine Hoff⸗ 
nung auf den Staatsrat war durchaus loyaler Natur. Dieſe 
Körperſchaft iſt bekanntlich dazu da, in zweifelhaften Fällen 
den König zu beraten und ſeine Mitarbeit zur Feſtlegung der 
allerhöchſten Überzeugung zu gewähren. Dieſer Beruf des 
Staatsrates tritt umſomehr in den Vordergrund, wenn zwiſchen 
dem König und ſeinen nächſten Beratern, den Miniſtern, Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten beſtehen; dieſe werden dann im Staats⸗ 
rate in Gegenwart des Monarchen mit Für und Wider er⸗ 
örtert und dem König auf dieſem Wege zur Entſcheidung ge- 
ſtellt. Wenn alſo die Voſſiſche Zeitung‘ behauptet, daß die 
geplante Befaſſung des Staatsrates mit den kaiſerlichen Er- 
laſſen den Zweck gehabt hätte, ihn gegen die Politik des Herr⸗ 
ſchers ins Feld zu führen, ſo liegt darin eine Entſtellung der 
Verhältniſſe und der Aufgabe des Staatsrates, der keinen 
anderen Beruf hat, als den, die Beratung des Monarchen in 
bezug auf die Gegenſtände, die zur Entſchließung ſtehen, zu 
vervollſtändigen. Wenn die Anſicht der Voſſiſchen Zeitung‘ 
richtig wäre, ſo würde der Staatsrat überhaupt vollſtändig 
überflüſſig und eine mutwillige Erſchwerung des ohnehin kompli⸗ 
zierten Geſchäftsganges ſein. Soll auf die Beratung des Staats⸗ 
rates verzichtet werden, ſobald es wahrſcheinlich iſt, daß in ihm 
Stimmen laut werden könnten, die mit der Anſicht des Mon⸗ 
archen nicht übereinſtimmen, dann wäre es eine Heuchelei übelſter 
Art, vor der Offentlichkeit ſo viele und ſo angeſehene Männer, 
wie ſie im Staatsrat ſitzen, überhaupt zu berufen. Die Auslaſſung 
der ‚Voſſiſchen Zeitung‘ beweiſt, zu welchen Abſurditäten je⸗ 
mand gelangt, dem es lediglich darauf ankommt, den Gegner 
in nachteilige Beleuchtung zu rücken.“ 

Auf Grund dieſer Anführungen iſt der Leſer imſtande, ſich 
ein eigenes Urteil darüber zu bilden, was es mit den „üblen 
Plänen“, die Fürſt Bismarck im Jahre 1890 zur Verhinderung 
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der arbeiterfreundlichen Politik des Kaiſers und zur Durchſetzung 
ſeiner eigenen, angeblich auf Blutvergießen gerichteten Abſichten 
zugeſchrieben wurden, in Wirklichkeit auf ſich gehabt hat. 

Nicht minder falſch endlich iſt die Behauptung, daß Fürſt 
Bismarck, weil der Kaiſer in den Arbeiterfragen feſt geblieben 
ſei, Anſchluß an Windthorſt geſucht habe. Es ſteht geſchichtlich 
feſt, daß die Initiative zu der bekannten Unterredung mit dem 
Zentrumsführer, auf die die „Süddeutſche Zeitung“ anſpielt, 
nicht vom Fürſten Bismarck ausgegangen iſt, ſondern daß ſie von 
Windthorſt durch Vermittlung Bleichröders nachgeſucht wurde. 
Sie iſt durchaus korrekt und geſchäftlich verlaufen. Von dem Ver— 
ſuche, irgendeine Kooperation einzuleiten, war keine Rede. Es 
handelte ſich für den Fürſten Bismarck weder darum, mit Zen⸗ 
trumshilfe ſein gefährdetes Portefeuille zu retten, noch darum, 
die Unterſtützung Windthorſts gegen den Kaiſer in Sachen der 
Arbeiterfragen zu gewinnen. Fürſt Bismarck ſelbſt hat ſich 
darüber in ganz unzweideutiger Weiſe geäußert: Im Dezember 
1891 hatte eine Korreſpondenz des „Peſter Lloyd“, bei der 
offiziöſer Berliner Urſprung vermutet werden mußte, die Frage 
einer Kooperation erörtert, die um dieſe Zeit zwiſchen Windt⸗ 
horſt und dem Altreichskanzler geplant geweſen ſei. Andere 
Blätter hatten dies dann weiter ausgebeutet und zu verſtehen 
gegeben, daß es ſich dabei um ein Zuſammenwirken gegen den 
Kaiſer gehandelt hätte. Als dieſe Unterſtellung zur Kenntnis 
des Fürſten gelangte, ließ er erwidern: 

„Die Haltloſigkeit dieſer Vermutung bedarf keines Beweiſes. 
Ein kaiſerlicher Kanzler kann an keiner antikaiſerlichen Operation 
teilnehmen; kein Oppoſitionsführer wird das für möglich halten 
und ſolche Zumutungen ſtellen. Wenn überhaupt um jene Zeit 
eine Kooperation mit dem Zentrum in Betracht kam, ſo konnte 
ſie ausſchließlich gegen die Sozialdemokratie gerichtet ſein und 
nicht gegen den Kaiſer. Aber der Preis für eine Kooperation 
gegen die Sozialdemokratie, den Windthorſt mit der Herſtellung 
des Status quo ante 1870 forderte, iſt dem damaligen Reichs⸗ 
kanzler zu hoch erſchienen.“ 
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Endlich konnte von einer Kooperation mit Windthorſt ſchon 
deshalb nicht die Rede ſein, weil ſchon mehrere Wochen vor 
der Beſprechung mit Windthorſt ſowohl für den Kaiſer wie für 
den Fürſten die Löſung der amtlichen Beziehungen des letzteren 
völlig außer Zweifel geſtanden hatte. Im übrigen war der 
Fürſt bis zuletzt davon überzeugt, daß ihm mit der Windthorſt⸗ 
ſchen Unterredung habe eine Falle geſtellt werden ſollen; und 
dieſe Überzeugung entbehrt auch nicht der Begründung. 

Damit ſchließe ich das Kapitel über den vom Fürſten Bis⸗ 
marck angeblich beabſichtigten Staatsſtreich. Meine vorſtehenden 
Berichtigungen werden dem leichtfertigen Gerede über dieſen 
Gegenſtand hoffentlich ein definitives Ende machen. 


Parallelerzählungen des Fürſten Bismarck zu ſeinen 
„Gedanken und Erinnerungen“. 


Fürſt Bismarck teilt das Schickſal aller Großen: die Lite⸗ 
ratur über ihn gelangt nie zum Stillſtand. Immer wieder ſucht 
ſie ihm neue Seiten ſeines Wirkens und Weſens abzugewinnen. 
Es verhält ſich tatſächlich ſo, wie einmal ein Parlamentarier 
geſagt hat: „Nichts, was den Fürſten Bismarck betrifft, iſt zu 
geringfügig, um nicht bekannt und aufbewahrt zu werden.“ 

Aber je gewaltiger der Umfang der Bismarckliteratur an⸗ 
ſchwillt, um ſo begreiflicher iſt es, daß ſich Irrtümer und Miß⸗ 
verſtändniſſe in entſprechendem Maße mehren. Selbſtverſtändlich 
liegt es mir fern, mich an dieſer Stelle auf irgendwelche Be⸗ 
richtigung derſelben einzulaſſen; dazu wäre ein ganzes Buch 
erforderlich, das ich vielleicht ſpäter noch einmal ſchreibe. Hier 
will ich mich darauf beſchränken, vor der Gutgläubigkeit zu 
warnen, mit der jo manche Bismarcklegende in der Offentlich⸗ 
keit aufgenommen wird, nur weil ſie von irgendeinem mehr oder 
minder bekannten Bismarckſchriftſteller verbreitet wird. 

Ich habe im Rahmen dieſer Darlegung natürlich nur die 
Berichte über Außerungen im Auge, die der Fürſt nach ſeiner 
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Entlaſſung verſchiedenen Perſönlichkeiten gegenüber getan haben 
ſoll. Die Zahl der diesbezüglichen Brief- und Buchreferate iſt 
außerordentlich groß, aber das Mitgeteilte iſt nicht immer ein⸗ 
wandfrei und verleitet nicht ſelten zu irrigen Auffaſſungen über 
die Anſichten des Fürſten Bismarck. Dem nach Möglichkeit ent- 
gegenzutreten, liegt im Intereſſe der Freihaltung des geſchicht— 
lichen Bildes unſeres großen Staatsmannes von Irrtümern 
und Mißverſtändniſſen. Der verſtorbene Fürſt Herbert Bis⸗ 
marck, dieſer gewiſſenhafteſte Hüter des Vermächtniſſes und des 
Andenkens ſeines großen Vaters, hat ſofort nach deſſen Tode be— 
gonnen, jede unzutreffende Mitteilung über den Heimgegangenen, 
die ihm in Blättern, Broſchüren oder Werken zur Kenntnis 
gelangte, zu dementieren oder zu berichtigen. Kurz vor ſeinem 
Tode hat er mich dann erſucht, jede Gelegenheit, die ſich dar— 
biete, zu ergreifen, um irrige Berichte über Außerungen ſeines 
Vaters oder dergleichen nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu 
korrigieren. Das habe ich verſprochen und gehalten. 

Außerdem aber bin ich bemüht geweſen, die Vertrauens⸗ 
würdigkeit der Berichterſtatter über nachamtliche Kundgebungen 
des Fürſten entweder ſelbſt einer genauen Prüfung zu unter⸗ 
ziehen oder Würdigungen zu reproduzieren, die ihm von an⸗ 
derer Seite zuteil wurden und die mir nach meiner Kenntnis 
der Dinge zutreffend erſchienen. Dazu bot ſich mir erſt vor 
einiger Zeit wieder Gelegenheit, und zwar durch das Erſcheinen 
eines Buches, das den Titel trägt: „Die Parallelerzählungen 
Bismarcks zu ſeinen Gedanken und Erinnerungen von Robert 
Pahncke“ und im Verlage von Max Niemeyer in Halle a. /S. 
erſchienen iſt. Es wurde mir damals der Auftrag zuteil, es 
auf Grund meiner ſpeziellen Bismarckkenntniſſe zu beſprechen. 
Das iſt geſchehen, und ich habe dabei auf Grund der An⸗ 
gaben des Verfaſſers gezeigt, wie zweifelhaft die Quellen oft 
ſind, aus denen jo manche Berichte über Außerungen des 
Fürſten Bismarck nach ſeiner Entlaſſung fließen. Aus meiner 
Arbeit teile ich hier einige Stellen in ae Um⸗ 
arbeitung mit: 
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Das Buch Pahnckes verfolgt nach deſſen eigenen Worten 
den Zweck, alle Stellen aus Bismarcks mündlichen und ſchrift⸗ 
lichen perſönlichen Außerungen, aus Reden, Briefen, Denf- 
ſchriften, und vor allem aus den Geſprächen, die er geführt hat, 
zuſammenzutragen, ſoweit ſie ſich mit irgendeiner Stelle der 
„Gedanken und Erinnerungen“ in Parallele ſtellen laſſen. Der 
Verfaſſer will ermitteln, zu welchem Ergebniſſe die Vergleichung 
ſolcher Bismarckſcher Außerungen mit dem Texte der „Gedanken 
und Erinnerungen“ führt und welche Schlüſſe die Geſamtheit 
dieſer Parallelerzählungen zu ziehen geſtattet. Es handelt ſich 
alſo darum, den Fürſten Bismarck gewiſſermaßen mit ſich ſelbſt 
zu konfrontieren. 

An ſich gewiß ein anziehender Gedanke! Nur kommt es 
hier, wie überall, auf die Ausführung an. Von größter 
Wichtigkeit iſt dabei — wie ſich von ſelbſt verſteht — die Aus⸗ 
wahl des Materials, das zum Vergleiche mit den „Gedanken 
und Erinnerungen“ herangezogen wird. Vor allen Dingen muß 
ſeine Echtheit der ſtrengſten Prüfung unterliegen. Soweit das 
Parallelmaterial Pahnckes aus perſönlichen Außerungen des 
Fürſten Bismarck in Reden, Briefen und dergleichen beſteht, 
iſt es ſelbſtverſtändlich über jeden Zweifel erhaben. Zwar hat 
ſich der Fürſt gelegentlich ſelbſt dahin geäußert, er habe früher 
manches geſagt, wodurch er ſich jetzt nicht mehr gebunden fühle, 
alſo die Berufung von dem ſpäter anders denkenden Bismarck 
auf deſſen weiter zurückliegende Meinungsäußerungen aus⸗ 
drücklich abgewieſen; aber das ſteht der Benutzung der letzteren 
zur Gegenüberſtellung mit den „Gedanken und Erinnerungen“ 
nicht nur nicht im Wege, ſondern ein ſolcher Vergleich iſt im 
Gegenteil außerordentlich lehrreich, weil er erkennen läßt, wie 
ſich im Laufe der Zeit auf Grund gemachter Erfahrungen und 
gewonnener neuer Erkenntniſſe das Urteil des großen Staats⸗ 
mannes gewandelt und ausgereift hat. 

Was ſpeziell die Geſpräche betrifft, die Fürſt Bismarck nach 
ſeiner Entlaſſung in Friedrichsruh, Varzin, Kiſſingen oder an 
anderen Orten mit politiſch intereſſierten Perſönlichkeiten irgend⸗ 
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welcher Art geführt hat, jo möchte ich hier vorweg eine Be— 
merkung einſchalten, die darüber einmal in den „Hamburger 
Nachrichten“ auf Veranlaſſung des Fürſten gemacht wurde. 

Bei Beurteilung der Geſpräche müſſe bedacht werden, daß 
der Fürſt dabei ganz nach jeweiliger Stimmung und nach je- 
weiligem Bedürfnis verfahre. Nichts ſei dabei vorbereitet und 
diene einem beſtimmten Syſteme, wenn man nicht etwa die 
Abſicht, ſtets Nutzen zu ſtiften, als das Syſtem des Fürſten 
Bismarck bezeichnen wolle. Die momentane Dispoſition des 
Fürſten, ſein Befinden und die äußeren Umſtände entſchieden 
in ganz zufälliger Weiſe über die Wahl der Gegenſtände des 
Geſprächs, über die Form, in der ſich der Fürſt äußere, und 
über die Ausdehnung ſeiner Mitteilungen. Außerdem komme 
die Perſönlichkeit derjenigen, mit denen er ſpreche, die Art der 
Frageſtellung und die politiſche Materie, um die es ſich handle, 
in Betracht. Aus allen dieſen Umſtänden erklärten ſich die 
mancherlei Abweichungen zur Genüge, die in den Berichten 
der Interviewer, namentlich betreffs der mehr nebenſächlichen 
Punkte vorzukommen pflegten. 

Das Material, das der Verfaſſer des oben genannten 
Werkes als „Parallelerzählungen Bismarcks“ anſieht und benutzt, 
iſt von ſehr verſchiedenartigem Wert. Die Heranziehung aus 
Schriften von Männern wie Abeken, Keudell, Tiedemann, 
Bernſtorff, Criſpi, Hohenlohe, Sybel und anderen iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich keinerlei Bedenken unterworfen; den Mitteilungen 
ſolcher Gewährsmänner über Außerungen des Fürſten wird 
vielmehr volles Vertrauen entgegenzubringen ſein. Das gilt 
aber nicht von ſo manchem der übrigen Berichterſtatter, auf 
deren Mitteilungen ſich der Verfaſſer beruft. Er ſelbſt gibt 
dies nicht nur offen zu, ſondern geht ſogar mit einigen der 
Erzähler, obwohl ſie zu den bekannteſten Überlieferern Bis⸗ 
marckſcher Außerungen gehören, ſtreng ins Gericht. Namentlich 
mit Moritz Buſch, Heinrich v. Poſchinger und Hans Blum. 
Buſch ſucht er zwar gegen die bekannten Vorwürfe in Schutz 
zu nehmen, die gegen ihn wegen ſeiner indiskreten und takt⸗ 
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loſen Veröffentlichungen nach dem Tode des großen Kanzlers 
von zuſtändiger Seite erhoben worden ſind, ſieht ſich aber doch 
genötigt, von ihm zu ſagen: 

„Seine Erzählungen tragen das Merkmal der Portierloge. Man 
iſt zwar der Herrſchaft treu ergeben und geht für ſie durchs Feuer, aber 
man horcht auf alles, was bei ihr vorgeht, vernimmt auch gern Nach⸗ 
teiliges über höher Geſtellte und freut ſich über jeden Stoff, der das 
Erzählen und Weitertragen lohnt. So hat Buſch es ſich nie entgehen 
laſſen, alles, was er erhaſchen konnte, ſeinem Notizbuche anzuvertrauen. 
Aber der Verſuch der Nachahmung mißrät ihm zu oft. Durch den 
Verſuch, dem Bilde noch mit einigen Pinſelſtrichen nachzuhelfen, wird 
es dann leicht zur Karikatur.“ 

Ich kann nicht leugnen, daß dieſe Charakteriſtik Buſchs im 
großen und ganzen zutrifft, und ich verweiſe zur Vervollſtändi⸗ 
gung des Urteils über dieſen Schriftſteller auf die entſprechenden 
Mitteilungen über ihn im erſten Band dieſes Werkes. Ich be⸗ 
ſitze auch noch eine ganze Reihe von Privatbriefen des Fürſten 
Herbert, in denen er ſich mit großer Entrüſtung über Buſch be⸗ 
ſchwert. 

Mit Heinrich v. Poſchinger geht der Verfaſſer vielleicht noch 
ſchärfer ins Gericht, als mit Rückſicht auf die vielen Publika⸗ 
tionen dieſes Autors, deren Wert nicht unterſchätzt werden 
darf, gerechtfertigt erſcheint. Er läßt an ihm kaum ein gutes 
Haar, obwohl er deſſen minder einwandfreie Bismarck⸗Bücher 
ebenſo benutzt wie die Buſchſchen Tagebuchblätter. Er kritiſiert 
Poſchinger unter anderem mit den Worten: 

„Die Fülle ſeiner Bismarckpublikationen trägt das ungeſchriebene 
Motto „Kraut und Rüben‘ offen zur Schau. .. Leichtfertig zuſammen⸗ 
gejtoppelt‘ hat ſchon Rudolf Pariſius mit Recht Poſchingers Schriften 
genannt.“ 

Hans Blum, auf deſſen Erzählungen der Verfaſſer eben⸗ 
falls oft zurückgreift, bezeichnet er als das Prototyp derjenigen 
Bismarck⸗Berichterſtatter, auf die das Wort Sidney Whitmans 
paſſe: das Glücksgefühl darüber, durch die Bekanntſchaft eines 
ſo hervorragenden Mannes wie Fürſt Bismarck geehrt zu 
werden, ſei manchem zu Kopf geſtiegen. 
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Wenn es aber hiernach mit der Zuverläſſigkeit der Bericht⸗ 
erſtattung über Außerungen Bismarcks bei drei der bekannteſten 
Bismarck⸗Autoren ſo übel beſtellt iſt, ſo kann man ſich einen 
Begriff davon machen, welcher Wert erſt denjenigen Mittei⸗ 
lungen über Ausſprüche des großen Kanzlers beizumeſſen iſt, 
die von zufälligen und nicht immer federgewandten Beſuchern 
des Fürſten ſtammen. 

Wie gejagt, der Verfaſſer täuſcht ſich nicht über die Be- 
denken, die der Benutzung mangelhaft verbürgter Außerungen 
des Fürſten zu ſeinem Zweck entgegenſtehen, beſchwichtigt ſie 
aber durch die Erwägung, daß, wenn es doch möglich ſei, der- 
artige Referate genau richtig zu ſtellen, es bei ihrer Benutzung 
nur auf die photographiſche Treue des Erinnerungsbildes, nicht 
auf das Gewand (alſo auf Wortlaut und Form) ankomme. 
Das Richtige ſei, den Inhalt der Geſpräche zu analyſieren und 
von der Vorausſetzung der wortgetreuen Wiedergabe der Einzel⸗ 
heiten prinzipiell abzuſehen. Das ſei um ſo eher anzuraten, als 
ſogar die gewiſſenhafteſten Zuhörer bezeugten, daß ſelbſt im 
ſtenographiſchen Berichte nicht der „ganze Bismarck“ enthalten 
ſei. Criſpi erzähle: 

„Der Fürſt iſt ein un vergleichlicher Plauderer. Wenn die Pointe 
nicht im Worte liegt, ſo liegt ſie im Tone. Dieſen muß man hören oder 
gehört haben. Was er ſagt, iſt voll Schattierungen und Färbungen, 
Anſpielungen, Nebenbedeutungen, Feinheiten, welche nichts wiederzugeben 


vermag. Die Stimme, die Gebärde, die wohl berechneten Pauſen, alles 
wirkt mit, um dem Gedanken und dem Ausdruck Relief zu geben.“ 


Das iſt gewiß zutreffend, aber die Schwierigkeit, den „ganzen 
Bismarck“ in Berichten über ſeine Außerungen wiederzugeben, 
kann anderſeits nicht allen möglichen Referaten über die von 
ihm geführten Geſpräche einen Freibrief gewähren. Dies um ſo 
weniger, als ich bezeugen kann, daß ſich der Fürſt oft höchſt 
abfällig über die Wiedergabe feiner Außerungen in den Be⸗ 
richten ſeiner Beſucher geäußert, jedoch nur ſelten die Irrtümer 
derſelben in den „Hamburger Nachrichten“ hat berichtigen laſſen. 


Als Stichprobe zitiere ich aus der Abendausgabe der „Ham⸗ 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. III. 
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burger Nachrichten“ vom 20. Juli 1892 folgende vom Fürſten 
Bismarck veranlaßte Verwahrung: 


„Graf Adolf Weſtarp veröffentlicht im Feuilleton der „Münchner 
Allgemeinen Zeitung‘ Schilderungen über feinen Beſuch in Friedrichs⸗ 
ruh. Wir enthalten uns unſerſeits der Wiedergabe des Textes, da wir 
glauben, daß derſelbe, ſowohl was die Einzelheiten, als die angeführten 
Tatſachen betrifft, von Gedächtnisfehlern und Mißverſtändniſſen nicht 
frei iſt.“ 


Meiſt ging der Fürſt aber über unzutreffende Berichte 
ſtillſchweigend hinweg, nahm bona fides und „Mißverſtändnis“ 
auf ſeiten der Betreffenden an und glaubte demnach glimpflich 
mit ihnen verfahren zu müſſen. Etwas anderes iſt es natürlich, 
wenn derartige mehr oder minder fragwürdige Referate dazu 
benutzt werden, um ſie den „Gedanken und Erinnerungen“ als 
„Parallelerzählungen Bismarcks“ gegenüber zu ſtellen. 

Auch iſt der Verfaſſer trotz ſeines unleugbar großen hiſto⸗ 
riſchen Wiſſens, ſeines guten Urteils und ſeiner nicht unbe⸗ 
trächtlichen Beleſenheit in der Bismarck⸗Literatur in ſeinem 
Buche ſelbſt Irrtümern anheimgefallen. Sie im einzelnen zu 
berichtigen, würde hier zu weit führen. Ich will nur ein Bei⸗ 
ſpiel herausgreifen. 

Auf Seite 161 beſchäftigt ſich der Verfaſſer mit einer von 
mir herrührenden, aus dem Jahre 1897 ſtammenden Ver⸗ 
öffentlichung der Wiener „Neuen Freien Preſſe“ über die 
Vorgeſchichte des Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieges. Darin hatte 
ich eine Außerung des Fürſten angeführt, die dahin ging: 

„Er habe aus den Verhandlungen der franzöſiſchen Kammer, 
aus dem Lärmen der Pariſer Preſſe und aus den dortigen 
Maſſendemonſtrationen im Sommer 1870 den Eindruck ge⸗ 
wonnen, daß kein Nachgeben Preußens, auch nicht um Stroh⸗ 
halmsbreite mehr möglich ſei, und habe er deshalb die Kabinetts⸗ 
frage geſtellt für den Fall, daß dieſe franzöſiſchen Unverſchämt⸗ 
heiten ruhig hingenommen werden ſollten, zumal der Rücktritt 
des Prinzen Hohenzollern von der ſpaniſchen Kronkandidatur 
unter den obwaltenden Umſtänden den Eindruck habe machen 
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müſſen, daß er durch franzöſiſche Kriegsdrohungen erzwungen 
worden ſei“. 

Zu dieſer meiner Mitteilung in der „Neuen Freien Preſſe“ 
bemerkt der Verfaſſer: 


„Die Außerung Bismarcks: „Ich habe deswegen die Kabinettsfrage 
geftellt‘, trifft nicht zu. Bismarck war allerdings feſt entſchloſſen, bei 
Preußens endgültigem Zurückweichen, wie uns die „Gedanken und Er⸗ 
innerungen‘ mitteilen, ſeinen Abſchied zu nehmen; er ließ ſich aber zu⸗ 
nächſt nur durch Eulenburg in Ems entſchuldigen.“ 


Letztere Angabe beruht auf Irrtum. Fürſt Bismarck hat 
mich im Dezember 1892 zur Berichtigung einer ähnlichen un⸗ 
zutreffenden Angabe über die Entſendung Eulenburgs nach Ems 
beauftragt, zu erklären: 

„Die Reiſe des Grafen Eulenburg nach Ems hatte den 
Zweck, Se. Majeſtät auf den Rücktritt des Miniſterpräſidenten 
vorzubereiten, wenn der König nicht unter Berufung des 
Reichstags nach Berlin zurückkehre.“ 

Dieſe Bismarckſche Veröffentlichung iſt in der Morgenausgabe 
der „Hamburger Nachrichten“ vom 16. Dezember 1892 ent⸗ 
halten. Davon, daß Eulenburg zunächſt nur den Auftrag ge⸗ 
habt habe, den Miniſterpräſidenten in Ems zu entſchuldigen, 
kann mithin nicht die Rede ſein. Er ſollte vielmehr den even⸗ 
tuellen Rücktritt Bismarcks direkt in Ausſicht ſtellen und hat 
dies auch getan. Ich führe dies Beiſpiel nur an, um zu zeigen, 
wie leicht geſchichtliche Irrtümer in Umlauf geſetzt werden können, 
die dann ſpäter als Tatſachen angeſehen werden. 

Nicht unintereſſant und deshalb mitteilenswert iſt das Er⸗ 
gebnis, zu dem der Verfaſſer hinſichtlich der kritiſchen Ver⸗ 
gleiche der „Parallelerzählungen Bismarcks“ mit den „Ge⸗ 
danken und Erinnerungen“ gelangt. Er faßt es am Schluß 
ſeines Werkes zuſammen, und ich entnehme daraus die fol⸗ 
genden Stellen: 


„Bis auf ganz wenige geringe Ausnahmen behaupten ſie (die 
„Gedanken und Erinnerungen‘) den Vorrang (vor den Parallelerzäh⸗ 
lungen 


131 


Vergleichen wir die Parallelen mit den „Gedanken und Erinne⸗ 
rungen‘, jo müſſen wir feſtſtellen, daß dieſe im Verhältnis zu Bismarcks 
innerſter überzeugung (woher kennt ſie übrigens der Verfaſſer?) ſehr 
zurückhaltend find... 

Die Parallelen beweiſen, daß Bismarcks Gedächtniskraft nicht nach⸗ 
gelaſſen hatte und daß man fälſchlich die verſagende Erinnerung zur 
Erklärung angeblicher Verſchiebungen im Bismarckgedächtnis ange⸗ 
führt hat. 

An anderen Stellen zeigen die Parallelen mehr als einmal, daß 
Bismarck mehr zu jagen wußte, als in den „Gedanken und Erinne⸗ 
rungen‘ ſteht und aus beſtimmten Gründen ſeine Erinnerung auf ein 
Minimum reduziert.“ 


Hier hat der Verfaſſer den Nagel auf den Kopf getroffen 
und zwar in ſehr viel ſtärkerem Maße, als er ſich vielleicht 
ſelbſt bewußt geweſen iſt. 

Der letzte Teil ſeines Buches beſchäftigt ſich in eben⸗ 
falls intereſſanter Weiſe mit dem Verhältnis, in dem die „Ge⸗ 
danken und Erinnerungen“ zu den Artikeln ſtehen, die der 
Fürſt durch mich in den „Hamburger Nachrichten“ hat ver⸗ 
öffentlichen laſſen. Er ſchickt dieſem Abſchnitt ſeines Werkes 
die Bemerkung voraus, daß die authentiſche Ausgabe der 
Bismarckartikel in den „Hamburger Nachrichten“ im zweiten 
Band meines Werkes willkommen zu heißen ſei, weil „das 
rat⸗ und zweckloſe Herumtaſten zwiſchen den Zeitungsartikeln 
der neunziger Jahre damit ein Ende gefunden habe“. Dann 
ſagt er über die Bismarckartikel in den „Hamburger Nach⸗ 
richten“: 

„Die große Mehrzahl ſtammt aus der Entſtehungszeit der „Ge⸗ 
danken und Erinnerungen“. Wir ſehen, daß die „Hamburger Nachrichten“ 
bei Lebzeiten manches aus den „Gedanken und Erinnerungen‘ vorweg 
genommen haben, wenn auch keiner der Artikel direkt eine Stelle der 
„Gedanken und Erinnerungen‘ wiedergibt.. 

Die Themata, die über den Rahmen der uns bekannten Bände der 
„Gedanken und Erinnerungen‘ hinausgreifen, geſtatten einen Schluß auf 
den vermutlichen Inhalt des uns noch unbekannten oft erwähnten 
dritten Bandes 


Die Artikel raten und warnen nicht nur, ſie kämpfen auch gelegent⸗ 
lich in einem ganz anderen Umfange und in einer ganz anderen Form, 
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als die „Gedanken und Erinnerungen‘ es tun. Allerdings nur, wenn 
es der Abwehr eines Angriffes gilt ... 

Sonſt iſt die Tonart der Artikel ſachlich und ruhig, nur in wenigen 
Fällen mit einer leichten Bitterkeit vermiſcht, wenn es ſich um eine 
Kontroverſe über ein von ihm (Bismarck) geſchaffenes Werk handelt, das 
nicht in ſeinem Sinne weiter fortgeſetzt wird. Zweifellos ſind ſie als 
Kinder des Augenblickes darin ſchärfer als die Gedanken und Erinne— 
rungen“, für deren aktuelle Beziehungen ſie wertvolle Fingerzeige ent— 
halten ...“ 


Ich kann dieſer Würdigung der Artikel in den „Hamburger 
Nachrichten“ in ihrem Verhältnis zu den „Gedanken und Er- 
innerungen“ auf Grund meiner perſönlichen Erfahrungen nur 
zuſtimmen. 

Der Verfaſſer fährt dann fort: 


„Zwar iſt Bucher ſeinerzeit mit den Weiſungen, die Hofmann er- 
hielt, nicht recht einverſtanden geweſen. ‚Hofmann von den Hamburger 
Nachrichten kommt alle Woche und läßt drucken, was der Fürſt ihm ſagt, 
gleichviel ob es bedacht iſt, oder das Gegenteil.“ Die außerordentliche 
Übereinftimmung zwiſchen den „Gedanken und Erinnerungen‘ und den 
Artikeln beweiſen jedoch, daß Bismarck ſehr wohl „bedachte, was er 
ſchrieb und ausſprach. Denn die Übereinſtimmung liegt nicht, wie wir 
ſchon ſahen, in einer textlichen Anlehnung der Artikel an die, Gedanken 
und Erinnerungen‘ begründet, ſondern in der gleichbleibenden Auf- 
faſſung des Autors ... So ſchießen alſo Buchers Urteile über die 
„Gedanken und Erinnerungen‘ wie über die Hofmannſchen Artikel weit 
übers Ziel hinaus.“ 


Letzteres Urteil kann jedoch nur auf die Bismarck-⸗Artikel in 
den „Hamburger Nachrichten“ erſtreckt werden, nicht auf die 
„Gedanken und Erinnerungen“, bei deren Herſtellung Lothar 
Bucher mitgewirkt hat. Übrigens iſt mir verſichert worden, 
daß Bucher die ihm vorſtehend zugeſchriebene Außerung über⸗ 
haupt nicht in dieſer Form getan hat. 

Ich ſchließe dieſes Kapitel in der Hoffnung, ſein erſter, auf 
die Glaubwürdigkeit der Ouellen von Berichten über angeb⸗ 
liche Bismarck⸗Außerungen bezüglicher Teil möge dazu bei⸗ 
tragen, daß man in Zukunft dergleichen Mitteilungen nicht 
mehr ſo viel Vertrauen ſchenke, wie es bisher vielfach der Fall 
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war, jondern bei ihrer Würdigung die Lehre nicht außer 
acht laſſe, die aus meinen obigen Darlegungen zu ziehen iſt. 
Das wird immerhin ein Gewinn ſein. 


Verſchiedene Außerungen des Fürſten Bismarck. 


Ich will hier noch einige Außerungen des Fürſten nach⸗ 
tragen, die ſich auf verſchiedene Gegenſtände bezogen und im 
erſten Bande nicht Platz finden konnten, aber dennoch nicht 
verloren gehen dürfen. 


a) überwachung der Sicherheit des Fürſten unter Kaiſer Wilhelm I. 


Im Sommer 1894 kam bei einem Tiſchgeſpräch in Fried⸗ 

richsruh die Rede auf die Maßregeln, die Kaiſer Wilhelm J. 
zur perſönlichen Sicherheit ſeines Kanzlers angeordnet hatte. 
Sie bezweckten nicht nur, die Verübung von Anſchlägen wie 
diejenigen Blinds und Kullmanns zu verhüten, ſondern auch den 
großen Staatsmann gegen Beläſtigungen aller Art zu ſchützen. 
Einer der Tiſchgäſte wies darauf hin, daß dem jetzigen Reichs⸗ 
kanzler (Caprivi) ein derartiger Schutz 2 zur Seite ſtehe. 
Darauf ſagte der Fürſt: 

„Das iſt leicht erklärlich, weil Attentate in der Regel nur 
von politiſchen Richtungen ausgehen, die gegenwärtig als Stützen 
des neuen Kurſes gelten und ein Verlangen nach einer Abän⸗ 
derung in der Staatsleitung nicht empfinden.“ 

Ich erlaubte mir die Bemerkung, daß es gegenüber den 
fortwährenden Sticheleien der demokratiſchen Preſſe über die 
frühere Bewachung des Fürſten doch vielleicht am Platze wäre, 
dem eine Bemerkung im Sinne der eben gehörten Äußerung 
des Fürſten entgegenzuſetzen. Der Fürſt ſtimmte zu. Als der 
betreffende Artikel in den „Hamburger Nachrichten“ erſchienen 
war (vgl. Band II, S. 258), bemerkte das „Berliner Tage⸗ 
blatt“ dazu: 
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„Das foll wohl heißen, daß Graf Caprivi mit den Anardiften und 
jenen Revolutionären, die vor Bluttaten nicht zurückſchrecken, auf ſo 
gutem Fuße ſtehe und gewiſſermaßen deren Geſchäfte in jo zufrieden- 
ſtellendem Maße beſorge, daß ſie ſich keinen beſſeren Freund wünſchen 
könnten.“ 


Als ich dem Fürſten dieſe Bemerkung vorlegte, meinte er: 

„Sie haben in Ihrem Artikel doch nicht entfernt angedeutet, 
daß Graf Caprivi mit den Anarchiſten und Revolutionären auf 
gutem Fuße ſtehe. Das Wohlwollen iſt ſchwerlich gegenſeitig, 
ſondern einſeitig. Etwas anderes als das Vorhandenſein dieſes 
einſeitigen Wohlwollens auf ſeiten der Revolutionäre für die 
Geſchäftsleitung des neuen Kurſes iſt in den ‚Hamburger Nach⸗ 
richten‘ nicht behauptet worden. Sie haben nur gejagt, daß 
die Fraktionen, aus welchen Attentate erfahrungsgemäß hervor- 
gingen, ein Verlangen nach Anderung in der jetzigen Staats⸗ 
leitung nicht empfänden. Das aber iſt ganz ſicher der Fall. 
Die Enthaltſamkeit, die Paſſivität der Staatsleitung der Sozial⸗ 
demokratie und ihren Annexen gegenüber genügt ihnen voll⸗ 
kommen. Ebenſo iſt es zweifellos, daß die ſozialdemokratiſche 
Fraktion im Reichstage der gegenwärtigen Regierung deshalb 
ihre Unterſtützung gewährt. Jeden Zweifel darüber widerlegen 
die Abſtimmungsliſten des Reichstages. Die Sozialdemokraten, 
von deren Saat die Anarchiſten die Frucht bilden, haben die 
Regierungsvorlagen durchbringen helfen, die ohne ſie gefallen 
ſein würden.“ 

Die „Voſſiſche Zeitung“ hatte den Artikel, der von mir mit 
Zuſtimmung des Fürſten in den „Hamburger Nachrichten“ ver⸗ 
öffentlicht worden war, auf „ſtarke perſönliche Gehäſſigkeit des 
Fürſten gegen den Grafen Caprivi“ zurückgeführt. Dazu be⸗ 
merkte der Fürſt: | 

„Ich haſſe den Grafen Caprivi in keiner Weiſe perſönlich 
und bin nur beſorgt bezüglich der ſchließlichen Ergebniſſe des 
„Mutes der Kaltblütigkeit“, den er für ſich und feine Regierung 
der Sozialdemokratie gegenüber in Anſpruch nimmt.“ 

In der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ aber war 
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der Hinweis der „Hamburger Nachrichten“ auf die vorliegenden 
Tatſachen als „giftige Inſinuationen“ bezeichnet worden, mit 
denen man an der Zerſtörung der ſtaatlichen Autorität arbeite 
und dabei die Stirn habe, ſich für ſtaatserhaltend auszugeben. 
Dies bewog den Fürſten zu folgenden Gloſſen mir gegenüber: 

„Ich glaube, daß Ihr Blatt das Prädikat „ſtaatserhaltend“ 
mit mehr Recht in Anſpruch nehmen kann, als die ‚Nord⸗ 
deutſche Allgemeine Zeitung‘, und halte die Bezeichnung der 
Sozialdemokratie als einer parlamentariſchen Stütze des neuen 
Kurſes keineswegs für einen faden Scherz‘, wie das Regie⸗ 
rungsblatt es tut, ſondern für eine traurige Wahrheit. 

Ich bleibe dabei, daß die Leiter unſerer heutigen Politik 
keinen Anlaß haben, auf ihren perſönlichen Schutz gegen poli⸗ 
tiſche Attentate der Sozialdemokratie bedacht zu ſein. Ich habe 
die ganze Erörterung über dieſen Gegenſtand überhaupt nur zu⸗ 
gelaſſen, weil die Inſinuation gegen mich gerichtet worden war, 
als habe ich als Reichskanzler aus Furcht vor Attentaten mich 
mit einem Schutze umgeben laſſen, den Graf Caprivi verſchmähe. 
Ich wiederhole, daß ich niemals in meinem Leben ein Bedürfnis, 
beſchützt zu werden, zu erkennen gegeben, ſondern lediglich die 
vom Kaiſer empfohlene Überwachung meiner Perſon akzeptiert 
habe, auch dann, wenn ſie mir perſönlich unbequem war.“ 


b) Aus der Zeit des Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieges. 


Im Sommer 1895 hat ein Berliner Blatt über eine Unter⸗ 
redung berichtet, die kurz vor Ausbruch des Krieges zwiſchen 
dem württembergiſchen Miniſter v. Varnbüler und dem fran⸗ 
zöſiſchen Geſandten Grafen v. St. Vallier ſtattgefunden habe. 
Es hieß in dem Referat: | 

„Am 13. Juli hatte Herr v. Varnbüler feine Unterredung mit dem 
franzöſiſchen Geſandten. Ihren Inhalt gibt eine Depeſche wieder, die 
letzterer ſofort an ſeine Regierung richtete. ‚Sie wollen den Krieg, 
ſagte der Miniſter zu dem Geſandten, „Sie wollen ihn trotz der fried⸗ 
lichen Verſicherungen, trotz des Unterpfandes der Ruhe, die Sie im 
Plebiſzit gefunden haben. Vor acht Tagen war alle Welt auf Ihrer 
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Seite, Europas öffentliche Meinung billigte Ihre gerechte Empfindlich— 
keit und erkannte an, daß Ihre Beſchwerden begründet ſeien. Ihre 
Zeitungen haben angefangen, Ihre Freunde abwendig zu machen, in— 
dem ſie Souveräne und fremde Völker mit Beleidigungen überhäuften. 
Sie haben dadurch Preußen Macht über uns gegeben, ihm ſeine Aktion 
erleichtert, indem ſie ihm erlaubten, die nationalen Leidenſchaften zu er— 
regen. Sie haben uns unmöglich gemacht, die Zurückhaltung zu be— 
wahren, die zu beobachten wir entſchloſſen waren. Die Entſagung des 
Erbprinzen Leopold hatte die Befürchtungen beſchwichtigt, den Geſchäften 
Vertrauen, den Regierungen Hoffnung wiedergegeben; ſie war ein ſchöner 
und legitimer Erfolg für Sie. Preußen war zurückgewichen. Es hatte 
ſich vor Frankreich gedemütigt; denn der Fürſt Anton hat die Ent— 
ſagung nicht, ohne unter der Hand durch den König Wilhelm dazu auf— 
gefordert zu ſein, eingeſandt. Es war alſo ein Triumph für Frank— 
reich, eine Erniedrigung für ſeine Nebenbuhler.“ 

Als der Fürſt dieſen Zeitungsbericht geleſen hatte, erſchien 
es mir bemerkenswert, daß er gegen ſeine ſonſtige Gewohnheit 
keine Kritik daran übte. Ich entnahm daraus die Beſtätigung 
der Richtigkeit der Beurteilung, die Herrn v. Varnbüler über 
die Unterhandlungen in Ems vor dem Eingreifen Bismarcks 
zugeſchrieben wurde. Ich habe ſchon früher mitgeteilt, daß 
eine der Haupttriebfedern zum Kriege für den Fürſten die 
Tatſache war, daß es hieß, König Wilhelm habe die Zurück— 
ziehung der Hohenzollernſchen Kandidatur wegen der franzö— 
ſiſchen Kriegsdrohung angeordnet. 

Der Fürſt beſchränkte ſich darauf, in den „Hamburger Nach— 
richten“ folgende Bemerkung zu dem oben mitgeteilten Bericht 
veröffentlichen zu laſſen: 

„Wenn dieſe Auffaſſung zutrifft, ſo geht aus ihr hervor, 
daß eben nur durch kriegeriſche Entwicklung damals das preußi— 
ſche Staatsſchiff in ſeinem Fahrwaſſer zu erhalten war.“ 

Meiner Anſicht nach geht außerdem daraus hervor, daß es ohne 
das Eingreifen des Fürſten zu einem neuen Olmütz für Preußen 
gekommen wäre und daß die Franzoſen mit ihrem höhniſchen 
„la Prusse cane“ recht behalten hätten, wenn der Fürſt nicht durch 
Stellung der Kabinettsfrage die Rückkehr des Königs von Ems 
und die ſofortige Berufung des Reichstags herbeigeführt hätte. 
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c) In Sachen Jeſſé. 


In ſeinen Geſprächen über den Feldzug kam der Fürſt 
wiederholt auf die Verſailler Zeit und ſeine dortigen Erlebniſſe 
zu ſprechen, auf die Reibereien zwiſchen ihm und den mili⸗ 
täriſchen „Halbgöttern“, auf die Frage des Bombardements 
von Paris, auf die Vorgänge bei der Kaiſerproklamation und 
auf ſonſtige Ereigniſſe jener denkwürdigen Tage. Doch iſt das 
meiſte von dem, was ich mir darüber aufgezeichnet habe, in⸗ 
zwiſchen anderweitig bekannt geworden, zum Teil auch im erſten 
Band dieſes Werkes erwähnt, ſo daß ich hier Abſtand nehmen 
muß, mein Aufzeichnungsmaterial weiter zu benutzen. 

Nur eine Ausnahme ſei geſtattet. Sie betrifft die Vor⸗ 
gänge im Hauſe der Madame Jeſſé in Verſailles, Rue de Pro⸗ 
vence, wo der damalige Bundeskanzler, Graf Bismarck, fünf 
Monate lang ſein diplomatiſches Hauptquartier aufgeſchlagen 
hatte, und in dem ſich bekanntlich ſehr wichtige hiſtoriſche Vor⸗ 
gänge zugetragen haben. Aber nicht von dieſen ſoll die Rede 
ſein, ſondern meine nachſtehenden Mitteilungen betreffen eine 
Anklage, die ein Vierteljahrhundert ſpäter in einem franzöſiſchen 
Blatte gegen den Fürſten Bismarck wegen des Verhaltens er⸗ 
hoben wurde, deſſen er ſich damals gegen ſeine Verſailler Wirtin 
angeblich ſchuldig gemacht habe. 

Im Jahre 1895 hatte ein Redakteur des „Gaulois“ im 
Hauſe der Madame Jeſſé vorgeſprochen und erzählte dann in 
ſeinem Blatte die Geſchichte einer Uhr, vor welcher der Frie⸗ 
densvertrag unterzeichnet und die nach des Fürſten Außerung 
von Herrn Thiers beſonders verwünſcht worden ſei: 


„Fürſt Bismarck — ſo hieß es weiter — wollte der Eigentümerin 
des Hauſes, Frau Jeſſé, die Uhr abkaufen, die jedoch ablehnte. Die 
Uhr blieb bei Frau Jeſſé, aber nicht ganz. Irgend jemand hatte den 
Perpendikel und die Zahl X des Zifferblattes entfernt, welche die Stunde 
anzeigte, wo Herr v. Bismarck von Verſailles abreiſte. Wer mochte der 
Schuldige geweſen ſein? Seit dem März 1871 iſt dieſe Uhr — die einen 
hervorragenden Platz in der Geſchichte des Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieges 
einnimmt — nicht wieder gegangen, denn der Perpendikel wurde durch 
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keinen anderen erſetzt. Sie jteht jetzt im Eßzimmer der Frau Jeſſé. 
Wenn ſie Herr v. Bismarck zurückließ, ſo war das gleiche nicht mit der 
‚table de la paix der Fall, an welcher die deutſchen und franzöſiſchen 
Bevollmächtigten den Vertrag unterzeichneten, der Frankreich Elſaß— 
Lothringen und fünf Milliarden koſtete.“ 


Dazu ließ Fürſt Bismarck in den „Hamburger un 
ſchreiben (vgl. Schlußverzeichnis zu Band II): 

„Die Uhrgeſchichte iſt vollſtändig erfunden, es befand ſich in 
dem Lokal der Unterzeichnung überhaupt keine Uhr. In dem 
Arbeitsraum des Kanzlers ſtand eine kleine Bronzefigur auf 
dem Kaminſims, die einen ſitzenden Teufel mit großen Flügeln 
darſtellte, der ſich die Nägel benagte, der ‚veuige Teufel‘. 
Dieſe Statuette ohne Uhr wünſchte Graf Bismarck zu beſitzen 
und wollte ſie der Wirtin, der Frau Jeſſé, abkaufen. Sie 
weigerte fi) unter der Angabe, daß ſich eine Familienerinne⸗ 
rung daran knüpfe, worauf der Kanzler erwiderte, daß er unter 
dieſen Umſtänden ſelbſtverſtändlich Verzicht leiſte. Er ermittelte 
darauf den Pariſer Urſprung des Gebildes und beſchaffte es 
ſich aus der Bezugsquelle, ſo daß die gleiche Figur wie im 
Jeſſéſchen Hauſe in Friedrichsruh auf dem Kamin ſteht. Es iſt 
eine beliebige Erfindung, wenn der ‚Gaulois“ weiter behauptet, 
daß irgend jemand den Perpendikel einer nicht vorhandenen Uhr 
und die Zahl X des Zifferblattes entfernt habe. Wenn jetzt 
eine Uhr im Eßzimmer der Frau Jeſſs ſteht, jo iſt es eine 
ſolche, die Fürſt Bismarck niemals mit Augen geſehen hat. 

Ebenſo ungenau iſt die Geſchichte von der table de la paix. 
Dieſer Tiſch iſt auf Anlaß von Landsleuten des Kanzlers im Hauſe 
Jeſſé durch einen vollkommen identiſchen einfachen Klapptiſch er⸗ 
ſetzt worden, und das Original iſt zu ſpäterer Zeit von ſeinen Er⸗ 
werbern dem Fürſten Bismarck als Geſchenk überreicht worden.“ 

Wenn ich dieſe Veröffentlichung hier aufgenommen habe, 
obwohl ſie bereits in andere Bismarckwerke übergegangen iſt, 
ſo geſchieht es einmal, weil ich einige Ungenauigkeiten der dor⸗ 
tigen Wiedergabe zu korrigieren hatte, und zweitens, um ein 
paar Bemerkungen daran zu knüpfen. 
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Was zunächſt die table de la paix betrifft, jo hatte fie, wie ich 
im erſten Band kurz erwähnt habe, im Friedrichsruher Arbeits⸗ 
zimmer des Fürſten an der den Fenſtern abgekehrten Schmal⸗ 
ſeite ſeines Schreibtiſches ihren Platz gefunden, ſo daß der Kanzler 
ſie immer in der nächſten Nähe hatte, was beweiſt, wie große 
Stücke er auf dieſes hiſtoriſche Möbel hielt. Es war ein rot⸗ 
brauner Klapptiſch von normaler Beſchaffenheit und der her⸗ 
kömmlichen Größe. Aber ich muß einen Druckfehler berichtigen, 
der im erſten Band ſtehen geblieben iſt und ſich auf den 
Friedenstiſch bezieht. Es muß nämlich an der bezüglichen 
Stelle ſtatt „Frankfurter Frieden“ heißen: „Verſailler Prä⸗ 
liminarfrieden“. 

Auf dem Duplikat der Statuette des „reuigen Teufels“ 
auf dem Friedrichsruher Kaminſims weilte der Blick des großen 
Staatsmannes häufig erinnerungsvoll. Man ſah ihm an, daß 
er des Originals in der Rue de Provence in Verſailles und 
des Zimmers gedachte, wo er die Bekanntſchaft des „reuigen 
Teufels“ gemacht hatte. 

Nach der oben mitgeteilten Außerung des Fürſten iſt es 
ſelbſtverſtändlich unzutreffend, daß er ſeinerzeit zu Frau Jeſſé, 
wie behauptet worden iſt, geſagt habe: 

„Es würde mir ſehr lieb ſein, wenn ich dieſe Uhr mitnehmen 
könnte, welche die Stunde zeigt, in der ich mit Herrn Thiers 
den für mein Land ſo ruhmreichen Frieden verhandelt und 
geſchloſſen habe.“ 

Dergleichen ruhmredige Phraſeologien lagen dem Fürſten 
überhaupt nicht; ſie ſind einfach franzöſiſche Erfindung, die 
entweder von Frau Jeſſé oder von ihren Freunden ausgegangen 
iſt. Daß Herrn Thiers der „reuige Teufel“ ein Greuel war 
und er einen förmlichen Abſcheu vor ihm hatte, wurde bereits 
erwähnt. Falſch dagegen iſt die Angabe eines franzöſiſchen Jour⸗ 
nals, Frau Jeſſé habe die Teufelsfigur dem Kanzler unter der 
Bedingung zum Geſchenk machen wollen, daß ihr 5000 Franken 
für den Schaden vergütet würden, den ihr Haus infolge ſeiner 
Benutzung als Hauptquartier des Bundeskanzlers erlitten habe. 
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Eine ähnliche Forderung mag von Frau Jeſſé geſtellt worden 
ſein, jedenfalls war ſie maßlos übertrieben und hatte mit der 
Bronzefigur nicht das geringſte zu tun. 


d) Fürſt Bismarck und die Franzoſen. 


Da hier einmal von dem Deutſch-Franzöſiſchen Kriege die 
Rede iſt, möchte ich nicht unterlaſſen, zu erwähnen, daß in 
Friedrichsruh auch nach der Entlaſſung des Fürſten andauernd 
Briefe, Zeitungen, Witzblätter mit üblen Karrikaturen und der⸗ 
gleichen aus Frankreich eintrafen, die bezeugten, mit welchem 
fanatiſchen Haſſe die Franzoſen den Fürſten Bismarck als „Ur⸗ 
heber ihres vaterländiſchen Unglücks, ihrer Erniedrigung und 
der Verſtümmelung ihres Landes“ verfolgten. 

Meiſt ignorierte der Fürſt derartige Eingänge. Nur in 
einzelnen Fällen machte er eine Ausnahme und ſprach mit mir 
darüber. 

Einen beſonders leidenſchaftlichen Ton ſchlug ein Teil der 
Pariſer Preſſe nach der Veröffentlichung des Deutſch⸗Ruſſiſchen 
Neutralitätsvertrages an, deſſen Bekanntwerden ſie an der be⸗ 
ſonders empfindlichen Stelle ihrer Ruſſenfreundſchaft ſchmerz⸗ 
lichſt berührte. In dieſer Zeit wurde ein Artikel nach Fried⸗ 
richsruh geſchickt, der „Götterdämmerung“ überſchrieben war 
und einem in England in franzöſiſcher Sprache erſcheinenden 
Ableger der Pariſer Preſſe entſtammte, der den Namen führte 
„Le courrier de Londres et de l'Europe“. Der Fürſt las den 
Artikel eines Abends, als er nach dem Diner, wie gewöhnlich 
ausgeſtreckt und ſeine Pfeife rauchend, auf ſeinem Liegeſtuhl 
ruhte. Er rief mich heran und ſagte, auf den Schmähartikel 
deutend: 

„Sehen Sie ſich doch das einmal an, und wenn Sie meinen, 
ſo teilen Sie daraus die kräftigſten Stellen zur Erbauung Ihrer 
Leſer in der Zeitung mit.“ 

Das tat ich denn auch und laſſe aus meiner damaligen 
Überjegung hier nachſtehende Sätze folgen: 
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„Fürſt Bismarck iſt eins der verbrecheriſchſten Genies aller Zeiten. 
Dieſer Urheber ungeheurer Menſchenſchlächtereien, der Dieb von Pro⸗ 
vinzen und Pendulen, dieſer unſelige Organiſator des europäiſchen 
Schreckens iſt für alle Übel verantwortlich, die ſeit drei Jahrzehnten 
auf der Welt laſten. Das verruchte Syſtem des bewaffneten Friedens, 
das alle Völker unter den erdrückenden Laſten der Militärbudgets ſtöh⸗ 
nend ſich beugen läßt, iſt ſein Werk. Er hat aus Preußen und Deutſch⸗ 
land eine große Kaſerne gemacht, von der aus bewaffnete Räuberbanden 
immer bereit ſind, auszubrechen, um die Sicherheit ihrer Nachbarn zu 
bedrohen und ſie zu zwingen, ſich ebenfalls bis an die Zähne zu be⸗ 
waffnen, um ſich zu verteidigen. Betrug, Argliſt, Gewalt, Bluttat und 
Raub hat er ohne Unterlaß mit einem unverſchämten, unheimlichen 
Glücke bei ſeinem Werke angewendet, der große Verbrecher, der ſich 
Herr v. Bismarck nennt. 

Wird dieſer ſchreckliche Menſch eine Strafe dafür erhalten, daß er 
uns unter fortwährender Beängſtigung hat leben laſſen und noch leben 
läßt? Wird dieſer mittelalterliche Junker (ce hobereau gothique), deſſen 
brutale Hand verſucht hat, unſer Jahrhundert des Fortſchritts und der 
Ziviliſation um tauſend Jahre zurückzuwerfen, alle ſeine Verbrechen, 
alle ſeine Ruchloſigkeiten ſühnen, wird er für alle Tränen, die er hat 
fließen laſſen, für alle Ruinen, die ſeinen blutigen Lebensweg bezeichnen, 
büßen, bevor ſein eiſernes Herz den letzten Schlag tut? Wir wollen 
es hoffen! f 

Wenigſtens können wir ſchon einen Anfang der Strafe bei dem 
alten Koloß auf tönernen Füßen verzeichnen. Er wird gepeinigt — 
nicht durch Gewiſſensbiſſe, denen ſeine ſchwarze Seele unzugänglich iſt — 
aber durch das zunehmende Entrüſtungsgeſchrei der von ihm Miß⸗ 
brauchten und Geprellten. 

Dieſer zyniſche und nur allzu erfolgreiche Spieler, den man infolge 
ſeines beſtändigen Glücks für ein überlegenes Genie gehalten hat, er- 
ſcheint heute als unverſchämter Gauner (impudent coquin), deſſen Ge⸗ 
ſchicklichkeit in nichts beſtanden hat, als auf grobe Art, ohne Skrupel 
alle Welt zu täuſchen. Blind durch ſeinen Haß gegen ſeine Nachfolger 
in der Macht, namentlich gegen Herrn v. Caprivi, und in der Abſicht, 
jede Verantwortlichkeit für den unheilbaren Bruch mit Rußland von 
ſich abzuwälzen, hat er kürzlich in ſeinem Leibblatte, den „Hamburger 
Nachrichten“ eine ſenſationelle Enthüllung veröffentlicht ...“ 


Hier folgt eine Inhaltsangabe und Beſprechung des Deutſch⸗ 
Ruſſiſchen Neutralitätsvertrages, ſowie der weiteren Mitteilungen 
darüber, die ich damals im Auftrage des Fürſten veröffentlicht 
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habe. Fürſt Bismarck wird darin als vieil ogre und dergleichen 
bezeichnet, deſſen Werk ſcheußliche Hinterliſt und ein Verrat an 
Oſterreich geweſen ſei, der gleichſtehe mit der „Fälſchung“ der 
Emſer Depeſche, durch die das arme Frankreich in die Klauen 
der preußiſchen Barbaren getrieben worden ſei. Graf Caprivi er⸗ 
ſcheint als „unſchuldiges Opferlamm des wütenden Greiſes im 
Sachſenwalde“, Rußland aber wird glücklich geprieſen, daß es „der 
Tücke dieſes Freundes entronnen ſei und bei Frankreich Schutz 
und Zuflucht vor dem vieux forban de Friedrichsruh und ſeinen 
guet-apens gefunden habe“. Am Schluſſe des Artikels heißt es: 


„Gewiſſenlos, zyniſch noch in feinem Greiſenalter, will dieſer Menſch, 
daß die Weltgeſchichte feine Übeltaten in ihrem vollen Umfange kennen 
lerne: die Geheimniſſe ſeines doppelten Spieles, den Schlüſſel zu ſeinen 
verbrecheriſchen Kombinationen. Welches Schaufpiel, daß er ſeine wag⸗ 
halſige Herausforderung an der Schwelle ſeines Grabes an die menjch- 
liche Gerechtigkeit in Erwartung der göttlichen gerichtet hat! Aber der 
Coup iſt mißglückt; das alte Ungeheuer ſtolpert mehr und mehr ſeinem 
endlichen Untergange zu, den es ſo reichlich verdient hat.“ 


Aus den Bemerkungen, die Fürſt Bismarck zu dieſem fran⸗ 
zöſiſchen Wutausbruch gegen ihn gemacht hat, als er ihn mir 
übergab, teile ich noch folgendes mit: 

„Es iſt noch bemerkenswert, mit welcher Entſchiedenheit 
meine franzöſiſchen Gegner die Partei Caprivis ergreifen. Ich 
glaube nicht, daß es lediglich geſchieht, um damit gegen mich 
zu demonſtrieren, ſondern vor allem deshalb, weil ſie ſich vom 
Grafen Caprivi Nutzen für ihre Intereſſen verſprechen. Dazu 
ſind ſie vollſtändig berechtigt. Ein Reichskanzler, der politiſch 
derartig Analphabet iſt, daß er es als ‚Wiederherſtellung des 
europäiſchen Gleichgewichts“ bezeichnete, als er durch Nichtver⸗ 
längerung meines Neutralitätsabkommens mit Rußland dieſes 
in die Arme Frankreichs trieb und damit Deutſchland aus der 
günſtigen Poſition brachte, die es bis dahin auf internationalem 
Gebiete innegehabt hatte, ein ſolcher Reichskanzler muß natürlich 
den Franzoſen gefallen, und ſie können noch mehr derartige 
Genieſtreiche von ihm erwarten. 
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Daß die Pariſer über meine Veröffentlichung des Deutſch⸗ 
Ruſſiſchen Abkommens in den ‚Hamburger Nachrichten‘ ein 
großes Geſchrei erheben, iſt begreiflich. Ich habe ihnen damit 
etwas Waſſer in ihren allzu feurigen ruſſiſchen Wein gegoſſen. 
Das war auch mein Zweck. Im übrigen geht es mir mit den 
Franzoſen genau ſo, wie mit unſeren einheimiſchen Sozialiſten. 
Je mehr ſie auf mich ſchimpfen, deſto mehr beweiſen ſie, daß 
ich mir durch ihre Bekämpfung Verdienſte um Deutſchland er⸗ 
worben habe, die immerhin nicht zu unterſchätzen ſind. Meiner 
Anſicht nach ſollten der Haß und der Zorn, womit die Fran⸗ 
zoſen und die Sozialdemokraten mich als Privatmann in die 
Stille meines Sachſenwaldes hinein verfolgen, nach verſchie⸗ 
denen Richtungen hin lehrreich wirken. Ich würde erheblich 
ruhiger in die Zukunft blicken, wenn die Leiter der deutſchen 
Politik auch nur einen Teil des Haſſes, den die beiden er⸗ 
bittertſten und gefährlichſten Gegner des Deutſchen Reiches 
gegen mich hegen, durch ihre Haltung ihnen gegenüber gegen 
ſich ſelbſt wachriefen. Leider iſt daran nicht zu denken.“ 


Fürſt Bismarck über die Sozialdemokratie. 


Die Stellung, die Fürſt Bismarck der Sozialdemokratie 
gegenüber einnahm, und die Auffaſſung, die er über ſie hegte, 
ſind zu bekannt, als daß es mir möglich wäre, auf Grund meiner 
Aufzeichnungen weſentlich neues Material in dieſer Beziehung 
beizubringen. Dagegen glaube ich einige nicht unintereſſante 
Außerungen des großen Staatsmannes über das Verhalten 
ſeiner Nachfolger der Sozialdemokratie gegenüber anführen zu 
können, die das bisher darüber bekannt Gewordene nicht un⸗ 
erheblich ergänzen: 

Fürſt Bismarck glaubte bekanntlich nicht an die Verſöhn⸗ 
barkeit und die Mauſerung der Sozialdemokratie zu einer ſtaats⸗ 
treuen Partei und hielt alle darauf abzielenden Verſuche der 
Regierung des neuen Kurſes nicht bloß für vergeblich, ſondern 
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auch für nachteilig. Dies namentlich deshalb, weil es auf die 
Bevölkerung einen verwirrenden Eindruck machen müſſe, wenn 
ſie wahrnehme, daß die eigene Regierung die Sozialdemokratie 
als Partei wie jede andere behandle, ihr entgegenkomme und 
ſie für ſich zu gewinnen ſuche. Dadurch müſſe in weiten Kreiſen 
der Glaube erweckt werden, daß es mit der Gefährlichkeit der 
Sozialdemokratie doch ſo weit nicht her ſein könne. Weiter be⸗ 
anſtandete es der Fürſt, daß die Regierung, als ſie ſich ſchließlich 
doch genötigt ſah, Schritte zur Eindämmung der ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Bewegung zu unternehmen, dies auf dem Boden des ge— 
meinen Rechtes mit Erfolg tun zu können glaubte, wie es unter 
anderem aus ihrer Umſturzvorlage erhellte. Bei aller Anerkennung 
der guten Abſicht, auf der dieſe Vorlage beruhte, tadelte ſie der 
Fürſt, weil ſie ſich nicht gegen die Sozialdemokratie, ſondern gegen 
die Geſamtheit der Bevölkerung richte. Die Umſturzbeſtrebungen 
gingen aber doch nicht von der Bevölkerung aus, für die das 
gemeine Recht beſtimmt ſei, ſondern lediglich von der Sozial⸗ 
demokratie und deren Zubehör. Wenn man, um die Angriffe der 
Sozialdemokratie abzuwehren, ſich theoretiſch in Verteidigungs⸗ 
zuſtand gegen die geſamte Bevölkerung verſetze, einſchließlich der 
durch die ſozialiſtiſchen Angriffe bedrohten großen Mehrheit der 
Bevölkerung, ſo ſei das widerſinnig. Der Sozialdemokratie 
gegenüber könne nur auf dem Wege der Spezialgeſetzgebung 
erfolgreich beigekommen werden. Man müſſe den Mut haben, 
ihr ſpeziell und unter Namensnennung zu Leibe zu gehen. In 
Übereinſtimmung damit tadelte der Fürſt auch die Geheimnis⸗ 
krämerei, die die Regierung regelmäßig trieb, ſobald es ſich um 
die Ergreifung dieſer oder jener Maßregel gegen die Sozial⸗ 
demokratie handelte, und die an ängſtliche Scheu ſtreifte, was 
namentlich in der ausdrücklichen Einſchärfung der Wahrung des 
Amtsgeheimniſſes bei Verſendung der entſprechenden Erlaſſe an 
die Behörden zum Ausdruck gelange. 

In dieſem Sinne äußerte ſich Fürſt Bismarck ſtets, ſobald 
ſich Gelegenheit dazu bot. Daran fehlte es nicht. 


Im Juni 1894 hatte der ſozialdem okratiſche „Vorwärts“ einen 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. III. 
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vertraulichen Erlaß des Niederbarnimer Landrates an die Bürger» 
meiſter, Gemeinde- und Gutsvorſteher dieſes Kreiſes veröffentlicht, 
worin unter Berufung auf höhere Anordnung Auskunft darüber 
gefordert wurde, ob und inwieweit die für den Militärdienſt 
ausgehobene Mannſchaft zur Sozialdemokratie gehöre. In dem 
Erlaß war unbedingte Wahrung des Amtsgeheimniſſes beſonders 
eingeſchärft. Mit dem Erlaß ſelbſt war der Fürſt einverſtanden, 
aber er mißbilligte, wie geſagt, die Angſtlichkeit, die ſich in dem 
ausdrücklichen Verlangen unbedingter Wahrung des Amtsgeheim⸗ 
niſſes kundgab. Er äußerte ſich dazu in bemerkenswerter Weiſe 
wie folgt: 

„Wenn der Erlaß, wie es aus ſeinen Eingangsworten her⸗ 
vorgeht, nicht aus der Initiative des Niederbarnimer Landrates, 
ſondern auf Grund höheren Auftrags entſtanden iſt, jo über- 
raſcht zunächſt die Vorausſetzung, daß ein derartiger Erlaß ge— 
heim bleiben könne, wenn er an ſämtliche Bürgermeiſter, Ge⸗ 
meinde⸗ und Gutsvorſtände eines Kreiſes gerichtet wird, der 
in der unmittelbaren Nähe eines der Hauptzentren der ſozial⸗ 
demokratiſchen Agitation liegt und in deſſen Bereich es ſehr 
unwahrſcheinlich iſt, daß keiner von allen Adreſſaten, an die er 
gerichtet iſt, der ſozialdemokratiſchen Partei angehören ſollte. 
Das müßten die Herren am grünen Tiſch doch wiſſen. Wollten 
ſie den Erlaß wirklich geheimhalten, ſo war es, ich möchte ſagen, 
ein kindlicher Gedanke, ihn den Ortsvorſtänden des Kreiſes ohne 
Ausnahme mitzuteilen. Aber das iſt nicht das Wichtige an der 
Sache. Vor allen Dingen handelt es ſich darum, daß man 
überhaupt das Bedürfnis empfunden hat, den Erlaß geheim zu 
halten. Iſt es denn nach meiner Zeit in Preußen bereits ein 
Pudendum geworden, deſſen Exiſtenz man ſorgfältig verſchweigen 
muß, daß eine monarchiſche Regierung, wie die preußiſche, das 
Bedürfnis hat, das Vordringen der ſozialdemokratiſchen Krank⸗ 
heit überhaupt zu beobachten und namentlich innerhalb der 
Armee zu beobachten? Eine monarchiſche Regierung hat die 
Aufgabe, darüber zu wachen, daß die Grundlagen, auf denen 
der Staat beruht, und das Funktionieren des Regierungs⸗ 
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apparates ſicher und haltbar bleiben, daß keine Schäden ſich in 
dem Fundamente ihrer Exiſtenz und ihrer Tätigkeit anſiedeln 
und weiter ausbreiten können. Getraut die preußiſche Regierung 
ſich nicht mehr, ſich zu dieſer Aufgabe zu bekennen? Geht die 
Rückſicht auf die Sozialdemokratie oder die Angſt vor ihr ſchon 
ſo weit, daß man nicht mehr wagt, Maßregeln, Erlaſſe, wie 
die oben erwähnten, öffentlich zu vertreten? Die Tatſache, daß 
man glaubt, einen ſolchen Erlaß im Intereſſe der Regierung 
geheim halten zu müſſen, anſtatt ihn mit offenem Viſier im 
Reichsanzeiger oder in den Kreisblättern zu verkünden und damit 
allen ſtaatstreuen Deutſchen, ich will nicht ſagen eine Fahne zur 
Sammlung aufzuſtecken, aber ihnen ein Merkzeichen der Richtung 
zu geben, in welcher die Regierung tätig ſein will — ich ſage, 
dieſe Tatſache muß niederſchlagend auf alle Parteien und Rich⸗ 
tungen wirken, welche ihr convenio mit der Sozialdemokratie 
noch nicht aus Überzeugung oder aus Furcht zu dem leitenden 
Grundſatze ihrer Haltung gemacht haben. | 

Was iſt denn an dem Erlaſſe überhaupt zu verſchweigen? 
Daß die Regierung das Fortſchreiten der Sozialdemokratie 
wenigſtens beobachtet und alle für ſie verfügbaren Mittel an⸗ 
wendet, um ſich Klarheit über dieſes Fortſchreiten zu verſchaffen, 
namentlich bezüglich der ſozialdemokratiſchen Infizierung des 
Heeres — das alles erſcheint doch vom Standpunkte der Staats⸗ 
bürger aus, die an der Erhaltung und ruhigen Fortbildung 
unſerer ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Verhältniſſe intereſſiert 
ſind, einfach als Pflicht und Schuldigkeit jeder monarchiſchen 
Regierung, wozu alſo die Geheimniskrämerei? Sie kann 
nur zur Folge haben, die Sozialdemokratie in der Anſicht zu 
beſtärken, daß in der Regierung Strömungen exiſtieren, welche 
die ſozialdemokratiſchen Beſtrebungen für gleichberechtigt mit 
denen aller bürgerlichen Parteien halten und es vermeiden wollen, 
ſich offen zu ihrer Gegnerſchaft zu bekennen. Man hat, wenn man 
über die Motive dieſer Geheimniskrämerei nachdenkt, die Wahl 
zwiſchen der Furcht, als Gegner der Sozialdemokratie ertappt 
und überführt zu werden, und geheimen Sympathien für die 
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Sozialdemokratie auf der Baſis des ‚Sozialismus der gebildeten 
Stände“. Ein Pudendum liegt meiner Anſicht nach in der Sache; 
aber es beſteht in der Heimlichkeit, nicht in der Kundgebung 
kampfbereiter Beobachtung der Fortſchritte der Gegner der gegen⸗ 
wärtigen Staats- und Geſellſchaftsordnung.“ 

In ganz ähnlichem Sinne äußerte ſich der Fürſt ebenfalls 
im Jahre 1894, als der „Vorwärts“ abermals eins der „ver⸗ 
traulichen“ Aktenſtücke veröffentlicht hatte, zu denen er ſchon öfter 
auf dem Wege des Bruchs des Amtsgeheimniſſes oder auf ſonſtige 
unredliche Weiſe gelangt war. Ahnlich wie im Niederbarnimer 
Falle, handelte es ſich um einen Oberpräſidialerlaß an ſämtliche 
Zivilvorſitzende der Erſatzkommiſſionen, worin dieſen von einer 
Beſtimmung des Kriegsminiſters Kenntnis gegeben wurde, die 
den Zweck hatte, den freiwilligen Eintritt von Sozialdemokraten 
ins Heer durch Recherchen über die ſich Meldenden möglichſt zu 
verhindern. Auch dieſes Aktenſtück war als ſekret behandelt 
worden. Der Fürſt bemerkte dazu: 

„Der Fehler auch dieſer Verfügung liegt nicht in ihrem In⸗ 
halte, ſondern nur in der Heimlichkeit einer derartigen In⸗ 
ſtruktion. Letztere iſt ſtaatlich ſo berechtigt, daß ſie die Offentlichkeit 
durchaus nicht zu ſcheuen hat. Die Geheimhaltung beruht hier 
auf denſelben Gründen, wie in dem Niederbarnimer Falle; ſie 
ſieht ſo aus, als ob man ſich der Verfügung irgendwie zu 
ſchümen habe, oder als ob man ſich zu ihrem Erlaß nicht für 
befugt gehalten habe. Die nachteilige Wirkung des Platz⸗ 
greifens ſolcher Auffaſſungen über die Gründe der Heimlichkeit, 
mit der ſolche Verfügungen erlaſſen werden, liegt auf der Hand. 
Der nichtſozialiſtiſche Teil der Bevölkerung verliert den Glauben 
an die Feſtigkeit der Regierung der Sozialdemokratie gegen⸗ 
über, und das gehört mit zu dem Schlimmſten, was uns über⸗ 
haupt paſſieren kann.“ 

Anderſeits erkannte der Fürſt jedes feſte und energiſche Auf⸗ 
treten von Behörden gegen die Sozialdemokratie bereitwillig an. 
Als typiſch dafür regiſtriere ich folgenden Fall. 

Im Sommer 1894 hatte die Amtshauptmannſchaft in Zwickau 
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ein Verbot erlaſſen, dahingehend, daß in Strafe verfällt, wer ge— 
ſchäftlichen Nachteil androht, falls ein Gewerbebetrieb nicht zur 
Unterſtützung gewiſſer politiſcher Beſtrebungen hergegeben wird; 
oder wer öffentlich auffordert, nur ſolche Gewerbetreibende in 
Nahrung zu ſetzen, die als den Anſprüchen einer beſtimmten 
Partei genügend bekannt gemacht worden ſind. Als dem Fürſten 
dieſe Kundgebungen der ſächſiſchen Behörde zur Kenntnis ge— 
langten, äußerte er ſich ſehr befriedigt darüber und ſagte: 
„Ich weiß zwar nicht, ob die Rechtsauffaſſung, von der die 
königliche Amtshauptmannſchaft in Zwickau bei ihrem Verbote 
ausgegangen iſt, im gerichtlichen Verfahren die Anerkennung 
namentlich der höheren Inſtanzen finden würde; nach Auffaſſung 
der ſächſiſchen Verwaltungsbehörden muß aber doch wohl die 
Möglichkeit, daß dem jo ſein werde, von Haus aus vor⸗— 
liegen. Wie dem aber auch ſei, ich kann nur meine Anerkennung 
darüber ausſprechen, daß die ſächſiſchen Behörden in vollſter 
Unabhängigkeit den Mut gefunden haben, gegen den Unfug ein⸗ 
zuſchreiten, der in der Boykottierung zweifellos liegt. Wenn 
es überhaupt Unfug gibt, der ſtrafbar iſt, wenn die Begriffe 
von der Beſchränkung der Freiheit anderer, von Nötigung und 
Erpreſſung irgendwelche Tragweite über den Buchſtabenwert 
des Strafrechts hinaus haben, wenn die Gerichte in der Aus⸗ 
dehnung, die ſie dem Begriff des Unfugs unter Umſtänden geben, 
erfahrungsmäßig nicht ſehr eng beſchränkt find, jo ſollte man 
doch glauben, daß eine Schädigung der wirtſchaftlichen Exiſtenz 
oder des Erwerbsbetriebes durch Androhung geſchäftlicher Nach⸗ 
teile, durch den Zwang für Induſtrielle, Arbeiter anzuſtellen, 
zu denen die Unternehmer kein Vertrauen haben, größere 
Störungen der Freiheit und Unabhängigkeit der einzelnen Staats⸗ 
bürger enthält als die Exzeſſe, die man ſonſt als groben Un⸗ 
fug beſtraft. Ich bin ſehr geſpannt auf die Stellung, welche 
die Gerichte der verſchiedenen Inſtanzen zu dem Vorgehen der 
Zwickauer Amtshauptmannſchaft einnehmen werden. Wenn Er⸗ 
kenntniſſe ergehen ſollten, welche die Verrufserklärungen und 
Kundgebungen gegen Gewerbetreibende als geſetzlich erlaubt an⸗ 
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ſehen, ſo würde darin meiner Anſicht nach die Unterlage für 
legislative Vorlagen von ſeiten der verbündeten Regierungen 
gegeben ſein, und wenn dieſe ſich aus Gründen, die ununter⸗ 
ſucht bleiben mögen, dazu nicht entſchließen können, die Unter⸗ 
lage für entſprechende Anträge auf parlamentariſchem Gebiet.“ 


* 


Stets ließ es ſich der Fürſt angelegen ſein, ſowohl die Re⸗ 
gierung wie die bürgerlichen Parteien davor zu warnen, den 
Streitigkeiten im Lager der Sozialdemokratie irgendwelche größere 
Bedeutung beizulegen oder ſie gar als Symptome eines bevor⸗ 
ſtehenden Zerfalls der Partei zu betrachten. Als es auf dem 
Erfurter Parteitage der Sozialdemokratie im Jahre 1891 zu 
lebhaften Auseinanderſetzungen zwiſchen den verſchiedenen Rich⸗ 
tungen in der Umſturzpartei gekommen war, äußerte ſich Fürſt 
Bismarck darüber in ſehr bemerkenswerter Weiſe wie folgt: 

„Durch ſolche Komödien darf man ſich nicht täuſchen laſſen. 
Die Schattierungen der Sozialdemokratie ſind und bleiben trotz 
aller äußeren Kämpfe doch vollſtändig einig in dem Beſtreben, 
den ‚großen Kladderadatſch“, wie es Bebel ausgedrückt hat, her⸗ 
beizuführen. Ich weiß wohl, daß es in allen Fraktionen Poli⸗ 
tiker gibt, die den in Erfurt geführten Streit für einen natur⸗ 
wüchſigen und grundſpaltenden in der ſozialdemokratiſchen Partei 
halten; aber ich glaube, daß der intimere Hofkriegsrat der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei ſich über dieſe Auffaſſung heimlich luſtig 
macht. Die ſozialiſtiſchen Führer bleiben immer ſicher, daß die 
verſchiedenen Diviſionen ihres Heeres, wenn fie auch ‚getrennt 
marſchieren', doch am Tage der Entſcheidung, beim ‚großen 
Kladderadatſch“ ‚vereint ſchlagen' werden. Diejenigen, die daran 
zweifeln, bilden meiner Anſicht nach in ihrer Mehrzahl die 
Grünen in der Politik, ihre Führer aber die Furchtſamen, die 
den Kampf ſcheuen und die Hoffnung nicht aufgeben, den drohen⸗ 
den Gegner abkaufen zu können, oder beſtrebt ſind, ſich recht⸗ 
zeitig darauf einzurichten, zu ihm überzugehen, falls er ſiegt. 
Letzteres kämpfend zu verhüten, iſt nicht ihre Sache; ſie hoffen, 
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daß andere es ſchließlich für fie tun. Darin haben ſie vielleicht 
recht, aber ich glaube nicht, daß der Bruchteil meiner Lands— 
leute, der dieſer Richtung angehört, durch Zuverläſſigkeit und 
Tapferkeit ein beruhigendes Element für unſere Zukunft darſtellt. 
Wenn dieſe Zukunft ſich erträglich geſtalten ſoll, ſo hoffe ich, daß 
die Minorität, die entſchloſſen iſt, ſich gegen die Ideale des Herrn 
Bebel zu wehren, ſchließlich auch bei uns den Erfolg haben wird, 
der der Energie nie gefehlt hat, den aber die Furchtſamkeit, 
um nicht zu ſagen Feigheit, deren ganze politiſche Weisheit im 
Abkaufen des Gegners beſteht, niemals haben wird.“ 

Als dementſprechende Darlegungen auch in den „Hamburger 
Nachrichten“ erſchienen waren, in denen der Fürſt hatte er⸗ 
klären laſſen, daß er die Diverſion auf dem ſozialdemokratiſchen 
Parteitage als abgekartetes Spiel mit verteilten Rollen und im 
voraus beſtimmten Seitenſprüngen anſehe, das lediglich den 
Zweck habe, die jetzige milde Behandlung der Sozialdemokratie 
von ſeiten der Regierung berechtigt erſcheinen zu laſſen — da be⸗ 
gehrten die Anhänger der Mauſerungstheorie und des „Mutes 
der Kaltblütigkeit“ auf. Sie behaupteten, Fürſt Bismarck ſei 
von der Sucht ergriffen, überall „Scheingefechte“ und „täuſchende 
Manöver“ zu ſehen. Erſt kürzlich hätten die Vorgänge im 
Zentrumslager durchaus eine Komödie ſein ſollen, jetzt behaupte 
er, auch die Sozialdemokraten hätten ſich in Erfurt nur deshalb 
herumgezankt, um kurzſichtige bürgerliche Politiker hinters Licht 
zu führen. Darauf ließ der Fürſt erwidern, er beharre auf 
ſeiner Auffaſſung und ſei der Anſicht, daß die Täuſchungs⸗ 
manöver der Sozialdemokratie nicht nur darauf berechnet ſeien, 
kurzſichtige Politiker hinter das Licht zu führen, ſondern auch 
die Regierung, und dieſe durch Vertrauensſeligkeit in den Sumpf 
zu locken. Weiter führte er aus: 

„Aus dem ganzen Verlaufe des Erfurter Kongreſſes iſt 
erſichtlich, daß die Sozialdemokratie ſich nur zurückhält, weil ſie 
es beſſer als jetzt gar nicht haben kann, und weil ſie hofft, daß 
auch in Zukunft ihre Geſchäfte von der (Capriviſchen) Regierung 
beſorgt werden. Sie will die jetzige Chance, wo durch Ver⸗ 


151 


ſtellung und Schmeichelei etwas zu erreichen ift, natürlich aus⸗ 
nutzen. Sie glaubt, für ihre Beſtrebungen beſſere Ausſichten 
auf Erfolg zu haben, wenn der jetzige Kurs der Regierung bei⸗ 
behalten wird, weil ſie in der Wirkſamkeit desſelben eine Vor⸗ 
bereitung und Ebnung der Wege zum eigenen Ziele erblickt. 
Wenn ſie die Monarchie und die jetzigen Reichseinrichtungen 
bekämpfen und offen erklären wollte, daß die ſoziale Republik 
ihr Ziel bilde, ſo verlöre ſie an Wahrſcheinlichkeit, dies Ziel 
zu erreichen, falls ihr eine kräftige und konſequente Regierung, 
geſtützt auf die erhaltenden Parteien, gegenüberſtände; dagegen 
gewinnt ſie an Ausſicht auf Erfolg, wenn die Regierung weniger 
energiſch und eine ſolche iſt, die ſich auf den Beiſtand der 
Sozialdemokratie und der nationalen Gegner des Reiches an⸗ 
gewieſen ſieht. Unter dieſem Geſichtspunkte erſcheint die Unter⸗ 
ſtützung der Capriviſchen Politik durch die Sozialdemokratie 
verſtändlich und frei von inneren Widerſprüchen. Der erfolg⸗ 
reichen Durchführung dieſer ihrer Haltung aber kann es nur 
zugute kommen, wenn die Sozialdemokratie durch ſcheinbare 
Spaltungen auf dem Parteitage die Regierung unter den Ein⸗ 
druck ſetzt, daß es mit ihrer innerlichen Geſchloſſenheit ſo ſicher 
nicht beſtellt ſei; denn wenn die Regierung dieſen Eindruck er⸗ 
hält, ſo wird ſie ſich umſo weniger verpflichtet fühlen, der Sozial⸗ 
demokratie mit beſonderer Energie entgegenzutreten, ſelbſt wenn 
fie dazu ſonſt den Willen und die Befähigung hätte... 

Zu verwundern iſt nur, daß ſo viele Blätter auf die treu⸗ 
herzige Miene der Sozialdemokraten hereingefallen ſind und 
nicht einmal ſehen, was dieſe in noch dazu recht ungeſchickter 
Weiſe dahinter verſtecken.“ 

Wie berechtigt dieſe Auffaſſung des Fürſten war, haben die 
folgenden Jahre zur Genüge gezeigt. 


* 


Hieran ſchließe ich noch einige Außerungen des großen 
Kanzlers, die ſich auf beſtimmte Vorgänge * Ber denen 
die Sozialdemokratie eine Rolle jpielte. 
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Bei Gelegenheit des Sozialiſtenkongreſſes, der im Jahre 
1896 in Lille ſtattfand, hatte der dortige Bürgermeiſter in 
ſozialiſtiſchem Übermut und in ſozialiſtiſcher Willkür mit ſeinen 
Kollegen von Marſeille, Saint⸗Etienne, Roanne, Saint Quen 
und ſo weiter förmlich gewetteifert. Er hatte die Staatsautorität 
unabläſſig provoziert und durch ſein eigenmächtiges Vorgehen 
dem Liller Sozialiſtenkongreſſe einen offiziellen Charakter ver⸗ 
liehen, indem er die Delegierten im Feſtſaale des Stadthauſes 
empfing, das Grand Thöätre für die Schlußſitzung in Beſchlag 
nahm, überall in dreifarbiger Schärpe, die er nur bei Amts⸗ 
handlungen tragen ſollte, mittat und durch Maueranſchlag auf 
amtlichem Papiere zum Maſſenempfang der deutſchen Sozial⸗ 
demokraten einlud. Das war offenkundiger Mißbrauch der 
munizipalen Amtsgewalt zu ſozialiſtiſchen Zwecken. Selbſt in 
Frankreich konnte dies nicht geduldet werden, jo daß die Sus— 
pendierung des Maires wegen ſeiner Haltung auf dem So⸗ 
zialiſtenkongreß erfolgte. Als der Fürſt von dieſen Vorgängen 
Kenntnis erhielt, ſagte er, er könne dieſer Maßregel der fran⸗ 
zöſiſchen Regierung ſeine Anerkennung nicht verſagen. 

In Lille ſelbſt war es wegen des Auftretens des Maires 
zu ſtürmiſchen Kundgebungen gekommen, die ſich gegen den alle 
Schranken durchbrechenden Sozialismus und gegen die ſozia⸗ 
liſtiſche Munizipalität richteten, allerdings auch gegen die deutſchen 
Sozialiſten; aber der Chauvinismus war erſt in zweiter Linie 
wirkſam, der in den Lokalverhältniſſen wurzelnde Groll über⸗ 
wog. Dies zeigte ſich unter anderem am zweiten Tage, als die 
deutſchen Sozialiſten wieder abgereiſt waren: die Schreiereien 
der Patrioten und der Internationalen wurden noch wüſter, die 
Tätlichkeiten noch roher, ſo daß gefährliche Körperverletzungen 
vorkamen. Als ich dem Fürſten die Zeitungsberichte darüber 
vorlegte, ſagte er: 

„Danach ſcheint es allerdings, daß in Lille nicht ſowohl die 
national⸗chauviniſtiſchen, ſondern die ſozialen Gegenſätze die wirk⸗ 
ſameren geweſen ſind, und daß dort nicht ſowohl in erſter Linie 
Franzoſen gegen Deutſche, als vielmehr Ziviliſation, Staats⸗ 
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und Geſellſchaftsordnung gegen die Umſturzpartei im Kampf 
geſtanden haben. Um ſo mehr muß ich es anerkennen, daß die 
franzöſiſche Regierung energiſch eingeſchritten iſt. Sie zeigt 
damit, daß ſie in ihrem republikaniſchen Staatsweſen der Sozial⸗ 
demokratie gegenüber ſich immer noch ſtärker fühlt, als unſere 
deutſche Regierung in unſerem monarchiſchen Staate.“ 

Der Fürſt zog dann einen Vergleich zwiſchen den Gefahren, 
die die Revancheſucht der Franzoſen einerſeits und die inter⸗ 
nationalen Umſturzbeſtrebungen anderſeits für uns enthielten, 
und meinte: | 

„Mit der franzöſiſchen Revancheſucht und ihrer etwaigen Be⸗ 
tätigung werden wir ſchon fertig werden. Der am Innern der 
Völker und Staaten nagende ſozial⸗revolutionäre Krebs iſt viel 
gefährlicher.“ 

Dieſe Außerung des Fürſten deckt ſich mit einer früheren, 
die dahin ging, die Mächte hätten durch Kriege gegeneinander 
nicht entfernt ſo viel zu gewinnen, als ſie im Falle einer er⸗ 
folgreichen Schilderhebung der Umſturzpartei verlieren würden. 

So Fürſt Bismarck vor nunmehr bald zwanzig Jahren. Den 
Schluß ſeiner Ausführungen über die Sozialdemokratie, wie ſie 
ſich in meinen Aufzeichnungen finden, glaube ich übergehen zu 
ſollen, und zwar mit Rückſicht auf die Haltung, die die deutſche 
Sozialdemokratie bei Ausbruch des Weltkrieges gegen Deutſch⸗ 
land und ſeither bekundet hat. Mag ihr Verhalten auch weſentlich 
mit auf den Umſtand zurückzuführen ſein, daß die Aktion der 
deutſchen Streitkräfte zu Waſſer und zu Lande ſich nicht nur 
gegen das republikaniſche Frankreich und das „demokratiſche“ 
England, ſondern zugleich auch gegen das abſolutiſtiſche Ruß⸗ 
land richtete — die Tatſache bleibt beſtehen, daß die deutſche 
Sozialdemokratie in der entſcheidungsvollen Stunde dem Vater⸗ 
lande treu geblieben iſt und auch nicht den leiſeſten Verſuch ge⸗ 
macht hat, durch Erhebungen im Innern ſeine Stoßkraft nach 
außen lahm zu legen oder abzuſchwächen. Ich bin überzeugt, 
daß Fürſt Bismarck, wenn er noch Zeuge dieſer Vorgänge ge⸗ 
weſen wäre, ſein Urteil über die Sozialdemokratie einer ent⸗ 
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ſprechenden Reviſion unterzogen haben würde; vorausgeſetzt 
natürlich, daß die Sozialdemokratie durchhält und nach Be- 
endigung des Krieges ihre internationalen Beſtrebungen gegen 
das eigene Vaterland nicht wieder aufnimmt. 


* 


Auch zu dem Thema „Sozialdemokratie und Meineid“ hat ſich 
der Fürſt in ſehr markanter Weiſe geäußert. Im Jahre 1895 
waren von dem Eſſener Schwurgericht die Sozialdemokraten 
Schröder und Genoſſen, die ſeinerzeit als Deputierte der ſtreiken⸗ 
den Bergarbeiter im Ruhrrevier von Kaiſer Wilhelm II. im 
Schloſſe empfangen worden waren, wegen Verſtößen gegen das 
Strafgeſetzbuch zu entſprechenden Strafen verurteilt worden. 
Daraufhin brachte die „Zukunft“ einen Artikel, der die Über⸗ 
ſchrift trug: „Vom Schloß ins Zuchthaus“ und in dem die An⸗ 
ſicht ausgeſprochen wurde, nach dem Eſſener Urteil werde dem 
Proletariate der Verdacht nicht mehr genommen werden können, 
daß ein Akt der Klaſſenjuſtiz vollzogen worden ſei. Ferner war ge⸗ 
ſagt, daß die Geſchworenen, als ſie ihr Votum abgegeben hätten, 
wohl ihrem Gewiſſen gefolgt ſeien, aber dabei „vielleicht“ auch im 
Banne ihrer Klaſſenanſchauung geſtanden hätten, die ihnen die 
Ausſagen ſozialdemokratiſcher Zeugen weniger glaubhaft habe 
erſcheinen laſſen als die anderer Bürger. Dieſer Artikel bot 
dem Fürſten Anlaß zu folgenden Ausführungen: 

„Wenn die Eſſener Geſchworenen die ſozialdemokratiſchen 
Zeugenausſagen wirklich in ihrer Glaubwürdigkeit niedriger ein⸗ 
geſchätzt haben ſollten als die der übrigen Zeugen, ſo wäre 
dies immerhin begreiflich. Sie konnten doch ihr Urteil 
nicht ausſprechen, ohne die verſchiedenen Kriterien, welche die 
Sozialdemokratie öffentlich von ihrer Auffaſſung des Eides ge⸗ 
geben hat, ſich zu vergegenwärtigen. Seit den bekannten Vor⸗ 
gängen vor Hamburger und Breslauer Gerichten erſcheint die 
Annahme gerechtfertigt, daß die Sozialdemokratie den Meineid 
vor Gericht unter Umſtänden, das heißt, wenn er den „Ge⸗ 
noſſen“ oder der „ſozialdemokratiſchen Sache“ nützt, nicht nur 
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für kein Verbrechen, ſondern für eine gute Tat hält. Die 
Sozialdemokratie wird es auf dieſem Wege dahinbringen, daß die 
Eide ihrer Angehörigen jede Glaubwürdigkeit verlieren, und ſie 
bahnen damit Zuſtände an, die zur ſchließlichen Ausſchaltung der 
Sozialdemokratie aus unſerem ſtaatlichen Leben führen müſſen. 
Wenn der Staat dazu gebracht wird, anerkannte Sozialdemo⸗ 
kraten, weil aprioriſch meineidsverdächtig, als Zeugen, Sachver⸗ 
ſtändige und jo weiter vor Gericht nicht mehr zuzulaſſen, jo 
iſt damit der erſte Schritt auf dem Wege getan, der zur ſtaat⸗ 
lichen Akzeptierung des ſozialdemokratiſchen Verzichts nicht nur 
auf Teilnahme an den Gerichtsverhandlungen, ſondern auch 
an allen ſonſtigen Einrichtungen des öffentlichen Lebens führt. 
Dann aber könnte logiſcherweiſe zum Beiſpiel niemand mehr 
von dem Staate verlangen, daß er Rechtsverletzungen, die 
gegen notoriſche Sozialdemokraten begangen ſind, auf Grund 
der Landesgeſetze ahnde, denn der Staat könnte ſich mit Recht 
darauf berufen, daß die Sozialdemokratie ſich ſelbſt außerhalb 
der allgemein gültigen Rechtsordnung geſtellt habe, ſie nicht 
nur nicht anerkenne, ſondern ſie bekämpfe und ausdrücklich 
verlange, nicht unter ſie ſubſumiert zu werden. Die Sozial⸗ 
demokratie würde dann ſchutzlos und vogelfrei im Staate da⸗ 
ſtehen, in Acht und Bann. Ich will nicht ſagen, daß ſie das 
nicht verdiente, ſondern nur zeigen, wohin der Weg führt, auf 
den die Sozialiſten mit der praktiſchen Durchführung der An⸗ 
ſichten gelangen werden, die ihnen den Meineid, wenn er im 
Parteiintereſſe liegt, erlaubt erſcheinen laſſen.“ 


Fürſt Bismarck über das Zentrum. 


Im zweiten Teil meines Werkes habe ich die außerordent⸗ 
lich intereſſanten und wichtigen Darlegungen des Fürſten mit⸗ 
geteilt, die ſich auf die Entſtehung des Zentrums bezogen. 
Wie er über die Tendenzen dachte, die dieſe Partei verfolgt, 
und welche ſchweren Kämpfe er gegen ſie ausgefochten hat, iſt 
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bekannt und gehört der Geſchichte an. Was ich hier nachzu— 
tragen habe, ſind Außerungen, die der große Kanzler bei be— 
ſtimmten Anläſſen über die ultramontane Partei getan hat. 

Im Sommer 1896 hatte der damalige Vorſitzende der 
Budgetkommiſſion des Reichstages, der Abgeordnete v. Kar⸗ 
dorff⸗Wabnitz, in gegebener Veranlaſſung erklärt, das Zentrum 
habe ſich durch ſeine Mitwirkung am Zuſtandekommen des 
bürgerlichen Geſetzbuches um das Vaterland wohlverdient ge— 
macht, und fo bitter die Freunde und Anhänger der Bismard- 
ſchen Politik die Zurückweiſung der Ehrung des Fürſten zu 
ſeinem 80. Geburtstag durch die Zentrumspartei empfunden 
hätten und noch heute empfänden, ſo erſcheine doch gerade der 
jetzige Zeitpunkt am allerwenigſten geeignet, um einer Partei 
böſe Abſichten gegen den Reichsgedanken und gegen die Reichs⸗ 
einheit zu unterſtellen, die ſoeben an einem nationalen Werke 
treu mitgearbeitet habe und ohne deren tätige Beihilfe auch 
der weitere ſchwere Kampf gegen die Sozialdemokratie nicht 
mit Erfolg geführt werden könne. 

Als der Fürſt dieſe Außerungen des freikonſervativen Ab⸗ 
geordneten geleſen hatte, ſagte er zu mir: 

„Ich bedaure, die günſtige Auffaſſung des Herrn v. Kardorff 
über die Zentrumspartei nicht teilen zu können. Reichs⸗ und 
kaiſertreu ohne Hintergedanken kann die päpſtliche Partei über- 
haupt nicht ſein, mag ſie auch hier und da, wo es nicht gegen 
ihr Intereſſe verſtößt, in nationalem Sinne an der Geſetzgebung 
mitwirken. Das Deutſche Reich mit der proteſtantiſchen Spitze 
wird für das Zentrum immer eine Einrichtung ſein, die es 
nur ſo lange hinnimmt, als es ſich durch die Umſtände dazu 
gezwungen ſieht, an deren Abſchaffung es aber mitwirken wird, 
ſobald ſich die Gelegenheit dazu bietet. Wenn das Zentrum 
eine andere Politik treiben wollte, würde es in Gegenſatz zu 
ſich ſelbſt und den Intereſſen geraten, die es vertritt. 

Auch der Hoffnung des Herrn v. Kardorff, betreffend das 
zukünftige Verhalten der Zentrumspartei im Kampfe gegen die 
Sozialdemokratie, vermag ich nicht beizutreten. Hätte Herr 
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v. Kardorff recht, jo würde ich erheblich ruhiger in die Zukunft 
blicken, als ich es tatſächlich tue. Das Zentrum kann es auf einen 
wirklichen ſcharfen Kampf gegen die Sozialdemokratie und auf 
die Stabilierung eines Gegenſatzes zu ihr nicht ankommen laſſen, 
ohne in die Gefahr zu geraten, dies gelegentlich bereuen zu 
müſſen. Es wird die Sozialdemokratie ebenſowenig ernſtlich zu 
ſchädigen ſuchen, wie es den Polen, den Welfen oder der fran⸗ 
zöſiſchen Geiſtlichkeit im Reichslande ſeine Protektion entziehen 
kann. Wenn ſich das Zentrum jetzt den Anſchein gibt, der 
Herrn v. Kardorff dazu gebracht hat, die Bundesgenoſſenſchaft 
des Zentrums gegen die Sozialdemokratie als ſicher anzu⸗ 
nehmen, ſo hat es dazu ſeine guten Gründe, die in ſeinem 
Verhältnis zur Regierung wurzeln. Die Regierung ſoll mora⸗ 
liſch und politiſch genötigt werden, ſich immer mehr auf das 
Zentrum zu ſtützen. Man ſucht die Regierung in die Enge 
zu treiben und ſchließlich in volle Abhängigkeit von ſich zu ver⸗ 
ſetzen. Aus dieſem Grunde wird das Zentrum nichts tun oder 
unterlaſſen, was die Regierung ſtutzig machen könnte. Sollte 
die Regierung ſich aber doch einmal widerſpenſtig zeigen, ſo 
wird ſich das Zentrum hüten, deshalb in Zorn zu geraten, 
ſondern es dürfte verfahren wie der ſchlaue Wucherer, der 
ſeinem „Klienten“ nach und nach alle anderen Hilfsmittel ab⸗ 
ſchneidet, um ihn allein in die Hand zu bekommen. Wenn dies 
mit Geſchick und unter Benutzung von Hofeinflüſſen geſchieht, 
ſo iſt die Wahrſcheinlichkeit des Erfolges groß, namentlich 
wenn die Regierung parlamentariſch in eine Notlage ge⸗ 
rät. Im übrigen ſagt ſich das Zentrum: ſtören wir doch 
dieſe Regierung nicht; ſie beſorgt ja unſere Geſchäfte! Das 
iſt ebenſo, wie bei dem Fortſchritt. Auch dieſer läuft trotz 
der ſcharfen Abſage, die er ſich gelegentlich von der Regie⸗ 
rung geholt hat, immer wieder mit dem Hute in der Hand 
neben ihr her, in der Erwägung, daß es nur in ſeinem Vor⸗ 
teil liegt, wenn ungeſchickt regiert wird. Die Leute, die 
zu meiner Zeit als Reichsfeinde galten, hoffen eben, daß 
der neue Kurs ihren Beſtrebungen von ſelbſt zugute kommt, 
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und find der Anſicht, daß man einen Nachtwandler nicht an⸗ 
rufen darf.“ 

Als die „Germania“ einmal in bezug auf die Verhand⸗ 
lungen des preußiſchen Abgeordnetenhauſes über das Volks⸗ 
ſchulgeſetz (1892) geſchrieben hatte: „Das waren große und 
ſchöne Tage, die wir durchlebten!“, ſagte der Fürſt: 

„Auf Grund der Vergangenheit wird im deutſchen Volke 
das Gefühl vorherrſchen, daß, wenn die Regierung den Ultra⸗ 
montanen ‚große und ſchöne Tage“ bereitet, dies ein Grund 
zur ernſten Beunruhigung ſei.“ 

Weitere charakteriſtiſche Außerungen des Fürſten über das 
Zentrum knüpften an den Tod Windthorſts im Jahre 1891 
an. Damals überwog in der Preſſe die Auffaſſung, daß mit 
der Möglichkeit einer allmählichen Auflöſung des Zentrums 
nach dem Hinſcheiden ſeines Führers mehr zu rechnen ſei, als 
mit dem Fortbeſtande ſeiner Partei in ihrer jetzigen Geſtalt. 
Dazu bemerkte der Fürſt mir gegenüber: 

„Nach meiner Meinung beruht dieſe Annahme auf einem 
Irrtum. Ich glaube im Gegenteil, daß die Wahrſcheinlichkeit 
des ferneren Zuſammenhaltens des Zentrums und ſeines un⸗ 
geſchwächten Fortbeſtandes erheblich größer iſt als die des Zer⸗ 
falles der Partei. Ich habe ja neulich in Ihrem Blatte her⸗ 
vorheben laſſen, von welcher Bedeutung die überlegene Be⸗ 
gabung Windthorſts für den Zuſammenhalt der politiſch ſchwer 
zu vereinigenden Beſtandteile des Zentrums geweſen ſei; aber 
man darf ſich anderſeits doch nicht darüber täuſchen, daß die 
Exiſtenz des Zentrums nicht auf einer einzelnen Perſönlichkeit, 
ſondern auf der Übereinſtimmung der katholiſchen Wähler des 
Reichstags beruht. Jeder der Zentrumspartei angehörige Ab⸗ 
geordnete würde, wenn er aus politiſchen Gründen aus der 
Partei ausſcheiden wollte, ſich immer fragen müſſen, ob die 
Wähler, die ihn nicht auf der Baſis eines politiſchen Fraktions⸗ 
programms, ſondern unter dem geiſtlichen Einfluſſe, dem ſie 
ausgeſetzt ſind, gewählt haben, wieder für ihn ſtimmen würden, 
wenn er ſich von der kirchlichen Fraktion des Zentrums 
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losſagte. Es iſt nicht die Beredſamkeit Windthorſts oder der 
anderen Führer geweſen, welche die Zentrumswahlen ſeit 
Jahrzehnten beherrſcht und ſie in ihrer Richtung erhalten 
hat, ſondern dies hat die Anhänglichkeit der Wähler an die 
katholiſche Kirche getan. Zur Ausſtellung des Zeugniſſes 
darüber, ob dieſe Anhänglichkeit durch die Wahl beſtätigt 
worden ſei oder nicht, werden aber von der großen Maſſe 
der katholiſchen Wähler immer nur die Geiſtlichen des Wahl⸗ 
kreiſes, die Kapläne und die Beichtväter, als legitimiert be⸗ 
trachtet werden. | 

Dieſe Grundlage der Zentrumswahlen und des Beſtandes 
des Zentrums wird durch das Ausſcheiden eines noch jo be— 
gabten Führers nicht erſchüttert. Es iſt ein von individuellen 
Einwirkungen unabhängiges, auf die katholiſche Kirche in ihrer 
ganzen Breite baſiertes Prinzip, auf dem die Feſtigkeit des 
Zentrums beruht. Verwirrungen und Wahlniederlagen könnten 
ſich in den Wahlkreiſen des Zentrums nach dem Tode Windt⸗ 
horſts nur dann zeigen, wenn ſeine Epigonen ſich an Ort und 
Stelle vor verſammelten Wählern ſtritten und uneinig zeigten. 
Dies aber wird durch die Einheitlichkeit der kirchlichen Einfluß⸗ 
nahme ſtets zu verhindern ſein. Würde aber aus den ange⸗ 
führten Gründen der Bruch des einzelnen Zentrumsmitgliedes 
mit ſeiner Fraktion den Bruch mit ſeinen Wählern unfehlbar 
nach ſich ziehen, ſo ſcheint der Fortbeſtand des Zentrums nicht 
ſowohl von dem Willen der gegenwärtigen Mitglieder desſelben, 
als von der Stimmung feiner geſamten katholiſchen Wähler⸗ 
gemeinſchaft abhängig. Deshalb erſcheint es mehr als gewagt, 
von einem mutmaßlichen Zerfall der Zentrumspartei anläßlich 
des Todes Windthorſts zu reden.“ 

Ich habe dieſe Ausführungen des Fürſten namentlich des⸗ 
halb hier aufnehmen zu ſollen geglaubt, weil ihnen ein ſicherer 
Maßſtab bei der Beantwortung der Frage des Fortbeſtandes 
des Zentrums auch in unſeren Tagen noch zu entnehmen iſt. 
Bei einer anderen Gelegenheit kam der Fürſt auf das 
nämliche Thema zurück und führte aus: 
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„Die dominierende Stellung Windthorſts im Zentrum er- 
klärte ſich auch daraus, daß ſowohl die konſervativen wie die 
demokratiſchen Angehörigen der Partei unbedingtes Vertrauen 
zu ſeiner Führung hegten und hegen durften. Man kann 
ſagen, daß die Konſervativen des Zentrums, ebenſo wie ſeine 
liberalen und demokratiſchen Beſtandteile im gleichen Maße 
dem Einfluß unterworfen waren, den Windthorſt durch ſeine 
große Begabung, ſeine geſchickte Taktik, ſeine Beredſamkeit und 
ſeinen guten Inſtinkt für politiſche Fragen ſich im Laufe der 
Jahre errungen hatte. Es iſt nur zu hoffen, daß dieſe Ge- 
ſchloſſenheit des Zentrums, ſo wie ſie unter Windthorſt beſtand, 
auch in Zukunft erhalten bleibt, was ich aus den neulich an⸗ 
geführten Gründen als ſicher betrachte. Denn bei einem Zer⸗ 
fall des Zentrums würden die zahlreichen demokratiſchen Ele— 
mente desſelben wahrſcheinlich die Richterſche Seite des Parla⸗ 
ments oder gar die noch weiter links gelegene verſtärken, was 
nicht zu wünſchen wäre. Sicher iſt, daß ſich innerhalb des Zen⸗ 
trums manche Politiker befinden, die in der Richtung der 
Demokratie bis tief in den Sozialismus hinein viel weiter 
links ſtehen, als der landesübliche Fortſchrittsmann in ſeinem 
bewußten oder unbewußten Kryptorepublikanismus mit mon⸗ 
archiſchen Außerlichkeiten, Politiker, von denen man ſagt, daß, 
wenn man ſie auch nur leiſe kratzt, durch die Zentrumshaut hin⸗ 
durch ein in der Wolle rotgefärbter Demokrat zum Vorſchein 
kommt, wenn nicht gar ein Sozialiſt. Somit würde es ſicher 
zum Nachteil unſerer parlamentariſchen Zuſtände ausſchlagen, 
wenn ſich zwiſchen denjenigen Mitgliedern des Zentrums, denen 
die feſten Satzungen der katholiſchen Kirche allein ihre Staats⸗ 
freundlichkeit anweiſen, und denjenigen eine Trennung vollzöge, 
die unter dem Deckmantel der Zentrumspartei ihrer inneren 
Unzufriedenheit mit den gegenwärtigen Inſtitutionen wirkſamer 
und unverdächtiger, als es ſonſt der Fall ſein würde, Folge 
geben können, indem ſie angeblich katholiſch⸗kirchliche Bedürf⸗ 
niſſe zum Vorwand ihrer Angriffe auf das Beſtehende in den 


Vordergrund ſtellen. Die Linke würde natürlich dieſe Zen⸗ 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. III. 
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trumsleute, wenn fie ſich von ihren mehr rechtsſtehenden Partei⸗ 
genoſſen losſagten, bereitwillig in ihre Reihen aufnehmen. Aber, 
wie geſagt, meiner Anſicht nach iſt kein Grund zur Beſorgnis 
vorhanden, daß ein Zerfall des Zentrums eintritt. Ich glaube 
im Gegenteil, daß das Platzgreifen des Gedankens an eine 
mögliche Zerſprengung des feſten Zentrumsturmes durch die 
Schuld ſeiner demokratiſchen Beſtandteile letztere veranlaſſen 
dürfte, gerade in nächſter Zukunft die katholiſche Seite ihres 
Januskopfes in hellem Lichte zu erhalten, weil es ihnen ihre 
Mandate koſten würde, wenn ſich durch ihre Schuld die Po⸗ 
ſition des Zentrums, dieſes Vertreters der mächtigen katholiſchen 
Geiſtlichkeit, verſchlechterte.“ 


Ale 
9 


Hinſichtlich des Verhältniſſes zwiſchen Zentrum und Konſer⸗ 
vativen war der Fürſt der Anſicht, daß das erſtere den letzteren 
an Energie, an Gewandtheit, an Weltſtellung, an Hilfsmitteln, 
vor allem aber an geſchloſſener Einheit ſo überlegen ſei, daß 
bei gemeinſchaftlichem Kurſe beider Fahrzeuge das Zentrums⸗ 
ſchiff dasjenige des evangeliſch-konſervativen Bundesgenoſſen un⸗ 
bedingt ins Schlepptau nehmen oder ſeine Bewegung durch 
Begünſtigung der radikalen Seiten des Parlaments neutrali⸗ 
ſieren würde. In dieſer Beziehung ließ er einmal in den 
„Hamburger Nachrichten“ ausführen: 

„Zu der radikalen Linken kann das Zentrum zu jeder Zeit 
nach Belieben abſchwenken, wie die bekannten Vorgänge in 
den achtziger Jahren bei Wahlen und bei Abſtimmungen er⸗ 
wieſen haben. Für die Altkonſervativen iſt dieſe Möglichkeit 
abſolut ausgeſchloſſen. Mit den Polen, den Welfen, den El⸗ 
ſäſſern und den Dänen zuſammen wird die Macht des Zen⸗ 
trums immer ſchwerer ins Gewicht fallen als die der konſer⸗ 
vativen Partei, und jede Politik im konſervativen Sinn wird 
alle dieſe Parteien zu Gegnern haben, ſobald das Zentrum 
ſie aufbietet. Aus dieſen Gründen wird das Zentrum, Partei 
gegen Partei betrachtet, mit den Bundesgenoſſen, die es hat 
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und haben kann, wenn es will, parlamentariſch immer mächtiger 
ſein als die Konſervativen. Letztere ſtehen ihm gegenüber in 
einer Art von Rheinbundverhältnis, wenn man es vom preußi— 
ſchen Standpunkt aus beurteilt. Die Konſervativen können 
dem Zentrum Gefolgſchaft leiſten, wie die Rheinbundſtaaten 
Napoleon; ſie können dadurch, parteipartikulariſtiſch betrachtet, 
vorübergehend mächtiger werden, aber nur auf Koſten der Ge— 
ſamtintereſſen Preußens und des Deutſchen Reichs. Ein feſtes 
Bündnis zwiſchen Konſervativen und Zentrum könnte leicht zu 
Ergebniſſen führen, die den Rechtsboden der preußiſchen und 
noch mehr den der Reichsverfaſſung auf harte Proben ſeiner 
Haltbarkeit ſtellen würden.“ (Vgl. Schlußverzeichnis zu Band II; 
„Hamburger Nachrichten“ 9. März 1892, Morgenausgabe.) 
Auch dieſe Ausführungen des Fürſten haben noch für die 
Gegenwart Geltung, und ich glaube, daß es namentlich dem 
preußiſchen Konſervatismus zum Nutzen gereichen würde, wenn 
er bei Regulierung ſeines Verhältniſſes zum Zentrum dieſer 
Bismarckſchen Auffaſſungen ſtets eingedenk bliebe. 


Fürſt Bismarck und die Nationalliberalen. 


Ich möchte nicht verfehlen, hier einige Außerungen mit⸗ 
zuteilen, die Fürſt Bismarck mir gegenüber über die national⸗ 
liberale Partei getan hat; denn ich glaube, daß dieſe Aus⸗ 
laſſungen des großen Staatsmannes für die Partei auch jetzt 
noch von Wert ſein dürften. 

Als im Jahre 1891 der Delegiertentag der nationalliberalen 
Partei in Berlin bevorſtand, beauftragte mich Fürſt Bismarck, 
wie ich bereits im erſten Teil dieſes Werkes kurz erwähnt habe, 
nach Berlin zu fahren, dort Herrn v. Bennigſen aufzuſuchen und 
ihm einige Erwägungen zu unterbreiten, von denen der große 
Kanzler glaubte, daß es der nationalliberalen Partei zum Nutzen 
gereichen werde, wenn ſie bei den bevorſtehenden Beratungen 
ihrer Delegierten mit in Betracht genommen würden. Dieſe 
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Erwägungen bezogen ſich namentlich auf die Stellungnahme der 
Partei zu den wirtſchaftlichen Fragen. Auftraggemäß ſuchte ich 
Herrn v. Bennigſen im Hotel Kaiſerhof, wo er abgeſtiegen war, 
auf, wurde von ihm ſehr zuvorkommend empfangen, und er 
hörte meine Darlegungen mit der Aufmerkſamkeit an, die mit 
Rückſicht auf ihren bismarckſchen Urſprung geboten war. Ich 
glaube aber nicht, daß er die Auffaſſungen des Fürſten, die 
ich zu übermitteln hatte, ſeinen Parteiangehörigen gegenüber 
mit allzugroßem Nachdruck vertreten hat. Wenigſtens ſpricht 
der Beſchluß der Delegierten: die wirtſchaftliche Stellungnahme 
der Partei vorläufig in suspenso zu halten, nicht für das Gegen⸗ 
teil, wenngleich dieſes möglich bleibt. 

Auf jeden Fall möchte ich die Anregungen, die der Fürſt 
damals den Nationalliberalen geben wollte, hier mitteilen, um 
ſie ſo vor der Vergeſſenheit zu bewahren. Sie wurzelten natür⸗ 
lich in der Situation, wie ſie 1891 auf Grund der Capriviſchen 
Handelsverträge beſtand, können aber mutatis mutandis auch 
heute noch Geltung beanſpruchen: 

„Die Situation gravitiert — ſo äußerte ſich der Fürſt — 
von Jahr zu Jahr mehr von der politiſchen nach der wirt⸗ 
ſchaftlichen Seite der öffentlichen Angelegenheiten, und es unter⸗ 
liegt für mich keinem Zweifel, daß das Votum der Wähler 
immer ſtärker von Erwägungen materieller Natur als von ab⸗ 
ſtrakt⸗politiſchen beeinflußt wird. Dieſem Zuge der Zeit gegen⸗ 
über gibt es keinen Widerſtand; jede Partei muß ihm wohl oder 
übel Rechnung tragen. Tut ſie es nicht, ſo iſt ihre Schädigung 
nur eine Frage der Zeit. Dieſe Beobachtungen habe ich ſchon 
in früheren Jahren gemacht. Bei der erſten Reichstagswahl 
wurde in den ſüddeutſchen Wahlkreiſen mit gemiſchter katho⸗ 
liſcher Bevölkerung vielfach nationalliberal gewählt. Dies blieb 
auch zunächſt ſo, trotzdem die damalige erſte Freude am Reiche 
durch die Kaltwaſſerſtrahlen des kirchenpolitiſchen Kampfes Ab⸗ 
kühlung fand; erſt als die dortigen nichtklerikalen Wähler über 
Mangel an Rückſicht auf ihre wirtſchaftlichen Intereſſen ſeitens 
der nationalliberalen Partei klagen zu dürfen glaubten, trat 
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ſtellenweiſe ein Abgleiten der Wähler zugunſten des Zentrums- 
kandidaten ein. Die allmähliche Abbröckelung, der die national- 
liberale Partei alsdann im größeren Umfange unterworfen 
wurde, iſt weſentlich auf die Gleichgültigkeit der Partei gegen 
die wirtſchaftlichen Wünſche namentlich der ländlichen Bevölke— 
rung zurückzuführen. Daraus ſollten die heutigen National⸗ 
liberalen die nötige Lehre ziehen. Ich vermute, daß die Ver⸗ 
minderung der nationalliberalen Stimmen erheblich zunimmt, 
wenn nicht bis zu den nächſten Wahlen eine feſtere Stellung— 
nahme der Partei erfolgt, die beſonders den landwirtſchaft⸗ 
lichen Elementen des nationalliberalen Wahlkörpers größere Ge— 
währ als bisher für die Berückſichtigung ihrer Lebensintereſſen 
bietet. 

Die nationalliberale Partei fühlt ſich meines Wiſſens be- 
ſonders als Vertreterin des wiſſenſchaftlich gebildeten Mittel⸗ 
ſtandes, der ſeinen Sitz zumeiſt in den Städten und deshalb 
weniger Berührung mit dem ländlichen Elemente hat. Dieſer 
ſtädtiſche Nationalliberalismus ſollte aber doch der Tatſache ein- 
gedenk bleiben, daß die größere Anzahl der Deutſchen auf dem 
Lande wohnt und deshalb mit ſeinen Geſchicken an die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen gebunden iſt. Es liegt für den national- 
liberalen gebildeten Mittelſtand der Städte, wenn er für ſeine 
Partei die Unterſtützung der gleichfalls national geſinnten Mehr⸗ 
heit der ländlichen Bevölkerung nicht völlig verlieren will, die 
Notwendigkeit vor, der letzteren und ihren Intereſſen auch ſeiner⸗ 
ſeits näherzutreten. Dies um ſo mehr, als anderſeits ſo gut wie 
keine Ausſicht für die Nationalliberalen vorhanden iſt, die Frei⸗ 
ſinnigen oder demokratiſchen Wählermaſſen in den Großſtädten 
für ſich zu gewinnen. 

Falls es die nationalliberale Partei nach wie vor unter⸗ 
läßt, nähere Fühlung mit den ländlichen Geſinnungsgenoſſen 
zu ſuchen, ſo wird die Entwicklung zuungunſten der Partei 
im größeren Umfange natürlich erſt dann eintreten, wenn das 
Bewußtſein, wirtſchaftlich vernachläſſigt zu ſein, die breiten 
Wählerſchichten in den ländlichen Gebieten völlig durchdrungen 
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hat, was erfahrungsmäßig nicht jo ſchnell geſchieht. Dieſe 
Schichten werden ſich die Frage vorlegen, wen die Mitſchuld 
an dem Schaden und an dem Unbehagen, die ſie fühlen, trifft, 
und dann in Erwägung ziehen, ob ſie einer Partei ferner Zu⸗ 
trauen ſchenken können, die nicht die erforderlichen Anſtrengungen 
gemacht hat, um ſie vor Nachteil zu bewahren.“ 

Der Fürſt ſagte dann noch, ich möchte in Berlin darauf hin⸗ 
weiſen, daß mit der Zeit alle Kreiſe des deutſchen Volkes, die 
nicht bloß konſumierend, ſondern auch produzierend an unſerer 
wirtſchaftlichen Entwicklung beteiligt ſeien, alſo alle Elemente 
der Bevölkerung mit alleiniger Ausnahme der „Nichts als 
Konſumenten“ ſich in dem Beſtreben zuſammenfinden würden, 
die einheimiſche Arbeit und Produktion mindeſtens in dem Maße 
wie bisher gegen fremde Konkurrenz zu ſchützen und den Ge- 
danken „Deutſchland für die Deutſchen“ in dem Sinne zu ver⸗ 
wirklichen, daß gewinnbringende Arbeit und Produktion ſoviel 
als möglich den deutſchen Landsleuten zugewendet werde. Auch 
dies hätten die Nationalliberalen bei ihrer bevorſtehenden Stel⸗ 
lungnahme zu den Handelsverträgen zu berückſichtigen, außer⸗ 
dem aber zu bedenken, daß mit rein politiſchen Parteiprogrammen 
heute kein Hund mehr hinter dem Ofen hervorzulocken ſei. Die 
politiſchen Parteien hätten als ſolche zum größten Teil ihre Auf⸗ 
gaben erfüllt, und es ſei, wie geſagt, nicht im geringſten zu 
bezweifeln, daß die wirtſchaftlichen Fragen in Zukunft bei den 
Wahlen in weit höherem Maße den Ausſchlag geben würden als 
die rein politiſchen. 

Schließlich meinte der Fürſt noch, er verkenne die Schwierig⸗ 
keiten nicht, die ſich für die Nationalliberalen ergäben, wenn ſie 
die Vertretung landwirtſchaftlicher Intereſſen ſtärker als bisher 
in den Vordergrund ihres Programms ſtellten; denn ſie hätten 
Rückſicht auf die Intereſſen und Anſichten ihrer ſtädtiſchen Ge⸗ 
folgſchaft zu nehmen. Aber ähnliche Gegenſätze beſtünden auch 
für andere Parteien, und ſo gut wie dieſe müßten auch die 
Nationalliberalen darauf bedacht ſein, einen Ausgleich herbei⸗ 
zuführen, der beide Teile befriedige. | 
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Entſcheidend blieb in dieſer Frage für den Fürſten auch 
in den folgenden Jahren der Umſtand, daß die Nationalliberalen 
der Dezimierung unausweichlich preisgegeben ſein würden, wenn 
ſie ſich vorzugsweiſe auf die großſtädtiſchen Wähler ſtützten und 
die ländlichen ſtiefmütterlich behandelten. In der Konkurrenz 
mit den großſtädtiſchen demokratiſchen und ſozialiſtiſchen Kandi— 
daten ſei für die Nationalliberalen wenig zu hoffen, deſto mehr 
ſei dies auf dem Lande der Fall, wenn es der National- 
liberalismus nur einigermaßen verſtehe, das Zutrauen der länd— 
lichen Bevölkerung zu erlangen. Dem Bund der Landwirte 
und auch den Konſervativen gegenüber wären für ſie weit mehr 
Siegesmöglichkeiten gegeben als in den großen Städten der 
Gefolgſchaft Eugen Richters oder Bebels gegenüber. 

So Fürſt Bismarck im Anfang der neunziger Jahre. Seit— 
dem haben die wirtſchaftlichen Fragen den politiſchen gegenüber 
noch weit mehr Übergewicht erlangt und ſpielen bei den Wahlen 
eine noch größere Rolle als damals. Um ſo mehr liegt es im Inter⸗ 
eſſe der Nationalliberalen, die Direktiven, die ihnen Fürſt Bismarck 
vor nun bald einem Vierteljahrhundert hat geben laſſen, im 
Auge zu behalten und ſie mit denjenigen Modifikationen zu be⸗ 
folgen, die durch die veränderte Situation geboten erſcheinen. 

Aber nicht nur auf die Notwendigkeit einer entſprechend 
veränderten Stellungnahme zu den wirtſchaftlichen Fragen hat 
der Fürſt die Nationalliberalen hinweiſen laſſen, ſondern ihnen 
außerdem auch noch eine andere Aufgabe geſtellt. Dies geſchah 
im Jahre 1896, als die Nationalliberalen offenbar in Verlegen⸗ 
heit um eine wirkſame Wahlparole waren. Der Fürſt empfahl 
ihnen als ſolche eine entſchiedene Oppoſition gegen die Ver⸗ 
ſchiebung der verfaſſungsmäßigen Grundlagen des Reiches, wie 
ſie von ſeiten der Regierung und der meiſten Reichstagsparteien 
ſtattfinde, alſo im Grunde dasſelbe, dem die nationalliberale 
Partei ihren Urſprung und ihren Erfolg verdankte. Er äußerte 
ſich nach dieſer Richtung hin wie folgt: 

„Die politiſchen Parteien bedürfen zu ihrem weiteren Leben 
und Gedeihen der Elemente, aus denen ſie entſtanden ſind, und 
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ich glaube, wenn es für die nationalliberale Partei einen Yung- 
brunnen gibt, jo iſt es der der ſtrengen Verfaſſungsmäßigkeit, 
der Vertretung der parlamentariſchen Rechte gegenüber der Re⸗ 
gierung und ihrer Bureaukratie. Die Gefahr für die Fraktion 
beſteht darin, daß ſie ſich zu ſehr mit der Bureaukratie identi⸗ 
fiziert und daher im höheren Maße, als es ſonſt der Fall ſein 
würde, auf die Brotherrin der Bureaukratie, auf die Regierung, 
Rückſicht nehmen muß. Dadurch wird ſie verhindert, ſich die⸗ 
jenige ſelbſtändige Stellung zu bewahren, auf deren Beibehaltung 
ſie den größten Wert legen muß, wenn ſie ihr Anſehen im Lande 
behalten will.“ (Vgl. auch Schlußverzeichnis zu Band II; „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ 3. Juni 1891, Morgenausgabe.) 

Es dürfte nicht an Leuten fehlen, die der Anſicht ſind, daß 
auch dieſe Mahnung des großen Kanzlers an die National⸗ 
liberalen jetzt noch von dieſen beachtet werden ſollte; deshalb 
habe ich ſie hier wiedergeben zu ſollen geglaubt. 


Fürſt Bismarck und die Bureaukratie. 


Unter allen Staatsmännern der neueren Zeit hat es wohl 
keinen gegeben, der ein ſo ausgeſprochener Gegner jedes Über⸗ 
maßes von Bureaukratie war, wie Fürſt Bismarck. Schon als 
Reichskanzler (im Jahre 1871) hatte er ſich im Reichstage über 
die Zunahme der Bureaukratie beklagt. Seine Befürchtung 
für die Zukunft ging dahin, daß das nationale Bewußtſein er⸗ 
ſtickt werden könnte in den Umſchlingungen dieſer boa constrictor, 
die in den letzten Jahren reißende Fortſchritte gemacht habe. 
Er ermahnte Bundesrat und Reichstag, ſoweit ſie in der Mög⸗ 
lichkeit dazu ſeien, auch ihrerſeits jede unnötige Vermehrung 
der Bureaukratie verhüten zu helfen und gegen die Gefahr ein⸗ 
zuſchreiten, daß die Errungenſchaften des Schwertes durch Über⸗ 
handnahme des Bureaukratenweſens im Deutſchen Reiche, durch 
das Entſtehen einer Beamtenhierarchie wieder verloren gingen. 
Er meinte damit, daß die Freude am Reiche deſſen Angehörigen 
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nur zu leicht verdorben werden könne durch ein zu hohes Maß 
von Beläſtigung, Bevormundung und Einſchränkung, durch den 
Verwaltungseifer einer gar zu zahlreichen Beamtenſchaft, deren 
Angehörige zum größten Teil den Fragen des praktiſchen Lebens 
fremd gegenüberſtänden. Eine übermäßige Beamtenherrſchaft 
ſei dem germaniſchen Selbſtbewußtſein unerträglich; es lehne 
ſich gegen einen omnipotent in das Privatleben der einzelnen 
Staatsbürger und ihre Autonomie zu tief eingreifenden Ver⸗ 
waltungsapparat auf und gerate auf dieſem Wege leicht in die 
Verſuchung, dem Reiche und ſeinen Einrichtungen die Sym⸗ 
pathien wieder zu entziehen, die es anfänglich ihnen bekundet 
hätte. Darüber hinaus war der Fürſt der Anſicht, daß in 
einem großen Teile der Bureaukratie eine ſtarke Neigung zur 
Nivellierung und Zentraliſierung verbreitet ſei, was unter Um⸗ 
ſtänden dem Deutſchen Reiche ebenfalls zum Schaden ge- 
reichen könne. Selbſtverſtändlich ließ er dem Beamtentum, 
namentlich auch dem preußiſchen, als wichtigem Grundpfeiler des 
Staates dasjenige Maß von Anerkennung und Wertſchätzung 
angedeihen, das es wegen ſeiner Integrität, ſeiner ſprichwört⸗ 
lichen Pflichttreue, ſeiner ſelbſtloſen Hingabe an den Staat und 
wegen der hohen perſönlichen Ehrenhaftigkeit ſeiner Angehörigen 
vollauf verdient. Was er bekämpfte, war in der Hauptſache nur 
jedes Zuviel in der Beamtenregierung. Vor allem aber richtete 
ſich ſeine Gegnerſchaft gegen die Auswüchſe der Bureaukratie nach 
unten hin, wie ſie bald nach ſeiner Entlaſſung, beſonders nach 
Einführung der neuen preußiſchen Landgemeindeordnung, ſich 
herausbildeten. Dabei hatte er in erſter Linie die ungeheure 
Zunahme des Schreibweſens in der ländlichen Selbſtverwaltung 
im Auge. 

Wie berechtigt dieſe Beſchwerden des Fürſten waren und 
wie großen Anklang ſie im Lande fanden, ergab ſich daraus, 
daß ſie ſofort ein lebhaftes Echo namentlich in den Verhand⸗ 
lungen des preußiſchen Abgeordnetenhauſes fanden. So äußerte 
ſich der konſervative Abgeordnete Gerlich dahin, das bureau⸗ 
kratiſche Schreibwerk auf dem Lande habe einen Umfang er⸗ 
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reicht, daß niemand mehr Amtsvorſteher werden wolle. Dieſer 
Übeljtand wurde dann vom Abgeordneten Freiherrn v. Zedlitz 
einer weiteren Erörterung unterzogen. Auch dieſer Abgeord⸗ 
nete konſtatierte, daß die Selbſtverwaltung auf dem Lande durch 
Berichte, Statiſtiken und dergleichen förmlich erſtickt werde und 
daß dadurch die beſten Kräfte von den Amtern der Selbſt⸗ 
verwaltung ferngehalten würden. Der Miniſter des Innern 
erwiderte darauf, daß er auf Abſtellung dieſes Zuſtandes hin⸗ 
arbeiten und deswegen ſich auch mit dem Juſtizminiſter in Ver⸗ 
bindung ſetzen wolle. 

Als der Fürſt die Lektüre des Parlamentsberichtes hierüber 
beendet hatte, erging er ſich zu mir darüber in folgenden Aus⸗ 
führungen: 

„Ich ſehe einen großen Schaden für Preußen darin, daß 
die Selbſtverwaltung, die urſprünglich doch auf eine Emanzi⸗ 
pation der Landgemeinden von dem bureaukratiſchen Einfluſſe 
berechnet war, durch die Art, wie ſie verwirklicht worden iſt, 
zu einer Verſchärfung des bureaukratiſchen Einfluſſes auf das 
ländliche Gemeindeleben geführt hat. Es iſt zweifellos richtig 
daß die Neigung, Amtsvorſteher zu werden, bei allen den Kate⸗ 
gorien, die dafür in Ausſicht genommen werden — alſo in den 
Ländern weſtlich von Berlin bei den wohlhabenden und ge- 
bildeten Bauern, in denen öſtlich der Oder bei den größeren 
Grundbeſitzern —, daß bei dieſen die Neigung, Organe zur Aus⸗ 
führung der Aufgaben zu werden, die ihnen von Berlin aus 
geſtellt werden, infolge der Eindrücke, die ihnen die Entwicklung 
der neuen Einrichtung macht, mehr und mehr abgenommen hat. 
Es iſt auch kaum möglich, die Geſchäfte, die den Amtsvorſtehern 
zugemutet werden, im Nebenamte, das heißt neben ihrer eigenen 
Erwerbstätigkeit zu treiben. Die Zumutungen, die ihnen ge⸗ 
ſtellt werden, ſind ſo umfangreich und erfordern ein ſo hohes 
Maß von Geſchäftskenntnis, von Ausdehnung der Bureau⸗ und 
Regiſtraturarbeit, daß ſie ein Landwirt neben dem Betriebe 
ſeiner Wirtſchaft je länger je weniger zu leiſten vermag. 

Als die jetzige Selbſtverwaltung eingeführt wurde, fragte 
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man ſich, ob infolge derjelben die Tätigkeit der Regierungs- 
kollegien und die miniſterielle Einwirkung auf die ländlichen 
Verhältniſſe nicht weſentlich vermindert werden könnten, ſo daß 
eine Anzahl von Regierungsräten und Miniſterialräten entbehr- 
lich werden würden. Ob dies geſchehen iſt, ſteht in dem Er— 
meſſen der höchſten Behörden; in den Kreiſen der Adminiſtrierten 
läßt ſich der Eindruck nicht verkennen, daß jene Beamte aller— 
dings mehr Zeit als früher haben, dieſe Zeit aber vorzugs⸗ 
weiſe dazu verwenden, um den neuen bureaukratiſchen Fern— 
ſprechapparat, der durch die neue Organiſation bis in die ent⸗ 
legenſten Dörfer hinein geſchaffen worden iſt, zur Befriedigung 
einer Anzahl von Bedürfniſſen des Schematismus zu benutzen, 
wie ſie früher entweder nicht beſtanden oder keine Mittel ge— 
habt haben, andere Kräfte für ihre Erfüllung anzuſpannen. 

Dabei iſt der Nutzen der vermehrten Arbeiten meiſt ſehr 
problematiſcher Natur. So zum Beiſpiel wurde kaum ein 
Jahr nach der vorletzten Viehzählung eine neue veranſtaltet, um 
ſtatiſtiſches Material darüber nach Berlin zu liefern, ob die 
Dürre des vergangenen Jahres eine Verminderung des Vieh⸗ 
ſtandes hervorgerufen habe. Wer auf dem Lande wohnt und 
bei Viehzählungen mitgewirkt hat, der weiß, welche gewaltige 
Arbeitslaſt mit einer ſolchen neuen Zählung den Dorfbehörden 
zugewieſen wird. Und was konnte in dieſem Falle das Er⸗ 
gebnis der wiederholten Zählung ſein? Das dürre Jahr mochte 
auf den Viehſtand eingewirkt haben oder nicht, zur Abhilfe der 
etwaigen Schäden war die Regierung doch nicht imſtande; die 
Entſchädigung der Arbeitskräfte aber, die für die neue Zählung 
beanſprucht werden mußte, wird ſich ſchwerlich auf weniger als 
eine Million belaufen haben.“ 

Nach dieſer Darlegung ſchwieg der Fürſt eine Weile und 
fuhr dann fort: 

„Sie glauben gar nicht, welche Aufgaben dem Landmann, 
der im Intereſſe der Selbſtverwaltung in den Staatsdienſt ge⸗ 
treten iſt, geſtellt werden. Sehen Sie den Stoß Kreisblätter 
an, der hier vor mir liegt; ſtudieren Sie die Berichte, die ihnen 
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zufolge von den Landräten und Amtsvorſtehern verlangt werden, 
und es werden Ihnen die Haare zu Berge ſtehen. Wenn der⸗ 
artige Anforderungen geſtellt werden, ſo hat das eine derartige 
Vermehrung der Schreiberei in den Amtern der ländlichen Ge⸗ 
meindevorſteher zur Folge, daß ſchließlich ſchon die Unterkunfts⸗ 
beſchaffung für die Akten auf Schwierigkeiten ſtoßen muß. Es 
wird auch kein Amtsvorſteher mehr ohne Sekretär, ohne Regi⸗ 
ſtratur, vielleicht noch kaum ohne juriſtiſchen Beirat ſein Amt 
ſo verwalten können, daß er von allen Ordnungsſtrafen, denen 
er diſziplinariſch ausgeſetzt iſt, frei bleibt. Dabei muß ſtets im 
Auge behalten werden, daß die Überlaſtung der Amtsvorſteher 
nicht von den Landräten, auch nicht von den Bezirksregierungen, 
ſondern von Berlin ausgeht, nicht nur vom Miniſter des In⸗ 
nern, ſondern auch zum Beiſpiel von der Schulabteilung des 
Kultusminiſteriums. Man ſteuert damit auf eine Klippe hin, an 
der zuletzt jede Bureaukratie ſcheitern muß: den geſamten Ver⸗ 
waltungsapparat in den ländlichen Bezirken von einem Zentral- 
punkt aus zu leiten und von dort aus beſtimmen zu wollen, 
was in den Landgemeinden geſchehen ſoll. Es iſt dies ein 
natürlicher Ausfluß des Tätigkeitsdranges vieler gewiſſenhafter 
oberer Beamten, aber ich halte es für eine Aufgabe der Staats⸗ 
politik, dieſen Tätigkeitsdrang auf ein Maß zu beſchränken, das 
nicht überſchritten werden kann, ohne die Unzufriedenheit der 
geſamten ländlichen Bevölkerung mit den beſtehenden Einrich⸗ 
tungen von Tag zu Tag zu ſteigern.“ 

Ein andermal ſagte mir der Fürſt noch folgendes: 

„Ich habe abermals einen ganzen Stoß holſteiniſcher Kreis⸗ 
blätter erhalten, die mich aufs neue in der Überzeugung be⸗ 
ſtärken, daß die ländliche Selbſtverwaltung allmählich völlig 
erſtickt werden muß durch das Studium der Einzelfragen, das 
ihren lokalen Trägern amtlich zugemutet wird, und durch das 
damit verbundene ungeheuere Schreibwerk. Ich will nicht an⸗ 
nehmen, daß die Abſicht hierauf gerichtet iſt, aber es wird 
ſchließlich dahin kommen, daß an die Spitze eines jeden Dorfes 
ein juriſtiſch gebildeter Beamter geſtellt werden muß, und daß 
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ſich auf dem Poſten der Gemeinde- und Amtsvorſteher eine 
ähnliche Anderung gegen früher nach der bureaukratiſchen Seite 
hin vollzieht, wie ſie bei den Landratsämtern eingetreten iſt. Die 
Folge des ewigen Reglementierens, der zweckloſen ſtatiſtiſchen 
Erhebungen, und was dergleichen Zumutungen mehr ſind, wird, 
wie ich neulich ſchon ſagte, die ſein, daß diejenigen, durch Beſitz 
und Bildung qualifizierten Mitglieder der ländlichen Gemeinden, 
die früher eine amtliche Tätigkeit in der Selbſtverwaltung über- 
nommen haben, ſich mehr und mehr außerſtande ſehen, neben 
ihren Arbeiten für die Regierung auch noch ihre Güter zu be— 
wirtſchaften und ihre eigenen Geſchäfte zu betreiben, ſo daß ſich 
ſchließlich niemand mehr zur Übernahme dieſer Poſten findet. 
Dann aber tritt der Fall ein, daß die Regierung ein Mitglied 
der unteren Bureaukratie zur Wahrnehmung der Geſchäfte des 
Ortsvorſtehers und ähnlicher Obliegenheiten nach dem betreffen⸗ 
den Dorf entſenden muß, deſſen Beſoldung der Gemeinde zur 
Laſt fällt. 

Alles dies halte ich für die künftige Entwicklung der länd⸗ 
lichen Zuſtände für um ſo bedenklicher, als die Sozialdemokratie 
ohnehin die Landgemeinden umſchleicht, wie der Fuchs den 
Taubenſchlag, um ein Loch zu erſpähen, durch das ſie eindringen 
kann. Dabei kann ihr eine Ausdehnung der unteren Bureau⸗ 
kratie auf dem Lande, die gegen ſozialiſtiſche Infektion meiſt 
nicht ſehr gefeit iſt, nur dienlich ſein.“ 

Wie es ſcheint, hat die Stellungnahme des Fürſten zur 
Folge gehabt, daß man in Berlin ſtutzig wurde und von 
einer weiteren Ausdehnung der Bureaukratie auf dem Lande 
ſo weit wie möglich abſah. 

Endlich glaube ich noch erwähnen zu ſollen, daß der Fürſt 
nicht nur in bezug auf das platte Land die Vermehrung des 
Schreib⸗ und Druckweſens ſowie die Behelligung der Lokal⸗ 
behörden und der Einzelnen damit bedauerte, ſondern auch ab⸗ 
fällig über die Beläſtigung urteilte, die den preußiſchen Steuer⸗ 
zahlern nach der Miquelſchen Finanzreform durch das Studium 
der ganze Bogen füllenden Beſtimmungen, Regulative und 


173 


Erläuterungen über die neue Steuererhebung auferlegt wurde. 
Es ſei doch wahrlich genug, daß die Leute ihr Geld hergäben, 
und unbillig, ihnen darüber hinaus auch noch zuzumuten, ſich 
ſtunden- und tagelang in die Steuerdruckſachen zu vertiefen, zu 
deren Verſtändnis der juriſtiſch und verwaltungsmäßig nicht ge⸗ 
ſchulte Staatsbürger häufig nicht einmal befähigt ſei. 

Sicherlich werden die vorſtehenden Außerungen des Fürſten 
überall Beifall finden; denn die Abneigung gegen jedes Über⸗ 
maß von behördlichem Schreibweſen iſt im deutſchen Volke weit⸗ 
verbreitet und der Wunſch nach tunlichſter Einſchränkung des⸗ 
ſelben wird in Stadt und Land gleichermaßen gehegt. 


Fürſt Bismarck und die Preſſe. 


Im März dieſes Jahres wandte ſich der Herausgeber der 
„Jahrbücher der deutſchen Preſſe“ mit der Bitte an mich, ihm 
für das erſte Stück derſelben, das auf das Jahr 1915, alſo auf 
die Zentenarfeier der Geburt Otto v. Bismarcks berechnet ſei, 
einen Aufſatz über das Thema „Fürſt Bismarck und die Preſſe“ 
zu ſchreiben, da ich auf dieſem Gebiete der gegebene Fachmann 
ſei. Er denke dabei nicht an eine weitſchichtige Monographie 
über das geſamte Verhältnis Bismarcks zur Preſſe, ſondern 
mehr an eine Darlegung darüber, was der Fürſt von ihr ge⸗ 
dacht, wie er ſich zu ihr geſtellt und wie er ſich ihrer bedient 
habe. Ich glaubte mich dieſer Aufforderung aus verſchiedenen 
Gründen nicht verſagen zu dürfen, entſprach ihr, und ſo wird 
der betreffende Aufſatz im erſten Hefte der „Jahrbücher der 
deutſchen Preſſe“ demnächſt erſcheinen. 

Bei ſeiner Abfaſſung kam mir die Wichtigkeit des Gegen⸗ 
ſtandes immer ſtärker zum Bewußtſein, und ich entſchloß mich 
demgemäß, ihm auch in dieſem Werke einen Abſchnitt zu widmen. 
Einmal gehört die Benutzung der Preſſe ſehr weſentlich mit zu 
der politiſchen Tätigkeit des großen Kanzlers; dann aber leuchtet 
ein, daß je wichtiger und einflußreicher die Stellung iſt, die die 
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Preſſe heutzutage im öffentlichen Leben einnimmt, deſto größeres 
Intereſſe den Auffaſſungen beigemeſſen werden muß, die ein 
Mann wie Fürſt Bismarck von ihrem Weſen, ihrer Bedeutung, 
ſowie von der Aufgabe hegte, die den an ihr Beteiligten ge— 
ſtellt ſei. 

Natürlich war es ausgeſchloſſen, meine Arbeit ſo, wie ich ſie 
mit Rückſicht auf die beſonderen Zwecke der „Jahrbücher für 
die deutſche Preſſe“ abgefaßt hatte, in das vorliegende Werk 
aufzunehmen, da ſich dieſes nicht an die Fachleute der Preſſe, 
ſondern an die geſamte Offentlichkeit wendet. Deshalb habe ich 
ſie durch Umarbeitung und Hinzufügungen ſo umgeſtaltet, daß 
ſie über die Preßkreiſe hinaus Intereſſe finden dürfte. 

Ich beginne mit der Schilderung des Umfangs und der 
Art und Weiſe, wie ſich der Fürſt der Preſſe zu bedienen pflegte. 
Dies hat er in einem Maße, mit ſo viel Geſchick und Erfolg 
getan, wie es kaum je zuvor von ſeiten eines großen Staats⸗ 
mannes geſchehen ſein dürfte. In jeder Phaſe ſeines Wirkens 
und Schaffens hat er die Preſſe zur Mithilfe für ſeine Zwecke 
herangezogen; vom Beginn ſeiner politiſchen Laufbahn bis zu 
ſeinem Tode iſt er in Beziehungen zu ihr geblieben. Die Artikel 
der Preſſe, die auf ihn zurückzuführen ſind, ſtellen ein gewaltiges 
Material dar, deſſen Durchforſchung nicht zu umgehen iſt, wenn 
man die Abſichten und Pläne des Fürſten in ihren Anfängen 
und in ihrer Durchführung richtig verſtehen will. 

Der Beginn der Preßtätigkeit des großen Kanzlers liegt 
weit zurück. Schon lange, bevor er Miniſter wurde, hat er 
wiederholt die Preſſe zur Vertretung ſeiner Anſichten in An⸗ 
ſpruch genommen. Ich erinnere nur an den bekannten 
Brief, den er in den Märztagen des Jahres 1848 an die 
Redaktion der „Magdeburgiſchen Zeitung“ gerichtet hat (ſiehe 
Band I, ©. 336). Seine eigentliche Preßpolitik aber ſetzte 
natürlich erſt nach der Ernennung zum preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidenten ein. Während der Konfliktszeit wie in den folgenden 
Jahren, wo er die Wiederaufrichtung der deutſchen Einheit in 
ewig unvergänglichen Taten vorbereitete, ſodann nach Herſtel⸗ 
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lung des Reiches bei deſſen Ausgeſtaltung und Befeſtigung hat 
er das Inſtrument der Tagespreſſe meiſterhaft für ſeine Zwecke 
gehandhabt. 

Aber auch in der auswärtigen Politik iſt von ihm keine Ge⸗ 
legenheit verſäumt worden, ſich durch Zeitungspublikationen die 
Wege zu ebnen und ſeinen Gegnern den Wind aus den Segeln 
zu nehmen. Gerade auf dieſem Gebiete hat er die Welt wieder⸗ 
holt in Staunen und Überraſchung verſetzt. Ich erinnere 
an die Veröffentlichung des Benedettiſchen Vertragsentwurfs in 
den „Times“, durch die er im Sommer 1870 bei Ausbruch des 
Krieges gegen Frankreich die napoleoniſche Politik vor ganz 
Europa bloßſtellte und ihr einen ſchweren Schlag beibrachte, 
ferner an die Publikation der Emſer Depeſche in der von ihm 
herrührenden Faſſung; der berühmten „Kaltwaſſerſtrahlen“ nicht 
zu gedenken, die er in kritiſchen Situationen durch die „Nord⸗ 
deutſche Allgemeine Zeitung“ nach Paris und anderswohin zu 
richten pflegte, um übermäßig erhitzten Köpfen eine heilſame 
Abkühlung angedeihen zu laſſen. 

Auch nach ſeiner Entlaſſung hat er es verſtanden, im rechten 
Augenblicke und zum rechten Zwecke, diejenigen Enthüllungen 
in der Preſſe zu machen, die ihm im vaterländiſchen Intereſſe 
erforderlich erſchienen. Ich gedenke hier nur ſeiner Veröffent⸗ 
lichung über den Deutſch-Ruſſiſchen Neutralitätsvertrag in den 
„Hamburger Nachrichten“, die nicht nur bei uns, ſondern auch 
im Auslande das größte Aufſehen erregte, im deutſchen Reichs⸗ 
tage wie in auswärtigen Parlamenten zu Interpellationen führte 
und die Welt auf Monate hinaus in Atem hielt. 

Der Fürſt war der Anſicht, daß keine Regierung, ſei ſie 
monarchiſch, parlamentariſch, demokratiſch oder ſonſtwas, auf die 
Mitwirkung der Preſſe bei Durchführung ihrer Politik verzichten 
und den Zuſammenhang mit ihr verlieren dürfe, ohne die Folgen 
am eigenen Leibe zu verſpüren und die Landesintereſſen zu ge⸗ 
fährden. Weiter verweiſe ich auf den Ausſpruch, den er in der 
Mitte der ſiebziger Jahre im Reichstage getan hat und der 
dahin lautete, daß der Regierung eines großen Reiches die Unter⸗ 
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ſtützung ſeitens der Preſſe, die Vertretung ihrer Intereſſen 
und Wünſche durch dieſe auch auf auswärtigem Gebiete er- 
ſtrebenswert ſein müſſe. Es ſei unerläßlich, der Regierung für 
Dinge, die fie in ihren anerkannten Organen nicht gut publi- 
zieren laſſen könne, in befreundeten Zeitungen ſoviel weißes 
Papier zur Verfügung zu ſtellen, wie fie brauche, um nach Be⸗ 
darf ihre Meinung zu äußern. Welchen Belang der große 
Staatsmann über dieſes Bedürfnis der Regierung hinaus der 
Stellungnahme der Preſſe zu auswärtigen Fragen beimaß, geht 
indirekt auch aus ſeiner bekannten Außerung hervor, daß jedes 
Land auf die Dauer für die Haltung ſeiner Preſſe aufkommen 
und ſich darauf vorbereiten müſſe, die Rechnung für die Fenſter⸗ 
ſcheiben, die ſie im Auslande einſchlage, in Geſtalt der Ver⸗ 
ſtimmung der betreffenden Macht gegen Deutſchland präſentiert 
zu erhalten. Demzufolge war der Fürſt, ſoweit es in ſeiner 
Macht ſtand, bemüht, gehäſſigen Kundgebungen der deutſchen 
Zeitungen gegen das Ausland vorzubeugen, ſei es durch per⸗ 
ſönliche Beſprechung mit den Vertretern der betreffenden Blätter, 
ſei es dadurch, daß er ſeine Räte damit beauftragte, die Herren 
unter Appell an ihre vaterländiſche Geſinnung auf die Gefahren 
hinzuweiſen, die durch Fortſetzung der Hetzereien für das Deutſche 
Reich entſtehen könnten. 

Wie der Fürſt niemals nach beſtimmten Schablonen gehandelt 
hat, ſo iſt er auch bei der Benutzung der Preſſe für ſeine Zwecke 
ganz verſchiedenartig verfahren. Zunächſt muß hier zwiſchen 
der amtlichen und nachamtlichen Zeit unterſchieden werden. 

Bei ſeinem Eintritt in das preußiſche Staatsminiſterium 
gab es eine offiziöſe Preſſe im Umfang von heute nicht. Als 
wichtigſtes halbamtliches Organ beſtand die „Provinzialkorre⸗ 
ſpondenz“, die aber hauptſächlich vom Miniſter des Innern be⸗ 
nutzt wurde. Später wurde die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“ von ihren Eigentümern, hamburgiſchen Finanzleuten, 
dem Kanzler perſönlich zur Verfügung geſtellt und von ihm 
hauptſächlich, aber nicht ausſchließlich auf dem Gebiete der aus⸗ 


wärtigen Politik verwendet. In ihr ſind alle wichtigeren vom 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. III. 
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Fürſten ſelbſt veranlaßten Artikel erſchienen, die, wie zum Bei⸗ 
ſpiel die vorerwähnten „Kaltwaſſerſtrahlen“, oft das größte Auf⸗ 
ſehen hervorriefen, die Börſen beunruhigten und das Publikum 
in Erregung verſetzten. Aber das Blatt wurde immer nur 
ſporadiſch in Anſpruch genommen, mitunter monatelang gar nicht 
und ſelten mehr als einmal in derſelben Woche. Neben der 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ wirkte noch die Preßſtelle 
des Auswärtigen Amtes durch Erteilung von Informationen an 
die Zeitungskorreſpondenten im Sinne des Fürſten, und endlich 
wurden die Dienſte einiger Publiziſten, die in Berlin ihren 
Wohnſitz hatten, in Anſpruch genommen, um je nach Bedürfnis 
deren Blätter mit Artikeln zu verſehen, die nach Anleitung des 
Kanzlers geſchrieben waren. 

Unzutreffend iſt es, wenn gemeint wird, daß unter dem 
Fürſten Bismarck die Regierung beſtimmte Zeitungsredaktionen 
im In⸗ oder Auslande als ſolche zur Verfügung gehabt und 
für ihre Dienſte finanziell entſchädigt habe. Einmal ſagte mir 
der Fürſt darüber: 

„Derartige Zuwendungen an Redaktionen haben zu meiner 
Zeit amtlich niemals ſtattgefunden. Die Redaktionen wurden 
regierungsſeitig nur durch Nachrichten unterſtützt oder durch 
Boykottierung auf dieſem Gebiete fügſam gemacht. Geld wurde 
aus Staatsmitteln (Welfenfonds) kaum in einer anderen Rich⸗ 
tung flüſſig gemacht, als für einzelne gewandte Korreſpondenten, 
welche ſich unter Angabe der Zeitungen, zu denen ſie Zutritt 
hatten, zur Verfügung ſtellten, und die dann in den Blättern 
der verſchiedenen Richtungen ihre Korreſpondenzen in einem der 
Regierung wohlwollenderen Sinne einrichteten, als es ohne die 
angeknüpften Beziehungen der Fall geweſen ſein würde.“ 

Ich möchte gleich hier auf eine Behauptung eingehen, die nach 
der Entlaſſung des Fürſten von gegneriſcher Seite vielfach ver⸗ 
breitet worden iſt und auf die man auch jetzt noch gelegentlich 
ſtößt. Sie geht dahin, daß unter dem erſten Kanzler die Preſſe 
in weit umfangreicherer Weiſe zur Beeinfluſſung der öffentlichen 
Meinung im Sinne der Regierungspolitik benutzt worden ſei 
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als von feinen Nachfolgern. Dagegen hat der Fürſt wiederholt 
und energiſch Einſpruch erhoben; nicht nur in den „Hamburger 
Nachrichten“, ſondern auch in gelegentlichen Geſprächen und in 
Außerungen, die er mir gegenüber getan hat. 

Einmal hatte die „Voſſiſche Zeitung“ geſchrieben, es ſei von 
der großen Mehrheit des deutſchen Volkes freudig begrüßt 
worden, daß unter dem neuen Kurs mit dem Syſtem der Be— 
einfluſſung der Preſſe gebrochen worden ſei. Dazu bemerkte 
der Fürſt: 

„Ich meinerſeits bin der Anſicht, daß die offiziöſe Preſſe 
zurzeit noch in weiterem Umfange beſteht als früher, und daß 
die Beeinfluſſung dieſer Preſſe mit erheblich größerer Rückſichts⸗ 
loſigkeit betrieben wird, als dies zu meiner Zeit der Fall war. 
Um dies einzuſehen, braucht man nur die „‚Norddeutſche All⸗ 
gemeine Zeitung“ zu leſen und ihre einſtigen Leiſtungen mit den 
jetzigen unter Berückſichtigung des Umſtandes zu vergleichen, daß 
das freiherrlich Ohlendorfſche Organ früher der Regierung in 
gleich unbeſchränktem Maße, wie es gegenwärtig der Fall iſt, 
zur Verfügung ſtand.“ 

Das nämliche Berliner Blatt hatte ferner gegen die offiziöſe 
Preſſe, wie ſie zur Zeit des alten Kurſes beſtand, eingewendet, 
daß ſie nicht imſtande geweſen ſei, den Fürſten vor unfreiwilliger 
Entlaſſung zu ſchützen, trotz der Millionen, die ſie gekoſtet habe. 
Der Fürſt erwiderte darauf: 

„Das iſt auch gar nicht ihr Zweck geweſen. Wenn wirklich 
Millionen für ſie verwendet worden wären — was ich beſtreite —, 
ſo beſtand ihre Aufgabe lediglich darin, die jedesmaligen Vor⸗ 
lagen der Regierung und deren politiſche Intentionen zu emp⸗ 
fehlen und, wenn dieſe angegriffen wurden, zu vertreten. Die 
Verwendungen für Preßzwecke im alten Kurſe werden von den 
Gegnern desſelben mit Bewußtſein überſchätzt. Der damalige 
offiziöſe Apparat war weit entfernt, der Stärke und Ausdehnung 
desjenigen, der heute in Anwendung gebracht wird, auch nur 
annähernd gleichzukommen. Kreisblätter und Amtsblätter hingen 
damals wie jetzt vom preußiſchen Miniſter des Innern ab. Der 
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Miniſterpräſident und Kanzler hatte weder mit ihnen noch mit 
anderen Provinzialzeitungen irgendwelche Beziehungen, am aller⸗ 
wenigſten dauernde. Die offiziöſe Preßtätigkeit unter dem alten 
Kurſe beſchränkte ſich der Hauptſache nach auf Artikel in der 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“, die mir damals, ebenſo 
wie jetzt dem gegenwärtigen Reichskanzler, zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt war, aber gratis, ſo daß nicht nur keine Millionen, ſondern 
überhaupt keine Mark dafür verausgabt wurde.“ 

Der Artikel der „Voſſiſchen Zeitung“ hatte weiter einen 
konſervativen Politiker aus dem Jahre 1870 zitiert, um die 
offiziöſe Preſſe als eine der ſchlimmſten Krankheiten zu ſchildern. 
Dieſer Gewährsmann nahm als Hauptzweck der offiziöſen Preſſe 
die Erzeugung regierungsfreundlicher Geſinnung an. Dazu be⸗ 
merkte der Fürſt: 

„Das iſt ganz irrtümlich. Wie ich ſchon ſagte, beſtand der 
Hauptzweck der offiziöſen Preſſe zu meiner Zeit immer nur in 
der Vertretung einzelner Maßregeln der Regierung, und in 
dieſer Beziehung halte ich es auch für ganz richtig und geboten, 
daß, wie der Gewährsmann der ‚Voſſiſchen Zeitung“ jagt, die 
Regierung ‚in den Kampf der Preſſe hinabſteigt“; wobei ich 
natürlich die Geringſchätzung der Preſſe, die hierin liegt, nicht 
zu vertreten habe; das iſt Sache des Voſſiſchen Blattes. Ebenſo 
unwahr iſt es, daß dieſe Tätigkeit der Preſſe ſo drückend ſei, 
daß ſelten tüchtige, faſt niemals ehrenwerte Männer ſich zu den 
damit verbundenen Demütigungen verſtänden, und daß daher 
die offiziöſe Preſſe faſt immer in ſchlechten Händen ſei. Die 
ſchlechten Hände waren früher in Ausnahmefällen die des be⸗ 
teiligten Miniſters ſelbſt, in der Regel aber die eines vortragen⸗ 
den Rates, der die Artikel ſchwerlich im Widerſpruche mit der 
eigenen Überzeugung zu Papier brachte und der ‚Norddeutſchen 
Allgemeinen Zeitung“ oder einer anderen, die weißes Papier zur 
Verfügung ſtellte, übermittelte.“ 

Nach ſeiner Entlaſſung hat Fürſt Bismarck der Benutzung 
der Preſſe natürlich nicht zu entraten vermocht, ſondern ſich ihrer 
wohl oder übel bedienen müſſen, wenn er nicht mundtot ſein 
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und darauf verzichten wollte, den unvergleichlich reichen Schatz 
ſeiner ſtaatsmänniſchen Erfahrungen, ſein überlegenes politiſches 
Urteil und ſeine dominierende Autorität, die er mit ſeiner Ent⸗ 
laſſung doch nicht verloren hatte, weiter in den Dienst des Vater⸗ 
landes zu ſtellen. 

Zwar bot ſich ihm in ſeinen Erwiderungen auf Anſprachen 
bei Huldigungen, die ihm dargebracht wurden, Gelegenheit, 
Stellung zu den Fragen zu nehmen, die die deutſche Politik 
jeweils beſchäftigten. Aber dieſe Möglichkeit reichte naturgemäß 
nicht aus, das vorhandene Bedürfnis fortlaufend zu befriedigen; 
abgeſehen davon, daß der Fürſt, wenn er mit ſeiner Perſon 
vor die Offentlichkeit trat und zu dem deutſchen Volke ſprach, 
aus begreiflichen Rückſichten manches ungeſagt laſſen mußte, was 
ihm am Herzen lag. Auf das nächſtliegende Auskunftsmittel 
ſeiner Beteiligung an den Verhandlungen des deutſchen Reichs⸗ 
tages oder des preußiſchen Herrenhauſes, deſſen Ergreifung an- 
fänglich beabſichtigt war, hat der verabſchiedete Kanzler ſchließlich 
aus patriotiſchen Erwägungen heraus verzichten zu ſollen ge⸗ 
glaubt, weil er der Welt nicht das Schauſpiel bieten wollte, 
daß er der Politik ſeiner Nachfolger in öffentlicher Parlaments⸗ 
ſitzung entgegentrat, was er in einzelnen Fällen unbedingt ge⸗ 
tan haben würde, wenn er im Reichstage oder im Herren- 
hauſe erſchienen wäre. So blieb nichts übrig, als durch die 
Preſſe, ſpeziell durch die „Hamburger Nachrichten“, der deut⸗ 
ſchen Offentlichkeit ſeine Auffaſſungen über den Gang der Politik 
nach ſeiner Entlaſſung zur Kenntnis zu bringen, zu raten und 
zu warnen, wo es ihm notwendig und nützlich erſchien, ſowie 
ſich der Angriffe zu erwehren, die von ſeinen Widerſachern 
in und außerhalb der Regierung unausgeſetzt gegen ihn ge⸗ 
richtet wurden. | 

Beſonders feindſelig verhielt ſich damals außer den offiziöſen, 
den klerikalen und den demokratiſch⸗ſozialiſtiſchen Blättern gegen 
den Fürſten Bismarck auch die „Kreuzzeitung“. Dieſem konſer⸗ 
vativen Organ war damals auch keine Verdächtigung des Fürſten 
Bismarck zu übel und kein Klatſch gegen ihn zu häßlich, um 
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jte nicht in ihren Spalten weiter zu verbreiten. Demgegenüber 
äußerte der Fürſt einmal: 

„Der Zweck des Blattes iſt ja erſichtlich, aber die ‚Kreuz: 
zeitung‘ wird ſelbſt kaum darauf rechnen können, ihn zu 
erreichen. Wenn ich alle Injurien, Verdächtigungen und Ver⸗ 
leumdungen zuſammenzähle, die in der deutſchen und außer⸗ 
deutſchen Preſſe — zum Teil von deutſchen Mitarbeitern — ſeit 
1862 gegen meine Perſon gerichtet worden ſind, ſo unterliegt 
es keinem Zweifel, daß ich mich nicht nur als den beſtgehaßten“, 
ſondern auch den ‚bejtbeleidigten‘ und ‚beſtverleumdeten“ Deut⸗ 
ſchen betrachten darf. Was hat es aber genützt?“ 

Bezüglich der Art und Weiſe, wie ſich der Fürſt nach ſeiner 
Entlaſſung der Preſſe bedient hat, verweiſe ich auf den erſten 
Band dieſes Werkes, wo S. 4—9 und S. 204—211 eine aus⸗ 
führlichere Schilderung darüber gegeben iſt. 

Bei Schilderung der übrigen Preßbeziehungen des Fürſten 
in der nachamtlichen Zeit ſind in erſter Linie die Empfänge 
ausländiſcher Publiziſten zu erwähnen, wobei ich gleich bemerken 
will, daß in jener Zeit auch Berichte über ſolche Interviews 
mit dem Fürſten Bismarck in der ausländiſchen Preſſe erſchienen 
ſind, die in Wahrheit überhaupt nicht ſtattgefunden hatten. 

Unter den tatſächlich empfangenen fremden Publiziſten be⸗ 
fanden ſich auch Herren der franzöſiſchen Preſſe. Daraufhin 
wurde in einem Teile der deutſchen, namentlich der offiziös an⸗ 
gehauchten Preſſe dem Fürſten der Vorwurf gemacht, er laſſe 
ſich mit dem gegneriſchen Auslande publiziſtiſch ein und ſchädige 
damit die Intereſſen Deutſchlands. Der Fürſt hatte für dieſe 
Außerungen nur ein mildes Lächeln und meinte: Ä 

„Ich glaube kaum, daß ich in meiner jetzigen Lage dem 
Reiche einen größeren Dienſt zu leiſten vermag, als den, daß 
ich angeſehene und weitverbreitete Blätter derjenigen Länder, 
in denen Feindſeligkeit oder Mißtrauen gegen die friedlichen 
Abſichten Deutſchlands ſyſtematiſch unterhalten und geſchürt 
wird, durch Eröffnungen, die ich ihren Vertretern mache, in die 
Lage ſetze, ſich von der Irrtümlichkeit ihrer bis dahin feſt⸗ 


182 


gehaltenen friedensgefährlichen Vorſtellungen zu überführen. Wie 
günſtig in dieſer Beziehung zum Beiſpiel der Empfang des 
Herrn des Hour vom Pariſer ‚Matin‘ und die Veröffent⸗ 
lichung darüber in Frankreich gewirkt haben, dafür liegt ein 
handgreiflicher Beweis in der Tatſache vor, daß auf Grund der 
des Houxſchen Berichte und neuerdings ähnlicher im ‚Petit 
Journal“ in der Pariſer Preſſe jetzt Diskuſſionen über das 
Verhältnis Frankreichs zu Deutſchland geführt werden, für die 
die Verfaſſer noch vor wenigen Jahren geſteinigt worden wären. 
Ob die Wirkung vorhält, weiß ich natürlich nicht; jedenfalls 
habe ich den Zweck erreicht, den ich bei Empfang der fran⸗ 
zöſiſchen Herren im Auge gehabt habe: der Sache des Friedens 
einen Dienſt zu erweiſen und damit die Intereſſen Deutſch⸗ 
lands zu fördern.“ 

Hier mag auch noch erwähnt ſein, daß der Pariſer „Matin“ 
es damals ſogar wagen durfte, ſeinen franzöſiſchen Landsleuten 
folgende Außerung zu unterbreiten, welche die ruſſiſche „Nowoje 
Wremja“ in einer Polemik mit dem Pariſer „Figaro“ über den 
Fürſten Bismarck getan hatte: 

„Seit Luthers Zeiten hat es in Deutſchland keinen Men⸗ 
ſchen gegeben, der mit Herrn v. Bismarck zu vergleichen wäre. 
Wird ſein Werk ebenſo dauerhaft ſein, wie dasjenige Luthers? 
Man mag immerhin daran zweifeln, aber es iſt ſicher, daß die 
Stimme des Fürſten Bismarck, ſelbſt in ſeiner Zurückgezogen⸗ 
heit, mehr Autorität hat als die Stimme vieler europäiſcher 
Staatsmänner, die ſich in Aktivität befinden.“ 

Um ſo höher war die Nützlichkeit der Verbreitung der An⸗ 
ſichten des Fürſten Bismarck durch die angeſehene Preſſe Frank⸗ 
reichs und Rußlands anzuſchlagen. Gleichwohl wurden die 
Friedrichsruher Interviews von ſeiten des Grafen Caprivi be⸗ 
kanntlich zum Gegenſtand eines amtlichen Zirkulars an die 
deutſchen Miſſionen im Auslande gemacht, worin es unter anderem 
hieß, daß den Berichten über Auslaſſungen des Fürſten Bis⸗ 
marck kein Wert beizulegen ſei. 

Die Frage, was Fürſt Bismarck von der Preſſe gedacht 
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und wie er ſich zu ihr gejtellt hat, kann ich auf Grund der 
zahlreichen Geſpräche, die ich mit ihm darüber geführt habe, 
wie folgt beantworten: 

Er hielt die Preſſe für ein wichtiges und unentbehrliches 
Werkzeug zur Beeinfluſſung ſowohl der politiſchen wie der kul⸗ 
turellen Entwicklung des deutſchen Volkes wie jedes anderen. 
Weiter ging ſeine Auffaſſung dahin, daß der Preſſe nicht nur 
die hohe Pflicht obliege, ſtets den nationalen Gedanken leuchten 
zu laſſen und den vaterländiſchen Sinn zu pflegen, ſondern auch 
die, die in der Bevölkerung herrſchenden Auffaſſungen zur Gel⸗ 
tung zu bringen, damit die richtige Diagonale der Kräfte er⸗ 
kennbar werde, die innerhalb der Nation ſich gegeneinander 
durchzuſetzen ſuchten. Ferner ſei es Sache der Preſſe, Übel- 
ſtände und Mißgriffe im ſtaatlichen und im öffentlichen Leben 
zur Sprache zu bringen beziehungsweiſe auf Abhilfe zu dringen. 
Namentlich aber hielt er die Tagespreſſe für berufen, Kritik an 
den Regierungsvorlagen vor deren Einbringung im Parlament 
zu üben. Damit ſtand ſeine an anderer Stelle erwähnte Maxime 
im Einklang, wichtigere Vorlagen vor ihrer parlamentariſchen 
Behandlung in ihren Grundzügen veröffentlichen zu laſſen. Die 
Preſſe ſollte, ebenſo wie die Mitglieder der Parlamente, die Kor⸗ 
porationen der Intereſſenten, die politiſchen Parteien und Vereine, 
in der Lage ſein, die geplante Neuerung auf ihre Zweckmäßig⸗ 
keit hin zu prüfen und auf etwa nötige Abänderungen hin⸗ 
zuweiſen. Dadurch werde der Regierung ihre Aufgabe erheblich 
erleichtert, ſie käme auf dieſe Weiſe in die Lage, die Vorlage 
vor ihrer Einbringung noch ſo zu modifizieren, daß ihre An⸗ 
nahme geſichert erſcheine. 

Endlich legte der Fürſt großen Wert auf die Aufgabe der 
Preſſe, in entſcheidenden geſchichtlichen Momenten das deutſche 
Nationalgefühl zu beleben und die patriotiſchen Inſtinkte zu 
erregen. 

„Es gibt — ſo äußerte er ſich gelegentlich mir gegenüber — 
Augenblicke, wo es aus den Spalten der Zeitungen ‚wie Schwert⸗ 
geklirr und Wogenprall“ herausklingen muß, um den Furor 
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Teutonicus zu erwecken, ohne den wir unjere künftigen Schlachten 
nicht gewinnen können.“ 

Aus alledem geht hervor, daß der Fürſt die Wirkſamkeit 
der Preſſe im modernen Staate hoch veranſchlagte. Dem ent- 
ſprach es auch, daß er den berufenen Vertretern der öffentlichen 
Meinung, ſoweit er in perſönlichem Verkehr mit ihnen ſtand, 
ſtets achtungsvolles Entgegenkommen und Wohlwollen bewies 
und daß er dem Stande der Publiziſten immer die Ehre 
gab, die er verdient. Wenn Kaiſer Wilhelm II. einmal von den 
prominenten Männern der amerikaniſchen Preſſe geſagt hat, ſie 
nähmen in ihrer Heimat etwa die Stellung ein, wie bei uns 
die kommandierenden Generäle, ſo iſt dem als Analogon die 
Außerung des Fürſten gegenüberzuſtellen: er könne aus einem 
tüchtigen Redakteur leichter einen Staatsſekretär des Außern 
oder des Innern machen, als aus einem Dutzend Geheimräten 
den gewandten und brauchbaren Leiter einer politiſchen Tages⸗ 
zeitung. Tatſache iſt, daß der Fürſt als Kanzler nicht ſelten 
Diplomaten von hohem Range hat warten laſſen, weil er vor⸗ 
her einen Publiziſten empfangen wollte, auf deſſen Meinungs⸗ 
äußerung es ihm ankam. 

Selbſtverſtändlich waren ihm bei ſeinem Verkehr mit den 
Männern der Preſſe neben erfreulichen auch minder angenehme 
Erfahrungen beſchieden. Es ſind Indiskretionen vorgekommen, 
die ihn dazu genötigt haben, bei fernerer Zulaſſung von Preß⸗ 
vertretern ſowie im Geſpräch mit ihnen größere Vorſicht zu üben. 
Ich erinnere mich auch, einmal noch abends ſpät nach Fried⸗ 
richsruh zitiert worden zu ſein wegen eines Briefes, den ein 
namhafter Publiziſt, nachdem er vom Fürſten empfangen 
worden war, an dieſen gerichtet hatte. Inzwiſchen war Miß⸗ 
trauen gegen den Herrn in Friedrichsruh aufgekommen, und 
man wollte ihm daher nicht eine ſchriftliche Antwort des Fürſten 
oder ſeines Sekretariats in die Hände geben. So erhielt ich 
den Auftrag, von Hamburg aus an den Herrn zu ſchreiben, 
ihm mitzuteilen, daß der Fürſt mir von ſeinem Briefe Kenntnis 
gegeben und wegen Überhäufung mit Geſchäften mich damit 
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beauftragt habe, ihn zu beantworten. Im Laufe der Jahre iſt 
mir überhaupt öfter der Auftrag zuteil geworden, zwiſchen dem 
Fürſten und Preßvertretern zu vermitteln. Dies geſchah unter 
anderem, wenn es ſich darum handelte, gut geſinnte Herren der 
Feder, die ſich durch irgendwelche Vorſichtsmaßregeln allgemeiner 
Natur zu Unrecht betroffen und gekränkt fühlten, zu beſchwich⸗ 
tigen. Ich muß ſagen, daß meiſtens nur übertriebene und nicht 
gerechtfertigte Eitelkeit die Urſache der Verſtimmung bildete. 
Manchem Publiziſten war es offenbar zu Kopf geſtiegen, daß 
er mit dem Fürſten in direkte Berührung gekommen war, und 
er erhob demnächſt Anſprüche, die nicht immer zu befriedigen 
waren. | 

Ein beſonders typiſches Beiſpiel gekränkter Eitelkeit aus der 
amtlichen Zeit des Fürſten iſt der Fall des bekannten Pariſer 
„Times“ ⸗Korreſpondenten, Herrn Oppert „de Blowitz“ lin 
Wahrheit „aus Blowitz“). Der Fürſt hat mir ihn in folgender 
Weiſe mitgeteilt: 

„Blowitz war auf Disraelis Wunſch im Jahre 1878 zur 
Kongreßzeit von mir empfangen worden, und dieſe Bevorzugung 
war, ebenfalls auf Wunſch des engliſchen Staatsmannes, von 
einem für die Verhältniſſe des Blowitz nach preußiſchen Be⸗ 
griffen um eine Klaſſe zu hohen Orden begleitet: der eng⸗ 
liſche Journaliſt hatte ſtatt der vierten eine dritte Klaſſe des 
preußiſchen Ordens erhalten. Er aber geriet darüber in Ent⸗ 
rüſtung, verlangte eine zweite und wurde, als er dieſe nicht 
bekam, feindlich.“ 

Es würde mir ein leichtes ſein, aus der nachamtlichen Zeit 
Beiſpiele von ähnlichen Preßverſtimmungen gegen den Fürſten 
aus verletzter Eitelkeit anzuführen. Ich unterlaſſe es aber, 
um nicht an alte Wunden zu rühren. 

Leider iſt es in der Zeit nach der Entlaſſung des Fürſten 
öfter vorgekommen, daß er ſich der Zudringlichkeit gewiſſer 
Preßvertreter zu erwehren hatte. Hierzu ſah er ſich noch in 
ſeinem letzten Lebensjahre, als er ſchon krank daniederlag, ge⸗ 
nötigt. Als Beiſpiel führe ich an: 
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Im Januar 1898 hatte ſich ein Hamburger Blatt über die 
ſchlechte Aufnahme beklagt, die ſeinem Vertreter in Fried⸗ 
richsruh zuteil geworden ſei, als er ſich dorthin begeben habe, 
um Erkundigungen über das Befinden des alten Kanzlers 
einzuziehen. Der Fürſt fand dieſe Beſchwerde ſchon des— 
halb ſonderbar, weil nicht nur das betreffende Blatt ſich ihm 
gegenüber ſeit feiner Entlaſſung durchaus gegneriſch ver— 
halten und ſich zur Verrichtung der übelſten offiziöſen Dienſte 
hergegeben hatte, ſondern weil ſein Berichterſtatter außerdem 
zugleich Vertreter des Londoner Reuterſchen Bureaus war, 
das dem Fürſten ebenſo feindſelig gegenüberſtand. Es ſei un⸗ 
begreiflich, wie ein Sendling zweier derartiger Stellen habe 
glauben können, in Friedrichsruh beſonderes Entgegenkommen 
zu finden, ſobald er dort erſchiene. Das beweiſe eine Urteils⸗ 
loſigkeit, die der Vertreter eines größeren Blattes und des 
Reuterſchen Bureaus nicht hätte haben ſollen. Trotzdem und 
obwohl das Eindringen des Reporters in die Häuslichkeit des 
kranken Fürſten nicht durch Teilnahme ſeiner Auftraggeber an 
dem Ergehen des Hausherrn, ſondern durch das gewerbliche Be⸗ 
dürfnis der Beſchaffung geldwerter Neuigkeiten veranlaßt war, 
wurde der Herr dennoch in Vertretung des Schwiegerſohnes 
des erkrankten Fürſten, Grafen Rantzau, vom Privatſekretär des 
Fürſten empfangen und erhielt von ihm die gewünſchten Mittei⸗ 
lungen über das Befinden des Fürſten, die er alsbald zu Tele⸗ 
grammen an ſeine Auftraggeber verwertete. Der Wunſch des 
Reporters war ſomit völlig erfüllt, und es konnte bis dahin 
von keiner unangemeſſenen Behandlung die Rede ſein. So⸗ 
weit eine ſolche überhaupt ſtattgefunden hat, iſt ſie im ſpä⸗ 
teren Verlauf ſeines Beſuches von ihm ſelbſt verſchuldet worden. 
Und zwar dadurch, daß er beim Verlaſſen des fürſtlichen Parkes 
den Grafen Rantzau mit Viſitenkarten und Depeſchenformularen 
überfiel, als ihm dieſer, von einem Spaziergang heimkehrend, 
begegnete. Selbſtverſtändlich entſprach das Verhalten des Grafen 
der Zudringlichkeit des in ſeinen Bedürfniſſen bereits befrie⸗ 
digten Reporters. Charakteriſtiſch iſt die Außerung des Grafen: 
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„Bedenken Sie doch, was ich dazu jagen ſoll, wenn ich hier 
jeden Tag auf meinem Spaziergang vor dem Tore von Re⸗ 
portern angefallen werde!“ Der Fürſt billigte das Verhalten 
ſeines Schwiegerſohnes und fügte hinzu: 

„Würde man es gutheißen, wenn ein naher Verwandter 
des jetzigen Reichskanzlers, Fürſten Hohenlohe, bei ſeinem 
Spaziergang im Berliner Tiergarten von den Vertretern eines 
ſozialdemokratiſchen oder ſonſt als feindlich bekannten Blattes 
angehalten und über das e des Fürſten Hohenlohe inter⸗ 
pelliert würde?“ 

In einigen Zeitungen war im Anſchluß an die tendenziöſe 
Veröffentlichung eines Berichtes über die damaligen Friedrichs⸗ 
ruher Vorgänge geſagt worden, man werde ſich, um Nach⸗ 
richten über den Fürſten Bismarck zu erlangen, fernerhin an 
die Dienerſchaft wenden müſſen. Darauf ließ der Fürſt er⸗ 
wide rn: | 

Er bitte die Zeitungen, dieſem Rate nicht zu folgen und 
ſeine Leute nicht in Verlegenheit zu bringen. Eigene Beziehungen 
zur Preſſe ſeien ihnen ſelbſtverſtändlich unterſagt; Unbeſcheiden⸗ 
heiten aber, wie ſie neulich vorgekommen ſeien, würden von den 
Dienern des Hauſes vielleicht noch unfreundlicher beantwortet 
werden, als es durch den Grafen Rantzau geſchehen ſei. 

Man kann hieraus den Unmut ermeſſen, der damals in 
Friedrichsruh durch die fortwährenden Verſuche gewiſſer Zei⸗ 
tungen, die Ruhe des kranken Fürſten durch lärmend und an⸗ 
ſpruchsvoll auftretende Reporter zu ſtören, erregt worden war. 
Aber dieſe Verſtimmung hielt nicht an. Dazu war der er 
mit der Preſſe viel zu ſehr verwachſen. 

Daraus erklärt ſich auch die rege Anteilnahme an allen 
Angelegenheiten der Preſſe, die er, ſolange er geſund war, 
ſtets bekundet hat. Die Anführung eines Beiſpiels mag ge⸗ 
ſtattet ſein: | 

Als im Herbſt 1896 die Frage der Beſeitigung des Zeugnis⸗ 
zwangs verfahrens gegen den Redakteur und andere bei Her⸗ 
ſtellung von Druckſchriften beteiligte Perſonen zur öffentlichen 
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Diskuſſion ſtand, veröffentlichte ein Berliner Blatt eine Zu⸗ 
ſchrift, die es unternahm, die ſchweren Bedenken nachzuweiſen, die 
mit einer Beſeitigung des Zeugniszwanges verknüpft ſeien, und 
darlegte, welche öffentlichen Intereſſen dadurch geſchädigt würden. 
Gegen das Zeugnisverweigerungsrecht der Preſſe ſpreche auch 
die eigentümliche ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit des Redakteurs. 
Wenn auch hin und wieder der öffentlichen Rechtsordnung Genüge 
damit geſchehe, daß der verantwortliche Redakteur ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob er der Urheber der jtrafbaren Preßäußerung 
ſei oder nicht, für dieſe ſtrafrechtlich einzuſtehen habe, ſo dürfe 
dem Staate doch nicht zugemutet werden, immer und überall 
bei Preßdelikten dem eigentlichen Täter gegenüber auf ſein 
Strafverfolgungsrecht zu verzichten. Darauf aber laufe am 
letzten Ende die Beſeitigung des Zeugniszwangsverfahrens 
hinaus. Man dürfe nicht überſehen, daß die Strafe als ſolche 
ihre ſittliche Rechtfertigung nur darin finde, daß die Straftat 
durch die Sühne ausgeglichen werde; von einer Sühne könne 
jedoch da keine Rede ſein, wo den Staatsorganen verwehrt 
werde, den wirklich Schuldigen zu ermitteln, und wo ſie ſich 
daran genügen laſſen müßten, den Redakteur als fingierten 
Täter zu beſtrafen. 

Die betreffende Nummer des Berliner Blattes, das dieſe 
Veröffentlichung brachte, war nach Friedrichsruh geſandt worden, 
und der Fürſt las den Artikel abends nach dem Eſſen. Er 
rief mich zu ſich heran und fragte, ob ich Kenntnis von ihm 
habe. Ich verneinte. „Dann leſen Sie ihn, bitte, gleich; ich 
möchte mit Ihnen darüber ſprechen.“ 

Als ich die Lektüre beendet hatte, ſagte der Fürſt: 

„Können Sie dem zuſtimmen? Ich nicht. Soviel ich weiß, 
haben die meiſten der angeſehenen Preßorgane überhaupt keine 
„Sitzredakteure“, ſondern ſind ſich der eigenen Verantwortlich⸗ 
keit für alle von ihnen publizierten Artikel im vollſten Maße 
bewußt. Soweit aber nicht die von dem Berliner Einſender 
erwähnte Umgehung des Geſetzes durch den abusus des ge⸗ 
mieteten Sitzredakteurs in Frage kommt, halte ich die ſtraf⸗ 
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rechtliche Verantwortlichkeit der Redaktion keineswegs für fiktiv. 
Die Tat, inſoweit ſie zu einer ſtrafbaren Handlung führt, 
beſteht doch nicht im Niederſchreiben von Gedanken, die im 
eigenen Schreibtiſch oder auf dem Redaktionsbureau bleiben, 
ſondern ſie tritt erſt ins Leben durch die Veröffentlichung der 
niedergeſchriebenen Gedanken. Nicht eine Sache gedacht oder 
am eigenen Schreibtiſch niedergeſchrieben zu haben, iſt ſtraf⸗ 
bar, ſondern ſie wird es erſt dadurch, daß dieſe Gedanken 
in ein von aller Welt zu leſendes Preßerzeugnis umgeſetzt 
werden, und das hängt lediglich von der Redaktion des 
Blattes ab. 

Die Stellung eines Redakteurs iſt überhaupt nicht derart, 
daß ſie von jedem politiſchen Analphabeten übernommen und 
ausgefüllt werden kann. Wenn die Preſſe ihrer Miſſion, die 
öffentliche Meinung zu leiten, zu unterrichten und zu korrigieren, 
gerecht werden will, ſo muß ſie ſelbſt durch gebildete, urteils⸗ 
fähige Perſönlichkeiten von politiſchem, moraliſchem und recht⸗ 
lichem Verantwortlichkeitsgefühl geleitet ſein. Das Inſtitut eines 
Hausknechts als „Sitzredakteur' iſt die Karikatur auf die Stellung 
der Preſſe zum Volk, und jede Redaktion, deren Tätigkeit von 
Selbſtachtung getragen iſt, wird ſich die Kritik der Artikel, die 
ihr geliefert werden, nach ihrer eigenen politiſchen Überzeugung 
und im Hinblick auf das ſtrafrechtlich Erlaubte notwendig vor⸗ 
behalten müſſen. 

Die Stellung eines Sitzredakteurs ſollte von einem Ehren⸗ 
rate der Redaktion bekämpft werden, wenn man das Anſehen 
einer ſachlichen und ehrlichen Preſſe im Volke erhalten will. 
Der Redakteur eines Blattes muß der Zenſor desſelben bleiben 
und dazu nach ſeinem Bildungsgrade und ſeiner Unabhängig⸗ 
keit imſtande ſein.“ 

Entſprechende Ausführungen habe ich ſeinerzeit in den 
„Hamburger Nachrichten“ veröffentlicht und glaube, daß die 
Mehrheit der Herren von der Preſſe ſich durch die vorſtehend 
wiedergegebene Auffaſſung des Fürſten angenehm berührt fühlen 
und dem großen Staatsmann dankbar beipflichten wird. 
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Selbſtverſtändlich iſt es, daß der Fürſt bei aller Anerfen- 
nung der Wichtigkeit und des Einfluſſes der Preſſe deren 
Schattenſeiten nicht überſah. Aber nur wenn es dringend not— 
wendig war, hat er Anlaß genommen, ſich mit ihnen zu be— 
faſſen. Als Kanzler pflegte er gegen Preßexzeſſe lediglich dann 
einzuſchreiten, wenn es im Staatsintereſſe erforderlich war. Per⸗ 
ſönlich achtete er die Preßfreiheit ſehr hoch und ließ jeder ehrlichen 
Überzeugung ſelbſt dann Gerechtigkeit widerfahren, wenn ſie ſich 
gegen ihn und ſeine Politik richtete. Entſcheidend blieb für ihn 
ſtets, ob ſich die betreffende Zeitung von ſachlichen Motiven leiten 
ließ und in ihren Außerungen eine anſtändige Geſinnung befun- 
dete. War dies der Fall, ſo konnte das Blatt auch bei ſcharfen 
Angriffen auf die vornehme Geſinnung des großen Staatsmannes 
rechnen. Nur wenn ein Preßorgan offenbar von niedrigen In⸗ 
ſtinkten beherrſcht wurde und gewiſſenlos mit der Ehre anderer 
Leute umſprang, hatte es auf keinerlei Schonung zu rechnen, 
ſobald es der Staatsgewalt Handhabe zum Einſchreiten bot. 
Selbſt die ſozialiſtiſche Preſſe hat ſich bei aller Gegnerſchaft 
des Fürſten gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen ihrer 
Partei vor Erlaß des Sozialiſtengeſetzes der vollen Reſpektie⸗ 
rung der Freiheit ihrer Meinungsäußerungen durch den großen 
Kanzler zu erfreuen gehabt. Auch nach ſeiner Entlaſſung, und 
obwohl ihn gerade nach dieſer die ſozialiſtiſchen Blätter aufs 
heftigſte angriffen und verleumdeten, hat ſich daran nichts ge- 
ändert. Mir gegenüber hat er ſogar gelegentlich den Mut der 
ſozialiſtiſchen Preſſe anerkannt und bedauert, daß dieſe rühmliche 
Eigenſchaft bei ſo manchem bürgerlichen Blatte nicht in gleichem 
Maße anzutreffen ſei. 

Vielfach iſt dem Fürſten große Empfindlichkeit gegen Preß⸗ 
angriffe beigemeſſen worden. Ich glaube auf Grund meiner 
Erfahrungen nicht, daß ſie wirklich beſtanden hat. Wie er auf 
Zeitungspolemiken reagieren würde, ließ ſich im voraus kaum 
ermeſſen. Zuweilen glaubte ich bei Vorlegung eines Artikels, 
der ſich in ſtarken Ausdrücken gegen ihn wandte, auf eine ent⸗ 
ſprechende Abwehr rechnen zu müſſen, und war ſehr erſtaunt, wenn 
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der Fürſt in einzelnen folder Fälle das Blatt, nachdem er es 
geleſen, gleichmütig beiſeite legte, ein paar mächtige Züge aus 
der Pfeife tat und dann ſagte: „Macht keinen Eindruck!“ Mit 
einiger Beſtimmtheit war eigentlich nur dann darauf zu rechnen, 
daß er auf Preßangriffe erwidern ließ, wenn er ſicher war, 
oder wenn wenigſtens die Vermutung dringend dafür ſprach, 
daß der betreffende Artikel durch ſeine Nachfolger veranlaßt 
worden war. Gegen Angriffe und Verleumdungen von ſozia⸗ 
liſtiſchen, klerikalen, polniſchen und anderen Blättern ejusdem 
farinae verhielt er ſich meiſt gleichgültig oder erblickte in ihren 
Wutausbrüchen immer nur eine Quittung darüber, daß er 
ihren Parteien und deren reichsfeindlichen Beſtrebungen gegen⸗ 
über mit ſeiner Politik auf dem richtigen Wege geweſen ſei. 
In den erſten Jahren nach ſeiner Entlaſſung iſt dem 
Fürſten, um ihm die Sympathie der deutſchen Preſſe zu ent⸗ 
ziehen und ihn möglichſt zu iſolieren, von übelwollender Seite 
nachgeſagt worden, er habe der deutſchen Publiziſtik den Vor⸗ 
wurf der Feigheit gemacht, weil diejenigen Organe, die früher 
mit ihm durch dick und dünn gegangen ſeien, ſich nach ſeiner 
Verabſchiedung von ihm abgewandt und ihn im Stiche gelaſſen 
hätten. Ich will hier nicht unterſuchen, ob und inwieweit ein 
ſolcher Vorwurf, wenn ihn der Fürſt wirklich erhoben hätte, 
berechtigt geweſen wäre; er hat ihn aber überhaupt nicht er⸗ 
hoben, ſondern das iſt nur auf Grund abſichtlich entſtellter 
Außerungen des entlaſſenen Kanzlers von ſeinen Gegnern be⸗ 
hauptet worden. Es liegt mir fern, leugnen zu wollen, daß 
der Fürſt zuweilen erſtaunt über die Haltung einiger ihm 
früher ergebener Blätter war, die ihn, als er, vom Kaiſer ent⸗ 
laſſen, ſich in den Sachſenwald zurückgezogen hatte, wie einen 
Peſtkranken mieden, aber er iſt nie ſo weit gegangen, die be⸗ 
treffenden Zeitungen oder gar die deutſche Preſſe überhaupt 
der Feigheit zu bezichtigen. Dazu war er über die Beweg⸗ 
gründe der abtrünnigen Blätter viel zu ſehr im klaren. Er 
war der Meinung, daß gewiſſe Leiter von Zeitungen, ebenſo 
wie gewiſſe Fraktionspolitiker, nicht frei von Furchtſamkeit und 
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einem gewiſſen politiſchen Strebertum jeien und daß fie be— 
ſorgten, mit der Parteinahme für den in Ungnade Gefallenen 
irgendwo anzuſtoßen, wo man Förderung oder Unterſtützung, 
einerlei ob für die Partei oder für andere Zwecke, gebrauchen 
könne, oder durch bismarckfreundliche Außerungen ſich irgendein 
Patronat zu entfremden, oder durch überzeugungstreues Ver⸗ 
harren auf Bahnen, die früher, aber nicht mehr in der Gegen— 
wart, die Billigung der maßgebenden Stellen hätten, nach oben 
hin Mißfallen zu erregen. So oder ähnlich hat ſich der Fürſt, 
wie ich bezeugen kann, wiederholt ausgeſprochen, jedoch nie 
den Ausdruck „Feigheit“ gebraucht. Später hatte er überhaupt 
keinen Grund mehr, über den Abfall der nationalen Preſſe zu 
klagen. Denn mit jedem Jahre wuchs die Erkenntnis ihrer 
Organe, daß Heil für Deutſchland nur von der Rückkehr zu 
den Bismarckſchen Grundſätzen zu erwarten ſei. 

Noch weniger zutreffend als die Behauptung, daß der Fürſt 
die deutſche Preſſe der Feigheit geziehen habe, iſt die, daß er 
überhaupt auf ſie ſchlecht zu ſprechen geweſen ſei und jede 
Gelegenheit benutzt habe, ihre Freiheit zu beſchränken oder 
Strafanträge gegen ſie zu ſtellen. Merkwürdigerweiſe ging dieſer 
Hinweis auf die früheren Strafanträge des Fürſten gerade 
von ſolchen Blättern aus, die ihn unausgeſetzt mit Invektiven 
aller Art anfielen, weil er nach ſeiner Entlaſſung von dem 
Rechte der freien Meinungsäußerung Gebrauch gemacht hatte, 
und die ihm am liebſten den Staatsanwalt auf den Hals ge⸗ 
ſchickt ſehen wollten. Bei einer Unterredung hierüber ſagte 
mir der Fürſt: 

„Strafanträge habe ich als Miniſter und Kanzler gegen 
die Preſſe nur geſtellt, wenn die Wahrung der Staatsautorität 
es dringend erheiſchte, oder wenn die ſtrafbare Außerung mit 
Fraktionspolitik im Zuſammenhang ſtand, oder wenn die Staats- 
anwaltſchaft den Wunſch ausſprach, eine gleichzeitig vorliegende 
Majeſtätsbeleidigung durch Stellung eines Strafantrages ſeitens 
des mitbeleidigten Reichskanzlers in der gerichtlichen Ahndung 
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wenn ich nicht den Anſchein erwecken wollte, daß ich das An- 
ſehen der Krone nicht genügend wahre. Seit meiner Ent⸗ 
laſſung habe ich niemals wieder Strafanträge gegen die Preſſe 
geſtellt, auch wenn ich von ihr aufs ſchwerſte beleidigt und 
inſultiert wurde, weil ich die Staatsautorität nicht mehr zu 
wahren hatte, als Privatmann aber der Anſicht bin, daß der- 
gleichen Anwürfe nicht an mich heranreichten.“ 

In hohem Maße unſympathiſch war dem Fürſten die Senſa⸗ 
tionsſucht, die ſich der Preſſe mehr und mehr bemächtigte. Ich 
kann nur als zutreffend beſtätigen, daß er geſagt hat, es werde in 
unſeren Zeitungen zu viel auf Senſationelles gegeben, als ob 
alle Tage ſo etwas paſſieren müſſe. Jede Nummer ſollte wo⸗ 
möglich etwas Außerordentliches, einen „Schlager“ bringen. 
Auf dieſe Weiſe verwöhne die Preſſe ihr Publikum, das ſchließlich 
nur noch ſolche Dinge von ihrer Zeitung erwarte und verlange. 
Dadurch kämen die Blätter in eine ſchwierige Lage. Sie müßten 
von ihren Berichterſtattern und Mitarbeitern verlangen, daß 
ſie tagtäglich Neues, Intereſſantes und Aufſehenerregendes re⸗ 
ferierten, was natürlich nicht immer möglich ſei. Dann ſähen 
ſich die Berichterſtatter genötigt, ihre Phantaſie zu Hilfe zu 
nehmen oder Wege zu beſchreiten, die noch anfechtbarer ſeien, 
zum Beiſpiel ſich, wie es vorgekommen ſei, an auswärtige Ge⸗ 
ſandtſchaften heranzumachen, die ſie natürlich gern mit Nach⸗ 
richten unterſtützten, ſelbſtverſtändlich aber nur mit ſolchen, die 
ihren eigenen Zwecken dienten. 

Auch die übermäßige Befaſſung der deutſchen Preſſe mit 
den Angelegenheiten fremder Staaten hat der Fürſt in Ge⸗ 
ſprächen mit mir ſehr häufig getadelt, und zwar immer im 
Sinne ſeiner bekannten Ausführungen, die er im Reichstag 
zu Mitte der ſiebziger Jahre gemacht hat. Er ſagte damals 
unter anderem: Die Zeitungen beſchäftigten ſich nach ſeinem 
Geſchmack nicht hinreichend mit inneren Angelegenheiten und 
ſeien mit ausländiſchen überfüllt. Die eigentliche Schuld liege 
wohl an den Leſern. Die Mehrzahl dieſer möge ernſte, ſach⸗ 
lich geſchriebene und belehrende Artikel über inländiſche An⸗ 
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gelegenheiten, obwohl fie uns doch mehr interejjierten als die 
auswärtigen, nicht gern leſen, und die Redaktionen ſchrieben ſie 
noch weniger gern, weil das Anſtrengung und Arbeit erfordere. 
Nach dem Geſchmacke des Publikums ſollten die politiſchen 
Blätter lediglich politiſche Unterhaltung bieten, ähnlich der, 
die man beim Schoppen gelegentlich führe. Sie ſollten Stoff 
zu anregenden Geſprächen liefern und vor allen Dingen inter⸗ 
eſſante Nachrichten aus dem Auslande bringen. Die Schuld 
daran trage wohl der Umſtand, daß unſer eigenes politiſches 
Leben und unſere parlamentariſchen Einrichtungen noch zu neu 
ſeien, um die Anteilnahme des Publikums ſo ſtark wie zum 
Beiſpiel in England zu feſſeln. Es ſei aber zu hoffen, daß 
die zunehmende Erſtarkung unſeres politiſchen Lebens das 
Intereſſe der deutſchen Zeitungsleſer mehr als bisher den 
inneren Angelegenheiten zuwende und daß wir namentlich in 
Telegrammen nicht mehr in demſelben Maße wie bisher damit 
behelligt würden, was irgendein franzöſiſcher Deputierter irgend⸗ 
wo geſprochen habe, während in Deutſchland doch mehr von 
Intereſſe wäre, zu hören, was in Breslau oder Königsberg 
oder ſonſtwo vorgekommen ſei. 

Dieſe Außerungen des Fürſten ſtammen, wie geſagt, aus 
den ſiebziger Jahren. Ob und inwieweit ſie noch heute zu⸗ 
treffen, kann dahingeſtellt bleiben. 

Aus der nachamtlichen Zeit des Fürſten möchte ich zum 
gleichen Gegenſtand eine weitere Außerung von ihm anführen. 
Im März 1893 war Jules Ferry in Paris geſtorben, und 
nicht nur ganz Frankreich hatte bei dieſer Gelegenheit dem 
Verſtorbenen gehuldigt, ſondern auch ein großer Teil der 
deutſchen Preſſe. Das bot dem Fürſten Anlaß zu folgenden Be⸗ 
merkungen: 

„Das Übermaß der Kundgebungen, das der Tod Ferrys 
in der deutſchen Preſſe hervorgerufen hat, liefert einen neuen 
Beweis dafür, wie ſehr unſere Zeitungen noch an der alten 
Neigung kranken, ausländiſchen Vorgängen ein unverhältnis⸗ 
mäßig größeres Intereſſe als den analogen Ereigniſſen des 
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Inlandes entgegenzubringen. Umgekehrt könnten bei uns Caprivi, 
Marſchall und Miquel zugleich miteinander die Zeitlichkeit ſegnen, 
ohne daß die Pariſer Preſſe nur den zehnten Teil des Raumes 
daran verſchwendete, den unſere Blätter für Ferry übrig gehabt 
haben. So zum Beiſpiel haben die franzöſiſchen Zeitungen 
den neulichen Tod des Herzogs von Ratibor (Anfang 1893), 
der etwa denſelben Rang mit dem franzöſiſchen Senatspräſi⸗ 
denten bekleidete, kaum erwähnt. Sie ſehen eben nicht ſoviel 
wie die Deutſchen nach dem Auslande, halten es nicht für ihre 
Aufgabe, den dortigen Vorgängen, ſoweit ihr Land nicht direkt 
davon berührt wird, zu folgen und ſie zu würdigen, ſondern 
kümmern ſich ſehr verſtändigerweiſe in der Hauptſache nur um 
ihre eigenen Angelegenheiten.“ 

Endlich mag hier noch erwähnt ſein, daß der Fürſt die 
deutſche Preſſe wiederholt vor unberechtigten Einmiſchungen 
in die Angelegenheiten fremder Staaten und Völker nach Maß⸗ 
gabe ſeines obenerwähnten Fenſterſcheibenbildes hat warnen 
laſſen. Dieſe Warnungen erſtreckten ſich auch auf das allzu 
leidenſchaftliche Eintreten für die deutſchen Stammesgenoſſen 
im Auslande, etwa in den baltiſchen Provinzen Rußlands, oder 
für die ſiebenbürgiſchen Sachſen Ofterreich- Ungarns. Der Fürft 
verkannte zwar nicht die ehrenwerte Geſinnung, die ſolcher 
Parteinahme zugrunde lag, war aber der Anſicht, daß ſie 
mehr ſchadete als nützte. Auch erhalte die gegneriſche Preſſe 
des Auslandes auf dieſe Weiſe Gelegenheit, mit dem Hinweis 
auf die „Hetzereien“ und die unzuläſſigen Einmiſchungsver⸗ 
ſuche der reichsdeutſchen Preſſe die eigene Regierung noch 
ſchärfer gegen die im Lande anſäſſigen Deutſchen zu machen, 
als es ohnehin der Fall ſei. 

Ebenſo machte es der Fürſt der deutſchen Preſſe aus 
Gründen der Bewahrung der eigenen nationalen Würde zur 
Pflicht, ausländiſchen Veranſtaltungen und Kundgebungen gegen⸗ 
über, bei denen ſich antideutſche Tendenzen zeigten, keine über⸗ 
mäßige Empfindlichkeit oder gar chauviniſtiſche Anwandlungen 
zu zeigen. Das führe zu nichts. Vornehmes Ignorieren der⸗ 
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artiger Vorgänge entſpreche weit mehr dem Anſehen des deutſchen 
Volkes und der Machtſtellung des Deutſchen Reiches. Zum 
Beleg führe ich folgenden Fall an. Im Juni 1892 fand nahe 
an der deutſchen Grenze Frankreichs, in Nancy, ein fran— 
zöſiſches Studententurnfeſt ſtatt, zu dem alle ausländiſchen 
Univerſitäten mit alleiniger Ausnahme der deutſchen geladen 
worden waren. Wie es nicht ausbleiben konnte, ging durch die 
ganze Veranſtaltung ein deutſchfeindlicher, revancheluſtiger Zug; 
beſonders herausfordernd traten die tſchechiſchen Teilnehmer auf, 
und als nun auch noch der ruſſiſche Großfürſt Konſtantin, der 
damals in einem franzöſiſchen Bade weilte, unerwartet in Nancy 
eintraf, wurde er mit einem Jubel empfangen, über deſſen Be⸗ 
deutung niemand im Zweifel ſein konnte. Darüber verlor ein 
Teil der deutſchen Preſſe den Kopf und erging ſich in Ausfällen, 
die Augenmaß und Takt vielfach vermiſſen ließen. Aus dieſem 
Anlaß äußerte der Fürſt ſein Bedauern darüber, daß die be- 
treffenden Blätter ſo wenig kaltes Blut und ſo wenig Ruhe, 
bis zur Würdeloſigkeit, gezeigt hätten: 

„Dieſelben Leute, die aus Verſöhnlichkeit gegen Frankreich 
und aus dem Bedürfnis, deſſen Gefühle nicht zu verletzen, 
meine Paßmaßregeln getadelt hatten, obwohl fie den franzöſi⸗ 
ſchen Hetzern im Elſaß das Geſchäft einigermaßen erſchwert 
haben, zetern jetzt inkonſequenterweiſe über die Turner⸗ und 
Studentenkundgebungen in der ausſchließlich franzöſiſchen Stadt 
Nancy und behaupten, daß fie für Deutſchland etwas Be⸗ 
drohliches und Herausforderndes hätten. Wir tun doch dies⸗ 
ſeits unſerer Grenze auch, was wir wollen, und da ſollten wir 
den Franzoſen jenſeits ihrer Grenze ebenfalls mehr freie Be⸗ 
wegung geſtatten, als es viele deutſche Zeitungen ihnen zu ge⸗ 
währen ſich geneigt zeigen. Alle diejenigen, die ruhige Be⸗ 
ziehungen zwiſchen beiden Ländern ſich einleben laſſen wollen 
und die dieſe durch die deutſche Paßeinrichtung geſtört fanden, 
ſollten erwägen, daß der Zeitungslärm über die Feſtlichkeiten 
in Nancy nur ſchädlich wirken kann. Auch bei ruhigen Fran⸗ 
zoſen wird durch eine jo ſcharfe und mißtrauiſche Beobachtung 
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der Vorgänge innerhalb der franzöſiſchen Grenzen der Eindruck 
hervorgerufen, als ob wir ununterbrochen nur darauf aus ſeien, 
neue Vorwände zur Verſtimmung zu ſuchen. Ich würde es 
der Würde des deutſchen Volkes entſprechend gefunden haben, 
wenn unſere Blätter über das Feſt in Nancy ſowie über den 
ruſſiſchen Beſuch niemals ein Wort verloren hätten.“ 


5 

Damit glaube ich, das Thema „Fürſt Bismarck und die 
Preſſe“ erſchöpft zu haben. Ich füge noch hinzu, daß der Fürſt 
bis zu ſeinem Tode nicht aufgehört hat, ein eifriger Zeitungs⸗ 
leſer zu ſein, und daß er ihrer Lektüre Tag für Tag mehrere 
Stunden widmete. Noch an ſeinem Sterbetage hat er in den 
Vormittagsſtunden Zeitungen geleſen und, dadurch veranlaßt, 
ſeiner Umgebung gegenüber politiſche Außerungen getan. Die 
deutſche Preſſe hat jedenfalls allen Grund, das Andenken des 
großen Kanzlers in höchſten Ehren zu halten. 
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Otto Fürft von Bismarck: 
Gedanken und Erinnerungen 


Jieue Ausgabe 
Zwei Bände. Groß-Dktav. Mit Porträt 
In Leinen gebunden M.12.—, in Halbfranz gebunden M. 14.— 


Fürft Bismarcks Briefe 
an feine Braut und Gattin 


Herausgegeben vom Fürften Herbert Bismarck 


Vierte Auflage 
Mit einem Titelbild nach Franz von Cenbach und zehn Porträt=Beilagen 
In Leinen gebunden M. 8. — 
hierzu als Ergänzung: 


Erläuterungen und Regifter 
von Horft Kohl 


In Leinen gebunden M. 3.— 


Bismarck 


Eine Biographie von Erid; Marcks 
Erſter Band: 
Bismarcks jugend 
1815 bis 1848 
Mit zwei Bildniſſen 
13. bis 15. Auflage 
In Leinen gebunden M. 9.50, in Halbpergament gebunden i. 10 —, 


in Halbfranz gebunden i. 10.— 
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Union Deutſche Verlagsgeſellſchaft in Stuttgart, Berlin, Leipzig. 


Meine Tibetreiſe. 


Eine Studienfahrt durch das nordweſtliche China 
und durch die innere Mongolei in das öſtliche Tibet. 


Von Dr. Albert Tafel. 


707 Seiten in Lexikon⸗Format mit einem mehr⸗ und einem einfarb. Titel⸗ 
bild, 36 Abbildungen im Text, 154 Einſchalttafeln und 1 Überſichtskarte. 


2 Bände. In Ganzleinen gebunden 24 Mark. 


Wenn wir ungeachtet des Krieges das hier angekündigte Werk 
herausgaben, ſo geſchah das in der Überzeugung, daß ſeine Be⸗ 
deutung groß genug iſt, um es auch jetzt die gebührende Beachtung 
finden zu laſſen, und daß ferner der Kreis ſeiner Käufer und Leſer 
durch den Krieg nur wenig vermindert, ja vielleicht durch die Er⸗ 
eigniſſe des Kriegs vergrößert ſein dürfte. Gerade die Gegenwart 
hat Land und Leute in China vielen in Erinnerung gebracht, und 
in vielleicht nicht ferner Zeit wird die Entwickelung der Dreihundert⸗ 
millionen⸗Republik die Aufmerkſamkeit der Kulturmenſchheit ſtark 
herausfordern. Darum hat „Meine Tibetreiſe“ das Intereſſe vieler 
und ernſter Leſer für ſich, zu denen noch die große Zahl von Freunden 
völkerkundlicher Reiſeſchilderungen hinzukommt. 


Über den Charakter des zwei ſtattliche Bände umfaſſenden Werkes 
gibt am beſten die untenſtehende Inhaltsüberſicht Auskunft. Seine 
lebendigen Erzählungen konnte der Verfaſſer mit einem überaus 
reichhaltigen Bildermaterial ausſtatten, das den Wert der Bände 
noch bedeutend erhöht. 

„Meine Tibetreiſe“ eignet ſich nicht allein für Bibliotheken, 
Redaktionen und die Gelehrtenſtube, auch der einen gehaltreichen 
Leſeſtoff ſchätzende Laie wird an dem Werke ſeine Freude haben. 


Inhalt des 1. Bandes: I. Landeinwärts. II. Im Lößland am Hoang ho. III. Durch 
die innere Mongolei. IV. In Kan ſu und an der Grenze Tibets. V. Zum 
Kaku nor. VI. Im Kloſter der hunderttauſend Bilder. VII. Wei hüan bu und 
feine Tu ren. VIII. Aufbruch ins Tſ'ao ti. IX. Zum Amne Matſchen. X. Nach 
Tſ'aidam. 

Inhalt des 2. Bandes. XI. Nach Hochtibet. XII. Überfall und Rückzug. XIII. Neue 
Fahrt. XIV. Das nördliche K'am. XV. Durchs Goldflußland. XVI. Das Ge⸗ 
heimnis des gelben Fluſſes. XVII. Schluß. — Tibetiſche Fabeln, Sprüche und Rätſel. 


Zu haben in allen Buchhandlungen. 


DD Hofmann, Hermann 
218 Fürst Bismarck 
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